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Liebe Leserinnen und Leser,

am 8. Mai 1945 endete mit der bedin-
gungslosen Kapitulation des Deutschen 
Reiches der von Deutschland entfessel-
te Zweite Weltkrieg auf den europäi-
schen Kriegsschauplätzen. Bereits seit 
der verlorenen Schlacht um Stalingrad 
Anfang Februar 1943 hatten sich die 
Wehrmacht und ihre Verbündeten an 
der Ostfront in der Defensive befunden. 
Der von Reichspropagandaminister 
Joseph Goebbels umgehend prokla-
mierte »totale Krieg« und alle Rüs-

tungsanstrengungen konnten aber weder die Landung der Alliierten 
in der Normandie im Juni 1944 verhindern noch, dass amerikanische 
Truppen im Oktober 1944 mit Aachen die erste deutsche Großstadt 
eroberten und im selben Monat erstmals Einheiten der Roten Armee 
ostpreußischen Boden betraten. Im Frühjahr 1945 kämpften sich die 
alliierten Armeen schließlich unaufhaltsam ins Innere des Deutschen 
Reiches vor, während eine deutsche Großstadt nach der anderen unter 
den Bombenangriffen in Schutt und Asche versank; im April 1945 
begann schließlich die Schlacht um die Reichshauptstadt Berlin. 

Die Endphase des »Dritten Reiches« führte zur weiteren Entgren-
zung der Gewalt – vor allem gegen die einheimische Bevölkerung 
in den besetzten Gebieten, gegen KZ-Häftlinge, Zwangsarbeiter, 
Kriegsgefangene, aber auch gegen deutsche »Volksgenossen«, die 
sich etwa dem »Volkskrieg« gegen die Feinde des Reiches entzogen. 
Die Täter waren Angehörige von Gestapo, Polizei, Wehrmacht, SA 
und SS, aber auch deutsche Bürger, die sich dem unaufhaltsamen Ende 
des NS-Regimes meinten entgegenstellen zu müssen und die ihrer Ver-
achtung nicht nur gegenüber Kriegsgefangenen und Zwangsarbeitern, 
sondern auch gegenüber Wehrmachtdeserteuren freien Lauf ließen.

Die vorliegende Nummer der Einsicht behandelt in ihrem The-
menschwerpunkt diese so genannten »Endphasenverbrechen«. In 
den vergangenen Jahren sind zahlreiche Studien hierzu erschienen. 
Einige der maßgeblichen Experten haben Beiträge zu diesem Heft 
beigesteuert. Sven Keller befasst sich einleitend mit der Gewalt 
gegen Verweigerer des »Volkskriegs« im Frühjahr 1945. Er nimmt 
hierbei die Verfolgung von Personen in den Blick, die »weiße Fah-
nen« gehisst hatten und für die friedliche Übergabe von Ortschaften 
an feindliche Kampfverbände verantwortlich waren, letztlich aber 
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doch noch in die Hände der Wehrmacht oder SS fi elen. Claudia Bade 
untersucht Denunziationen a m Kriegsende. Häufi ge Anlässe hierfür 
waren »Rundfunkverbrechen« (das Abhören von »Feindsendern«) 
und der verbotene Umgang mit Kriegsgefangenen und ausländi-
schen Zivil- und Zwangsarbeitern. Sybille Steinbacher beschreibt die 
Befreiung des Konzentrations- und Vernichtungslagers Auschwitz. 
Dieser Beitrag geht auf ihren Vortrag zum 70. Jahrestag der Befreiung 
von Auschwitz am 27. Januar 2015 in der Goethe-Universität Frank-
furt am Main zurück. Daniel Blatman befasst sich mit den Todesmär-
schen, auf die die SS die KZ-Häftlinge bei der Aufgabe der Lager 
angesichts der näher rückenden feindlichen Truppen zwang. Edith 
Raim schließlich skizziert die ersten Nachkriegsprozesse gegen Täter 
dieser Endphasenverbrechen. Der Themenschwerpunkt zur Endpha-
se des NS-Regimes und ausgewählten Aspekten der unmittelbaren 
Nachkriegszeit wird in der Herbst-Ausgabe der Einsicht fortgesetzt.

Im Mai 2015 werden in der Wissenschaftlichen Reihe des Fritz 
Bauer Instituts die wichtigsten Plädoyers von Henry Ormond ver-
öffentlicht. Der Anwalt Norbert Wollheims im Prozess gegen die 
I.G. Farben war in späteren NS-Prozessen der Vertreter der Neben-
klage vieler Opfer. Die Ausstellung »Fritz Bauer. Der Staatsanwalt. 
NS-Verbrechen vor Gericht« wird derzeit im Heidelberger Landge-
richt gezeigt, danach wird sie im Landgericht Tübingen zu sehen 
sein. Weitere Stationen sind geplant. 

Das Fritz Bauer Institut trauert um Prof. Dr. Jiří Kosta, der im 
Alter von 94 Jahren verstorben ist. Kosta war Mitglied im Rat der 
Überlebenden des Holocaust unseres Instituts.

Diese Ausgabe unseres Bulletins, dessen Themenschwerpunkt maß-
geblich von Jörg Osterloh betreut wurde, ist die letzte, die noch im 
Rahmen meiner Institutsleitung erscheint. Ich möchte daher den 
Leserinnen und Lesern für ihr großes Interesse an dieser Publika-
tion und an der Arbeit des Fritz Bauer Instituts danken. Danken 
möchte ich vor allem den Gremien, die das Institut unterstützen, 
und ganz besonders den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern für die 
sehr produktive und gute Zusammenarbeit. Wir haben in den letzten 
acht Jahren versucht, in der Einsicht die neueren Entwicklungen 
der Holocaustforschung zu dokumentieren. Die Bedeutung, die der 
Erinnerung an den Holocaust in der Gegenwart zukommt, ist in die-
ser Zeit eher noch gewachsen. Zugleich ist die Gegenläufi gkeit der 
Gedächtnisse deutlicher hervorgetreten. In einer solchen Situation 
kann einer Historiographie, die sich an Forschungsfragen orientiert, 
eine Schlüsselrolle zukommen.

Ich wünsche dem Institut eine weiterhin gute Entwicklung und 
viele neue pädagogische und forscherische Einsichten in der schwie-
rigen Auseinandersetzung mit der Shoah und ihren Folgen bis in 
unsere Gegenwart hinein.

Prof. Dr. Raphael Gross
Frankfurt am Main, im März 2015

Inwieweit hat die Shoah mit ihren Folgen, hat das 
Naziregime mit seinen Auswirkungen die Identitäten 
der dreißig Frauen und Männer geprägt, die in diesem 
Buch Einblick in ihre Lebensgeschichte geben? Worüber 
haben sie nachgedacht, als sie nach ihrer Identität 
gefragt wurden? Identität auch in dem Zusammenhang, 
unausweichlich durch die Herkunft an eine der beiden 
Seiten gebunden zu sein: Beidseits von Auschwitz. 
Nachkommen von Verfolgten – Nachkommen von 
Verfolgern. 

Auch wenn im Hinblick auf die Verfolgten und deren 
Nachkommen die jüdische Seite hier im Fokus steht, 
so wollten wir doch eine weitere Gruppe zu Wort 
kommen lassen. Es gelang uns, den Künstler Alfred 
Ullrich, einen Sinto, dessen Mutter den Porajmos 
(das „Große Verschlingen“) überlebt hat, für unser 
Buch zu gewinnen. Mit Bedacht wurde ans Ende des 
Buches ein Beitrag aus dem Kontext des politischen 
Widerstands gesetzt.

Neuerscheinung Frühling 2015   
ISBN 978-3-929905-34-2 
21,50 € (D)

„Ehrenfried & Cohn“  Roman von Uwe Westphal, Berlin Hausvogteiplatz 1935 – gute Freunde werden über 
ISBN 978-3-929905-33-5, 186 Seiten, 18,00 €    Nacht zu Feinden. Profit durch Arisierung in der Modeindustrie

„Coco“  Buch mit Musik-CD „Solange ich Musik mache, habe ich keine Zeit alt zu werden“ (Coco Schumann)
ISBN 978-3-929905-30-4, 36 Seiten, 15,00 €

„Mein erstes jüdisches Bilderbuch“  Kinderleicht das Judentum verstehen. Ein Gewinn auf dem Kinderbuchmarkt
ISBN 978-3-929905-27-4, 12 Seiten, schadstofffreier Karton, abgerundete Ecken, mit roter Kordel gebunden, 14,90 €

„Sisyphos’ Erbe – Von der Möglichkeit schulischen Gedenkens“  Karin Weimanns umfassende Dokumentation
ISBN 978-3-929905-28-1, 624 Seiten, 21,50 €   

„Lichtigs herrliche Postkarten – eine Judaica Edition“  15 Postkarten mit 13 Motiven 
ISBN 3-929905-26-4, 14,90 €

„Schabbat ha-Malka – Königin der Jontefftage & Git Schabbes, Dvorale!“  Zwei Erzählungen über den Schabbat
ISBN: 3-929905-24-8, 50 Seiten, 14,90 €
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ANNA-LENA HERMELINGMEIER

WAHRNEHMUNG 
VON HEIMAT 

UND EXIL
n
e
u

Anna-Lena Hermelingmeier 

WAHRNEHMUNG VON HEIMAT UND EXIL 

etwa 320 Seiten, ca. € 32,– 

ISBN 978-3-86916-410-6

Mit der Grenzüberschreitung auf der Flucht setzt eine Erfah-

rung des Exils ein, in der die Wahrnehmung von »Heimat« ein 

jähes Ende findet. Erfahrungswerte von affektiver Verankerung 

und Intimität werden durch die Vertreibung beschädigt oder 

zerstört. Eine schockhafte Erfahrung von Fremdheit setzt ein. 

Gleichzeitig bleibt »Heimat« als Erinnerung präsent, die in 

unzugänglichen Sehnsuchtsbildern einbricht oder in einer 

paradoxen Verschiebung zwischen der Erfahrung von fremder 

Heimat und vertrauter Fremde oszilliert. Der Band ist eine kul-

turwissenschaftlich ausgerichtete Studie, die anhand von fik-

tionalen sowie nicht-fiktionalen Texten und vereinzelt Film-

dokumentationen eine neue Perspektive auf Exilthematik und 

»Heimat« eröffnet. 
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Fritz Bauer Institut
Im Überblick

Das Fritz Bauer Institut

Das Fritz Bauer Institut ist eine interdisziplinär ausgerichtete, un-
abhängige Forschungs- und Bildungseinrichtung. Es erforscht und 
dokumentiert die Geschichte der nationalsozialistischen Massenver-
brechen – insbesondere des Holocaust – und deren Wirkung bis in die 
Gegenwart. Das Institut trägt den Namen Fritz Bauers (1903–1968) 
und ist seinem Andenken verpfl ichtet. Bauer widmete sich als jüdischer 
Remigrant und radikaler Demokrat der Rekonstruktion des Rechts-
systems in der BRD nach 1945. Als hessischer Generalstaatsanwalt 
hat er den Frankfurter Auschwitz-Prozess angestoßen.

Am 11. Januar 1995 wurde das Fritz Bauer Institut vom Land 
Hessen, der Stadt Frankfurt am Main und dem Förderverein Fritz 
Bauer Institut e.V. als Stiftung bürgerlichen Rechts ins Leben geru-
fen. Seit Herbst 2000 ist es als An-Institut mit der Goethe-Universität 
assoziiert und hat seinen Sitz im IG Farben-Haus auf dem Campus 
Westend in Frankfurt am Main.

Forschungsschwerpunkte des Fritz Bauer Instituts sind die Be-
reiche »Zeitgeschichte« und »Erinnerung und moralische Auseinan-
dersetzung mit Nationalsozialismus und Holocaust«. Gemeinsam mit 
dem Jüdischen Museum Frankfurt betreibt das Fritz Bauer Institut 
das Pädagogische Zentrum Frankfurt am Main. Zudem arbeitet das 
Institut eng mit dem Leo Baeck Institute London zusammen. Die aus 
diesen institutionellen Verbindungen heraus entstehenden Projekte 
sollen neue Perspektiven eröffnen – sowohl für die Forschung wie 
für die gesellschaftliche und pädagogische Vermittlung.

Die Arbeit des Instituts wird unterstützt und begleitet vom Wis-
senschaftlichen Beirat, dem Rat der Überlebenden des Holocaust 
und dem Förderverein Fritz Bauer Institut e.V.

Wissenschaftlicher Beirat 

Prof. Dr. Joachim Rückert 
Vorsitzender, Goethe-Universität Frankfurt am Main
Prof. Dr. Moritz Epple
Stellv. Vorsitzender, Goethe- Universität Frankfurt am Main
Prof. Dr. Wolfgang Benz
Zentrum für Antisemitismusforschung an der Technischen 
Universität Berlin
Prof. Dr. Dan Diner 
Hebrew University of Jerusalem/Simon-Dubnow-Institut für 
jüdische Geschichte und Kultur e.V. an der Universität Leipzig
Prof. Dr. Atina Grossmann 
The Cooper Union for the Advancement of Science and Art, New York
Prof. Dr. Marianne Leuzinger-Bohleber 
Sigmund-Freud-Institut, Frankfurt am Main
Prof. Dr. Gisela Miller-Kipp 
Heinrich-Heine-Universität Düsseldorf
Prof. Dr. Walter H. Pehle 
Verlagslektor und Historiker, Dreieich-Buchschlag
Prof. Dr. Peter Steinbach 
Universität  Mannheim

Abb.: Umbenennung des Grüneburgplatzes in Norbert-Wollheim-Platz – von links: 
Bürgermeister Olaf Cunitz, Universitätspräsidentin Prof. Dr. Birgitta Wolff und Orts-
vorsteher Axel Kaufmann mit den neuen Straßenschildern für den Campus Westend 
der Goethe-Universität Frankfurt am Main. (siehe auch Seite 100 f.) Foto: Werner Lott

Mitarbeiter und Arbeitsbereiche

Direktor
Prof. Dr. Raphael Gross

Administration
Dorothee Becker (Sekretariat)
Werner Lott (Technische Leitung und Mediengestaltung)
Manuela Ritzheim (Leitung des Verwaltungs- und Projektmanagements)

Wissenschaftliche Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
Dr. Christoph Dieckmann (Zeitgeschichtsforschung)
Jenny Hestermann (Zeitgeschichtsforschung) 
Dagi Knellessen (Zeitgeschichtsforschung)
Prof. Dr. Werner Konitzer (stellv. Direktor, Forschung)
Dr. Jörg Osterloh (Zeitgeschichtsforschung)
Dr. Katharina Rauschenberger (Programmkoordination)
Dr. Katharina Stengel (Zeitgeschichtsforschung)
Martin Jost (Wissenschaftliche Hilfskraft)

Archiv und Bibliothek
Werner Renz

Pädagogisches Zentrum 
des Fritz Bauer Instituts und des Jüdischen Museums Frankfurt
Dr. Türkân Kanbıçak
Monica Kingreen
Gottfried Kößler (stellv. Direktor, Pädagogik)
Manfred Levy
Dr. Martin Liepach

Freie Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
Dr. Lena Folianty
Dr. David Johst
Ursula Ludz
Dr. Ingeborg Nordmann

Rat der Überlebenden des Holocaust

Trude Simonsohn (Vorsitzende und Ratssprecherin)
Siegmund Freund
Inge Kahn
Dr. Siegmund Kalinski
Katharina Prinz
Dora Skala
Wir trauern um Prof. Dr. Heinrich Jiří Kosta sel. A.
Prag, 2. Oktober 1921 – Bad Homburg, 15. Februar 2015
(siehe Seite 102)

Stiftungsrat 

Für das Land Hessen:
Volker Bouffi er 
Ministerpräsident
Boris Rhein
Minister für Wissenschaft und Kunst

Für die Stadt Frankfurt am Main:
Peter Feldmann
Oberbürgermeister
Prof. Dr. Felix Semmelroth 
Dezernent für Kultur und Wissenschaft
 
Für den Förderverein Fritz Bauer Institut e.V.:
Jutta Ebeling 
Vorsitzende
Herbert Mai 
2. Vertreter des Fördervereins

Für die Goethe-Universität Frankfurt am Main:
Prof. Dr. Birgitta Wolff 
Universitätspräsidentin
Prof. Dr. Frank Bernstein
Dekan, Fachbereich Philosophie und 
Geschichtswissenschaften
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Veranstaltungen
Halbjahresvorschau

Veranstaltungen

Lehrveranstaltung

Gedenkstätte 
KZ Buchenwald
Pädagogische Möglich-
keiten für Haupt- und Real-
schüler in Buchenwald
Monica Kingreen, Übung/Seminar, Exkursion: 
26. bis 29. Mai 2015, Einzeltermine: 12. und 19. Mai 
sowie 2. Juni 2015, jeweils 18.00–20.00 Uhr, 
Pädagogisches Zentrum Frankfurt am Main, 
Seckbächer Gasse 14

 In der Gedenkstätte Buchen-
wald bei Weimar werden die 

TeilnehmerInnen das Gelände erkunden und 
sich mit der Geschichte des KZ Buchenwald 
vertraut machen. Wir lernen die pädagogi-
schen Angebote der Gedenkstätte kennen, 
erproben selbst unterschiedliche Zugänge 
der pädagogischen Arbeit mit Haupt- und 
Realschülern und diskutieren sie im Hin-
blick auf ihre Relevanz für die schulische 
Praxis.

Die Unterbringung erfolgt in der kom-
fortablen Jugendbegegnungsstätte Buchen-
wald, die auch beste Verpfl egung bietet. Die 
Anreise erfolgt individuell und wird bei der 
Vorbereitung organisiert.

Begrenzte Teilnehmerzahl! Persönliche 
verbindliche Anmeldung (Anzahlung € 30) 
bei: Monica Kingreen, Pädagogisches Zen-
trum, Monica.Kingreen@stadt-frankfurt.de

Lehrveranstaltung

In der Hand des Feindes
Kriegsgefangenschaft im 
Zweiten Weltkrieg

Dr. Jörg Osterloh, Übung, Mittwoch, 14.00–16.00 
Uhr (15. April bis 15. Juli 2015), Goethe-Universität 
Frankfurt am Main, Campus Westend, IG Farben-
Haus, Raum 3.401

 Etwa 80 Millionen Soldaten 
hatten sich an den Fronten 

des Zweiten Weltkriegs im Einsatz befun-
den. Rund 35 Millionen von ihnen gerieten 
in die Hand des Feindes; das Los der Kriegs-
gefangenschaft war ein Massenschicksal.

Auf den europäischen Kriegsschau-
plätzen nahm die zunächst anscheinend 
unaufhaltsam vorrückende Wehrmacht 
Millionen von Kombattanten gefangen; so 
mussten beispielsweise rund 400.000 Polen, 
1,9 Millionen Franzosen und zwischen 5,35 
und 5,75 Millionen Soldaten der Roten Ar-
mee den Gang in deutsche Gefangenschaft 
antreten. Allein mehr als drei Millionen Rot-
armisten kamen in deutschem Gewahrsam 
ums Leben. Deutsche Soldaten wiederum 
gerieten vornehmlich in den letzten beiden 
Kriegsjahren und in den Wochen unmittelbar 
nach der bedingungslosen Kapitulation der 
Wehrmacht in feindliche Hände. Insgesamt 
betraf dieses Schicksal rund 11 Millionen 
Wehrmachtsangehörige. Etwa 3 Millionen 

von ihnen befanden sich in sowjetischem 
Gewahrsam, rund 1,1 Millionen überlebten 
dieses nicht.

Die Lehrveranstaltung befasst sich mit 
der Entwicklung des Kriegsvölkerrechts 
hinsichtlich der Behandlung von Kriegs-
gefangenen und mit der Kriegsgefangenen-
politik der kriegführenden Mächte in der 
Praxis. Im Fokus steht das gegenüber vie-
len – aber nicht allen – Gefangenengruppen 
verbrecherische Vorgehen der Wehrmacht. 
Der Blick gilt aber auch dem Schicksal der 
deutschen Kriegsgefangenen in der Sow-
jetunion und in US-amerikanischem, briti-
schem und französischem Gewahrsam wie 
auch der Behandlung von Gefangenen an 
den pazifi schen Kriegsschauplätzen.

 

Lehrveranstaltung

Philosophische und 
theologische Ethiken im 
Nationalsozialismus

apl. Prof. Dr. Werner Konitzer, Seminar, Dienstag, 
10.00–12.00 Uhr c.t. (14. April bis 14. Juli 2015), 
Goethe-Universität Frankfurt am Main, 
Campus Westend, Seminarpavillon – SP 2.04, 
Stralsunder Str. 32–38 (Ecke Hansaallee), 

 In dem Seminar sollen Ethi-
ken, die von Philosophen 

oder Theologen, die dem Nationalsozialis-
mus nahestanden oder ihn aktiv unterstützt 
haben, vergleichend dargestellt und analy-
siert werden. Lässt sich aus ihnen so etwas 
wie eine nationalsozialistische Normativität 
erschließen? Es handelt sich sowohl um aus-
gearbeitete Monographien als auch kürze-
re Aufsätze, u.a. von Hans Freyer, Bruno 
Bauch, Alfred Baeumler, Nicolai Hartmann, 
Hermann Schwarz. Die Literatur wird in ei-
nem Reader zu Anfang des Seminars vor-
gestellt.

Kolloquium

Häftlinge der frühen 
Konzentrationslager 
1933–1936

Donnerstag, 28. Mai 2015, 18.00–21.00 Uhr, 
Goethe-Universität Frankfurt am Main, Campus 
Westend, Norbert-Wollheim-Platz 1, Casino am 
IG Farben-Haus, Raum 1.801

 Nach den Reichstagswah-
len im März 1933 begannen 

die Nationalsozialisten Konzentrationsla-
ger sowie zudem sogenannte Schutzhaft-
abteilungen in Gefängnissen einzurichten. 
Verantwortlich hierfür waren die Gestapo 
(etwa das KZ Columbia-Haus in Berlin), 
die SA (beispielsweise das KZ Sachsenburg 
bei Chemnitz), Innenministerien der Länder 
(z.B. das KZ Kislau/Baden) und schließlich 
die SS (KZ Dachau).

Die ersten Häftlinge waren vor allem 
politische Gegner der Nationalsozialis-
ten: Kommunisten und Sozialdemokraten, 
aber auch Politiker anderer Parteien, Ge-
werkschaftsfunktionäre, Intellektuelle und 
Künstler. Juden waren in den ersten Mona-
ten des NS-Regimes in der Regel vor allem 
aus politischen Gründen inhaftiert worden. 
Dies betraf beispielsweise auch Fritz Bauer, 
der als sozialdemokratischer Richter, Mitbe-
gründer des Republikanischen Richterbun-
des und Stuttgarter Vorsitzender des Reichs-
banners Schwarz-Rot-Gold im KZ Heuberg 
inhaftiert wurde. Allein in Sachsen befanden 
sich im Juli 1933 rund 4.500 Menschen in 
»Schutzhaft«.

Zwischen Ende 1933 und Mai 1934 lie-
ßen Reichsinnenminister Wilhelm Frick und 
der Preußische Ministerpräsident Hermann 
Göring mehr als 40 »wilde« Lager schlie-
ßen, um die Willkürherrschaft vor allem der 
SA zu beenden. Zugleich wurde ab Ende 
1933 und im zweiten Jahr der NS-Herrschaft 
eine Vielzahl von politischen Gegnern des 
Nazi-Regimes aus der KZ-Haft entlassen.

In den vergangenen Jahren hat eine 
intensive Erforschung der mindestens 60 

sogenannten frühen Konzentrationslager 
unter verschiedenen Blickwinkeln einge-
setzt: Organisationsgeschichtliche, regio-
nalgeschichtliche und gewaltgeschichtliche 
Fragen wurden ebenso untersucht wie die 
Biographien von Tätern und Opfern.

Das Kolloquium, zu dem das Fritz Bau-
er Institut ausgewiesene Fachleute einge-
laden hat, beabsichtigt, die Forschungser-
gebnisse zu den Gefangenen in den frühen 
Konzentrationslagern (wie etwa jene zu den 
Gewalterfahrungen in den verschiedenen 
Lagern, den Voraussetzungen und der Praxis 
der Haftentlassung) zu bündeln und offene 
Fragen zu diskutieren.

Referentinnen und Referenten 
›  Dr. Carina Baganz (Berlin): Die frühen 

Konzentrationslager in Sachsen
›  Markus Kienle, M.A. (Ulm): Das KZ Heu-

berg
›  Prof. Dr. H abbo Knoch (Köln): Die Ems-

landlager 1933–1936
›  Dr. Dirk Riedel (Dachau): KZ Dachau
›  Dr. Kim Wünschmann (Jerusalem): Jüdi-

sche Häftlinge in den Vorkriegskonzent-
rationslagern

Kontakt
Dr. Jörg Osterloh
j.osterloh@fritz-bauer-institut.de
Werner Renz
w.renz@fritz-bauer-institut.de

 

Fortsetzung der Vortragsreihe

Antisemitismus und 
andere Feindseligkeiten

Bisherige Vorträge
›  9. Februar 2015: Prof. Dr. Johannes Heil, Heidel-

berg, »Matthaeus Parisiensis, die Mongolen und die 
jüdische Verschwörung. Überlegungen zu den Hin-
tergründen eines narrativen Konstrukts«

›  16. Februar 2015: Prof. Dr. Olaf Blaschke, Münster, 
»Kulturkampf und Antisemitismus«

›  23. Februar 2015: Dr. Christoph Dieckmann, Fritz 
Bauer Institut, »Die Entwicklung von Antisemitis-

men in Litauen 1914–1947. Zu Kontexten und 
Dynamiken von Antisemiten«

›  23. März 2015: Prof. Dr. Omar Kamil, »Erlangen, 
Der arabische Antisemitismus: Entstehung und 
Erkenntnisse«

 Wie verhält Antisemitismus 
sich zu anderen Formen 

gruppenbezogenen Hasses? Bisher wurde 
in der Forschung zum Antisemitismus vor 
allem die Frage diskutiert, ob und wie weit 
andere Formen gruppenbezogenen Hasses 
mit Antisemitismus vergleichbar sind bzw. 
wo die Unterschiede, wo die Ähnlichkeiten 
liegen. In unserer Vortragsreihe soll dage-
gen der Frage nachgegangen werden, wie 
sich verschiedene Formen gruppenbezoge-
nen Hasses aufeinander beziehen, durchei-
nander rechtfertigen, miteinander agieren 
und welche Funktion dem Antisemitismus 
in diesen verschiedenen Interaktionen von 
Ressentiments zukommt. In der Vortrags-
reihe soll diese Frage sowohl anhand von 
Beispielen aus der Geschichte als auch aus 
der Gegenwart diskutiert werden.

Vortrag von 
Dr. Yasemin Shooman 
Die Debatte um das 
Verhältnis von Anti-
semitismus, Rassismus 
und Islamfeindlichkeit

Montag, 27. April 2015, 18.15 Uhr, Goethe-
Universität Frankfurt am Main, Campus Westend, 
Norbert-Wollheim-Platz 1, Casino am IG Farben-
Haus, Raum 1.801

 Ist Antisemitismus eine 
Form des Rassismus oder 

handelt es sich um zwei völlig verschiede-
ne Phänomene? Und gibt es Analogien zur 
Islamfeindlichkeit oder ist dieser Vergleich 
abwegig? Der Vortrag zeichnet die interna-
tional geführte Fachdiskussion um das Ver-
hältnis verschiedener Ausgrenzungsmuster 
und Diskriminierungsformen nach.
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3. Tagung der Reihe
»Szenisches Erinnern der Shoah«

8. Mai 1945 – 8. Mai 2015 
Gerettet, aber nicht befreit?

Freitag, 8. und Samstag, 9. Mai 2015, Frankfurt Uni-
versity of Applied Sciences, Nibelungenplatz 1, Frank-
furt am Main. Eine Kooperation der Überregionalen 
Forschungsgruppe am Sigmund-Freud-Institut zu den 
psychosozialen Spätfolgen der Shoah, der Frankfurt 
University of Applied Sciences, dem Frankfurter Psy-
choanalytischen Institut und dem Fritz Bauer Institut.

 Am 8. Mai 2015 wird das 
Ende des NS-Regimes und 

des Zweiten Weltkrieges 70 Jahre zurück-
liegen. Dies wird in der Bundesrepublik of-
fi ziell und feierlich begangen werden – als 
Jahrestag der Befreiung vom Nationalsozia-
lismus. Doch wer feiert was? War der 8. Mai 
1945 für die vielen Deutschen, die Hitler mit 
seinen völkischen und antisemitischen Ideen 
begeistert folgten, Befreiung, Kapitulation 
oder Niederlage? Wie erlebten und erinnern 
Überlebende der nationalsozialistischen 
Verfolgungs- und Vernichtungspolitik den 
8. Mai 1945?

Antworten auf diese Fragen sind kom-
pliziert, wie Norbert Wollheim, politischer 
Aktivist und ehemaliger Häftling des Kon-
zentrationslagers Buna-Monowitz, feststellt. 
In einem Brief vom 26. August 1945 bittet er 
seinen Freund, den US-amerikanischen Ser-
geant Hermann E. Simon, um Unterstützung 
und schreibt dazu: »Wir sind gerettet, aber 
wir sind nicht befreit.« Wollheim berichte-
te von den körperlichen und psychischen 
Folgen, unter denen die Überlebenden der 
Shoah auch nach 1945 litten. Die Befreiung 
durch die Alliierten rettete die Überlebenden 
zwar vor der Ermordung durch die Natio-
nalsozialisten. Von den tiefgreifenden see-
lischen Nachwirkungen ihrer traumatischen 
Verfolgungserfahrung seien sie jedoch nicht 
befreit worden. Dies ist inzwischen durch 
eine umfangreiche Forschung zur transgene-
rationalen Trauma-Tradierung eindrücklich 
belegt.

Bei den Täter/-innen und Mitläufer/
-innen der NS-Verbrechen hingegen schien 
die Entnazifi zierung beendet, noch bevor der 
erste alliierte Panzer durch deutsche Städte 
rollte. Viele Gau-, Kreis- und Ortsgruppen-
leiter, die bis zuletzt »Verräter« standrecht-
lich ermorden ließen, entledigten sich ihrer 
Uniformen und wurden brave Bürger, die 
dem Nationalsozialismus angeblich schon 
immer ferngestanden hatten. Zahlreiche 
Deutsche, die während der NS-Zeit durch 
Denunziation und unterlassene Hilfe ei-
ne alltägliche und oftmals mörderische 
Macht über andere ausüben konnten, woll-
ten nachträglich von den NS-Verbrechen 
nichts gewusst haben. Die Verleugnung 
der Diskriminierungen und Verbrechen der 
NS-Zeit hielt die in ihr gelebten kollekti-
ven Machtphantasien ebenso lebendig wie 
die psychosoziale Teilhabe an expansiver 
und destruktiver Gewalt: Sie wirkt in Form 
von Gefühlserbschaften bei den Kindern 
und noch den Enkeln und Enkelinnen der 
Täter/-innen und Mitläufer/-innen weiter.

Nach »Blickrichtungen, Dissoziation, 
Refl exion« (November 2007) und »Antise-
mitismus/Erfahrungen. Spätfolgen der Sho-
ah und Antisemitismus heute« (September 
2012) ist dies die dritte Tagung der Reihe 
»Szenisches Erinnern der Shoah«. 

70 Jahre nach 1945 wird sich die Ta-
gung mit unterschiedlichen Erlebniswei-
sen und Verarbeitungsmustern des Endes 
der NS-Herrschaft bei Täter/-innen und 
Mitläufer/-innen einerseits und bei Über-
lebenden andererseits beschäftigen. Sie 
tut dies aus literarischer, historischer, 
psychoanalytischer, soziologischer, sozi-
alpsychologischer sowie erziehungs- und 
kulturwissenschaftlicher Perspektive. Da-
bei schließt sie konzeptuell an die beiden 
vorangegangenen Tagungen an. Darüber 
hinaus wird der Fokus in internationaler 
Hinsicht erweitert: Neben den Erfahrungen 
von in Deutschland lebenden jüdischen und 
nichtjüdischen Menschen werden auch die 
Perspektiven von Juden und Jüdinnen mit 
einbezogen, die während der Shoah ins Aus-
land emigriert sind.

Referentinnen und Referenten
›  Georges-Arthur Goldschmidt (Paris), 

Schriftsteller
›  Micha Brumlik, Professor emeritus für 

Erziehungswissenschaft an der Goethe-
Universität Frankfurt am Main, Senior 
Advisor am Zentrum Jüdische Studien 
Berlin/Brandenburg

›  Emily A. Kuriloff (New York), Psycho-
analytiker: »Die zeitgenössische Psycho-
analyse und das Vermächtnis des Dritten 
Reichs« (Vortrag in englischer Sprache) 

›  Robert Prince (New York), Psychoanaly-
tiker: »Das Vermächtnis des Holocaust: 
Psychohistorische Themen in der Zweiten 
Generation« (Vortrag in englischer Sprache)

›  Jan Lohl und Sebastian Winter: »›Kaum 
ist das deutsche Blut kalt …‹ Zur psycho-
sozialen Dynamik des Übergangs vom 
Nationalsozialismus in die Bundesrepublik 
bei Jugendlichen«, Projektvorstellung ei-
ner Gruppendiskussion mit Jugendlichen

›  Ilka Quindeau, Katrin Einert und Nadine 
Teuber: »Kindheiten im Nationalsozialis-
mus und Zweiten Weltkrieg, Material aus 
narrativen Interviews mit Angehörigen der 
Geburtenjahrgänge 1930 bis 1945«

›  Kurt Grünberg und Friedrich Markert: 
»Nie wieder Opfer sein. Über das For-
schungsprojekt ›Szenisches Erinnern der 
Shoah: Zur transgenerationalen Tradie-
rung extremen Traumas in Deutschland‹«.

Abschlussgespräch mit Moderation durch 
Nele Reuleaux und Angela Moré.

Kontakt
Sigmund-Freud-Institut
Überregionale Forschungsgruppe zu den 
psychosozialen Spätfolgen der Shoah
Beethovenplatz 1–3
60325 Frankfurt am Main
Tel.: 069.971204-0
Fax: 069.971204-4
post@sigmund-freud-institut.de
www.sfi -frankfurt.de
 

Veranstaltungen

Fritz-Bauer-Ausstellung im Jüdischen Museum Frankfurt, April bis September 2014. Foto: Norbert Miguletz

Wanderausstellung 

Fritz Bauer. 
Der Staatsanwalt
NS-Verbrechen vor Gericht

Donnerstag, 26. Februar bis Freitag, 17. April 2015 
Landgericht Heidelberg
Kurfürsten-Anlage 15, 69115 Heidelberg
www.landgericht-heidelberg.de
Öffnungszeiten: Mo. bis Do., 7.30–16.30 Uhr, 
Fr., 7.30–14.30 Uhr, an Feiertagen geschlossen. 
Donnerstag, 7. Mai bis Freitag, 26. Juni 2015
Landgericht Tübingen
Doblerstr. 14, 72074 Tübingen
Beide Ausstellungsstationen werden präsentiert in Ko-
operation mit dem Justizministerium Baden-Württem-
berg. Weitere Ausstellungsorte sind in Planung.

 Eine Ausstellung des Fritz 
Bauer Instituts und des 

Jüdischen Museums Frankfurt am Main. 
Nach der Erstpräsentation der Ausstellung 
vom 10. April bis 7. September 2014 im 
Jüdischen Museum Frankfurt, war sie vom 
9. Dezember 2014 bis 15. Februar 2015 im 
Thüringer Landtag in Erfurt zu sehen

Die Ausstellung steht unter der Schirm-
herrschaft des Bundespräsidenten Joachim 
Gauck. Sie wird gefördert durch die Stiftung 
Polytechnische Gesellschaft, die Hamburger 
Stiftung zur Förderung von Wissenschaft und 
Kultur, das Bundesministerium der Justiz und 
für Verbraucherschutz, das Hessische Minis-
terium der Justiz, für Integration und Euro-
pa, die Georg und Franziska Speyer’sche 
Hochschulstiftung, die Fazit-Stiftung sowie 
Christiane und Nicolaus Weickert.

Kuratoren der Ausstellung
›  Monika Boll (Fritz Bauer Institut): Kon-

zeption und Aufbau der Erstausstellung 
in Frankfurt

›  Erik Riedel (Jüdisches Museum Frank-
furt): Betreuung der Wanderausstellung

(siehe auch Seite 109)

Kontakt
Fritz Bauer Institut
Manuela Ritzheim
Tel.: 069.798 322-33, Fax: 069.798 322-41
m.ritzheim@fritz-bauer-institut.de
www.fritz-bauer-institut.de/fritz-bauer-ausstellung.html 

2015. 273 Seiten, gebunden
€ 39,99 D 
ISBN 978-3-525-54042-8
eBook € 32,99

Neuerscheinungen 

Schriften des Simon-Dubnow-Instituts, Band 22
2015. 383 Seiten, mit 7 Abb., gebunden
Ca. € 69,99 D | ISBN 978-3-525-37036-0
eBook: ca. € 59,99  

www.v-r.de

b d

Diese Thesen regen zur Diskussion an:  
Je öfter der Holocaust thematisiert wird,  
desto geringer wird seine Bedeutung für das  
öffentliche Bewusstsein.

Die Lebenswege der drei wichtigen Aktivisten 
des Mai ’68 erstmals in gedächtnisgeschicht-
licher Perspektive.

Erscheint  
im April 

2015

Leseprobe 
unter 

www.v-r.de
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Schon 1938 war Hermann Altmaier mit 
seiner Frau Klara und Tochter Lotte nach 
Frankfurt gezogen. Wie viele jüdische Fami-
lien erhofften sie sich Schutz durch die An-
onymität der Großstadt und bereiteten ihre 
Auswanderung vor. Hermann Altmaier emi-
grierte 1939 nach Frankreich und gelangte 
unter abenteuerlichen Umständen schließ-
lich in die USA; seine Tochter Lotte konn-
te im Frühjahr nach England entkommen. 
Klara Altmaier überlebte versteckt in einem 
Kloster in Jugoslawien. Erst nach dem Krieg 
fand die Familie wieder zusammen.

Hermann Altmaier und seiner Frau ging 
es wie vielen Emigranten. Beide waren alt 
und krank, ein berufl icher Neuanfang glück-
te ihnen nicht. Das Ehepaar lebte in Armut, 
wie auch das New Yorker Generalkonsulat 
der Bundesrepublik 1953 in einer Bescheini-
gung für die Wiedergutmachungsbehörde in 
Wiesbaden bestätigte. Drei Jahre zuvor hatte 
Hermann Altmaier dort Wiedergutmachung 
beantragt unter anderem für Schaden im wirt-
schaftlichen Fortkommen, für die Beschlag-
nahme des Kontos und eines Autos sowie für 
diverse Sonderabgaben, die er als Jude an die 
NS-Finanzbehörden hatte bezahlen müssen. 
Obwohl er eine gewisse Unterstützung seiner 
Anträge erfuhr, zögerte sich die Bearbeitung 
hinaus, weil ihm Belege fehlten. So fahndete 
die Wiedergutmachungsbehörde monatelang 
nach einem Beweis dafür, dass Hermann Alt-
maier tatsächlich ein Auto besessen hatte. 
Anwohner und Nachbarn der Wöhlerstraße, 
dem letzten Wohnsitz der Familie in Frank-
furt, wurden dazu befragt, doch niemand 
konnte sich erinnern – die meisten waren 
erst nach dem Krieg in die Straße gezogen. 
Den endgültigen Abschluss der Verfahren 
erlebte Hermann Altmaier nicht. Er starb am 
14. Juni 1960 in New York.

 

Weitere Informationen/Ausleihe
Weitere Informationen zu unseren Wander-
ausstellungen und ihrer Ausleihe fi nden Sie 
auf den Seiten 108 f. 

Wanderausstellung

Die IG Farben und das 
Konzentrationslager 
Buna/Monowitz
Wirtschaft und Politik im 
Nationalsozialismus
Donnerstag, 21. Mai bis Sonntag, 2. August 2015, 
Synagoge Celle, Im Kreise 23–24
www.celle.de/Kultur/Stadtarchiv/Synagoge
Freitag, 4. September bis Montag, 19. Oktober 2015, 
Stadtmuseum Ludwigshafen, Rathausplatz 20
www.ludwigshafen.de/lebenswert/stadtmuseum

 Die Ausstellung besteht aus 
Fotografi en, die von der SS 

anlässlich des Besuches von Himmler in 
Auschwitz am 17./18. Juli 1942 angefertigt 
wurden, kontrastiert durch Texte von Über-
lebenden wie Primo Levi, Eli Wiesel, Jean 
Améry und Paul Steinberg. Sie  entstand an-
lässlich des weltweiten Treffens der Überle-
benden von Buna/Monowitz im ehemaligen 
Verwaltungsgebäude der IG Farbenindustrie 
auf dem heutigen Campus Westend der Goe-
the-Universität Frankfurt im Oktober 1998. 

 

Wanderausstellung

Ein Leben aufs neu
Das Robinson-Album.
DP-Lager: Juden auf deut-
schem Boden 1945–1948
Montag, 31. August bis Freitag, 11. September 2015, 
Rathaus Wiesbaden, Schlossplatz 6, Foyer

 Die Ausstellung porträtiert 
in Bildern des Fotografen 

Ephraim Robinson das tägliche Leben 
und die Arbeit der Selbstverwaltung eines 
Lagers für jüdische Displaced Persons in 
der amerikanischen Besatzungszone: des 
DP-Lagers Frankfurt-Zeilsheim. 

Wanderausstellung

Legalisierter Raub
Der Fiskus und die 
Ausplünderung der Juden 
in Hessen 1933–1945
Doppelausstellung:
Dienstag, 27. Januar bis Sonntag, 19. April 2015
Stadt- und Industriemuseum Rüsselsheim
Hauptmann-Scheuermann-Weg 4 (in der Festung)
Di. bis Fr.: 9.00–13.00 Uhr und 14.00–19.00 Uhr
Sa. und So.: 10.00–17.00 Uhr, Mo. geschlossen
www.museum-ruesselsheim.de
Donnerstag, 29. Januar bis Sonntag, 12. April 2015
Kunstforum Mainturm, Flörsheim am Main
Dr.-Georg-von-Opel-Anlage 2
Do.: 18.00–22.00 Uhr, Sa. und So.: 12.00–18.00 Uhr
www.fl oersheim-main.de
Sonntag, 8. November bis Sonntag, 28. Februar 
2016 (20.12. bis 9.1. geschlossen), Michelstadt, 
Odenwald- und Spielzeugmuseum in der Kellerer

 Die Ausstellung »Legalisier-
ter Raub« beschäftigt sich 

mit jenen Gesetzen und Verordnungen, die 
ab 1933 auf die Ausplünderung jüdischer 
Bürger zielten. Sie stellt die Beamten der 
Finanzbehörden vor, die die Gesetze in Ko-
operation mit weiteren Ämtern und Instituti-
onen umsetzten, und sie erzählt von denen, 
die Opfer dieser Maßnahmen wurden. 

Gezeigt wird, wie das Deutsche Reich 
durch die Reichsfluchtsteuer, zahlreiche 
Sonderabgaben und schließlich durch den 
vollständigen Vermögenseinzug sowohl an 
den Menschen verdiente, die in die Emig-
ration getrieben wurden, wie an denjeni-
gen, die blieben, weil ihnen das Geld für 
die Auswanderung fehlte oder weil sie ihre 
Heimat trotz allem nicht verlassen wollten. 
Nach den Deportationen kam es überall zu 
öffentlich angekündigten Auktionen aus 
»jüdischem Besitz«: Tischwäsche, Möbel, 
Kinderspielzeug, Geschirr und Lebensmittel 
wechselten den Besitzer. 

Regionaler Schwerpunkt
Für die Präsentationen in Rüsselsheim und 
Flörsheim am Main wurde die Ausstellung 
wie an jedem ihrer bisherigen Standorte 

mit einem neuen Schwerpunkt versehen. 
Er beschäftigt sich unter anderem mit der 
Ausplünderung der Rüsselsheimer Familie 
Lang, deren Geschichte Schülerinnen und 
Schüler der Rüsselsheimer Friedrich-Ebert-
Schule erforscht haben. Schülerinnen und 
Schüler des Flörsheimer Graf-Stauffenberg-
Gymnasiums haben sich mit den Schwie-
rigkeiten auseinandergesetzt, auf die Mit-
glieder der Familie Altmaier stießen, als 
sie nach 1945 Wiedergutmachung für die 
erlittenen Schäden beantragten.

Die Geschichte von 
Hermann Altmaier aus Flörsheim
Hermann Altmaier wurde am 25. Mai 1884 
in eine große, alteingesessene Familie in 
Flörsheim hineingeboren. Von Beruf war er 
Bäcker. Wie sein Bruder Jakob engagierte er 
sich politisch – zunächst in der linksliberalen 
Fortschrittspartei, nach dem Ersten Weltkrieg 
in der SPD. Von 1929–1933 war er Mitglied 
des Kreisausschusses des Landkreises.

Schon bald nach der »Machtübernah-
me« bekam Hermann Altmaier den Hass 
der Nationalsozialisten zu spüren: Im 
September 1933 versandte der Hessen-
Nassauische Bauernstand ein Schreiben an 
die angeschlossenen Genossenschaften und 

verlangte den Abbruch aller »Verbindungen 
mit dem jüdischen Handel im Einkauf und 
Verkauf«. Hermann Altmaier versuchte, sich 
zu wehren: In einem Schreiben an den Land-
rat verwies er darauf, dass er Weltkriegs-
teilnehmer sei; einem Erlass der Reichsre-
gierung zufolge sollten für Frontkämpfer 
wie ihn Ausnahmen von jenen Maßnahmen 
gelten, die Juden ihre weitere Berufsaus-
übung unmöglich machten. Für Hermann 
Altmaier gab es diese Ausnahme nicht. Ihm 
blieb nichts übrig, als seine in der Kirch-
gasse gelegene Bäckerei Ende September 
1933 zu verpachten. Im Frühjahr 1938 
musste er das Anwesen und die Bäckerei 
verkaufen. Wenig später wurde Hermann 
Altmaier inhaftiert und ins Konzentrations-
lager Buchenwald verschleppt. Nach seiner 
Freilassung musste er einer Minderung des 
ursprünglichen Kaufpreises um 2.200 RM 
zustimmen; nach der Pogromnacht wurde 
er noch einmal um 4.500 RM gekürzt. Das 
Geld aus dem Verkauf stand ihm nur teilwei-
se zur Verfügung. Mehr als die Hälfte des 
verbliebenen Betrags musste vom Käufer 
auf Anweisung des Oberfi nanzpräsidenten 
auf ein Konto eingezahlt werden, das am 
12. Januar 1939 durch die Devisenstelle des 
Finanzamts »gesichert« wurde.

Blick in die Ausstellung »Legalisierter Raub« in Rüsselsheim. Foto: Stadt- und Industriemuseum Rüsselsheim.

Archäologische Zeugnisse für jüdisches 
Leben in den römischen Provinzen nördlich 
der Alpen sind rar, doch neue Funde stellen 
die lang gesuchte Verbindung zwischen 
archäologischen und geschichtlichen Zeug-
nissen her. Ausgehend von Rom und Jeru-
salem führt die Spur der Objekte in die heu-
tige Schweiz, nach Österreich und Ungarn – 
und schließlich ins ehemalige Germanien.
2014. 480 Seiten. Zahlreiche Abbildungen
€ 29,90. ISBN 978-3593-50285- 4

Im Jahr 2000, nach einer erneuten Welle 
eskalierender Gewalt im Nahen Osten, 
suchte eine Gruppe palästinensischer und 
israelischer Lehrer nach einer neuartigen 
Darstellung des Geschehens, um Vorurteile 
und Feindbilder zu überwinden. Das so ent-
standene Buch stellt zwei Erzählungen des 
Konflikts Seite für Seite nebeneinander.
Mai 2015. Ca. 360 Seiten. Ca. 60 Fotos u. Karten
Ca. € 29,90. ISBN 978-3-593-50281-6

Geschichte und 
Gegenwart

campus.de
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Neuerscheinungen
Aktuelle Publikationen 
des Instituts

Katharina Rauschenberger, 
Werner Renz (Hrsg.)

Henry Ormond –
Anwalt der Opfer
Plädoyers in NS-Prozessen

Katharina Rauschenberger, Werner Renz (Hrsg.)
Henry Ormond – Anwalt der Opfer
Plädoyers in NS-Prozessen
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2015,
ca. 360 S., ca. 20 Abb., € 34,90
EAN 978-3-593-50282-3
Wissenschaftliche Reihe des Fritz Bauer Instituts, 
Band 24, Erscheinungstermin: 11. Mai 2015,
auch als E-Book erhältlich

 Der Jurist Henry Ormond 
eröffnete 1950 in Frankfurt 

am Main eine Rechtsanwaltskanzlei und 
vertrat viele Überlebende des Holocaust in 

prominenten Prozessen. Seine Plädoyers 
sind historische Lehrstücke in beinahe lite-
rarischer Qualität. 

Im Prozess Norbert Wollheims gegen 
die I.G. Farbenindustrie AG i.L. wies er dem 
Unternehmen nach, im Werk I.G. Auschwitz 
Zwangsarbeit durch Auschwitz-Häftlinge 
organisiert zu haben. Durch den Musterpro-
zess erzwang Ormond einen Vergleich mit 
der I.G. Farben, der vielen Zwangsarbeitern 
des konzerneigenen KZ Buna-Monowitz zu 
einer Entschädigungszahlung verhalf. 

Im ersten Frankfurter Auschwitz-Pro-
zess vertrat Ormond 15 Nebenkläger und 
brachte durch die Ladung ausgewählter 
Zeugen, die die Massenverbrechen bekun-
den konnten, die »Stimme der Opfer zu Ge-
hör«. Im Prozess gegen die Mitarbeiter von 
Adolf Eichmann in Budapest, Otto Hunsche 
und Hermann Krumey, führte er zentral die 
Rolle der Schreibtischtäter als Mitwirkende 
am Holocaust vor. Durch die Revision der 
Nebenklage wurde das skandalöse Urteil 
vom Februar 1965 durch den Bundesge-
richtshof aufgehoben. In der Neuverhand-
lung 1968/1969 verhängte das Landgericht 
Frankfurt am Main harte Strafen gegen die 
NS-Verbrecher. 

Die Quellensammlung ist ein Lesebuch 
zur bundesdeutschen Rechtsgeschichte. Sie 
stellt einen jüdischen Rückkehrer vor, des-
sen Biographie einzigartig und gleichzeitig 
typisch für die deutsche Nachkriegsge-
schichte ist.

ge anhand aktuell zugelassener Werke der 
Sekundarstufe I aus mehreren Bundeslän-
dern nach. In ihren Bestandsaufnahmen 
untersuchen sie Repräsentationen jüdischer 
Geschichte in den Lehreinheiten zur Alten 
Geschichte und Antike, zum Mittelalter, zu 
Früher Neuzeit, Aufklärung und Vormärz, 
zum Kaiserreich und zur Weimarer Republik 
sowie die Darstellung von Verfolgung und 
Vernichtung zur Zeit des Nationalsozialis-
mus. Dies erfolgt sowohl im Hinblick auf 
historisch-inhaltliche Einordnungen und 
Interpretationen als auch unter ermittlungs-
problematischem Aspekt. Die Tatsache, 
dass jüdische Geschichte trotz eines in der 
Vergangenheit mehrfach geforderten Per-
spektivwechsels weiterhin vorwiegend als 
Verfolgungs- und Opfergeschichte erzählt 
wird, ist ein wesentlicher Befund, der sich 
durch die einzelnen Beiträge zieht.

Inhalt
›  Vorwort der Herausgeber
›  Siegmar Sachse, Altes Israel und 

antikes Judentum
›  Wolfgang Geiger, Das Mittelalter
›  Dirk Sadowski, Frühe Neuzeit, 

Aufklärung und Emanzipation
›  Martin Liepach, Das Kaiserreich
›  Martin Liepach, Weimarer Republik
›   Sinja Strangmann, Entrechtung, 

Verfolgung und Vernichtung 
(1933–1945)

›  Schulbuchverzeichnis 

Dr. Martin Liepach ist Mitarbeiter am Päd-
agogischen Zentrum des Fritz Bauer Insti-
tuts und des Jüdischen Museums Frankfurt 
und Lehrbeauftragter an der Goethe-Univer-
sität Frankfurt am Main.

Dr. Dirk Sadowski ist Wissenschaftli-
cher Mitarbeiter am Georg-Eckert-Institut 
für internationale Schulbuchforschung in 
Braunschweig.

Mitarbeiterpublikation:
Wolf Gruner and Jörg Osterloh (Eds.)

The Greater German Reich 
and the Jews
Nazi Persecution Policies 
in the Annexed Territories 
1935–1945

Wolf Gruner and Jörg Osterloh (Eds.)
The Greater German Reich and the Jews
Nazi Persecution Policies in the Annexed 
Territories 1935–1945 
(War and Genocide 20), Berghahn Books, New York, 
Oxford 2015, 434 pages, 21 illus., 3 tables, 
$ 120.00/£ 75.00, ISBN 978-1-78238-443-4

 Between 1935 and 1940, 
the Nazis incorporated 

large portions of Europe into the German 
Reich. The contributors to this volume ana-
lyze the evolving anti-Jewish policies in the 
annexed territories and their impact on the 
Jewish population, as well as the attitudes 
and actions of non-Jews, Germans, and in-
digenous populations. They demonstrate 
that diverse anti-Jewish policies developed 
in the different territories, which in turn af-
fected practices in other regions and even 
infl uenced Berlin’s decisions. Having these 
systematic studies together in one volume 
enables a comparison – based on the most 
recent research – between anti-Jewish poli-
cies in the areas annexed by the Nazi state. 
The results of this book call into question the 
common assumption that one central plan 

for persecution extended across Nazi-occup-
ied Europe, shifting the focus onto differing 
regional German initiatives and illuminating 
the cooperation of indigenous institutions.

Inhalt
›  Wolf Gruner, Jörg Osterloh: Introduction
›  Gerhard J. Teschner: Saar Region
›  Albert Lichtblau: Austria
›  Jörg Osterloh: Sudetenland
›  Wolf Gruner: Protectorate of Bohemia 

and Moravia
›  Ruth Leiserowitz: Memel Territory
›  Wolfgang Gippert: Danzig-West Prussia
›  Ingo Loose: Wartheland
›  Andreas Schulz: Zichenau
›  Sybille Steinbacher: East Upper Silesia
›  Christoph Brüll: Eupen-Malmedy
›  Marc Schoentgen: Luxembourg
›  Jean-Marc Dreyfus: Alsace-Lorraine
›  Wolf Gruner, Jörg Osterloh: Conclusion
›  Wolf Gruner, Jörg Osterloh: Review 

of the Literature and Research on the 
Individual Regions

Das Buch ist eine vollständig überarbeitete 
und aktualisierte englischsprachige Ausga-
be des 2010 in der Wissenschaftlichen Rei-
he des Fritz Bauer Instituts erschienenen 
Sammelbandes Das Großdeutsche Reich 
und die Juden. Nationalsozialistische Ver-
folgung in den »angegliederten« Gebieten. 
Die Übersetzung wurde ermöglicht durch 
eine großzügige Förderung im Rahmen des 
Programms »Geisteswissenschaften Interna-
tional« durch die Fritz Thyssen Stiftung, die 
VG Wort, den Börsenverein des Deutschen 
Buchhandels und das Auswärtige Amt.

Prof. Dr. Wolf Gruner ist Shapell-Guerin 
Chair in Jewish Studies und Professor of 
History sowie Direktor des Shoah Foun-
dation Center for Advanced Genocide Re-
search an der University of Southern Cali-
fornia, Los Angeles/USA.

Dr. Jörg Osterloh ist wissenschaftlicher 
Mitarbeiter am Fritz Bauer Institut in Frank-
furt am Main.

Katharina Rauschenberger, Dr. phil., ist 
wissenschaftliche Mitarbeiterin und Pro-
grammkoordinatorin des Fritz Bauer Instituts 
und des Jüdischen Museums Frankfurt sowie 
Lehrbeauftragte am Historischen Seminar 
der Goethe-Universität Frankfurt am Main. 

Werner Renz, M.A., ist wis senschaftlicher 
Mitarbeiter am Fritz Bauer Institut, er leitet 
das Archiv und die Bibliothek des Instituts. 
Arbeitsschwerpunkte: Geschichte der Frank-
furter Auschwitz-Prozesse, Geschichte des 
Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau, 
zahlreiche Veröffentlichungen dazu.

 

Martin Liepach, Dirk Sadowski (Hrsg.)

Jüdische Geschichte 
im Schulbuch
Eine Bestandsaufnahme 
anhand aktueller 
Lehrwerke

Martin Liepach, Dirk Sadowski (Hrsg.)
Jüdische Geschichte im Schulbuch
Eine Bestandsaufnahme anhand aktueller Lehrwerke
Eckert. Expertise, Bd. 3, Göttingen: V&R unipress, 
2014, 145 S., € 34,99, ISBN 978-3-8471-0371-4

 Wie werden jüdische Ge-
schichte und Kultur im 

neueren deutschen Geschichtsschulbuch 
dargestellt? Die Autoren gehen dieser Fra-
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Mitarbeiterpublikation:
H.G. Adler, Hermann Langbein,
Ella Lingens-Reiner (Hrsg.)
Mit einer Einführung von Katharina Stengel

Auschwitz
Zeugnisse und Berichte

H.G. Adler, Hermann Langbein, 
Ella Lingens-Reiner (Hrsg.)
Auschwitz. Zeugnisse und Berichte
Mit einer Einführung zur 6. Aufl age von 
Katharina Stengel
Hamburg: Europäische Verlagsanstalt, 2014, 
336 S., € 24,80
ISBN: 978-3-86393-060-8

 Die 1962 von den Heraus-
gebern zusammengestellten 

»Zeugnisse und Berichte aus Auschwitz«, 
die anlässlich der 50. Wiederkehr der Befrei-
ung des Konzentrationslagers Auschwitz im 
Januar 2015 wieder aufgelegt werden, sind 
nach wie vor eine der umfassendsten Do-
kumentationen der Wirklichkeit im größten 
nationalsozialistischen Konzentrations- und 
Vernichtungslager: So werden die zermür-
bende Arbeit, der Kampf um das Überleben, 
die Grausamkeit der Kapos, Folter und Tod 
dokumentiert. Aber auch Zeugnisse von 
Widerstand und Selbstbehauptung in dem 
von der SS beherrschten Lager. Katharina 
Stengel gibt in ihrer Einführung zur Neu-
ausgabe eine biografi sche Vorstellung der
Herausgeber, beschreibt die schwierige 
Entstehungsgeschichte der Publikation, die 

Bedeutung, die ihr Anfang der 1960er Jahre 
in der Bundesrepublik zukam, sowie deren 
Rezeptionsgeschichte.

Prof. Dr. H.G. Adler (1910–1988) wurde 
1941 zunächst als Zwangsarbeiter inter-
niert, dann nach Theresienstadt deportiert 
und später nach Auschwitz. Nach dem Krieg 
arbeitete er als Schriftsteller. Von 1973 bis 
1985 war er Präsident des P.E.N.-Zentrums 
deutschsprachiger Autoren im Ausland.

Hermann Langbein (1912–1995) war 
in den Konzentrationslagern Dachau, 
Auschwitz und Neuengamme inhaftiert. Er 
war Mitbegründer und ab 1954 Generalse-
kretär des Internationalen Auschwitz Ko-
mitees sowie Sekretär der österreichischen 
Lagergemeinschaft Auschwitz. Er veröffent-
lichte mehrere Bücher über Auschwitz.

Dr. Ella Lingens-Rainer (1908–2002) war 
Juristin und Ärztin. Sie versteckte jüdische 
Bürger vor der Gestapo, wurde denunziert 
und in das KZ Auschwitz deportiert. Sie 
veröffentlichte 1947 einen Bericht über ihre 
Lagererfahrungen.

Dr. Katharina Stengel studierte Mittlere 
und Neue Geschichte, Soziologie und Poli-
tikwissenschaft an der Goethe-Universität 
Frankfurt am Main. 2012 veröffentlichte sie 
eine Biographie über Hermann Langbein in 
der Wissenschaftlichen Reihe des Fritz Bau-
er Instituts, wo sie als freie Mitarbeiterin 
tätig ist.

Neues Web-Portal

Unterrichtsmaterialien 
zur Auseinandersetzung 
mit dem Holocaust
www.holocaust-
unterrichtsmaterialien.de

 Das Pädagogische Zentrum 
des Fritz Bauer Instituts und 

des Jüdischen Museums Frankfurt am Main 
hat ein neues Web-Portal zur pädagogischen 
Auseinandersetzung mit dem Holocaust ent-
wickelt. Das Portal bietet Schülerinnen und 
Schülern ab Klasse 9 aller Schulformen und 
jungen Erwachsenen Materialien für eine 
Auseinandersetzung mit dem Holocaust, 
der Verfolgung jüdischer Deutscher und 
der Ermordung der europäischen Juden in 
den Jahren 1933–1945. Anschaulich erzähl-
te Texte und Fotos ermöglichen persönli-
che Zugänge zu vielfältigen Aspekten. Es 
werden insbesondere Texte präsentiert, in 
denen damals jugendliche Personen über 
Situationen ihres Lebens erzählen, in de-
nen sich die Verfolgung spiegelt. So ergeben 
sich Möglichkeiten, an die eigene vertraute 
Alltagswelt anzuknüpfen.

Die Materialien sollen anregen, eige-
ne Fragen zu entwickeln und kontrovers 
zu diskutieren. Lehrkräfte können Texte 
und Fotos für den konkreten Arbeitszu-
sammenhang ihrer Lerngruppe auswählen 
und zusammenstellen. Die Materialien sind 
speziell für arbeitsteilige Lernformen und 
Präsentationen geeignet.

Für die Zusammenstellung der Quel-
lentexte waren ihre narrative Qualität mit 
einer klaren dichten Erzählstruktur und ihre 
Anschaulichkeit entscheidend. Schülerinnen 
und Schülern sollen sich die historische Si-
tuation vorstellen und auch emotional mit 
der eigenen Lebenswirklichkeit in Bezie-
hung setzen können. Die Fotos und Karika-
turen sind entsprechend ausgewählt.

Zeitzeugen stehen im Mittelpunkt: jü-
dische Verfolgte, aber auch Zuschauer und 

Neuerscheinungen 

Täter. Menschen, damals meist Jugendliche, 
erzählen – eingebettet in den historischen 
Kontext – kurze, oft spannende Geschichten 
zur Lebenssituationen als Verfolgte im Kon-
text ihrer Familien, in der Schule, im Alltag. 
So werden jüdische Deutsche sichtbar nicht 
als anonyme Masse vermeintlich passiver 
Opfer, sondern als Menschen, die als In-
dividuen denken, fühlen und handeln. Für 
das Jahr 1933 werden Zeitungsberichte aus 
dem demokratischen Ausland bereitgestellt, 
um ausländische Perspektiven zugänglich 
zu machen. Daneben sind zeitgenössische 
Tagebucheinträge und andere Berichte zu 
fi nden.

Die Unterrichtsmaterialien des Web-Portals 
gliedern sich in acht Themenfelder: 
I. Vor der Nazi-Zeit
Die Situation jüdischer Deutscher »vor 
1933« als geachtete Bürger eines demo-
kratischen Staates wie auch der Kampf der 
Demokraten zur Verteidigung des Rechts-
staates werden deutlich.
II. Nazis an der Macht
Die Zertrümmerung der Demokratie durch 
die Nationalsozialisten wird auch in Reak-
tionen der ausländischen demokratischen 
Presse aufgezeigt, und die Einschnitte im 
Leben jüdischer Deutscher werden anschau-
lich gemacht.
III. Lebenssituation jüdischer 
Deutscher – 1933 bis Herbst 1938
Die Stationen der Verfolgung jüdischer 
Deutscher ab 1933 werden in ihren Auswir-
kungen für die Zeit bis zum Herbst 1938 
angesprochen. Die Annäherung an eine In-
nensicht wird auf diese Weise möglich, und 
auch die Überlegungen zur Reaktion auf die 
Verfolgung werden deutlich.
IV. Die Novemberpogrome 1938 und 
die Jahre bis zu den Deportationen
Die Novemberpogrome 1938 in ihrer viel-
fältigen Wirkung auf einzelne Familien wer-
den dargestellt. Aber auch die Hilfsaktion 
aus dem Ausland der rettenden Kindertrans-
porte wird thematisiert. Verdeutlicht wer-
den die Lebensverhältnisse jüdischer deut-
scher Jugendlicher und Familien unter den 

Bedingungen der intensivierten Verfolgung 
zwischen den Novemberpogromen und dem 
Beginn der Deportationen im Herbst 1941.
V. Die Deportationen – Die gewaltsamen 
Verschleppungen jüdischer Deutscher
Die gewaltsamen Verschleppungen jüdi-
scher Deutscher ab Herbst 1941, das Unter-
tauchen sowie das Leben im Ghetto werden 
thematisiert. Mit diesem Themenfeld weitet 
sich der Blick auf die Mordereignisse im 
besetzten Europa.
VI. Mord an den europäischen Juden
Die Beschäftigung mit ausgewählten Situa-
tionen des Mordgeschehens des Holocaust 
ist durch Erinnerungs- und andere Berichte 
in Verbindung mit entsprechenden Fotos 
möglich. Mord-Orte und Mord-Aktivitäten 
stehen dann im Fokus: noch immer we-
nig Bekanntes wie das Vernichtungslager 
Chelmno und das Vernichtungslager Belzec, 
das Massaker von Babi Jar bei Kiew, die 
Morde der SS-Einsatzgruppen, aber auch 
Bekanntes wie das Warschauer Ghetto und 
das Vernichtungslager Auschwitz-Birkenau.
VII. Bewaffneter jüdischer Widerstand 
und Rettung verfolgter Juden
Der Widerstand jüdischer Partisanengrup-
pen, eine zumeist vernachlässigte Perspek-
tive, wird ausführlich dargestellt. Auch die 
Hilfe von nichtjüdischer Seite für verfolgte 
jüdische Menschen steht im Mittelpunkt, 
um auch andere wichtige Perspektiven auf 
das Verfolgungs- und Mordgeschehen zu 
ermöglichen. 
VIII. Befreiung und Danach
Die Situation nach 1945 ist in einem dop-
pelten Sinn bedeutsam: zum einen die Situ-
ation der Befreiten und Überlebenden und 
zum anderen die juristische Ahndung mit 
dem Bemühen um die Wiederherstellung 
des Rechtszustandes. Zu dieser Zeit gehö-
ren auch Überlegungen zum Leben mit den 
Tätern und insbesondere die Beschäftigung 
mit den Mördern. Der bleibenden Frage, 
was normale Menschen in der NS-Zeit zu 
Mördern machen konnte, versucht sich die 
Unterscheidung von Täter-Typen und die 
Kategorisierung ihrer Taten anzunähern.
(siehe auch Seite 94)
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»Mit FINALE BERLIN 

haben wir ein 

unvergleichliches 

unve

Zeugnis in 
gnis in Händen.« 

Händen.
H

 Fritz J. RRaddatzz

Heinz Rein
FFinale Berlin

Roman
Mit einemm Nachwort

von Fritzz J. Raddatz
760 Seitenn. Gebunden

€ 24,95 // € [A] 25,70 
ISBN 978-3-89561-483-5

Berlin, 19445: Das letzte Aufgebot 
verteidigt die Stadt, Gestapo und SS t die Stadt Gestapo und SS
fahnden nach Juden und Deserteuren.
Der Bestseller von 1947 erzählt vom 
Schicksal einer Widerstandsgruppe und 
lässt die Atmosphäre im untergehenden 
Nazi-Reich miterleben.
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Das Risiko der »Weißen Fahne«
Gewalt gegen Verweigerer des 
»Volkskriegs« im Frühjahr 1945
von Sven Keller

Sven Keller, Dr. phil., geboren 1976, 
1997–2003 Studium der Geschich-
te und Politikwissenschaft an der 
Universität Augsburg. 2005–2008 
Graduiertenstipendiat des Cusanus-
werks. 2009–2012 wissenschaftli-
cher Mitarbeiter an der Universität 
Augsburg. 2010 Promotion an der 
Universität Augsburg mit einer Arbeit 
über »Gesellschaft und Gewalt. Ver-
brechen in der Endphase des Zweiten 
Weltkriegs«, ausgezeichnet mit dem 
Mieczysław-Pemper-Preis 2011. Seit 
2005 Lehrbeauftragter an der Uni-
versität Augsburg, seit 2012 wissen-
schaftlicher Mitarbeiter am Institut 
für Zeitgeschichte München – Berlin. 
Veröffentlichungen (Auswahl): 
(Hrsg., mit Jürgen Finger und And-
reas Wirsching), Vom Recht zur Ge-
schichte. Akten aus NS-Prozessen als 
Quellen der Zeitgeschichte, Göttingen 
2009; Volksgemeinschaft am Ende. 
Gesellschaft und Gewalt 1944/45, 
München 2013; (mit Jürgen Finger 
und Andreas Wirsching), Dr. Oetker 
und der Nationalsozialismus. Ge-
schichte eines Familienunternehmens 
1933–1945, 2. Aufl ., München 2013.

 
In den Abendstunden des 16. April 1945 
erreichten die Jeeps eines kleinen ame-
rikanischen Aufklärungstrupps den Ort 
Burgthann wenige Kilometer südöstlich 

von Nürnberg. An der ersten Panzersperre machten die Amerikaner 
Halt und ordneten an, diese zu öffnen. Die dort postierten Volks-
sturmmänner und einige andere Bewohner des Ortes gehorchten 
sogleich, während der amerikanische Offi zier den Bürgermeister 
holen ließ. Als der Ortsvorsteher Andreas Fischer eintraf, erklärte 
er ihm in gebrochenem Deutsch, der Ort werde von den nachfol-
genden Kampftruppen zerstört, sollte er nicht umgehend überge-
ben werden. An den Häusern müssten weiße Fahnen angebracht 
werden, alle vorhandenen Waffen und Rundfunkgeräte seien ab-
zuliefern. Zufrieden damit, dass hier kein Widerstand zu erwarten 
war und sich keine deutschen Truppen im Ort befanden, fuhren 
die Amerikaner weiter.

Die Frauen, die sich an der Panzersperre versammelt hatten, be-
stürmten nun den Bürgermeister, den Anordnungen der Amerikaner 
unbedingt zu folgen. Der von Fischer konsultierte Gemeindediener 
riet jedoch, erst noch abzuwarten: Die Lage sei zu unübersichtlich, 
und es drohten Schwierigkeiten mit einzelnen Durchhaltefanatikern 
im Ort. Schließlich ordnete er an, im Dorf und auf der Burgruine 
weiße Fahnen aufziehen. Die Nacht zum 17. April verlief daraufhin 
ruhig; weitere amerikanische Truppen zeigten sich nicht. 

Früh am nächsten Morgen erschienen stattdessen Angehörige 
des SS-Pionierbataillons 17 in dem Dorf. Die Einheit gehörte zur 
17. SS-Panzergrenadier-Division »Götz von Berlichingen« und 
hatte in der vorangegangenen Nacht im Nachbarort ihren Gefechts-
stand eingerichtet. Die Soldaten drohten, die Fahnen herunterzu-
schießen, wenn sie nicht sofort eingezogen würden. Am Nachmittag 
kamen die Vorgänge dem Kommandeur des Bataillons zu Ohren. 
SS-Hauptsturmführer Müller machte sich umgehend auf den Weg 
und fand in Burgthann immer noch vereinzelte weiße Fahnen vor. 
Als er hörte, der Bürgermeister habe die Befl aggung angeordnet, 

stellte er Fischer zur Rede. Dessen Rechtfertigung, er habe nur 
auf Befehl der Amerikaner gehandelt, ließ der Hauptsturmführer 
freilich nicht gelten – er kündigte Fischer an, er sterbe jetzt als 
»Schwein«.

Dem entsetzten Bürgermeister nutzte es wenig, dass er selbst 
einen Sohn im Krieg verloren hatte, und auch die verzweifelte 
Prophezeiung, die SS-Männer würde ebenfalls »bald ihr Schick-
sal ereilen«, beeindruckte diese nicht. Müller und seine Entourage 
führten Fischer auf den Dorfplatz, wo ein SS-Unterscharführer den 
Bürgermeister mit der Maschinenpistole aus nächster Nähe nieder-
schoss. Der schwer verwundete Fischer schrie vor Schmerzen, ehe 
ihn der Schütze mit einem weiteren Schuss in den Kopf tötete. Die 
Frauen und Kinder, die sich auf dem Platz gesammelt hatten, liefen 
entsetzt auseinander.1

Der »Volkskrieg« fi ndet nicht statt

Solche und ähnliche Szenarien ergaben sich im Frühjahr 1945 vie-
lerorts in Deutschland. Bis zuletzt erwartete das NS-Regime, die 
Menschen im Reich würden sich dem Feind auf deutschem Boden 
in einem »Volkskrieg« entgegenstellen. Propagandaminister Joseph 
Goebbels versuchte just in jenen Tagen des Aprils 1945 noch, ihn 
herbeizuschreiben: Er fantasierte davon, »wie Väter, Mütter, ja Kin-
der sich zusammenrotten, um den Eindringlingen Widerstand zu 
leisten, wie Knaben und Mädchen sie mit Handgranaten und Teller-
minen bewerfen, sie aus Fenstern und Kellerlöchern beschießen«.2 
Das war ganz im Sinne Hitlers, der schon im Herbst 1944 befohlen 
hatte: »Jeder Bunker, jeder Häuserblock in einer deutschen Stadt, 
jedes deutsche Dorf muß zu einer Festung werden, an der sich der 
Feind entweder verblutet oder die ihre Besatzung im Kampf Mann 
gegen Mann unter sich begräbt. Es gibt nur noch Halten der Stellung 
oder Vernichtung.«3

Daran dachten viele Deutsche in den letzten Kriegswochen 
längst nicht mehr. Die Nation schien ohnehin nicht mehr zu retten 
und die Niederlage unvermeidlich, und so traten die individuellen 
Sorgen in den Vordergrund: das eigene Überleben, das unmittelbare 
Lebensumfeld, die Familie, der materielle Besitz, die »Heimat«. Zu 

1 Vgl. Urteil des Landgerichts Nürnberg-Fürth vom 1.10.1958, Az. 638 Ks 5/56, 
in: Justiz und NS-Verbrechen [JuNSV], Bd. XV, Nr. 466, die folgenden Zitate 
S. 280; vgl. Stephen G. Fritz, Endkampf. Soldiers, civilians, and the death of the 
Third Reich, Lexington, KY 2004, S. 130 f.; allgemein: Klaus-Dietmar Henke, 
Die amerikanische Besetzung Deutschlands, München 1995. Dieser Beitrag be-
ruht auf den Ergebnissen von Sven Kellers Studie Volksgemeinschaft am Ende. 
Gesellschaft und Gewalt 1944/45, München 2013.

2 Vgl. Joseph Goebbels, »Widerstand um jeden Preis«, in: Das Reich, 22.4.1945.
3 Bundesarchiv-Militärarchiv Freiburg (BArch), RW 4/v. 828, Chef WFSt/Op 

Nr. 0011273/44 gKdos., 16.9.1944.

retten gab es überall noch etwas, selbst in den Trümmerlandschaften 
der bombenzerstörten Großstädte und zumal in den Gegenden des 
Reiches, die noch nicht oder kaum vom Krieg in Mitleidenschaft ge-
zogen waren. Viele ländliche Kleinstädte und Dörfer waren Anfang 
1945 noch völlig unversehrt, als die alliierten Fronten mit Tieffl ie-
gern und Panzern näherrückten. Im Vergleich zum Weiterkämpfen 
erschien vielen Niederlage, Kriegsende und feindliche Besetzung 
zuletzt als weniger erschreckende Alternative. 

Angesichts der alliierten Überlegenheit konnte am Ausgang 
eines Verteidigungsversuchs durch deutsche Truppen kein Zweifel 
bestehen; die Folgen jedoch waren häufi g katastrophal: Die Anglo-
amerikaner bemühten sich um größtmögliche Schonung des eigenen 
Personals. Das Vorgehen in Burgthann war also standard procedure: 
Die Amerikaner forderten als klares Zeichen der Kapitulation des 
Ortes das Hissen weißer Fahnen an allen Gebäuden und die verant-
wortliche Übergabe durch eine Person, von der sie annehmen konn-
ten, sie habe dazu die nötige Autorität. Schon geringer Widerstand an 
einer Panzersperre oder einzelne Schüsse aus dem Hinterhalt konnten 
zum massiven Einsatz von Panzerkanonen oder zur Anforderung 
eines Artillerie- oder Luftschlages führen.4 

Die Einwohner der Städte und Dörfer, die das Regime und die 
Wehrmachtführung verteidigt sehen wollten, wussten um diese Ge-
fahr, und sie waren meist weder bereit, sich selbst in einem sinnlo-
sen »Volkskrieg« zu opfern, noch wollten sie ihre Lebenswelt der 
Vernichtung anheimgeben. Im Gegenteil: Vielerorts riskierten nun 
Menschen, offen gegen eine Verteidigung ihres Heimatortes und 
sinnloses Weiterkämpfen einzutreten.

Himmlers »Flaggenerlass«

Dass weite Teile der Zivilbevölkerung sich dem »Volkskrieg« ver-
weigerten, ließ sie schnell vom erhofften Träger eines fanatischen 
Abwehrkampfs zum Störfaktor werden. Das galt auch für Wehrmacht 
und Waffen-SS, wo sich viele Offi ziere, aber auch manch einfacher 
Soldat, in ihrem militärischen Selbstverständnis herausgefordert 
oder ihre individuellen Opfer- und Leidenserfahrungen in den vor-
angegangenen Kriegsjahren verraten sahen.5 So wurde im Frühjahr 
1945 in der Truppe allenthalben über die mangelnde Kampfbereit-
schaft der Zivilbevölkerung, ja deren feindliche Haltung gegenüber 

4 Vgl. Andreas Kunz, Wehrmacht und Niederlage. Die bewaffnete Macht in der 
Endphase der nationalsozialistischen Herrschaft 1944 bis 1945, München 2005, 
S. 236.

5 Vgl. John Zimmermann, Pfl icht zum Untergang. Die deutsche Kriegsführung im 
Westen des Reiches 1944/45, Paderborn 2009; Sven Keller, »Elite am Ende. Die 
Waffen-SS in der letzten Phase des Krieges 1945«, in: Jan Erik Schulte, Peter 
Lieb, Bernd Wegner (Hrsg.), Die Waffen-SS. Neue Forschungen, Paderborn 2014, 
S. 354–373.
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der eigenen Armee geklagt. Schon Ende Dezember 1944 wies die 
17. SS-Panzerdivision in einer Handreichung an Orts- und Kampf-
kommandanten gesondert darauf hin, dass ein »scharfes sofortiges 
Durchgreifen bei Ungehorsam, Feigheit oder Widersetzlichkeit« der 
Zivilbevölkerung angezeigt sei.6 Anfang März 1945 häuften sich 
beim Armeeoberkommando (AOK) 7 Meldungen und Beschwerden 
über die mangelnde Kampfbereitschaft der Zivilisten.7 Gegenüber 
NSDAP-Gauleiter Willi Stöhr beklagte zur gleichen Zeit die Hee-
resgruppe G, dass die »feindliche Haltung der Bevölkerung in der 
Eifel den aufopferungsvollen Kampf der Truppe« erschwere – in 
einem Ort seien die Bauern gar »mit Mistgabeln auf die Soldaten 
losgegangen«.8

Das Oberkommando der Wehrmacht reagierte auf solche Be-
schwerden, indem es sich Ende März mit der Aufforderung an 
Himmler wandte, er solle »die versagenden Teile der Bevölkerung 
am Zeigen weißer Tücher und [an der] Sabotage von Befestigungs-
anlagen hinder[n]«.9 

Binnen Tagen dekretierte Himmler daraufhin seinen »Flaggen-
erlass« gegen »das Heraushängen Weißer Tücher, das Öffnen bereits 
geschlossener Panzersperren, das Nichtantreten zum Volkssturm und 
ähnliche Erscheinungen«. Es sei »mit härtesten Mitteln durchzu-
greifen«; insbesondere seien »aus einem Haus, aus dem eine Weiße 
Fahne erscheint, […] alle männlichen Personen zu erschießen«.10 
Das fand Beifall: Von nun an kümmere man sich, so notierte Goeb-
bels in seinem Tagebuch mit beißender Ironie, »besonders liebevoll« 
um diejenigen, die weiße Fahnen hissten, ehe sich »diese Art von 
Defaitismus wie eine Seuche ausbreitet«.11 

Letzteres freilich erwies sich als Irrtum. Weder die Gewaltandro-
hung noch Himmlers verzweifelt-aberwitziger Umdeutungsversuch, 
bei den Kapitulationsforderungen der Feinde handele es sich ledig-
lich um eine »Kriegslist«12, konnte bei einer Mehrzahl der Deutschen 
die Begeisterung für den Volkskrieg entfachen. 

6 BArch, RS 3-17/25, 17. SS-Pz. Gren. Division »Götz von Berlichingen« Ia Tgb.
Nr. 194/44 n.g.Kdos., Dienstanweisung für Orts- bzw. Kampfkommandanten, 
30.12.1944.

7 Vgl. BArch, RH 19 XII/26, Meldung AOK 7/IA Nr. 01405/45 g.Kdos., 5.3.1945.
8 Bundesarchiv Berlin-Lichterfelde (BArch), NS 6/135, Bl. 122, Gesprächsnotiz 

über einen Telefonanruf des Gauleiters Stöhr betr. feindselige Haltung der Bevöl-
kerung gegenüber der Truppe, 8.3.1945. 

9 BArch, RH 20-19/196, OB West/Ia/Qu (2) Nr. 1052/45 g., OKW/WFSt/Qu an 
Himmler, 25.3.1945.

10 Überliefert u.a. in BArch, RH 20-19/279, Bl. 3, H.Gr. G Ia Nr. 1411/45 g.Kdos. 
an AOK 19, 28.3.1945.

11 Elke Fröhlich (Hrsg.), Die Tagebücher von Joseph Goebbels, Teil II: Diktate, 
Bd. 15, München 1995, Eintrag vom 29.3.1945, S. 625.

12 BArch, RH 2/336, Bl. 217, OKH/GenStdH/OpAbt/LdsBef Nr. 6217/45, betr. Er-
lass RF-SS, 15.4.1945.

Spontaner und individueller Widerstand in letzter Minute

Es lassen sich verschiedene Formen eines Widerstands in letzter 
Minute unterscheiden, der sich gegen die sinnlose Zerstörung des 
eigenen Heimatortes richtete.13 Die erste davon umfasst Aktivitäten, 
die von kleinen Gruppen ausgingen, die sich ad hoc, ohne Planung 
und Abstimmung im Vorfeld, aus konkretem Anlass zusammenfan-
den. Dazu gehörten auch die Vorgänge in Burgthann: Dorfbewohner 
versammelten sich, um eine Panzersperre zu beseitigen und den 
Bürgermeister zu bewegen, den Ort zu übergeben – auch symbolisch 
durch das Aufziehen weißer Flaggen. 

In manchen Städten gab es bereits im Vorfeld der Annähe-
rung feindlicher Truppen richtiggehende Demonstrationen – ein 
Phänomen, das es in den vorangegangenen Jahren im »Dritten 
Reich« kaum je gegeben hatte. Die Beteiligung von Frauen an 
solchen spontanen Aktionen oder Protesten war keineswegs au-
ßergewöhnlich. Der sogenannte »Windsheimer Weibersturm«, das 
wohl bekannteste Beispiel, ereignete sich nicht weit entfernt von 
Burgthann im mittelfränkischen Bad Windsheim. Dort versam-
melten sich am Abend des 12. April 1945 zwei- bis dreihundert 
Menschen, vor allem Frauen, Kinder und ältere Männer – ein 
Spiegelbild der deutschen Gesellschaft am Ende des Krieges, für 
die die Abwesenheit der Männer charakteristisch war. Der Kampf-
kommandant des Ortes gab der robust vorgetragenen Forderung 
einer Frauenabordnung, die Stadt nicht zu verteidigen, nicht nach. 
Dass Frauen dabei keineswegs ein geringeres Risiko eingingen 
als Männer, zeigt das blutige Nachspiel am folgenden Tag. Zwei 
Gestapomänner aus Nürnberg erschossen die Fabrikantengattin 
Christine Schmotzer, von der sie fälschlich annahmen, sie sei eine 
Rädelsführerin der Windsheimer Demonstration gewesen. Neben 
die Leiche legten sie ein Schild mit der Aufschrift: »Eine Verräterin 
wurde gerichtet«. Wer die Gestapo informiert hatte, konnte nach 
dem Krieg nie geklärt werden.14

Daneben gab es auch Aktionen, bei denen Einzelne versuch-
ten, ihren Heimatort zu retten. Gut erforscht ist der Fall des 19-jäh-
rigen Ansbacher Studenten Robert Limpert.15 Als die Amerikaner 
bereits in die Außenbezirke Ansbachs vorgedrungen waren, begab 
sich der schwer herzkranke Student zum dritten Bürgermeister, 

13 Vgl. Elisabeth Kohlhaas, »›Aus einem Haus, aus dem die weiße Fahne erscheint, 
sind alle männlichen Personen zu erschießen‹. Durchhalteterror und Gewalt ge-
gen Zivilisten am Kriegsende 1945«, in: Edgar Wolfrum, Cord Arendes, Jörg 
Zedler (Hrsg.), Terror nach innen. Verbrechen am Ende des Zweiten Weltkrieges, 
Göttingen 2006, S. 51–79, hier S. 53–60.

14 Vgl. Urteil des LG Nürnbrg-Fürth vom 20.8.1948, KLs 152/48, in: JuNSV, 
Bd. III, Nr. 83.

15 Vgl. Elke Fröhlich, »Ein junger Märtyrer«, in: Martin Broszat, Elke Fröhlich 
(Hrsg.), Bayern in der NS-Zeit, Bd. 6: Die Herausforderung des Einzelnen. Ge-
schichten über Widerstand und Verfolgung, München, Wien 1983, S. 228–257.

der ihm zusagte, den Ort kampfl os übergeben zu wollen. Dar-
aufhin forderte er auf  der Straße die Passanten auf, die Waffen 
wegzuwerfen, Panzersperren einzureißen und weiße Fahnen zu 
hissen. Außerdem durchschnitt Limpert auf offener Straße die 
Telefondrähte, die den Gefechtsstand des Kampfkommandanten 
mit den Truppenteilen vor der Stadt verbanden – oder vielmehr: 
verbunden hatten, denn kurz zuvor war der Gefechtsstand verlegt 
worden, folglich die Kabel schon vor der Zerstörung ohne Funk-
tion. Zwei Hitlerjungen im Alter von 13 und 14 Jahren beobach-
teten den Studenten. Der Onkel eines der Jungen, ein Blockwart 
und Alt-Parteigenosse, denunzierte Limpert bei der Polizeiwache 
im Rathaus.16 Das Geschehene kam dem Kampfkommandanten 

16 Siehe zu Denunziationen auch den Beitrag von Claudia Bade in dieser Ausgabe 
der Einsicht, Seite 24 ff.

Hauptmann Ernst Meyer zu Ohren, der Limpert in einer Stand-
gerichtsfarce zum Tod durch den Strang verurteilte. Der erste 
Versuch, das Urteil zu vollstrecken, scheiterte. Limpert konnte 
sich losreißen, wurde aber eingeholt und schwer misshandelt. 
Meyer selbst packte ihn an den Haaren und schleifte ihn zurück 
zum Rathaus. Auch der zweite Hinrichtungsversuch scheiterte: Der 
Strick riss und der schon bewusstlose Student fi el zu Boden. Nun 
nahm Meyer die Leine doppelt, und bei diesem dritten Versuch 
kam Robert Limpert ums Leben. Der Kampfkommandant befahl, 
die Leiche hängen zu lassen, bis sie »stinke«17. Noch am selben 
Nachmittag rückten die Amerikaner in Ansbach ein.

17 Vgl. Urteil des LG Ansbach vom 14.12.1946, KLs 24/46, in: JuNSV, Bd. I, 
Nr. 10;  Urteil des LG Ansbach vom 28.8.1947, KLs 24/46, in: JuNSV, Bd. I, 
Nr. 29.

April 1945, auf den 
Mauern und Ruinen 
deutscher Städte stehen 
Durchhalteparolen: 
»Wir kapitulieren nie«.
Foto: SZ Photo/Süd-
deutsche Zeitung Photo
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Geheime Widerstandszirkel

Neben spontanen Aktionen, die sich praktisch erst im Angesicht des 
Feindes konstituierten, und Aktionen Einzelner fanden sich bisweilen 
auch geheime Widerstandszirkel zusammen, die schon Wochen oder 
Monate im Voraus begannen, ihr Vorgehen zu planen. In Düsseldorf 
etwa scharte sich um den Rechtsanwalt Karl Wiedenhof eine kleine 
Runde von Männern, die dem NS-Regime aus unterschiedlichsten 
Gründen ablehnend gegenüberstanden. Die »Wiedenhof-Gruppe« 
beschloss Mitte Februar 1945, die Stadt zu retten. Dazu, so waren 
sich die Männer sicher, bedurfte es einer bewaffneten Organisation. 
Es gelang, den Kommandeur der Düsseldorfer Schutzpolizei, Oberst-
leutnant Franz Jürgens, zu gewinnen, der dem Nationalsozialismus 
ebenfalls distanziert gegenüberstand. NSDAP-Gauleiter Friedrich 
Karl Florian und der Oberbefehlshaber der Heeresgruppe B, Ge-
neralfeldmarschall Walter Model, sollten festgenommen und die 
NS- und Polizeiführung ausgeschaltet werden: Die »Aktion Rhein-
land« nahm Gestalt an. Dass für die Verteidigung der Stadt vor allem 
Polizeikräfte vorgesehen waren, erhöhte die Chancen. Als die Stadt 
am 16. April von feindlichen Truppen eingekreist war, verhafteten 
die Aktivisten den Polizeipräsidenten in seinem Dienstzimmer. Die 
gleichzeitige Festsetzung Florians und Models scheiterte jedoch – sie 
blieben unauffi ndbar. Ein regimetreuer Beamter verriet die Aktion, 
Gauleiter Florian persönlich befreite den Polizeipräsidenten aus 
seiner Zelle, Jürgens wurde verhaftet. Model setzte ein Standgericht 
ein, das Jürgens zum Tode verurteilte. Das Urteil wurde umgehend 
vollstreckt. Einem zweiten Standgericht fi elen vier weitere Ver-
schwörer zum Opfer.18

Der einzige bekannte Versuch, das NS-Regime in letzter Mi-
nute nicht nur lokal, sondern regional zu überwinden, war die 
»Freiheitsaktion Bayern«. Unter der Führung von Hauptmann 
Rupprecht Gerngross, des Chefs der Dolmetscherkompanie des 
Wehrkreises VII, hatten sich die Verschwörer zum Ziel gesetzt, in 
einer handstreichartigen Aktion wichtige Schaltstellen der Macht 
in München zu besetzen und dadurch den Krieg in Oberbayern zu 
beenden, ehe es zu einer Verteidigung der Gauhauptstadt kam.19 Am 
frühen Morgen des 28. April 1945 brachte die Gruppe die Reichs-
sender Ismaning und Freimann unter ihre Kontrolle, verkündete 
über den Äther, sie habe in der vorangegangenen Nacht »die Re-
gierungsgewalt erstritten«, und rief dazu auf, unter dem Stichwort 
»Fasanenjagd« die Funktionäre der NSDAP festzusetzen und zu 

18 Vgl. Landesarchiv NRW [LAV NRW] W Düsseldorf, Gerichte Rep. 17/852, 
Bl. 22–74, Urteil des LG Düsseldorf vom 5.3.1949, 8 Ks 1/49; ebd., Gerichte 
Rep. 17/853, Bl. 22–74, Urteil des LG Wuppertal, 11.1.1951; vgl. Volker Zim-
mermann, In Schutt und Asche. Das Ende des Zweiten Weltkrieges in Düsseldorf, 
Düsseldorf 2005, S. 83–98.

19 Vgl. zur Freiheitsaktion Bayern zuletzt: Veronika Diem, Die Freiheitsaktion Bay-
ern. Ein Aufstand in der Endphase des NS-Regimes, Kallmünz 2013. 

entwaffnen.20 Daraufhin wandten sich in den noch nicht von den 
amerikanischen Truppen besetzten Gebieten vor allem Ober- und 
Niederbayerns zahlreiche Bürger gegen verteidigungsbereite Trup-
pen und Parteifunktionäre.

Den Aufständischen gelang es indes nicht, die strategisch wich-
tigsten Ziele ihres Vorhabens zu erreichen: Weder konnten sie die 
Schaltstellen der Macht in der Gauhauptstadt München besetzen 
noch NSDAP-Gauleiter Paul Giesler ausschalten. Ganze drei Panzer 
und kaum 200 Soldaten standen den Putschisten zur Verfügung. An 
eine Erstürmung des Gauleiter-Befehlsstands im Zentralministerium 
war damit nicht zu denken. Die Kommunikationswege der Wehr-
macht blieben intakt, und es gelang nicht, den Oberbefehlshaber 
West, Albert Kesselring, auf die eigene Seite zu ziehen. Kurz vor 
elf Uhr wandte sich Giesler in einer Radioansprache an die Bevöl-
kerung – damit war klar, dass die Freiheitsaktion Bayern geschei-
tert war. Die Folgen waren blutig. Der regionale Aufstandsversuch 
mobilisierte noch einmal das gesamte, nach wie vor ungebrochene 
terroristische Potenzial des Regimes in der Heimat, das auf die 
offene Herausforderung mit einem letzten Rachefeldzug reagierte. 
Am 28. und 29. April starben in München, aber auch an vielen 
anderen Orten Bayerns Dutzende Menschen durch die Hände von 
Durchhaltefanatikern.

Komplexe lokale Kräftefelder und richtiges Timing

An dem Aufstand der Freiheitsaktion ist angesichts dieser Bilanz 
viel Kritik geübt worden.21 Freilich ist der Sinn widerständigen 
Handelns gegen das NS-Regime nicht am Maßstab des Erfolgs zu 
messen, und es ist überaus bemerkenswert, dass die Akteure mit 
großem persönlichem Mut, unter beträchtlichem individuellem Ri-
siko, in erstaunlicher gesellschaftlicher Breite und in beachtlicher 
Breite an vielen Orten Bayerns gegen das Regime auftraten. Dass 
die Freiheitsaktion dennoch blutig scheiterte, macht sie zu einem 
Beispiel dafür, wie schwierig es war, in der Endphase des Krieges 
den richtigen Zeitpunkt zum Handeln zu fi nden. 

Dieses Problem war es auch, das Bürgermeister Fischer in 
Burgthann zaudern ließ: Der mehrtägige Kampf um die nahe Gau-
hauptstadt Nürnberg, die symbolträchtige »Stadt der Reichspartei-
tage«, hatte gerade erst begonnen, er selbst hatte keine Übersicht 
über die Lage.22 Es war kein Einzelfall, dass die amerikanischen 

20 Zit. nach Heike Bretschneider, Der Widerstand gegen den Nationalsozialismus in 
München 1933–1945, München 1968, S. 232.

21 Vgl. z. B. Joachim Brückner, Kriegsende in Bayern 1945. Der Wehrkreis VII und 
die Kämpfe zwischen Donau und Alpen, Freiburg i. Br. 1987, S. 188, 191; Henke, 
Besetzung, S. 855, 857.

22 Zum Kampf um Nürnberg vgl. Karl Kunze, Kriegsende in Franken und der 
Kampf um Nürnberg im April 1945, Nürnberg 1995.

Kampftruppen nach der Einnahme eines Ortes weiterzogen – oder 
wie in diesem Fall einen kleinen Ort einfach passierten. Das brachte 
die Bewohner der betroffenen Städte und Dörfer in eine prekäre 
Situation. 

Auch die Verschwörer in München hatten kaum Möglichkeiten, 
sich über die konkrete Lage außerhalb des Münchner Raumes zu 
informieren und zu den Mitverschwörern Kontakt zu halten. Die 
Gruppen in den Provinzstädten und -gemeinden blieben auf sich 
allein gestellt. Unter diesen Bedingungen erwies es sich als fatal, 
dass die Einnahme der Sender der wichtigste Erfolg des Putsches 
blieb. Viele der Beteiligten in der Region, die sich teils schon früh 
entschlossen hatten, in ihrem Ort eine Verteidigung zu verhin-
dern, hätten mit großer Wahrscheinlichkeit auch ohne einen zent-
ralen Aufruf gehandelt – und dann womöglich einen günstigeren 
Zeitpunkt fi nden können. So aber löste der Rundfunkaufruf der 
Freiheitsaktion vielerorts einen »Frühstart« aus: Funktionäre des 
Regimes wurden entwaffnet und festgesetzt, weiße Fahnen auf 
Kirchtürmen gehisst. 

Von Altötting oder Burghausen etwa, rund 100 Kilometer öst-
lich von München gelegen, waren die amerikanischen Truppen 
an jenem 28. April 1945 noch weit entfernt – sie erreichten die 

beiden Städte erst zwei Tage später.23 Stattdessen zogen am Tag 
des Aufstandes noch andere durch diese Gegend: Der Inspekteur 
der Sicherheitspolizei Wiesbaden, SS-Oberführer Hans Trummler, 
hatte sich mit seinen Beamten Richtung Thüringen zurückgezogen 
und war dann nach Süden abgebogen. Unterwegs war seine Kampf-
gruppe auf eine Stärke von 1.000–1.500 Mann angewachsen. Der 
Altöttinger NSDAP-Kreisleiter Fritz Schwaegerl wandte sich an 
Trummler, und dieser entsandte seine Männer zur Niederschlagung 
des Aufstandes. 

Doch bedurfte es nicht überall einer solchen Polizeikampf-
gruppe. Richard Drauz, der NSDAP-Kreisleiter von Heilbronn, 
galt selbst in NS-Kreisen als besonders fanatisch.24 So gestaltete er 
auch seine Flucht beim Anrücken der Amerikaner: Noch während er 

23 Zu Altötting vgl. Ulrich Völklein, Ein Tag im April. Die »Bürgermorde« von 
Altötting, Göttingen 1997.

24 Vgl. Susanne Schlösser, »Was sich in den Weg stellt, mit Vernichtung schlagen: 
Richard Drauz, NSDAP-Kreisleiter von Heilbronn«, in: Michael Kißener, Joach-
im Scholtyseck (Hrsg.), Die Führer der Provinz. NS-Biographien aus Baden und 
Württemberg, Konstanz 1999, S. 143–159.

Einwohner eines 
bayerischen Dorfes 
bei Landsberg gehen 
mit weißen Fahnen 
einer Panzerspitze der 
7. US-Armee entgegen, 
April 1945.
Foto: bpk
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selbst das Weite suchte, ermordete er diejenigen als »Defaitisten«, 
die weiß fl aggten oder Panzersperren öffneten. Nachdem er am 
Morgen des 6. April die Akten der Kreisleitung samt Parteifahne 
hatte verbrennen lassen, machte er sich mit einem SA-Obertrupp-
führer Oskar Bordt, dem HJ-Bannführer und seinem Fahrer auf 
den Weg. An einigen Häusern hatten die Bewohner schon weiße 
Fahnen aus den Fenstern gehängt. Drauz ließ seinen Fahrer anhal-
ten und brüllte seine beiden Begleiter an: »Raus, erschießen, alles 
erschießen!« In einem der Häuser töteten sie einen Stadtamtmann, 
dessen Ehefrau und einen Pfarrer. Nebenan waren zwei Frauen 
sofort bereit, die weißen Fahnen einzuholen, dennoch eröffneten 
die Männer hinterrücks das Feuer. Nur weil beide sich tot stellten, 
kamen sie mit dem Leben davon. Im letzten Haus, das die beiden 
bestürmten, öffnete eine Frau, der Bordt aus nächster Nähe in die 
Brust schoss.25  

Das ist das Grundproblem, das der Widerstand gegen die Fort-
setzung des Krieges im eigenen Land, in der eigenen Stadt und im 
eigenen Dorf zu überwinden hatte: Wo schon ein einzelner überzeug-
ter Nationalsozialist oder Durchhaltefanatiker genügen konnte, Ini-
tiativen zur Kriegsbeendigung zum Scheitern zu bringen und deren 
Protagonisten mit dem Tod zu bedrohen, waren nur entschlossene 
Einzelne oder kleine Gruppen vor Ort in der Lage, die Risiken abzu-
wägen, unsichere Kantonisten einzubinden und potenzielle Gegen-
kräfte notfalls zu neutralisieren, die ja häufi g über weit überlegene 
Machtmittel verfügten. Nur auf der lokalen Ebene war die Ein-
schätzung dieses überall verschiedenen, mitunter schon von einem 
Nachbardorf zum andern stark variierenden Kräftefeldes möglich. 
Zu kleinteilig und komplex, ja chaotisch war die Situation in den 
letzten Tagen und Stunden vor dem Einrücken der alliierten Truppen, 
in denen das Schicksal von Orten und Städten vor der Entscheidung 
stand. Und selbst dann, wenn sich in einem Ort alle relevanten Kräfte 
pragmatisch zur Übergabe zusammenfanden, blieben viele Fakto-
ren unkalkulierbar, wie die zahlreichen Einheiten von Wehrmacht, 
Waffen-SS und Polizei auf dem Rückzug. Beredtes Beispiel hierfür 
sind nicht nur die Polizeikampfgruppe Trummler, sondern auch die 
zahlreichen Endphasenverbrechen, die dem XIII. SS-Armeekorps 
im württembergischen, fränkischen und nordschwäbischen Raum 
zuzurechnen sind.26 

25 Vgl. Urteil des LG Heilbronn vom 3.7.1947, KLs 49-51/47, in: JuNSV, Bd. I, 
Nr. 23, Zitate S. 508 f., sowie Urteil des LG Heilbronn vom 24.5.1947, KLs 
4-6/47, in: JuNSV, Bd. I, Nr. 19

26 Vgl. Keller, Volksgemeinschaft, S. 384–406, zur Kampfgruppe Trummler S. 245–
247; zum XIII. SS-Armeekorps vgl. Franz Josef Merkl, General Simon. Lebens-
geschichten eines SS-Führers: Erkundungen zu Gewalt und Karriere, Kriminali-
tät und Justiz, Legenden und öffentlichen Auseinandersetzungen, Augsburg 2010, 
S. 316–370; Keller, »Elite«.

Symbolischer Abschied aus der »Volksgemeinschaft«

Die weiße Fahne, die die Bewohner vieler Städte und Dörfer im 
Reich im Frühjahr 1945 hissten, um die sinnlose Verteidigung und 
damit Zerstörung ihrer Heimatorte zu verhindern, war ein Symbol: 
Sie versinnbildlichte nicht nur den Willen, den Krieg zu beenden, 
sondern war gleichzeitig eine offene Distanzierung vom Nationalso-
zialismus und der militarisierten, wehrhaften »Volksgemeinschaft« 
– bei manchem freilich ein Sinneswandel in letzter Minute und erst 
im Angesicht der sich immer deutlicher abzeichnenden Kriegsnie-
derlage des Deutschen Reiches. 

Die Wurzeln der nationalsozialistischen Gesellschaftsutopie 
der »Volksgemeinschaft«, die den Deutschen eine bessere Zukunft 
mit nationalem Wiederaufstieg, sozialer Harmonie und materiellem 
Wohlstand versprach, lagen im Ersten Weltkrieg. Besonders wichtig 
war die spezifi sche Interpretation der Niederlage von 1918: Damals, 
so sahen es die Nationalsozialisten, hatte die Heimatfront versagt und 
den »Dolchstoß« in den Rücken der Front geführt. Verantwortlich 
gemacht wurde dafür der Gegner im Innern, allen voran die Juden: 
Sie hätten Deutschland verraten und den Willen zum Durchhalten 
»zersetzt«. Deshalb war die »Volksgemeinschaft« nicht nur Verhei-
ßung für die »Volksgenossen«. Sie schloss gleichzeitig all diejeni-
gen aus, die politisch verdächtig waren, als »asozial« stigmatisiert 
wurden oder als »fremdrassig« galten: Sie wurden marginalisiert, 
drangsaliert, verfolgt und vernichtet. Im Zweiten Weltkrieg war 
die Idee der nationalsozialistischen »Volksgemeinschaft« eine Art 
Garantie für die Stabilität der Heimatfront und damit eine Garantie 
gegen eine Wiederholung der Niederlage.27

Angesichts der sich zuspitzenden Krise ist es nicht erstaunlich, 
dass die Bindungskraft der integrativen Aspekte der »Volksgemein-
schaft« nachließ. Gleichzeitig jedoch blieb die »Volksgemeinschaft« 
für diejenigen, die weiterhin an sie glaubten, handlungsleitend – ja, sie 
bot ihrer inneren Logik gemäß den einzigen Ausweg aus der Krise. Und 
so galten weiterhin vor allem Konzentrationslagerhäftlinge und auslän-
dische Zwangsarbeiter als Bedrohung, vor allem gegen sie richtete sich 
weiterhin die nationalsozialistische Gewalt. Zuletzt mussten aber auch 
Angehörige der »Volksgemeinschaft«, die am Sieg (ver-)zweifelten, 
sich den Kriegsanstrengungen entzogen, unter den physischen und 
psychischen Belastungen des Kriegsalltags zusammenbrachen oder 
in Apathie versanken, die desertierten oder kapitulierten, mit mörderi-
schen Konsequenzen rechnen. Sie wurden vom »Volksgenossen« zum 
»Volksverräter«, zum »Defaitisten« und zum »Wehrkraftzersetzer«. 
Ihr »Versagen« schloss sie aus einer »Volksgemeinschaft« aus, die 
sich gerade als nationale Wehr- und Kampfgemeinschaft defi nierte. 

27 Vgl. Sven Keller, »Volksgemeinschaft and Violence. Some Refl ections on Inter-
dependencies«, in: Martina Steber, Bernhard Gotto (Hrsg.), Visions of community 
in Nazi Germany. Social engineering and private lives, Oxford 2014, S. 226–239.

Auch wenn die weiße Fahne von besonderer symbolischer Kraft 
war und zu den Ikonen des Kriegsendes zählt, war sie freilich nicht 
die einzige Form der Distanzierung in den letzten Kriegstagen. Ein 
Schild, das ein Bürger in Wetzlar an seiner Haustür befestigt hatte, 
brachte drei wichtige Ausgangspunkte »defaitistischen« Handelns in 
der Kriegsendphase auf den Punkt: »Schütze mein Heim. Wir sind 
keine Nazi. Wir begrüssen die Befreier.« Diese Worte umfassten 
den Unwillen, den Kampf fortzusetzen, die Angst um die eigene 
Heimat und den eigenen Besitz, die Abgrenzung vom Nationalso-
zialismus und die Hoffnung, die in den »Feind« gesetzt wurde. Alle 
drei Punkte mussten auf überzeugte, zur Fortsetzung des Kampfes 
entschlossene Durchhaltefanatiker provozierend wirken. In diesem 
Fall sah sich ein Unteroffi zier herausgefordert, der sich zur Genesung 
in einem Lazarett in der Stadt befand. Er meldete das Schild: Er, der 
er als Soldat »seine Knochen 6 Jahre lang hingehalten« habe, könne 
derartigen »Verrat« nicht dulden.28 Der denunzierte Hausbesitzer 
bezahlte mit seinem Leben: Wilhelm Haus, der NSDAP-Kreisleiter 
von Wetzlar, telefonierte mit der Gauleitung, wo angeblich ad hoc 
ein Standgerichtsurteil erging, und erhängte den Mann anschließend 
zusammen mit einigen Volkssturmmännern an einem Baum auf dem 
städtischen Friedhof.  

Überall im Reich wurden die Spuren der eigenen Verstrickung 
mit dem Regime und der eigenen Begeisterung für das »Dritte 
Reich« getilgt. So ist es nicht erstaunlich, dass der eben noch verehrte 
»Führer« Anlass zu tödlicher Gewalt lieferte: In kaum einer Hand-
lung bündelte sich die Symbolik des angesichts der näher rückenden 
alliierten Kampfverbände nun eiligen Abschieds vom Regime stärker 
als in der Beseitigung der eben noch allgegenwärtigen Hitlerbilder. 
Der Hitler-Mythos und das »Dritte Reich« wurden abgehängt und 
nicht selten gleich hinter dem Haus buchstäblich begraben.29 

Botschaften der Gewalt

Das Regime und all diejenigen, die noch an ihrer nationalsozialisti-
schen oder einer militärisch-soldatischen Identität festhielten, die die 
Kapitulation verbot und die Eidestreue bis zuletzt forderte, mussten 
sich durch jede einzelne weiße Fahne, von jeder »dafaitistischen« 
Handlung herausgefordert fühlen. Und je näher das Kriegsende rück-
te, je häufi ger weiße Fahnen gehisst wurden, je unaufhaltsamer das 
alliierte Vorrücken wurde und je deutlicher die Kriegsmüdigkeit des 
eigenen Volkes zu Tage trat, desto gewalttätiger war die Antwort. 
Der symbolischen Abkehr von der »Volksgemeinschaft« antworteten 
das Regime und seine Protagonisten durch reale, aber nicht minder 

28 Vgl. Urteil des LG Limburg vom 2.12.1947, 2 Ks 1/47, in: JuNSV, Bd. III, Nr. 39, 
Zitat S. 124.

29 Vgl. Keller, Volksgemeinschaft, S. 406–417.

symbolhaft aufgeladene Gewalt, die sich gleichzeitig gegen und 
an die »versagenden Elemente« der »Volksgemeinschaft« richtete. 

Zum einen nahm sie schnell den Charakter der Rache an: Es 
wurde Vergeltung an denjenigen geübt, die angeblich die Heimat 
destabilisierten und der Front (erneut) in den Rücken fi elen. Die na-
tionalsozialistische Untergrundorganisation »Werwolf« etwa war in 
den letzten Kriegstagen weniger eine Guerillatruppe im Rücken des 
Feindes, sondern viel eher ein Propagandakonstrukt zur Gewaltlegi-
timation, dessen Ideologie in der Tradition der Femegerichtsbarkeit 
stand und auf das sich jeder berufen konnte. 

Zum anderen war die Drohung mit der Gewalt ein letztes Mittel 
der Kommunikation, mit dem das Regime noch hoffte, die »Volks-
genossen« zu erreichen: Neben der bis zuletzt geschürten Furcht 
vor dem Feind und den Folgen der Niederlage sollte auch sie die 
»Volksgenossen« mobilisieren. Die Gewalt wurde so zur Ultima 
Ratio nationalsozialistischer Propaganda.30 Sie transportierte kla-
re Botschaften und diente der Abschreckung: Hinrichtungen wur-
den in den noch immer erscheinenden Zeitungen bekannt gemacht 
oder durch Maueranschläge verkündet. Häufi g wurden den Opfern 
Pappschilder umgehängt, auf denen ihr »Vergehen« vermerkt war; 
die Leichname der Opfer sollten nicht bestattet werden, sondern in 
archaisch anmutender Weise zur Abschreckung sichtbar bleiben. 

Die Botschaft blieb nicht ohne Wirkung: Die Radikalität und 
die Gewalt trugen zur Reststabilität des NS-Regimes in seiner End-
phase erheblich bei. Es signalisierte damit sowohl denjenigen, die 
auf Distanz gingen, als auch denjenigen, die zum Durchhalten und 
Weiterkämpfen entschlossen waren, fortdauernde Handlungsfähig-
keit. Die Zeit vor dem Kriegsende war eine Phase der Uneindeu-
tigkeit und des Übergangs – während die einen sich demonstrativ 
vom Regime und dessen Durchhalteterror verabschiedeten, sich 
dem nationalsozialistischen »Volkskrieg« entzogen und versuchten, 
ihr Leben und ihre Heimat über das Kriegsende hinwegzuretten, 
waren andere dazu (noch) nicht bereit. Die Gewalt gegen »Defai-
tisten« und Übergabewillige war auch ein Klammern an das eigene 
Weltbild, an die eigene Rolle darin und an bisherige Gewissheiten, 
deren Aufl ösung und Zusammenbruch man ansonsten weitgehend 
machtlos gegenüberstand. Mit der Gewalt gegen die vermeintlichen 
Feinde der »Volksgemeinschaft« ließ sich ein letztes Zeichen der 
Ordnung und der Stärke setzen, auch gegen Zweifel, Selbstzweifel 
und Unsicherheit. So diente die Gewalt im Namen der »Volksge-
meinschaft« in der Endphase des »Dritten Reiches« einer letzten 
Selbstvergewisserung der Täter.

30 Vgl. dazu Andreas Elter, Propaganda der Tat. Die RAF und die Medien, Frank-
furt am Main 2008, der in seiner Studie über die RAF und deren Verhältnis zu 
den Massenmedien zwischen der »Propaganda des Wortes« und der »Propaganda 
der Tat« unterscheidet. 
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 Für die Stabilität des NS-Regimes waren 
Denunziationen von erheblicher Bedeu-
tung. Ohne aktive Mithilfe aus der Bevöl-
kerung wäre es insbesondere der Gestapo 

nicht gelungen, politische Gegner und aus der »Volksgemeinschaft« 
Ausgegrenzte so konsequent zu verfolgen, wie sie es tat. Denn nur 
durch Kooperationsbereitschaft der Bevölkerung gelang es ihr, in 
private Räume vorzudringen. Robert Gellately hat gezeigt, dass in 
70 Prozent der in Gestapo-Akten verzeichneten Fälle des verbotenen 
Abhörens feindlicher Rundfunksender Anzeigen aus der Bevölke-
rung vorausgingen.1 Allerdings offenbarte nicht jede Denunziation 
auch notwendigerweise die Systemloyalität der Denunzierenden 
– vielfach lagen private Interessen oder Konfl ikte zwischen den 
beteiligten Akteuren zugrunde. Doch in den allermeisten Fällen 
zeigte sich durch eine Beschwerde, Meldung oder Anzeige ein af-
fi rmativer Bezug zum NS-Staat.2 Vor allem aber wäre es zu simpel, 
das Phänomen der Denunziation im »Dritten Reich« nur auf die 
Kooperation zwischen Gestapo und Bevölkerung zu reduzieren. 
Vielmehr zeichnete sich das NS-Regime durch ein vielfältiges, po-
lykratisches Machtsystem aus, in dem »rassische«, politische und 
andere Gegner des Regimes durch unterschiedliche Dienststellen 
von Polizei, Justiz und anderen Behörden, aber auch durch die Partei 
und ihre Hilfsformationen verfolgt wurden.

1 Vgl. Robert Gellately, Hingeschaut und Weggesehen. Hitler und sein Volk, 
München 2002, S. 260. Gellatey bezieht sich dabei auf seine Auswertung der Ge-
stapo-Akten aus Würzburg, Düsseldorf und Neustadt/Pfalz. Nach einer Stichpro-
be kommt er zu dem Ergebnis, dass 164 von insgesamt 226 verfolgten Fällen des 
Abhörens verbotener Rundfunksendungen zwischen 1939 und 1945 auf Anzeigen 
aus der Bevölkerung zurückgingen.

2 Zu den Motivationen der Denunzierenden vgl. zusammenfassend Claudia Bade, 
»Die Mitarbeit der gesamten Bevölkerung ist erforderlich!« Denunziationen und 
Instanzen sozialer Kontrolle am Beispiel des Regierungsbezirks Osnabrück 1933 
bis 1949, Osnabrück 2009, S. 198–207.

Instanzen sozialer Kontrolle im NS-Staat

Sehr bedeutsam für das Anzeigeverhalten im NS-Staat waren die 
parteiinternen Instanzen, welche von nonkonformem Reden oder 
Verhalten bestimmter Personen meist als erstes erfuhren: Block- 
und Zellenleiter, aber auch Ortsgruppenleiter der NSDAP waren 
häufi g Adressaten von Denunziationen im Wohnbereich. Auf dem 
Land sorgten Ortsbauernführer dafür, dass jüdische Viehhändler 
ihre Einnahmequellen verloren und somit »ausgeschaltet« wur-
den; im Bereich der Arbeitswelt dienten Funktionäre der NS-
Betriebszellenorganisation (NSBO) oder des betrieblichen Werk-
schutzes als Ansprechpartner, wenn Mitglieder der Belegschaft 
sich in irgendeiner Form kritisch äußerten oder sich während 
des Krieges Beziehungen zu ausländischen Zwangsarbeiterinnen 
und Zwangsarbeitern anbahnten. Ebenso galten Helferinnen und 
Helfer der Nationalsozialistischen Volkswohlfahrt (NSV) oder 
des Winterhilfswerks als Instanzen der sozialen Kontrolle, da sie 
unter Umständen bemerkten, wer weniger Geld in die Sammel-
büchse warf als andere, und dann dementsprechend handelten. All 
diese kleinen Funktionäre übernahmen eine Art Mittlerfunktion 
zwischen der Bevölkerung und den staatlichen Instanzen sowie 
den Parteidienststellen, indem sie Angelegenheiten, die ihnen 
gemeldet wurden, entweder weitergaben oder auch nicht. Gerade 
auf dem Land handelten die Akteure auftretende Konfl ikte oftmals 
untereinander aus, sodass keineswegs alle Denunziationen auch 
an die Gestapo oder andere polizeiliche Dienststellen übermittelt 
wurden.

Für die Verfolgung Homosexueller, der Roma und Sinti sowie 
der als »Asoziale« bezeichneten Obdachlosen, Trinker und Pros-
tituierten war nicht die Gestapo zuständig, sondern in erster Linie 
die Kriminalpolizei – also eine Behörde, die schon vor 1933 sehr 
häufi g Ermittlungsakten gegen diese Personengruppen geführt hatte 
und dies trotz veränderter Gesetzeslage teilweise auch nach 1945 
tat. Schließlich sind noch die Verwaltungsorgane zu nennen, die 
häufi g der erste Ansprechpartner für Denunziationen waren und 
die nicht nur als »Exekutivorgane« Vorgaben ausführten, sondern 
stets auch eigenständig handelten.3 Dies galt insbesondere für die 
antijüdische Politik kommunaler Verwaltungen, die insbesondere 
in den ersten Jahren der NS-Herrschaft oft radikaler war als die der 
zentralen Behörden. So trieben sie mit einer Art »vorauseilendem 
Gehorsam« die Ausgrenzung und Separierung der Juden voran4 

3 Siehe Bernhard Gotto, Nationalsozialistische Kommunalpolitik. Administrative 
Normalität und Systemstabilisierung durch die Augsburger Stadtverwaltung 
1933–1945, München 2006.

4 Vgl. Wolf Gruner, »Die NS-Judenverfolgung und die Kommunen. Zur wechsel-
seitigen Dynamisierung von zentraler und lokaler Politik 1933 bis 1941«, in: 
Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Jg. 48 (2000), H. 1, S. 75–126.

und wurden zugleich von der Bevölkerung immer wieder als Ins-
tanz angerufen. In ländlichen Regionen waren die Bürgermeister 
zugleich auch Ortspolizeibehörde und wurden – ebenso wie die 
Landräte – 1933 größtenteils durch regimetreue Beamte ersetzt. 
Dennoch nahm man sie oft als »traditionelle« Verwaltungsinstanz 
wahr, womit sie für Denunzierende attraktiv wurden, die sich nicht 
explizit an Parteiinstanzen wenden wollten oder konnten. Vorzugs-
weise geschah dies, wenn es sich nicht um »politische« Fragen im 
eigentlichen Sinne handelte, sondern um Nachbarschaftsstreitigkei-
ten, Störungen der Nachtruhe oder bei vorgeblich »unsittlichem« 
Verhalten von Dritten.5 Doch auch, wenn bei derart denunzierten 
Verhaltensweisen oder Äußerungen kein unmittelbarer Bezug zur 
NS-Ideologie bestand, so hatten Meldungen an die scheinbar »un-
politischen« Instanzen zumeist Konsequenzen für die Denunzierten 
– auch wenn keine mehrjährige Haftstrafe daraus folgte. Sank-
tionierungen waren sehr unterschiedlicher Art und reichten von 
erzwungenen Zahlungen an das Winterhilfswerk bis zum Verlust 
des Gewerbescheins und somit der Bedrohung der berufl ichen 
Existenz oder was immer ein Landrat oder Bürgermeister gerade 
als angemessen empfand.

So hatten insbesondere in den ersten Jahren des NS-Regimes 
Denunziationen eine gewisse Bedeutung für die Durchsetzung 
staatlicher Macht und nationalsozialistischer Normen, gerade auch 
in (tatsächlich oder vorgeblich) NS-fernen Milieus wie dem ka-
tholischen Emsland, und vorzugsweise dann, wenn diese Normen 
zugleich auch an eher traditionelle Konventionen anknüpften. Sie 
dienten mithin durch das Aushandeln von Ordnungsvorstellungen 
verschiedener Akteure zur Herstellung der »Volksgemeinschaft«. 
Denunziatorische Rede kam in sehr unterschiedlichen Formen da-
her: Sie ist als ein breites Spektrum vom Kolportieren von Gerüch-
ten über Anzeigen, Meldungen und Beschwerden bis hin zu mo-
dernen Ausprägungen des Prangers wie den »Stürmer-Kästen« oder 
den »Prangerumzügen« zu verstehen. Solche Pranger wandten sich 
weniger an eine reale Instanz als vielmehr an eine diffuse Öffent-
lichkeit. Aber das Brandmarken bewirkte einen sozialen Druck, der 
zum Nährboden für die Affi rmation und für Gewalt gegen »Volks-
feinde« wurde.6 Und genau das waren ja Denunziationen, obwohl 
sie nicht bei allen staatlichen Instanzen beliebt waren: ein Mittel der 
Ausgrenzung und Gewalt sowie zugleich der Selbstvergewisserung 
der »Volksgenossen«.

5 Etwa wenn ein Paar in »wilder Ehe« lebte und die Nachbarn sich aus unter-
schiedlichen Gründen daran störten. Vgl. Niedersächsisches Landesarchiv, Stand-
ort Osnabrück (NLAOS), Dep 76 b, Nr. 814.

6 Siehe Michael Wildt, Volksgemeinschaft als Selbstermächtigung. Gewalt gegen 
Juden in der deutschen Provinz 1919 bis 1939, Hamburg 2007.
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Anreize für und Formen von Denunziation am Kriegsende

Ähnlich vielfältig wie die Adressaten von Denunziationen waren die 
nationalsozialistisch geprägten Normen und Gesetze, die Anreize 
für Denunziationen boten. Bereits zu Beginn des Regimes gaben 
neue Gesetze oder Gesetzesverschärfungen zahlreichen Anlass zu 
Anzeigen,7 doch verschärfte sich die Gesetzgebung bei Kriegsbe-
ginn noch einmal stark. So schuf der NS-Staat mit der »Verordnung 
über das Sonderstrafrecht im Kriege und bei besonderem Einsatz 
(Kriegssonderstrafrechtsverordnung)« vom 17. August 1938, die 
erst ein Jahr später mit Beginn der Mobilmachung im Reichsgesetz-
blatt veröffentlicht wurde,8 der »Verordnung über außerordentliche 
Rundfunkmaßnahmen« (»Rundfunkverordnung«) vom 1. September 
19399 sowie der »Verordnung zur Ergänzung der Strafvorschriften 
zum Schutz der Wehrkraft des Deutschen Volkes« (»Wehrkraft-
schutzverordnung«) vom 25. November 193910 Normsetzungen, 
die bis zum Ende des Krieges ein hohes Denunziationspotenzial 
boten. Die genannten Gesetze hatten das Ziel, den Staat nach innen 
zu sichern, und zugleich die Wirkung, weitere Personenkreise aus 
der »Volksgemeinschaft« auszuschließen.

Die »Rundfunkverordnung« appellierte an die Mitarbeit der 
»Volksgemeinschaft«, da es im ersten Absatz des Gesetzes hieß, der 
Rundfunk würde vom Gegner eingesetzt, um das deutsche Volk zu 
zermürben und ihm Schaden zuzufügen. Daher sei die Verordnung 
für jene »Volksgenossen« erlassen worden, denen das Verantwor-
tungsbewusstsein fehle, um das Abhören ausländischer Sender zu 
unterlassen. In der Folge zeigte es sich dann auch, dass dies sehr 
häufi g angezeigt wurde, denn Nachbarn konnten oftmals – auch 
durch die Überlagerung der Frequenzen mit Störsendern und den von 
ihnen ausgestrahlten Pfeiftönen – wahrnehmen, wenn jemand einen 
ausländischen Radiosender hörte. Erzählte derjenige sogar weiter, 
was er gehört hatte, so konnte dies laut Gesetz die »Widerstandskraft 
des deutschen Volkes« gefährden und mit hohen Strafen bis hin zur 
Todesstrafe belegt werden.

Dies unterstreichen die beiden folgenden Fallbeispiele: Am 
20. Juni 1944 verurteilte das Sondergericht Hannover einen 69-jäh-
rigen Justizoberinspektor aus Meppen zu einer Gefängnisstrafe von 
zehn Monaten.11 Vorausgegangen waren monate- und jahrelange 

7 Dies waren beispielsweise das »Heimtückegesetz« (»Gesetz gegen heimtückische 
Angriffe auf Staat und Partei und zum Schutz der Parteiuniformen« vom 
20. Dezember 1934, Reichsgesetzblatt (RGBl.) I 1934, S. 1269) oder das »Gesetz 
zum Schutze des deutschen Blutes und der deutschen Ehre« vom 15. September 
1935 (RGBl. I 1935, S. 1146), ebenso aber die Strafverschärfung des § 175 
RStGB im Jahre 1935.

8 RGBl. I 1939, S. 1455.
9 RGBl. I 1939, S. 1683.
10 RGBl. I 1939, S. 2319.
11 Vgl. Niedersächsisches Landesarchiv, Standort Hannover (NLAH), Hann. 171 a 

Beobachtungen der Nachbarn, die wegen des Krieges in sein Haus 
einquartiert worden waren und die immer wieder bemerkt haben 
wollten, dass er gemeinsam mit seiner Frau ausländische Sender 
abgehört habe. Es stellte sich heraus, dass die meisten Nachbarn 
wegen ihrer manchmal lärmenden Kinder häufi ger Streitigkeiten 
mit ihm hatten – doch dieser private Hintergrund hinderte Gesta-
po und Sondergericht nicht an der Strafverfolgung. In Rehden in 
der Nähe des niedersächsischen Diepholz meldete ein 14-jähriges 
Landdienstmädchen ihrer »Führerin«, dass der Erbhofbauer, bei 
dem sie im Sommer 1943 ihren Dienst ableistete, ständig einen 
englischen Sender abhöre.12 Die Landdienstführerin meldete dies 
wiederum dem Ortsgruppenleiter, der dafür sorgte, dass das Mäd-
chen zu einem anderen Bauern kam. Mehr geschah zunächst nicht. 
Erst als die Landdienstführerin die Geschichte an ihre Vorgesetzte 
in Sulingen weitergab, kam die Sache auch strafrechtlich ins Rollen: 
Die Vorgesetzte meldete das Abhören des Londoner Senders durch 
den Rehdener Bauern an den Kreisleiter der NSDAP in Sulingen und 
dieser setzte die Gestapo davon in Kenntnis. Der Parteifunktionär 
vor Ort hatte sich also zunächst bemüht, die Sache außerhalb einer 
strafrechtlichen Verfolgung zu belassen. Offenkundig wurde aber im 
Dorf bereits darüber geredet, dass auf diesem Hof oft ausländische 
Sender gehört wurden. Bedenkenswert ist bei diesem Fall aber auch, 
dass die Person, die auf der Weitermeldung insistierte, eine vermut-
lich ideologisch geschulte BDM-Führerin war, die sich nicht damit 
zufrieden geben wollte, dass der Ortsgruppenleiter den Vorfall nicht 
an die große Glocke gehängt hatte.13 Sie, die selbst erst 17 Jahre alt 
war, dürfte die Angelegenheit als eine implizite Aufforderung zur 
Stärkung der »Volksgemeinschaft« verstanden haben.

Nach § 4 der »Wehrkraftschutzverordnung« konnte jemand, der 
»mit einem Kriegsgefangenen in einer Weise Umgang pfl egt, die das 
gesunde Volksempfi nden gröblich verletzt«, mit Zuchthausstrafen 
belegt werden. In der Praxis war mit dem verbotenen »Umgang mit 
Kriegsgefangenen« vor allem Geschlechtsverkehr gemeint, wobei 
die Informationen zu diesem Tatbestand naturgemäß vornehmlich 
durch Zuträgerschaft an Parteiinstanzen, den Werkschutz oder die 
Gestapo gelangten. Im Werkschutz der Osnabrücker Kupfer- und 
Drahtwerke bemerkte man im Februar 1944, dass eine 29-jähri-
ge Arbeiterin immer erst eineinhalb Stunden nach Dienstschluss 
die Fabrik verließ.14 Einer der Werkschutzmänner verdächtigte sie, 
mit Kriegsgefangenen Umgang zu pfl egen, und fi ng an, sie zu be-
obachten. Kurz darauf erwischte er sie in einem der Räume mit 
einem belgischen Kriegsgefangenen und stellte beide zur Rede. 

Hann, Acc. 107/83, Nr. 805.
12 Vgl. NLAH, Hann. 171 a Hann, Acc. 107/83, Nr. 251.
13 Zum Landdienst der HJ vgl. Detlev Humann, »Arbeitsschlacht«. 

Arbeitsbeschaffung und Propaganda in der NS-Zeit 1933–1939, Göttingen 2011.
14 Vgl. NLAH, Hann. 171 a Hann, Acc. 107/83, Nr. 933.
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Nach anfänglichem Leugnen gaben sie zu, mehrfach miteinander 
Geschlechtsverkehr gehabt zu haben. Der Werkschutz leitete die 
»Ermittlungsergebnisse« weiter, und das Sondergericht Hannover 
verurteilte die junge Frau daraufhin zu einer Strafe von einem Jahr 
und drei Monaten Zuchthaus. Das Gericht befand, sie habe »ehrlos 
gehandelt« und sich »außerhalb der Volksgemeinschaft gestellt«.

Der Aspekt der »Ehre« bzw. der »Ehrlosigkeit« spielte aber nicht 
nur für die Gerichte, sondern auch für die Denunzierenden eine gro-
ße Rolle. Das lässt sich an zahlreichen Beispielen des »verbotenen 
Umgangs« von verheirateten Frauen belegen – besonders, wenn sich 
ihre Ehemänner als Soldaten im Krieg befanden. NS-Normen wie 
die »Wehrkraftschutzverordnung« ließen sich besonders gut in der 
Provinz durchsetzen, wo oftmals noch traditionelle Moralvorstel-
lungen vorherrschten. In einer Notiz der Gestapo Osnabrück heißt 

es: »Nach vertraulicher Mitteilung unterhält die deutsche Staatsan-
gehörige Gertrud B. […] ein Liebesverhältnis mit dem beurlaubten 
französischen Kriegsgefangenen Marceau T. Der Franzose hält sich 
nächtelang in der Wohnung der Frau B. auf.«15 Die 37-jährige ver-
heiratete Osnabrückerin hatte den französischen Kriegsgefangenen 
im Sommer 1943 kennengelernt und war mit ihm eine Beziehung 
eingegangen. Ihr Mann befand sich als Soldat im Krieg, aber im 
Dezember bemerkte sie, dass die Nachbarn anfi ngen, über das Lie-
besverhältnis zu reden. Aus diesem Grund beichtete sie ihrem Mann 
alles, als dieser an Weihnachten nach Hause kam. Doch im folgenden 

15 Notiz der Gestapo Osnabrück vom 10.6.1944, vgl. NLAH, Hann. 171 a Hann, 
Acc. 107/83, Nr. 956.

Altenburg in Thüringen am 7. Februar 1941: Der 31-jährigen Martha V. wird auf dem Marktplatz der Kopf kahl geschoren, während die Bevölkerung zuschaut. 
Auf dem Schild steht »Ich bin aus der Volksgemeinschaft ausgestoßen«. Die Frau wurde von der Gestapo verhaftet, weil ihr intime Kontakte zu einem polnischen 
Zwangsarbeiter vorgeworfen wurden. Zu der Aktion wurde sie aus dem Gefängnis Weimar nach Altenburg transportiert. Foto: ullstein bild - ddp
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dienten Denunziationen sehr häufi g der Durchsetzung individueller 
oder auch kollektiver Interessen. Zu letzteren zählten Anzeigen aus 
der Nachbarschaft, etwa wenn eine Frau eine Beziehung mit einem 
Zwangsarbeiter eingegangen war und Nachbarn sich aus verschiede-
nen Gründen daran störten. Dies bedeutete nicht notwendigerweise 
eine ideologische Übereinstimmung der Denunzierenden mit dem 
NS-Regime, sondern war möglicherweise schlicht eine Einmischung 
in die Ehe dieser Frau. Da aber in diesen Fällen rassistische Res-
sentiments in der Kommunikation sichtbar waren, stieß eine solche 
Anzeige mit einem eigentlich sehr privaten Hintergrund bei den 
Instanzen sozialer Kontrolle auf offene Ohren. Die scheinbare Dys-
funktionalität war aufgehoben. Anhand dieses Musters lässt sich das 
Phänomen auch jenseits des NS-Regimes analysieren.

Im Emsland war der Krieg bereits Mitte April 1945 zu Ende, 
nachdem kanadische und polnische Truppen unter britischem Ober-
kommando einmarschiert waren.22 Wie in vielen Gebieten des Deut-
schen Reichs wurden auch im Nordwesten zahlreiche Lager und 
andere Haftstätten von den alliierten Truppen befreit und manche 
davon zunächst in Lager für Displaced Persons (DPs) umfunktioniert; 
so auch die sogenannten Emslandlager.23 Hierbei handelte es sich 
um insgesamt 15 ehemalige Konzentrations-, Straf- und Kriegsge-
fangenenlager, in denen bei Kriegsende vor allem Kriegsgefangene 
vieler Nationen, italienische Militärinternierte sowie deutsche und 
ausländische Strafgefangene inhaftiert waren. Die Versorgung in 
den ehemaligen Emslandlagern brach im Frühjahr 1945 zunächst 
völlig zusammen, während die allgemeine Ernährungslage in der 
Region relativ gut war.24 Die ehemaligen Zwangsarbeiter und Kriegs-
gefangenen, die jahrelang unter einem Mangel an Nahrungsmitteln 
gelitten hatten, versorgten sich in dieser Situation häufi g selbst, da 
die britischen Militärbehörden einige Zeit brauchten, um die Ernäh-
rung in den DP-Lagern sicherzustellen. Etliche DPs zogen daher in 
den ersten Wochen nach Kriegsende in der Umgebung der Lager 
umher und versuchten, von Bauern Lebensmittel zu kaufen oder zu 
tauschen. Auch Diebstähle kamen vor, wobei es sich in der Regel 
um ein paar Eier, einen Schinken, ein paar Hühner oder auch mal ein 
Schwein handelte. Als Anlaufstation für Denunziationen diente dabei 
der Landrat bzw. der örtliche Gendarmerieposten – eine dicke Mappe 
mit Anzeigen, die bei verschiedenen Polizeistationen in Meppen und 
Umgebung aufgenommen wurden, zeugt davon.25 In diesen Anzeigen 
offenbart sich denunziatorisches Verhalten in der Nachbarschaft: 

22 Siehe Jan Rydel, Die polnische Besatzung im Emsland 1945–1948, Osnabrück 2003.
23 Zu den DPs siehe Ulrich Herbert, Fremdarbeiter. Politik und Praxis des »Auslän-

der-Einsatzes« in der Kriegswirtschaft des Dritten Reichs, Bonn 1999, S. 395–
400, und speziell zu den DPs im Emsland Andreas Lembeck, Befreit, aber nicht 
in Freiheit. Displaced Persons im Emsland 1945–1950, Bremen 1997.

24 Vgl. Lembeck, Befreit, S. 54.
25 Die Anzeigen verteilen sich auf die Zeit von April bis Sommer 1945. Vgl. 

NLAOS, Rep 450 Mep II, Nr. 67.

Viele ehemalige Zwangsarbeiter waren den Einheimischen bekannt, 
manchmal sogar mit Namen. Sie denunzierten mitunter also gezielt 
die ihnen aus der Nachbarschaft oder vom eigenen Hof bekannten 
ehemaligen Zwangsarbeiter. Oftmals zahlten die DPs für die Waren, 
oder sie wiesen offi zielle Bescheinigungen der Militärregierung oder 
des Landratsamtes vor, doch vielfach in Anzeigen verwendete Flos-
keln wie »Ich bitte um polizeilichen Schutz, da ich mich gegen das 
Gebaren der Ausländer nicht durchsetzen kann«26 zeigen, dass in der 
Bevölkerung offenbar irrationale Ängste vor den neuen Verhältnissen 
bestanden. Dies wird an einer Anzeige vom 2. Mai 1945 deutlich, in 
der ein Beigeordneter aus Bokeloh bei Meppen sich über ehemalige 
russische Kriegsgefangene beschwerte: »Die Bewohner des Ortsteiles 
Bokeloh […] werden von ehemaligen russischen Kriegsgefangenen 
stark belästigt. Die Russen dringen in die Wohnungen der Landwirte 
ein und fordern von den Bewohnern Fahrräder, Lebensmittel usw. […] 
Die Bevölkerung ist durch das Gebaren der Russen stark beunruhigt 
und bittet, dafür zu sorgen, dass die Russen in den Lägern festgehalten 
werden.«27 Hier zeigt sich, was der eigentliche Hintergrund dieser 
Anzeigen war: Die denunzierenden Männer und Frauen empfanden 
die befreiten ehemaligen Zwangsarbeiter und Kriegsgefangenen ganz 
offensichtlich als eine Bedrohung und schlugen der Polizei daher 
vor, sie doch wieder einzusperren. Die Kriminalisierung der ehema-
ligen Lagerhäftlinge durch die Anwohner spiegelte zugleich auch 
die Fortdauer fremdenfeindlicher Vorurteile und Ressentiments, die 
wohl noch aus der Zeit vor 1933 stammten und im »Dritten Reich« 
legitimiert und vor allem durch die Rassendoktrin des NS-Regimes 
weiter aufgeladen worden waren.28 Die in der Britischen Zone rasch 
wieder eingesetzte deutsche Verwaltung und die Polizei sammelten 
diese Anzeigen und gaben sie an die Militärverwaltung weiter. Die 
Briten hatten zwar ein gewisses Interesse an der Eindämmung von 
Übergriffen, reagierten aber dennoch ungehalten: Sie meinten, die 
Deutschen sollten doch bedenken, dass diese Leute gegen ihren Wil-
len nach Deutschland gebracht worden seien.29

Viele Ressentiments zeigten sich auch später noch; manche 
gingen dabei unverkennbar auf die NS-Zeit zurück, andere waren 
noch älteren Ursprungs. Mit dem Ende des »Dritten Reiches« hörten 

26 Ebd.
27 Ebd.
28 Vgl. Bianca Roitsch, »›An der Stätte der Baracken und des Stacheldrahtes ein 

freundlicher Park‹. Diskurse und Praktiken der Marginalisierung im Umfeld ehe-
maliger NS-Zwangslager nach 1945«, in: Dietmar von Reeken, Malte Thießen 
(Hrsg.), »Volksgemeinschaft« als soziale Praxis. Neue Forschungen zur NS-
Gesellschaft vor Ort, Paderborn 2013, S. 325–340, hier S. 336. Siehe auch Hans-
Erich Volkmann (Hrsg.), Das Russlandbild im Dritten Reich, 2. Aufl ., Köln 1994.

29 In einem Schreiben eines britischen Verwaltungsoffi ziers aus dem Jahr 1947 heißt 
es: »I must remind you that the diffi culties of which you complain are the result 
of German action. Had you not forcibly removed these people from their homes 
and countries, you would not have to suffer this way.« The National Archives, 
FO 1052/103.
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Sommer traf sie sich wieder mit dem Franzosen, woraufhin die 
Nachbarn nun Taten folgen ließen und die Liebesaffäre »vertraulich« 
meldeten. Stellvertretend für den Ehemann übten sie konsequent eine 
soziale Kontrolle aus, welche der Osnabrückerin am Ende ebenfalls 
eine Zuchthausstrafe von einem Jahr und drei Monaten einbrachte. 
Auch hier galt die Affäre – wie es im Urteil hieß – als »schamlos 
und einer deutschen Frau unwürdig«.16

Das dritte erwähnte Gesetz wandte einerseits die NS-Militärjus-
tiz gegen Soldaten an, es galt aber andererseits auch für Zivilisten.17 
Besonders der § 5 der Kriegssonderstrafrechtsverordnung (KSSVO) 
mit seinem sehr weit auslegbaren Begriff der »Zersetzung der Wehr-
kraft«, der für dieses Delikt die Todesstrafe vorsah und in minder 
schweren Fällen mit Gefängnis- und Zuchthausstrafen drohte,18 rief 
bis zum Ende des Regimes Denunziationen hervor. Diese Strafnorm 
lud deshalb in besonderem Maße dazu ein, weil es eben darum ging, 
dass »zersetzende« Äußerungen aus privaten Gesprächen in die Öf-
fentlichkeit dringen konnten und dies dann strafbar war. Den Begriff 
der »Öffentlichkeit« interpretierten dabei viele »Volksgenossen« auf 
ihre eigene Weise. Denunziatorische Kommunikation war auch hier-
bei einmal mehr häufi g eine Art Kettenreaktion: Jemand schnappte 
etwas auf, erzählte es jemand anderem weiter, diese oder dieser er-
zählte es nochmals weiter, bis es irgendjemand einer amtlichen Stelle 
zutrug. So erging es beispielsweise einem Arzt aus Osnabrück, der 
im Sommer 1944 bei einem Patientenbesuch gegenüber einer alten 
Frau erwähnte, dass die V-1-Waffe eine »Versagerwaffe« sei.19 Die 
Frau erzählte ihrem Schwiegersohn davon, und der wiederum gab 
die Episode in derselben Nacht im Luftschutzbunker zum Besten. 
Da die Angelegenheit nun schon einmal »öffentlich« war, zeigte er 
den Arzt am nächsten Tag an. Dieser war in der Folge monatelang 
im Osnabrücker Polizeigefängnis inhaftiert und starb im Sommer 
1945 an den Folgen der Haft.

In anderen Fällen zeigt sich, wie sehr das Gesetz dazu geeignet 
war, es für private Zwecke zu instrumentalisieren und etwas nach au-
ßen zu bringen, das eigentlich nur in einem geschützten sozialen Raum 

16 Urteil des Sondergerichtes Hannover vom 20.7.1944, vgl. ebd.
17 Zum Zusammenhang der »Erprobung« dieses Gesetzes im militärischen Bereich 

und der anschließenden Anwendung durch die Sondergerichte vgl. Wolfgang 
Form, »Öffentliche Wehrkraftzersetzung als Verteidigung der Inneren Front. Poli-
tische NS-Strafjustiz im Spannungsfeld zwischen militärischer und allgemeiner 
Rechtsprechung«, in: Albrecht Kirschner (Hrsg.), Deserteure, Wehrkraftzersetzer 
und ihre Richter. Marburger Zwischenbilanz zur NS-Militärjustiz vor und nach 
1945, Marburg 2010, S. 225–245.

18 In § 5 der KSSVO heißt es: »(1) Wegen Zersetzung der Wehrkraft wird mit dem 
Tode bestraft: 1. wer öffentlich dazu auffordert oder anreizt, die Erfüllung der 
Dienstpfl icht in der deutschen oder einer verbündeten Wehrmacht zu verweigern, 
oder sonst öffentlich den Willen des deutschen oder verbündeten Volkes zur 
wehrhaften Selbstbehauptung zu lähmen oder zu zersetzen sucht«.

19 Vgl. NLAOS, Rep 945, Akz. 6/83, Nr. 411–412.

geäußert worden war.20 Dies wird bei einem Fall aus Wien deutlich, 
in dem zwei Schwestern den Ehemann der dritten Schwester, einen 
Gefreiten der Wehrmacht, anzeigten – sie alle lebten sehr beengt in 
einer gemeinsamen, kleinen Wohnung –, weil dieser unter anderem 
im Heimaturlaub mehrfach den »Führer beleidigt« hätte.21 In Wahrheit 
war die Ehe offenbar in einem schlechten Zustand, alle Beteiligten 
litten unter den beengten Verhältnissen, und ein Zeuge brachte wäh-
rend der Ermittlungen Hinweise darauf, dass die Schwestern ihren 
Schwager loswerden und die Wohnung für sich allein nutzen wollten. 
Der beschuldigte Ehemann versuchte, seinen Kopf aus der Schlinge zu 
ziehen, indem er seinerseits die beiden Schwägerinnen verunglimpfte. 
Doch schließlich wurde er am 11. August 1944 von einem Militärge-
richt wegen »Zersetzung der Wehrkraft« mit zwei Jahren Gefängnis 
und Rangverlust bestraft. So ist zu erkennen, dass Denunziationen 
natürlich auch Elemente von Dysfunktionalität in sich trugen, denn 
nicht immer gefi el es den angerufenen Instanzen oder den Gerichten, 
dass auf diese Weise private Konfl ikte ausgetragen wurden. Doch 
trafen sich in Fällen wie den geschilderten die Interessen der Denun-
zierenden und des Staates, führte das nicht nur zum »Erfolg« einer 
Denunziation, sondern bedeutete für die Denunzierenden zugleich 
auch eine Teilhabe an Ausgrenzung und Unterdrückung.

Denunziationsmuster während des Krieges 
und in der Nachkriegszeit

Mit dem 8. Mai 1945 verschwanden zwar die NS-Instanzen von 
einem Tag auf den anderen, auch hoben die Besatzungsmächte 
zahlreiche NS-Gesetze und Normen auf, doch führte die Befreiung 
vom Nationalsozialismus nicht zu einer signifi kanten Abnahme der 
Denunziationsbereitschaft in der Bevölkerung. Eingeübte denunzi-
atorische Verhaltensweisen bestanden vielmehr fort. In der Nach-
kriegszeit umfassten Denunziationen vor allem Anzeigen wegen 
Schwarzmarktgeschäften und Schwarzschlachtungen, Mietstrei-
tigkeiten zwischen Einheimischen einerseits und Flüchtlingen und 
Vertriebenen andererseits sowie – erheblich seltener – die Meldung 
von früheren Nationalsozialisten an die alliierten Verwaltungen. Hier 
lohnt ein Blick auf spezifi sche Denunziationsmuster, die sowohl vor 
als auch nach der Zäsur des Frühjahrs 1945 wirkmächtig waren. 
Während in den Anfangsjahren der NS-Herrschaft Denunziatio-
nen im sozialen Raum der Nachbarschaft häufi g der Durchsetzung 
staatlich-politischer Interessen dienten, war dies in den Jahren der 
Konsolidierung des Regimes sowie im Krieg anders. In diesen Jahren 

20 Zum »Zugriff aufs Private« im Zusammenhang mit der »Zersetzung der Wehr-
kraft« vgl. Ela Hornung, Denunziation als soziale Praxis. Fälle aus der NS-Mili-
tärjustiz, Wien u.a. 2010, S. 60–66.

21 Vgl. die Schilderung dieses Fallbeispiels ebd., S. 122–133.
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sie freilich nicht auf, virulent zu sein. Am 16. März 1947 hängten 
Unbekannte auf dem Kirchplatz von Aschendorf/Ems ein Plakat auf, 
auf dem die Namen von 35 deutschen Frauen aus der Umgebung 
aufgeführt waren.30 Diese wurden dem Gesundheitsamt zu einer 
amtsärztlichen Untersuchung vorgeschlagen, weil sie mit polnischen 
Soldaten Beziehungen führten; das Amt erhielt ein Schreiben glei-
chen Inhalts. Am selben Abend spazierten einige der angeprangerten 
Frauen demonstrativ Arm in Arm mit ihren polnischen Freunden 
durch den Ort; drei Tage später wurde ein polnischer Soldat auf 
dem Marktplatz von deutschen Zivilisten zusammengeschlagen. 
Noch am selben Tag lieferten sich polnische Soldaten Schlägereien 
mit deutschen Dorfbewohnern, darunter auch mit einem Polizisten. 
Die Ähnlichkeit mit Denunziationen und öffentlichen Anprange-
rungen von Frauen, die während des NS-Regimes Beziehungen 
mit Kriegsgefangenen hatten und von Nachbarn des »verbotenen 
Umgangs« bezichtigt wurden, ist augenfällig. Zugleich fällt auf, dass 
auch hinter diesen Denunziationen kollektive Interessen standen: Die 
Aschendorfer Polizei sprach vage von »konfessionell gebundenen 
Persönlichkeiten«; offenkundig ist aber, dass hier mehrere Personen 
eines engen, nachbarschaftlichen Umfelds gemeinsam versuchten, 
gegen Frauen vorzugehen, die von der Norm und den hegemonialen 
Ordnungsvorstellungen abwichen.31 Die Plakate, die gleichzeitig in 
mehreren Orten des Emslandes aufgehängt wurden, zeigen: Zwar 
war es nicht mehr verboten, Umgang mit Polen zu haben, doch bei 
vielen Deutschen lebte die Überzeugung von der »Minderwertigkeit« 
der Polen fort, und oftmals wurde ein »zulässiges« Ventil gesucht, 
um diesem Ressentiment Ausdruck zu verleihen. Darum bezogen 
sich die Plakate explizit auf zeitgenössische Diskurse über die Zu-
nahme von Geschlechtskrankheiten und den »Verfall« der Moral.

Fazit

Die Unterstützung der Bevölkerung für das NS-Regime nahm seit 
der Niederlage in Stalingrad ab, und die »Volksgemeinschaft« zerfi el 
zusehends. Die Realität des »totalen Krieges« stand immer mehr 
im Widerspruch zu den Verheißungen der »Volksgemeinschaft«.32 

30 Polizeibericht vom 21.3.1947 betr. »Bericht über die Schlägereien zwischen pol-
nischen Soldaten und Deutschen«, vgl. NLAOS, Rep 430 Dez. 201 acc. 16B/65 
Nr. 144.

31 Zu Denunziationen aufgrund von Normabweichung bei Frauen vgl. Bade, Mitar-
beit, S. 187–193.

32 Vgl. Joachim Szodrzynski, »Die ›Heimatfront‹ zwischen Stalingrad und Kriegs-
ende«, in: Forschungsstelle für Zeitgeschichte in Hamburg (Hrsg.), Hamburg im 
»Dritten Reich«, Hamburg 2008, S. 633–685, sowie Hans-Ulrich Thamer, »Die 
Widersprüche der ›Volksgemeinschaft‹ in den späten Kriegsjahren«, in: Detlef 
Schmiechen-Ackermann (Hrsg.), »Volksgemeinschaft«: Mythos, wirkungs-
mächtige soziale Verheißung oder soziale Realität im »Dritten Reich«? Zwischen-
bilanz einer kontroversen Debatte, Paderborn 2012, S. 289–300, hier S. 289.

Dennoch verlor das Regime bis zu seinem letzten Atemzug kaum 
an Stabilität. Weshalb aber steigerten sich Gewalt und Terror noch 
in den letzten Kriegstagen und -wochen, und warum beteiligten 
sich so viele »Volksgenossen« daran? Weshalb wurde noch bis zum 
Schluss denunziert – und, wie gesehen, auch noch darüber hinaus? 
Ian Kershaw erklärt die Manifestationen des Terrors am Kriegsende 
vor allem damit, dass die Wehrmacht trotz der Anzeichen von Auf-
lösung und Zerfall bis zum Schluss weiterkämpfte.33 Die »Volksge-
meinschaft« defi nierte sich am Ende fast nur noch als »Wehr- und 
Kampfgemeinschaft«,34 wodurch die Exklusion von »Defaitisten« 
und »Zersetzern« als nationale Pfl icht erschien – unabhängig davon, 
wie nahe man dem Regime ideologisch noch stand.

Dazu ein letztes Beispiel: Ende Februar 1945 klingelte der 
29-jährige Kanonier Gerhard Reins aus Hamburg bei einer Be-
kannten in Flensburg, einer Frau Höring, bei der er mit seiner Fa-
milie nach den Bombenangriffen auf Hamburg im Sommer 1943 
einquartiert worden war.35 Er sagte ihr, er habe dienstlich für seine 
Einheit in Flensburg zu tun, hatte aber keine Lebensmittelmarken 
dabei. Seine Mutter lebte zu diesem Zeitpunkt in Dänemark, und 
aus den Gesprächen mit ihm schloss Frau Höring, dass er wohl 
nach Dänemark fl iehen wollte. Am 1. März morgens um 4 Uhr 
ging sie zur Frontleitstelle am Flensburger Bahnhof und meldete 
ihn; 20 Minuten später war Gerhard Reins bereits verhaftet. Am 
24. März 1945 wurde er in Hamburg als Deserteur zum Tode ver-
urteilt und drei Tage später hingerichtet. Sehr wahrscheinlich war 
die Denunziantin keine überzeugte Nationalsozialistin, sonst hätte 
er bei ihr keinen Unterschlupf gesucht. Eine Abneigung hegte sie 
offenbar auch nicht gegen ihn. Als Grund für ihre Anzeige hatte 
sie dem Offi zier am Bahnhof lediglich gesagt, es sei ihr »nicht so 
ganz geheuer« vorgekommen, dass Reins von seinen Vorräten lebte. 
Wenige Wochen vor Kriegsende hat also eine Frau einen Soldaten, 
den sie immerhin gut kannte, einfach deshalb denunziert, weil ihr 
etwas »nicht geheuer« war. Es handelt sich hier um eine typische 
Kriegsende-Denunziation: Sie erscheint als ein Versuch, der Auf-
lösung der »Volksgemeinschaft« entgegenzutreten. Es musste der 
Frau klar sein, dass der Krieg nicht mehr lange dauern konnte. Und 
doch war offenbar die Furcht vor der bevorstehenden Niederlage 
und der Zukunft so groß, dass ihr jemand, den sie offenkundig als 
Fahnenfl üchtigen oder »Defaitisten« ausgemacht hatte, ebenfalls als 
Bedrohung erschien.36 Die Denunziation des »Feindes im Innern« 

33 Ian Kershaw, Das Ende. Kampf bis in den Untergang. NS-Deutschland 1944/45, 
München 2011.

34 Zum Verhältnis von »Volksgemeinschaft« und »Wehrgemeinschaft« vgl. Chris-
toph Rass, »›Volksgemeinschaft‹ und ›Wehrgemeinschaft‹«, in: von Reeken, 
Thießen, »Volksgemeinschaft«, S. 309–322.

35 Bundesarchiv-Militärarchiv, Gericht der Division Nr. 490, Akte Nr. 131.
36 So argumentiert auch Sven Keller, Volksgemeinschaft am Ende. Gesellschaft und 

Gewalt 1944/45, München 2013.

sollte ihr womöglich etwas Stabilität im Chaos der letzten Wochen 
geben – oder sie hatte einfach das Bedürfnis, etwas, das in Unord-
nung geraten war, wieder in Ordnung zu bringen.

Denunziationen scheinen mithin unabhängig vom Auseinan-
derbrechen der »Volksgemeinschaft« funktioniert zu haben. Sie 
sind sowohl ein Anzeichen für die tendenzielle Zustimmung zum 
jeweiligen Staat als auch ein Zeichen der Selbstermächtigung und 
Aneignung, ja, der Ausnutzung staatlicher Angebote für die eigenen 
Interessen. Denunzianten lernten schnell: Denjenigen Anzeigen, 
die sich vor allem aus privaten Motiven speisten, fügten sie solche 
Schlüsselbegriffe bei, die bei der angerufenen Instanz Aufmerksam-
keit hervorrufen mussten. Der Ortsgruppenleiter oder die Gestapo 
reagierten nicht auf jede Anzeige; lediglich dann, wenn ein gemein-
sames Verfolgungsinteresse beim Denunzianten und der staatlichen 
Instanz bestand, wurde abweichendes Verhalten sanktioniert, und 
die Denunziation war aus Sicht der Denunzierenden von Erfolg 
gekrönt. In der Nachkriegszeit bedeutete dies, dass Denunziatio-
nen häufi g ins Leere liefen, da entweder das entsprechende Gesetz 
oder der Adressat nicht mehr existierten oder die Interessen der 

angerufenen Instanz mit denjenigen der Denunzierenden nicht im 
Einklang standen. Umgekehrt versuchten Behörd en wie etwa die Po-
lizei, die Bevölkerung zur Mitarbeit zu animieren, beispielsweise zur 
Bekämpfung von Schwarzmarktgeschäften. Doch es erreichten sie zu 
wenig Meldungen, weil zu viele Bürger selbst in den Schwarzmarkt 
verstrickt waren. Die Interessen zwischen Staat und Bevölkerung 
verliefen zu konträr.

Deutlich wird, dass in der Wahrnehmung vieler nicht nur die 
»Volksgemeinschaft« vom Gegenstand der NS-Propaganda zur so-
zialen Realität geworden war, sondern auch die Furcht vor dem, 
was nach Kriegsende kommen würde. Zumindest Teile der Bevöl-
kerung empfanden offenbar bestimmte Gruppen, wie etwa Frauen 
und Männer mit von der Norm abweichenden Verhaltensweisen, als 
bedrohlich für die nahe Umgebung, für die Nachbarschaft oder auch 
für die eigenen Ordnungs- und Moralvorstellungen. Als das NS-
Regime aufgehört hatte zu existieren, bestanden soziale Kontrolle 
und eingeübte denunziatorische Verhaltensweisen gleichwohl fort. 
Doch diese Mittel, wie auch die Praxen von Inklusion und Exklusion, 
mussten unter veränderten Bedingungen neu ausgehandelt werden.

www.fischerverlage.de
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»Außerhalb der Welt 
und außerhalb der Zeit«
Die Befreiung von Auschwitz
von Sybille Steinbacher

 Wenn wir heute die Befreiung von Ausch-
witz als Markstein des Sieges der Alliierten 
über Deutschland feiern, wird eines oftmals 
vergessen: Hunderttausende von Häftlingen 

kamen noch in den letzten Monaten des Zweiten Weltkrieges ums 
Leben, als der NS-Staat in der Atmosphäre entgrenzter Gewalt die 
Konzentrationslager räumen ließ. Funktionäre der SS sagten später 
oftmals aus, dass in diesen Wochen Chaos und Durcheinander »ge-
herrscht« hätten, was nicht falsch war, aber verdeckte, dass an die 
Lagerräumungen klare Interessen geknüpft waren und das Gesche-
hen zu den grausamsten Ereignissen in der Endphase des »Dritten 
Reiches« zählte.1

In den Konzentrationslagern waren 1944/45 rund 714.000 Häft-
linge inhaftiert, davon etwa 200.000 Frauen. Das Lagersystem hatte 
sich seit 1933 zu einem riesigen Netz aus etwa 1.200 Haupt- und 
Nebenlagern ausgeweitet, das das gesamte Reichsgebiet überzog. 
Anfangs waren die KZs sogenannte Erziehungs- und Disziplinie-
rungsstätten für die politischen Gegner des Regimes, später wandel-
ten sie sich in Abschuborte für »Gemeinschaftsfremde«, worunter 
all diejenigen fi elen, die als sozial auffällig galten, also Sinti und 
Roma, Homosexuelle, Prostituierte, Alkoholiker und viele ande-
re. Nach einem weiteren Funktionswandel wurden die Lager 1942 
schließlich zum billigen Arbeitskräftereservoir für die deutsche Rü-
stungsindustrie.2

1 Dies ist der Text meines Vortrags, den ich am 27. Januar 2015 aus Anlass des 
70. Jahrestages der Befreiung von Auschwitz im Eisenhower-Saal der Goethe-
Universität Frankfurt am Main gehalten habe.

2 Vgl. Karin Orth, Das System der nationalsozialistischen Konzentrationslager. Ei-
ne politische Organisationsgeschichte, Zürich, München 2002 (zuerst 1999); Ul-
rich Herbert, Christoph Dieckmann, Karin Orth (Hrsg.), Die nationalsozialisti-
schen Konzentrationslager. Entwicklung und Struktur, 2 Bde., Frankfurt am Main 
2002 (zuerst 1998). Über den Zwangsarbeitseinsatz von KZ-Häftlingen liegt eine 
Fülle an Studien vor, darunter vgl. Marc Buggeln, Arbeit & Gewalt: Das Außen-

Das Kriegsende begann für die Häftlinge zu unterschiedlichen 
Zeiten, je nachdem wie nah die Front bereits herangerückt war. 
Ganz im Osten und ganz im Westen, wo die Armeen der Anti-Hitler-
Koalition die Reichsgrenze im Sommer 1944 erreichten, keimte am 
frühesten Hoffnung unter ihnen auf, bald befreit zu werden. Doch de 
facto nahm die Lebensgefahr dramatisch zu. Wie viele KZ-Insassen 
in der Schlussphase des Krieges getötet wurden, lässt sich nur an-
nähernd schätzen: Die Angaben schwanken zwischen 200.000 und 
350.000 Opfern, was bedeutet, dass etwa ein Drittel bis die Hälfte 
von ihnen noch umgekommen ist, womöglich auch mehr. Wie viele 
Häftlinge auf tagelangen Bahntransporten starben, wie viele in den 
Konzentrationslagern an Hunger und Krankheiten elend zugrunde 
gingen, wie viele schließlich auf den Todesmärschen vor Kälte, 
Hunger und Erschöpfung umkamen oder von den SS-Wachposten 
erschossen und erschlagen wurden, weil sie nicht mehr weitermar-
schieren konnten, lässt sich kaum mehr feststellen. 

In den Fokus der Zeitgeschichtsforschung rückte die Endphase 
der Konzentrationslager erst spät: Daniel Blatman war 2008 der erste 
Historiker, der eine Monographie zu den Todesmärschen vorlegte.3 
Dass so lange ein Forschungsdefi zit bestand, ist zumal der ungün-
stigen Quellenlage geschuldet, denn Befehle zur »Evakuierung« der 
Lager, wie die SS die Vorgänge nannte, wurden in der Regel nur 
mündlich erteilt, und Akten der Lagerverwaltungen blieben allen-
falls bruchstückhaft erhalten. In der Erinnerung vieler Überlebender 
waren die Todesmärsche jedenfalls der schlimmste Abgrund, durch 
den sie gingen, schrecklicher oftmals als die jahrelange Haft. 

Phasen und Befehlswege der Räumung

Drei Phasen der Lagerräumungen sind zu unterscheiden: Im äußer-
sten Osten und im Westen des Deutschen Reiches bereitete sich die 
SS darauf bereits im Frühjahr 1944 vor. Im Generalgouvernement 
begann sie sukzessive das Lager Majdanek zu räumen, im Baltikum 
die KZs Vaivara, Kaunas und Riga. Etwa zur gleichen Zeit agierte 
die SS auch im Westen: im niederländischen KZ Herzogenbusch 
und im KZ Natzweiler im Elsass. Die zweite Phase setzte im Januar 
1945 ein, als auch die Konzentrationslager in den eingegliederten 
Ostgebieten aufgelöst wurden: Auschwitz und Groß-Rosen, beide 
in Schlesien gelegen; hinzu kam Stutthof in Danzig-Westpreußen. 
Die dritte und letzte Phase dauerte von März bis Mai 1945, als 

lagersystem des KZ Neuengamme, Göttingen 2009; Jens Christian Wagner, Pro-
duktion des Todes. Das KZ Mittelbau-Dora, 2. Aufl ., Göttingen 2004.

3 Daniel Blatman, Die Todesmärsche 1944/45. Das letzte Kapitel des 
nationalsozialistischen Massenmords, Reinbek bei Hamburg 2011 (französische 
Erstveröffentlichung 2009). Siehe auch Daniel Blatmans Text in dieser Ausgabe 
der Einsicht, S. 40 ff.

auch die Häftlinge aus den Lagern im Innern des Deutschen Reichs 
»evakuiert« wurden. Buchenwald war Mitte März 1945 das erste 
KZ, das die Alliierten befreiten, Mauthausen Anfang Mai 1945 
das letzte.

Der Entscheidung, die Lager zu räumen, ging ein komplizierter, 
von allerlei Widersprüchen geprägter Prozess voraus. Eine Vielzahl 
an Instanzen war daran beteiligt, denn nicht nur die Regierung in 
Berlin erteilte Anweisungen, sondern auch Funktionäre auf mittlerer 
und unterer Verwaltungsebene und zudem Bedienstete in den lokalen 
Behörden von SS und NSDAP. Als Reichsführer SS und Chef der 
Deutschen Polizei war Heinrich Himmler der oberste Herr über die 
Lager. Entscheidende Befugnisse besaßen außerdem die Höheren 
SS- und Polizeiführer, Himmlers machtvolle Stellvertreter in den 
Regionen, die ihm direkt unterstellt waren. Mit ihnen konkurrierten 
die Gauleiter, die in der letzten Kriegsphase als Reichsverteidigungs-
kommissare eingesetzt wurden und Sondervollmachten besaßen. Die 
Amtsgruppe D des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes wieder-
um hatte die Aufgabe, die Häftlingsströme zu koordinieren und die 
Transporte durchzuführen. Schließlich waren auch die Kommandan-
ten der einzelnen Lager in die Vorgänge eingeschaltet.

Himmler erkannte im Frühsommer 1944, dass die Rote Armee 
den Lagern schon gefährlich nahe kam. Majdanek und Auschwitz-
Birkenau, beides Vernichtungs- und Konzentrationslager in einem, 
existierten zu diesem Zeitpunkt noch, ebenso das Vernichtungslager 
Chełmno (Kulmhof) im Warthegau. Hingegen waren Treblinka, 
Sobibór und Bełżec, die Terrorstätten der »Aktion Reinhardt«, die 
ausschließlich als Vernichtungslager gedient hatten, bereits abge-
baut, der Massenmord an den Juden dort eingestellt worden.4 Im 
Juni 1944 erteilte Himmler seinen ersten operativen Befehl für den 
»A-Fall«, den »Alarm-Fall«: Er stattete die Höheren SS- und Poli-
zeiführer mit der Kommandogewalt über die Konzentrationslager 
aus, unterstellte ihnen damit die KZ-Kommandanten und verfügte, 
dass Häftlinge aus den Grenzregionen in die Lager im Inneren des 
Reiches zu bringen seien.5

Ab Herbst 1944 wurden Räumungspläne ausgearbeitet. Aller-
dings fi elen sie weder einheitlich aus, noch waren sie nach einem 
klaren Konzept angelegt. Während Hitler bis zum Schluss daran 
festhielt, Häftlinge lieber zu töten als »in die Hände des Fein-
des« fallen zu lassen, verfolgten Himmler und mehrere führende 
SS-Funktionäre eine andere Linie, was für Hitler schließlich der 
Grund war, seinen Reichsführer SS noch Ende April 1945 aller 
Ämter zu entheben und aus der NSDAP auszustoßen. Himmler 
versuchte nämlich seit Mitte 1944, mit den Westmächten Verhand-
lungen aufzunehmen, um sie zum gemeinsamen Kampf gegen die 

4 Vgl. Sara Berger, Experten der Vernichtung. Das T4-Reinhardt-Netzwerk in den 
Lagern Belzec, Sobibor und Treblinka, Hamburg 2013.

5 Vgl. Blatman, Todesmärsche, S. 97 ff.
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Sowjetunion zu bringen. Er wollte einen Separatfrieden aushan-
deln und sich auf diese Weise sowohl sein SS-Imperium erhalten 
als auch politische Macht sichern.6 Gezielt setzte Himmler dabei 
jüdische Häftlinge als Faustpfand ein; mit ihnen als Geiseln wähnte 
er sich im Besitz einer Manövriermasse, um in Verbindung mit den 
Westalliierten zu treten. Zur selben Zeit begann in Auschwitz-Bir-
kenau die letzte Hochphase der Massenvernichtung: Etwa 438.000 
Juden aus Ungarn wurden zwischen Mai und Juli 1944 ins Lager 
deportiert. Noch nie waren dort innerhalb so kurzer Zeit so viele 
Menschen umgebracht worden. Himmler zögerte also nicht, seinen 
Verhandlungswunsch umzusetzen und gleichzeitig die Massenver-
nichtung gezielt voranzutreiben.

Die Befreiung von Auschwitz

Im Juli 1944 durchbrachen sowjetische Truppen in Galizien und 
Südpolen die deutschen Linien. Sie befreiten das (von der SS nun 
überstürzt verlassene) Lager Majdanek, überquerten die Weichsel 
und näherten sich Auschwitz. Im dortigen Lagerkomplex war zu 
dieser Zeit der höchste Belegungsstand erreicht: Rund 155.000 
Häftlinge warteten darauf, von der Roten Armee befreit zu werden. 
Zehntausende von ihnen wurden jedoch in der Räumungsphase zwi-
schen Juli 1944 und Januar 1945 mit Zügen und auf Lastwagen in das 
Innere des Deutschen Reiches befördert. Etwa die Hälfte gelangte 
bis zum Herbst 1944 in die zunehmend überfüllten Konzentrations-
lager Buchenwald, Flossenbürg, Ravensbrück, Dachau, Mauthausen, 
Groß-Rosen, Bergen-Belsen, Natzweiler, Sachsenhausen und Neuen-
gamme.7 Viele, die Auschwitz überstanden hatten, starben dort bald 
an Hunger, Seuchen und todbringenden Bedingungen. 

In Auschwitz änderte sich auch während der Aufl ösungsaktivi-
täten nichts an der täglichen Routine: Nach wie vor mussten Häft-
linge zur Zwangsarbeit ausrücken. Im Stammlager, dem Komplex 
Auschwitz I, wurden neue Gebäude in Betrieb genommen; in den 
Nebenlagern, die zu Monowitz, dem Bereich Auschwitz III gehörten, 
setzten Aufbauarbeiten ein, sogar eine Reihe neuer Außenlager ent-
stand. In Birkenau, Auschwitz II genannt, begann die SS damit, das 

6 Vgl. Karl-Günter Zelle, Hitlers zweifelnde Elite: Goebbels, Göring, Himmler, 
Speer, Paderborn 2010, S. 218–233.

7 Vgl. Andrzej Strzelecki, Endphase des KL Auschwitz. Evakuierung, Liquidierung 
und Befreiung des Lagers, Oświęcim 1995 (polnische Erstveröffentlichung 
1982); ders., »Der Todesmarsch der Häftlinge aus dem KL Auschwitz«, in: 
Herbert, Dieckmann, Orth (Hrsg.), Die nationalsozialistischen 
Konzentrationslager, Bd. II, S. 1093–1112; Wacław Długoborski, Franciszek 
Piper (Hrsg.), Auschwitz 1940–1945. Studien zur Geschichte des Konzentrations- 
und Vernichtungslagers Auschwitz, 5 Bde, hier Bd. 5: Epilog, Oświęcim 1999 
(polnische Erstveröffentlichung 1995); Danuta Czech, Kalendarium der 
Ereignisse im Konzentrationslager Auschwitz-Birkenau 1939–1945, Reinbek bei 
Hamburg 1989.

Gelände zu erweitern und einen dritten Bauabschnitt einzurichten, im 
Häftlingsjargon »Mexiko« genannt. Das Gelände war so riesig, dass 
es das ohnehin kaum zu überblickende Lager beinahe verdoppelt 
hätte. Die Bauvorhaben sind ein Indiz für die Mordpläne, die das 
NS-Regime selbst zu diesem Zeitpunkt noch hegte. Fertiggestellt 
wurde »Mexiko« jedoch nicht mehr, denn im Oktober 1944 endeten 
sämtliche Bauarbeiten. 

In der Stadt Auschwitz, die seit dem Bau der IG-Farben-Fabrik 
zu einem »Bollwerk des Deutschtums« und einer »Musterstadt« 
der deutschen Ostsiedlung geworden war, setzte zur selben Zeit der 
Auszug der deutschen Zivilisten ein, vor allem Frauen und Kinder 
verließen den Ort.8 Mitte Januar 1945 machten sich auch Verwal-
tungsfunktionäre und IG-Farben-Manager mit Sonderzügen auf in 
Richtung Altreich. Noch in den Wirren des Aufbruchs blieb dabei 
die »rassische« Ordnung gewahrt: Die fl üchtenden Reichsdeutschen 
hatten auf Straßen und Schienen Vorrang vor den Konzentrations-
lagerhäftlingen und den in Marsch gesetzten Kolonnen der Kriegs-
gefangenen und Zwangsarbeiter. 

Auf Himmlers Befehl, die Vernichtungsaktionen einzustellen, 
wurden in Auschwitz im November 1944 sämtliche Vergasungsanla-
gen stillgelegt. Die Häftlinge des jüdischen Sonderkommandos hat-
ten die Einrichtungen zu demontieren und die Spuren der Verbrechen 
zu beseitigen.9 Nach einer Offensive bei Krakau kesselte die Rote 
Armee im Januar 1945 die deutschen Truppen ein und übernahm 
das oberschlesische Industrierevier. Erst in dieser Situation befahl 
Fritz Bracht, Gauleiter und Reichsverteidigungskommissar von 
Oberschlesien, die Gauhauptstadt Kattowitz und den gleichnamigen 
Regierungsbezirk, zu dem Auschwitz gehörte, zu evakuieren. Bis 
dahin hatte er noch eisern an seiner Politik des Ausharrens festge-
halten. Umfangreiche Richtlinien, die Ende Dezember 1944 erlassen 
worden waren, regelten die Räumung des Lagerkomplexes. Ziel war 
es, die Häftlinge in Marschkolonnen zunächst zu Fuß, später mit der 
Eisenbahn Richtung Westen zu schicken. Zwei Wegstrecken wurden 
für die Insassen von Stammlager und Birkenau festgelegt, auf einer 
dritten mussten die Häftlinge aus Monowitz und den Nebenlagern 
marschieren. Am 17. Januar 1945 begann nach diesen Plänen die 
zweite Phase der Räumung: Rund 58.000 Häftlinge wurden nun 
auf den Todesmarsch geschickt. Nur wenige brachte man mit Zü-
gen in Güterwaggons fort, die meisten waren in der Winterkälte zu 

8 Vgl. Sybille Steinbacher, »Musterstadt« Auschwitz. Judenmord und 
Germanisierung in Ostoberschlesien, München 2000; dies., Auschwitz. 
Geschichte und Nachgeschichte, München 2015, 3. Aufl . (zuerst 2004); Bernd C. 
Wagner, IG Auschwitz. Zwangsarbeit und Vernichtung von Häftlingen des Lagers 
Monowitz 1941–1945, München 2000.

9 Vgl. Gideon Greif, Wir weinten tränenlos ... Augenzeugenberichte der jüdischen 
Sonderkommandos in Auschwitz, Köln u.a. 1995; Eric Friedler, Barbara Siebert, 
Andreas Kilian, Zeugen aus der Todeszone. Das jüdische Sonderkommando 
Auschwitz, Lüneburg 2002.

oben: Nach der Befreiung des Vernichtungslagers 
Auschwitz-Birkenau durch die Rote Armee: 
Überlebende Kinder werden von Betreuerinnen aus 
dem Lager gebracht. Die Aufnahme des Fotografen B. 
Fischmann wurde im April 1945 für die 
Militärberichterstatter gestellt.
Foto: ullstein bild - Nowosti

links: Häftlinge dämmern auf dem Betonboden ihrem 
Ende entgegen – undatiert, nach der Befreiung von 
Auschwitz am 27. Januar 1945.
Foto: ullstein bild 
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Fuß unterwegs. Tausende von ihnen starben; wer keine Kraft mehr 
hatte, wer stürzte, ausruhen wollte oder zu fl iehen versuchte, wurde 
erschossen. Den Marschkolonnen folgten spezielle SS-Kommandos, 
deren Aufgabe es war, Nachzügler zu töten.10 

Rudolf Höß, der ehemalige Auschwitz-Kommandant, spricht 
in seinen autobiographischen Aufzeichnungen vom »Wahnsinn der 
Räumung«.11 Er stieß sich aber keineswegs am Leid, das angerichtet 
wurde, sondern am logistischen Durcheinander. Höß war im Herbst 
1943 als Kommandant abgesetzt und nach Berlin zur Amtsgruppe D 
des SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamtes beordert worden. Im 
Sommer 1944 kehrte er für einige Wochen nach Auschwitz zurück, 
um den Massenmord an den ungarischen Juden zu organisieren. 
Auf Befehl von Oswald Pohl, dem Leiter des SS-Wirtschafts-Ver-
waltungshauptamtes, kam er im Januar 1945 ein weiteres Mal nach 
Schlesien. Nun war es seine Aufgabe, die »Evakuierung« der Lager 
in die Hand zu nehmen.12 Im KZ Groß-Rosen traf er auf Richard 
Baer, den amtierenden Kommandanten von Auschwitz. »Wo sein 
Lager wanderte, wußte er nicht«, schreibt Höß verwundert. Wegen 
des raschen sowjetischen Vormarsches gelang es ihm zwar nicht, bis 
nach Auschwitz durchzukommen. Über die Unordnung, auf die er 
auf seinem Weg allenthalben stieß, empörte er sich jedoch auch noch 
nach Kriegsende, als er in der Untersuchungshaft seinen Lebensbe-
richt niederschrieb: »Auf allen Wegen und Straßen Oberschlesiens 
westlich der Oder fand ich nun Häftlingskolonnen, die sich durch den 
tiefen Schnee hindurchquälten. Ohne Verpfl egung. Die Unterführer, 
die diese wandelnden Leichenzüge führten, wußten meist gar nicht, 
wo sie überhaupt hin sollten.« Stolz merkt er an: »Ich habe bis zum 
letzten Augenblick alles versucht, in dieses Chaos noch Ordnung 
zu bekommen.« Alle Häftlingszüge, auf die er traf, wies er an, nach 
Westen ins Sudentenland zu ziehen, »damit sie nicht in den maßlos 
verstopften Schlauch bei Neiße hineingerieten«. Wie schrankenlos 
die Gewalt wütete, belegen Höß’ Schilderungen von blutenden Lei-
chen auf den Straßen: »Die Wege der Leidenszüge waren leicht zu 
verfolgen, alle paar hundert Meter lag ein zusammengebrochener 
Häftling oder ein Erschossener.« Dass er den SS-Truppenführern 
verbot, marschunfähige Häftlinge zu töten, hatte den Zweck, das 
Vorwärtskommen der Kolonnen Richtung Westen zu beschleuni-
gen. Einen Feldwebel der Luftwaffe, der sich seiner Anordnung 
widersetzt hatte, erschoss er kurzerhand. Häftlinge, die nicht mehr 
laufen konnten, waren auf Höß’ Anweisung hin dem Volkssturm 
zu übergeben, was ihr Überleben jedoch keineswegs sicherte, im 

10 Vgl. Strzelecki, Endphase des KL Auschwitz; ders., »Todesmarsch«.
11 Vgl. Kommandant in Auschwitz. Autobiographische Aufzeichnungen des Rudolf 

Höss, hrsg. von Martin Broszat, München 1989, 12. Aufl . (zuerst 1958), S. 145; 
zu den Räumungsplänen vgl. ebd., Anm. 1. Zu Höß vgl. zuletzt Volker Koop, 
Rudolf Höß. Der Kommandant von Auschwitz, Köln u.a. 2014.

12 Vgl. Kommandant in Auschwitz, S. 145 f. Dort auch die folgenden Zitate.

Gegenteil: Die Männer des Volkssturms zeigten gerade jetzt, wie sehr 
sie zum Durchhalten gewillt waren. Je stärker sich die etablierten 
Befehlsstrukturen in der Endphase des »Dritten Reiches« aufl östen, 
desto mehr Befugnisse besaßen sie oder nahmen sie sich.13 In ihren 
Händen überlebten Häftlinge nicht lange. 

Nach mehrtägigem Marsch wurden die KZ-Insassen von Ausch-
witz in offene Güterwaggons verfrachtet und fortgebracht. Viele 
erfroren und verhungerten unterwegs, in den Regionen Nordmäh-
rens, Nordböhmens und dem »angeschlossenen« Österreich blieben 
nicht selten Leichen entlang der Schienen liegen. Von denen, die in 
Marsch gesetzt worden waren, kam wahrscheinlich jeder Vierte um, 
insgesamt rund 15.000 Personen.14 Im Frühjahr 1945 löste die SS 
schließlich auch die Lager im Reichsinneren auf, nun begann die 
dritte und letzte Phase der Räumungen. Wer die Märsche aus dem 
Osten überlebt hatte und in einem anderen KZ als »Neuzugang« 
abermals auf der untersten Stufe der Häftlingshierarchie gelandet und 
Schikanen ausgesetzt war, wurde dann wieder auf einen Todesmarsch 
geschickt. Aus Neuengamme verlud die SS Anfang Mai 1945 etwa 
7.000 Häftlinge auf zwei Schiffe der deutschen Kriegsfl otte, darunter 
auch Häftlinge aus Auschwitz. Die Alliierten, die von der mensch-
lichen Fracht nichts wussten, versenkten die »Cap Arcona« und die 
»Thielbeck« in der Lübecker Bucht; Überlebende gab es nicht.15 

In Auschwitz war die Lager-SS Mitte Januar 1945 fi eberhaft 
damit beschäftigt, die schriftlichen Zeugnisse des Massenmords zu 
beseitigen. In großen Müllverbrennungsöfen, in Heizkesseln und 
auf offenen Feuerstellen verbrannten die Wachleute Karteien, To-
tenscheine und Listen der Lageradministration. Aktenbestände der 
Politischen Abteilung und der Zentralbauleitung des KZ wurden 
hastig verpackt und in andere Lager gebracht. Am 20. oder 21. Ja-
nuar 1945 zog die SS schließlich ihre Posten von den Wachtürmen 
ab; kleinere Einheiten patrouillierten noch auf dem Gelände. Unklar 
ist, ob in diesen Tagen der Befehl erging, das Lager zu liquidieren 
und die verbliebenen Insassen zu ermorden. Innerhalb einer Woche 
wurden jedenfalls im Krematorium V auf dem Gelände von Birkenau 
noch rund 300 Juden getötet, in verschiedenen Nebenlagern 400 
weitere Häftlinge.16 Die SS sprengte nun die Überreste der Krema-

13 Vgl. Sven Keller, Volksgemeinschaft am Ende. Gesellschaft und Gewalt 1944/45, 
München 2013.

14 Vgl. Strzelecki, Endphase des KL Auschwitz; ders., »Todesmarsch«.
15 Vgl. Karin Orth, »Planungen und Befehle der SS-Führung zur Räumung des 

KZ-Systems«, in: Detlef Garbe (Hrsg.), Häftlinge zwischen Vernichtung und 
Befreiung. Die Aufl ösung des KZ Neuengamme und seiner Außenlager durch die 
SS im Frühjahr 1945, Bremen 2005, S. 33–44; Wilhelm Lange, »Neueste 
Erkenntnisse zur Bombardierung der KZ-Schiffe in der Neustädter Bucht am 
3. Mai 1945: Vorgeschichte, Verlauf und Verantwortlichkeiten«, in: Garbe 
(Hrsg.), Häftlinge, S. 217–232.

16 Vgl. Strzelecki, Endphase des KL Auschwitz; ders., »Todesmarsch«, in: 
Długoborski, Piper (Hrsg.), Auschwitz 1940–1945, Bd. 5: Epilog; Czech, 
Kalendarium. Hier auch zum Folgenden.

torien II und III; die Befreier entdeckten später versandbereite Teile 
der Tötungseinrichtungen auf einem Bauhof beim Lager. Ehe die 
SS-Wachmannschaften endgültig abzogen, zündeten sie am 23. Ja-
nuar noch das Effektenlager »Kanada« an, das tagelang brannte, aber 
sechs der 30 Baracken blieben am Ende unversehrt. Funktionstüchtig 
war bis in die letzten Tage noch das Krematorium V, wo weiterhin 
Exekutionen per Genickschuss stattfanden und Leichen verbrannt 
wurden; erst in der Nacht vom 25. auf den 26. Januar sprengte die 
SS auch die letzte Vernichtungsanlage. 

Einen Tag und wenige Stunden später, am Nachmittag des 
27. Januar 1945, einem Samstag, befreiten Soldaten der 60. Armee 
der Ersten Ukrainischen Front das KZ Auschwitz und seine Neben-
lager. In den Magazinen von »Kanada« fanden sie rund 370.000 
Herrenanzüge, 837.000 Damenmäntel und Damenkleider, Unmen-
gen an Kinderbekleidung, ungefähr 44.000 Paar Schuhe, 14.000 
Teppiche, außerdem Prothesen, Zahnbürsten, Hausrat und in der 
einstigen Lederfabrik nahe dem Stammlager auch 7,7 Tonnen trans-
portfertig verpacktes menschliches Haar. Im Lagerkomplex lagen 
mehrere Hundert Leichen, die Befreier stießen auch auf fast 8.000 
noch lebende, zumeist kranke Häftlinge. 

Zu ihnen zählte Primo Levi, der im Lager Monowitz interniert 
gewesen war und Zwangsarbeit für die IG-Farben-Werke hatte leis-
ten müssen. In seiner »Geschichte von zehn Tagen« schildert er, wie 
das Lager während der Aufl ösung »außerhalb der Welt und außerhalb 
der Zeit« geriet.17 Seit dem 11. Januar lag Primo Levi mit Scharlach 
im Krankenbau des KZ Monowitz, wo sich insgesamt etwa 800 Häft-
linge befanden. Diejenigen unter ihnen, die noch laufen konnten, 
wurden auf den Todesmarsch geschickt. Levi war zu schwach dafür. 
Von sich und anderen Häftlingen schreibt er: »Wir aber blieben in 
unseren Betten zurück, allein mit unseren Krankheiten und unse-
rer Apathie, die stärker war als die Angst.«18 Als sich das Lager 
von Häftlingen leerte und die SS nach und nach abzog, dauerte es 
nicht lange und bei Außentemperaturen von minus 20 Grad fi el die 
Heizungszentrale aus. Levi schildert den Stillstand und seine Fol-
gen. »Ausgehungerte Gestalten« seien er und die anderen Kranken 
gewesen, die in den verlassenen Baracken nach allem suchten, was 
ihnen essbar erschien, Gestalten »mit langen Stoppelbärten, tief in 
den Höhlen liegenden Augen, skeletthaften gelben Gliedern, die aus 
den Lumpen hervorschauten«.19 Über den 19. Januar notiert er: »Das 
Lager, kaum erst gestorben, zeigte sich schon im Verfall. Es gab 
kein Wasser mehr und keinen elektrischen Strom; die eingedrückten 

17 Primo Levi, »Geschichte von zehn Tagen«, in: ders., Ist das ein Mensch? Ein 
autobiographischer Bericht, S. 180–207, hier S. 186, München 1997 (italienische 
Erstveröffentlichung 1958, deutsch zuerst 1961). Levi schrieb die Texte seines 
Werkes zwischen 1945 und 1947.

18 Ebd., S. 186.
19 Ebd., S. 193.

Fenster und Türen klapperten im Wind, die losen Dachbleche 
kreischten, die Brandasche wirbelte hoch und weit.«20 Die Zustände 
waren verheerend: »Skeletten gleich, schleppten sich die gehfähigen 
Kranken, wie eine Invasion von Gewürm, auf dem hartgefrorenen 
Boden überallhin. Sie hatten sämtliche Baracken auf der Suche nach 
Nahrung und Holz durchstöbert; sie hatten in sinnloser Raserei die 
grotesk ausgeschmückten und bis zum Tag zuvor für die gemeinen 
Häftlinge verbotenen Stuben der gehaßten Blockältesten verwüstet; 
nicht mehr Herr ihrer Eingeweide hatten sie überall hingemacht und 
den wertvollen Schnee besudelt, nunmehr einziger Wasserquell für 
das ganze Lager.« Von den Hungernden, Kranken und Toten der 
letzten Tage ist zu erfahren: »Wer nicht imstande gewesen war, sich 
zu regen, oder die Energie dazu nicht aufgebracht hatte, lag stumpf 
auf seinem Bett, starr vor Kälte, und niemand bemerkte es, wenn er 
starb.«21 Im Lager war bald von Ferne die Artillerie zu hören, die 
Rote Armee rückte näher, aber unter den Insassen regte sich kein 
Jubel: »Wie man der Freude, der Angst, ja sogar des Schmerzes müde 
wird, so wird man auch der Erwartung müde. Nun, da der 25. Januar 
erreicht war, da seit acht Tagen die Beziehungen zu jener grausamen 
Welt – doch immerhin einer Welt – abgebrochen waren, konnten die 
meisten von uns vor Erschöpfung nicht einmal mehr warten.«22 Am 
Tag, bevor die Befreier kamen, notiert Levi: »Um uns und in uns 
war die letzte Spur von Zivilisation geschwunden. Das Werk der 
Vertierung von den triumphierenden Deutschen begonnen, war von 
den geschlagenen Deutschen vollendet worden.«

Die Räumung der Lager im Reich

In den Lagern im Reichsinnern verschlechterte sich mit dem Zustrom 
aus Ost und West die Situation der Häftlinge dramatisch. Pläne der 
SS, auch diese Stätten aufzulösen und Todesmärsche einzuleiten, 
konkretisierten sich im März und April 1945.23 Zunächst wurden die 
Außenlager der großen Lagerkomplexe geräumt und die Häftlinge in 
die Hauptlager geschickt. Lagerkommandanten und Höhere SS- und 
Polizeiführer erwogen mancherorts Mordpläne, beispielsweise im 
Zusammenhang mit der Verteidigung Berlins, als überlegt wurde, 
das nahegelegene KZ Sachsenhausen zu bombardieren, unter Artil-
leriebeschuss zu nehmen oder gleich zu sprengen. In Mauthausen 
und Mittelbau-Dora wollten SS-Funktionäre die Häftlinge in unter-
irdische Produktionstunnel treiben und mit Sprengstoff ermorden. 
Derlei Pläne wurden aber nicht spruchreif, denn Himmler hielt an 
seiner Strategie fest, die Häftlinge, zumal die jüdischen, als Geiseln 

20 Ebd., S. 189, hier auch das folgende Zitat.
21 Ebd., S. 202.
22 Ebd., S. 20, hier auch das folgende Zitat.
23 Vgl. Blatman, Todesmärsche, hier auch zum Folgenden.
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einzusetzen.24 Er traf sich mehrmals mit Graf Folke Bernadotte, dem 
Vizepräsidenten des Schwedischen Roten Kreuzes. Der Kontakt war 
entstanden, nachdem das Internationale Komitee vom Roten Kreuz 
sich aus Sorge um die KZ-Häftlinge an die Amtsgruppe D des SS-
Wirtschafts-Verwaltungshauptamts gewandt hatte. Bernadotte forder-
te Himmler auf, alle skandinavischen Lagerninsassen freizulassen. 
Tatsächlich wurden sie Mitte März 1945 zunächst ins KZ Neuen-
gamme verlegt und von dort Ende April von einer Sanitätskolonne 
des Schwedischen Roten Kreuzes (»die Weißen Busse«) zusammen 
mit einer Gruppe jüdischer Häftlinge über Dänemark nach Schweden 
gebracht. Im Zuge der »Aktion Bernadotte« kamen insgesamt rund 
20.000 Häftlinge frei, davon 8.000 aus Skandinavien.25 

Amerikanische Truppen befreiten im April 1945 die Lager Bu-
chenwald und Mittelbau-Dora. Kurz darauf wurde im Rahmen eines 
lokalen Waffenstillstands das Lager Bergen-Belsen den britischen 
Truppen übergeben, die auf dem von Epidemien verseuchten Gelän-
de fast nur noch Sterbende vorfanden. Was in den folgenden Tagen 
geschah, prägte für lange Zeit das Bild, das sich die westalliierten 
Befreier von Deutschland und den Deutschen machten: Über die 
verheerenden Zustände waren sie entsetzt. Überall in den befreiten 
KZs entdeckten sie Leichenberge und erlebten, wie auch noch die-
jenigen Häftlinge starben, die bis dahin halbwegs am Leben geblie-
ben waren. Die Einstellung der Alliierten gegenüber den Deutschen 
verhärtete sich rasch.26 

Offensichtlich hatte Himmler eine solche Reaktion nicht erwar-
tet. Erst jetzt wurde ihm klar, dass er keinerlei Aussicht darauf besaß, 
sich mit den Diplomaten der westlichen und neutralen Länder zu 
verständigen. Sein Umgang mit den KZ-Insassen wurde fortan noch 
radikaler. Bitten des Internationalen Komitees vom Roten Kreuz, die 
Konzentrationslager den Befreiern zu übergeben, lehnte er rundweg 
ab. Insassen aus Buchenwald ließ er zu Zehntausenden unter kata-
strophalen Verhältnissen nach Dachau und Flossenbürg in Marsch 
setzen. Mehr als die Hälfte von ihnen brach unterwegs erschöpft zu-
sammen, verhungerte oder wurde erschossen. Etwa 2.000 kamen in 
Transportwaggons zusammengepfercht in Dachau an. Dort blieb der 
Zug im Durcheinander der Lageraufl ösung auf einem Gleis unbeach-
tet stehen; die Amerikaner entdeckten später die Toten.27 In Dachau 

24 Zu Himmlers Geiselpolitik vgl. Alexandra Wenck, Zwischen Menschenhandel 
und »Endlösung«: Das Konzentrationslager Bergen-Belsen, Paderborn u.a. 2000.

25 Vgl. Sune Persson, Åke Svenson u.a., Rettung im letzten Augenblick. Die Weißen 
Busse. Folke Bernadotte und die Befreiung Tausender KZ-Häftlinge durch die 
Aktion »Weiße Busse«, Berlin 2011.

26 Vgl. Norbert Frei, »›Wir waren blind, ungläubig und langsam‹. Buchenwald, 
Dachau und die amerikanischen Medien im Frühjahr 1945«, in: Vierteljahrshefte 
für Zeitgeschichte, Jg. 35 (1987), H. 3, S. 385–401.

27 Vgl. Jürgen Zarusky, »That is not the American Way of Fighting. Die Erschie-
ßung gefangener SS-Leute bei der Befreiung des KZ Dachau«, in: Dachauer 
Hefte. Studien und Dokumente zur Geschichte der nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager, Jg. 13 (1997), H. 13, S. 27–55. 

und Flossenbürg ging Mitte April 1945 Himmlers fernschriftlicher 
Befehl ein, die Lager seien aufzulösen. Ein Zusatz lautete, dass kein 
Häftling lebend in die Hände der Alliierten fallen dürfe.28

Ende April 1945 bestanden noch die Konzentrationslager Flos-
senbürg, Dachau, Mauthausen, Sachsenhausen, Ravensbrück und 
Neuengamme. Überall setzten Todesmärsche ein. Zurück ließ die 
SS nur einige wenige kranke und sterbende KZ-Insassen. Zwei 
Marschrouten zeichneten sich ab: die Südroute mit der sogenannten 
Alpenfestung; dorthin wurden die Häftlingskolonnen aus Dachau 
und Flossenbürg geschickt. Auf die Nordroute gingen die Häftlin-
ge aus Sachsenhausen, Ravensbrück und Neuengamme, sie führte 
über Mecklenburg nach Schleswig-Holstein zur »Festung Nord«.29 
Die gleichen Wege wählten auch hohe SS-Funktionäre, um sich in 
Sicherheit zu bringen: Himmler, Höß und viele andere, darunter 
ein Großteil des Personals des Reichssicherheitshauptamtes, nah-
men die Nordroute. Oswald Pohl und seine Mitarbeiter aus dem 
SS-Wirtschafts-Verwaltungshauptamt brachen mit ihren Familien 
über Dachau nach Süden in Richtung »Alpenfestung« auf. Die »Al-
penfestung« spielte in der nationalsozialistischen Propaganda eine 
bedeutende Rolle. Gemeint war damit der Bau einer gigantischen 
Festungsanlage zwischen Bayern, Oberitalien, der Schweiz und 
Oberösterreich. Ein Rückzugsrevier für die NS-Führung sollte ent-
stehen, eine uneinnehmbare Trutzburg im »Endkampf«, mit unterir-
dischen Produktionsanlagen, Unterkünften, Waffen- und Lebensmit-
teldepots. Die in Marsch gesetzten KZ-Häftlinge hatten vermutlich 
die Aufgabe, sie aufzubauen. Jedoch blieb die »Alpenfestung« bis 
zum Ende ein Phantom. Ob für die »Festung Nord« ähnliche Pläne 
bestanden, ob überhaupt ein Ort dafür bestimmt worden war, lässt 
sich nicht feststellen; unklar ist auch, zu welchem Zweck die Häft-
linge dorthin getriebenen wurden. 

In der Agonie des »Dritten Reiches« verloren auch Zivilisten 
jede Hemmmung im Umgang mit Menschenleben, was die Vorgänge 
in Mauthausen exemplarisch zeigen. Aus dem KZ waren Anfang 
Februar 1945 rund 400 sowjetische Häftlinge gefl ohen. Volkssturm 
und Hitlerjugend machten sich zusammen mit der SS daran, die 
Fliehenden zu verfolgen. Bestialisch wurden sie ermordet, nur et-
wa ein Dutzend von ihnen überlebte das Massaker, zeitgenössisch 
»Mühlviertler Hasenjagd« genannt. Ähnliche Vorgänge sind auch 
aus anderen Orten des Deutschen Reiches überliefert, beispielsweise 
das »Zebra-Schießen« in Celle, so bezeichnet wegen der gestreiften 
Kleidung der Häftlinge.30

28 Vgl. Stanislav Zámečník, »›Kein Häftling darf lebend in die Hände des Feindes 
fallen‹. Zur Existenz des Himmler-Befehls vom 14./18.April 1945«, in: Dachauer 
Hefte. Studien und Dokumente zur Geschichte der nationalsozialistischen 
Konzentrationslager, Jg. 1 (1985), H. 1, S. 219–231.

29 Vgl. Orth, System, S. 303–336.
30 Vgl. Matthias Kaltenbrunner, Flucht aus dem Todesblock. Der Massenausbruch 

sowjetischer Offi ziere aus dem Block 20 des KZ Mauthausen und die 

Reaktionen der Alliierten

Die Alliierten verhehlten ihr blankes Entsetzen nicht: In Radiosen-
dungen, Bildreportagen und Filmen machten sie die Schrecken der 
Konzentrationslager weltweit bekannt. Die Verbrechen waren ent-
scheidend für ihre Überlegungen, wie mit den besiegten Deutschen 
umzugehen sei. Die zivile deutsche Bevölkerung, die ein solches 
Inferno in ihrer unmittelbaren Umgebung geduldet hatte, wurde 
mitverantwortlich für das Geschehen gemacht. In Weimar, Dachau 
und anderswo zwangen die Befreier örtliche Zivilisten dazu, die 
Leichenberge anzuschauen, um sich der Verbrechen in den Lagern 
bewusst zu werden. In Dachau zog der Psychological Warfare Branch 
der US-Army im Mai 1945 den bitteren Schlus, es gebe dort wohl 
»niemanden, der nicht das Gefühl hatte, daß am Rande seiner Stadt 
etwas faul, fürchterlich faul war«.31

In den USA war eine klare Vorstellung vom NS-Unrechtsre-
gime kaum vorhanden gewesen. Amerikanische Medien hatten dem 
nationalsozialistischen Umgang mit Regimegegnern verhältnismä-
ßig wenig Aufmerksamkeit geschenkt. Überhaupt blieben politische 
Nachrichten aus Deutschland dort rar. Genaue Beschreibungen des 
Verfolgungssystems gelangten eher zufällig in die US-Presse, etwa 
durch ehemalige polnische KZ-Häftlinge, die emigrieren konnten. 
Nicht selten wurden Nachrichten über systematische Tötungen auch 
heruntergespielt, was zumal an Vorbehalten gegenüber Darstellun-
gen lag, die schier unfassbar erschienen. Durch Gerhart Riegner, 
einem Vertreter des World Jewish Congress in Genf, der durch 
Verbindungsleute in Breslau sichere Informationen über Auschwitz 
erhalten hatte, wurden Amerikaner und Briten im August 1942 
per Telegramm alarmiert. Riegner warnte davor, dass alle Juden 
aus den deutsch besetzten und kontrollierten Ländern im Lager 
Auschwitz konzentriert und ausgerottet werden sollten. »Methoden, 
einschließlich Blausäure in Diskussion«, schrieb er. Die Alliierten 
schenkten seinem Telegramm allerdings keinen Glauben. Auch 
direkt aus dem Lager gelangten Berichte über die systematischen 
Morde an die Öffentlichkeit. Sie beruhten auf den Schilderungen 
von Alfred Wetzler und Rudolf Vrba (d.i. Walter Rosenberg), zwei 
jüdischen Häftlingen aus der Slowakei, denen im April 1944 mit 
Hilfe der lagerinternen Widerstandsbewegung die Flucht in ihre 

»Mühlviertler Hasenjagd«. Hintergründe, Folgen, Aufarbeitung, Innsbruck 2012; 
Bertram Mijndert, April 1945. Der Luftangriff auf Celle und das Schicksal der 
KZ-Häftlinge aus Drütte, Celle 1989; ders., »Bombenhagel und ›Hasenjagd‹. Die 
Häftlingstransporte von Holzen nach Bergen-Belsen«, in: Detlef Creydt, August 
Meyer (Hrsg.), Zwangsarbeit für die »Wunderwaffen« in Südniedersachsen 
1943–1945, Braunschweig 1993, S. 226–230

31 Vgl. Sybille Steinbacher, Dachau. Die Stadt und das Konzentrationslager in der 
NS-Zeit. Die Untersuchung einer Nachbarschaft, Frankfurt am Main u.a. 1994, 
2. Aufl . (zuerst 1993), S. 213–216.

Heimat gelungen war.32 Ihr Bericht wurde über Ungarn und die 
Schweiz an den Jüdischen Weltkongress geleitet, was kompliziert 
war und lange dauerte. Kurzversionen davon gelangten an alliierte 
Stellen, bald auch in das neutrale Schweden und den Vatikan. Die 
BBC sendete einige Details daraus, die Schweizer Presse veröffent-
lichte Artikel, ebenso amerikanische Zeitungen und Radiostationen. 
Überhaupt häuften sich Mitte 1944 Schreckensnachrichten über 
Auschwitz. Die Alliierten gingen gegen die Massenvernichtung al-
lerdings nicht vor. Die Tötungsanlagen im Lagerkomplex Auschwitz 
wurden auch dann nicht bombardiert, als die kriegsstrategischen und 
waffentechnischen Voraussetzungen dafür bestanden und Luftauf-
nahmen vom Gelände vorlagen. Das US-Kriegsministerium lehnte 
eine Operation ab, weil das Lager nicht als militärisches Objekt galt. 
Außerdem sei ein Angriff nicht durchführbar, so die Briten, weil 
dafür Luftstreitkräfte fehlten.33 Während die synthetischen Ölraffi ne-
rien in der Umgebung bombardiert wurden und die IG-Farben-Werke 
zwischen August 1944 und Januar 1945 wiederholt Ziel alliierter 
Angriffe waren, blieben Gaskammern und Schienenwege nach Bir-
kenau bis zum Schluss unversehrt, was zeigt: Politische Wirkung 
besaßen die Nachrichten über Auschwitz nicht.

Noch wenige Tage, bevor die Befreier kamen, trafen Bomben 
das Lager Monowitz. Von den nächtlichen Explosionen schreibt 
Primo Levi: »Man hörte Fensterscheiben bersten, die Baracke 
schwankte, der Löffel, den ich in eine Fuge der Holzwand gesteckt 
hatte, fi el zu Boden.«34 Zwei Baracken brannten im Nu ab; sie waren 
leer gewesen. Aus einer anderen, vom Feuer bedrohten, drängten die 
kranken Insassen heraus und begehrten Einlass in Levis Unterkunft, 
wo jedoch kein Platz mehr war. »Wir mußten die Tür verrammeln. 
So schleppten sie sich anderswohin, von den Flammen beleuchtet, 
barfuß im schmelzenden Schnee. Viele zogen die aufgegangenen 
Verbände hinter sich her.«35 Dies war in der Nacht, als das elekt-
rische Licht ausfi el, wohl eine Stunde vor Mitternacht. Uhren gab 
es nicht.

32 Rudolf Vrba, »Die mißachtete Warnung. Betrachtungen über den Auschwitz-
Bericht von 1944«, in: Vierteljahrshefte für Zeitgeschichte, Jg. 44 (1996), H. 1, 
S. 1–24.

33 Vgl. Martin Gilbert, Auschwitz und die Alliierten, München 1982 (engl. 
Erstveröffentlichung 1981).

34 Levi, »Geschichte von zehn Tagen«, S. 187.
35 Ebd., S. 188.
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I. Einleitung

Die Forschung zu Grundlagen und Ent-
wicklung des nationalsozialistischen Völ-

kermords steht vor nicht geringen Schwierigkeiten, wenn es um 
die Analyse und Erklärung seiner Endphase geht. Der gewalttätige 
Ausbruch des Mordens in den letzten Monaten des Krieges, als 
hunderttausende Lagerhäftlinge aus tausenden Konzentrations- und 
anderen Haft- und Zwangsarbeitslagern entlang der Rückzugswege 
des zusammenbrechenden Reiches evakuiert wurden, lässt in seiner 
Konfusion viele Fragen offen. Nach den Akten der Nazis litten im 
Januar 1945 714.000 Häftlinge im Netzwerk der Konzentrations-
lager. In dieser Zahl nicht enthalten ist allerdings die unbekannte 
Anzahl von Häftlingen und Zwangsarbeitern in anderen Teilen des 
nationalsozialistischen Unterdrückungssystems, also Arbeiter in 
Privatunternehmen, Kriegsgefangene und andere Häftlinge in La-
gern außerhalb des KZ-Systems. Die Bewohner dieses Universums 
waren über hunderte großer und kleiner Lager verstreut, die das 
zusammenbrechende Nazireich vom Rhein im Westen bis zu den 
Ufern der Weichsel im Osten, von den Küsten der Ostsee im Norden 
bis zur Donau im Süden überzogen. Zu ihnen gehörten Angehörige 
fast aller europäischen Völker, und die Gründe für ihre Lagerhaft 
waren vielfältig: rassisch, politisch, religiös oder sozial. Rund vier 
Monate später, als die Wirren des Krieges in Europa endeten und 
das Dritte Reich von der Bühne der Geschichte verschwunden war, 
waren mindestens 250.000 von ihnen nicht mehr am Leben, und viele 
weitere starben kurz nach der Befreiung wegen ihres erbärmlichen 
körperlichen Zustands. Die Endphase des Krieges war entsetzlich 
mörderisch, selbst gemessen an den grauenhaften Maßstäben des 
nationalsozialistischen Völkermords.

In den letzten Kriegsmonaten war dieser Völkermord eine 
öffentlich bekannte Tatsache. Trotzdem beschäftigte sich die briti-
sche und amerikanische Presse in dieser Zeit kaum mit den Konzent-
rationslagern, geschweige denn mit der Evakuierung und Ermordung 

der Häftlinge. Wenn überhaupt, wurde die Evakuierung der Häftlinge 
aus den deutschen Lagern im Osten von den Medien im Kontext der 
alliierten Kriegsgefangenen erwähnt, deren Schicksal ein weitaus 
größeres Interesse hervorrief als das der Insassen der Konzentra-
tionslager.1

Erst im April 1945 wurde häufi ger über die Ereignisse in den 
Konzentrationslagern vor der Befreiung berichtet, vor allem nach-
dem die amerikanischen Streitkräfte die Lager erreicht und die Gräu-
el entdeckt hatten, die der Evakuierung vorangegangen waren. Ihre 
Begegnung mit den Bergen erschossener, verbrannter und zusam-
mengekrümmter Leichen und den lebenden Skeletten, die dem Tod 
entgangen waren, elektrisierten die Medien und davon ausgehend die 
öffentliche Meinung.2 Aus diesen Berichten ergaben sich allerdings 
nicht unbedingt spezielle Einsichten in die Zeit der Todesmärsche; 
die Presse benutzte diesen Begriff überhaupt nicht. Die Aufdeckung 
des Grauens, die zum Teil auf den Zeugnissen befreiter Häftlinge 
basierte, führte dazu, dass die öffentliche Meinung im Westen We-
sen und Gesicht des Nationalsozialismus wahrnahm, leistete aber 
kaum einen Beitrag zum Verständnis jenes nationalsozialistischen 
Völkermords, der in den letzten Kriegsmonaten stattfand.

Auch bei den Nürnberger Prozessen sorgten die Hinweise auf die 
letzten Kriegsmonate und die Evakuierungen nicht für ein besseres 
Verständnis der Zeit der Todesmärsche und des Charakters der dabei 
begangenen Morde. Die Evakuierung der Konzentrationslager kam 
vor allem im Prozess gegen Ernst Kaltenbrunner zur Sprache, dem 
Nachfolger Heydrichs als Leiter des Reichssicherheitshauptamts 
(RSHA), wobei der Fokus der juristischen Auseinandersetzung al-
lerdings auf dem Verwaltungs- und Befehlsaspekt lag. Das Gericht 
versuchte festzustellen, welche Beamte für die Befehle und Ent-
scheidungen in der Zeit der KZ-Evakuierungen verantwortlich waren 
und wer hinter dem teufl ischen Plan stand, die Häftlinge mehrerer 
Konzentrationslager vor dem Eintreffen der Armeen der Befreier 
durch Explosionen, Gift oder Luftangriffe zu ermorden. Auch 1946, 
als die Alliierten eine Reihe von Prozessen gegen Kriegsverbrecher 
aus dem KZ-System führten, wurden die Todesmärsche kaum als 
besondere Phase des Nazi-Völkermords behandelt. Wenn die Eva-
kuierungen überhaupt erwähnt wurden, dann nur insofern, als die 
Anklage die Verantwortlichen für die Entwicklung der chaotischen 
Situation zu ermitteln versuchte, die zum Tod tausender Lagerhäft-
linge geführt hatte. Dabei schoben die Angeklagten natürlich die 
Verantwortung ihren Vorgesetzten zu, vor allem wenn sich darunter 
ein Lagerkommandant befand.

1 Yehuda Bauer, »The Death Marches, January–May 1945«, in: Michael R. Marrus 
(Hrsg.), The Nazi Holocaust, Bd. 9: The End of the Holocaust, Westport 1989, 
S. 503–504.

2 Laurel Leff, Buried by the Times. The Holocaust and the American’s Most Impor-
tant Newspaper, New York 2005, S. 294–307.

Dass die Forschung über die Zeit der Todesmärsche in der 
Historiographie des nationalsozialistischen Völkermords einen so 
geringen Raum einnimmt, ist verblüffend angesichts des Reichtums 
an Zeugnissen der Überlebenden und anderem Archivmaterial, das 
man heranziehen konnte. Raul Hilberg widmet der Evakuierung 
nur wenige Seiten, überwiegend über die Räumung von Auschwitz, 
die im Herbst 1944 begann und im Januar 1945 mit dem Rückzug 
der Deutschen aus dem Lager und der Verteilung der Häftlinge auf 
verschiedene Konzentrationslager in Deutschland endete. Mit der 
Evakuierung und Zerstörung der großen Vernichtungszentren im 
Osten wurde auch der für die »Endlösung« typische Mordapparat 
aufgelöst; damit endete auch diese besondere Form des Völker-
mords.3 Die mörderischen Taten, um die es hier geht, können also 
nicht geradehin mit dem nationalsozialistischen Völkermord zu 
dessen Hochzeiten gleichgesetzt werden; sie weisen grundlegend 
andere Züge auf. Saul Friedländer widmet in seinem Buch über die 
Jahre der Vernichtung den letzten Monaten des Mordens nur wenige 
Seiten; er betont das Chaos, das in diesen Monaten herrschte, und 
erklärt den mörderischen Charakter der Evakuierung damit, dass für 
sie niemand vollständig verantwortlich gewesen sei.4 

Man kann Vermutungen darüber anstellen, wie es dazu kam, 
dass die Todesmärsche unter den generellen Bericht über den apoka-
lyptischen Zusammenbruch des Dritten Reiches subsumiert wurden. 
Verschiedene Monographien über die Geschichte des nationalso-
zialistischen Völkermords heben in der Darstellung dieser letzten 
Monate das Chaos als den wesentlichsten Faktor in der Erklärung 
der Ereignisse hervor. Die Vernichtungsstätten waren stillgelegt, die 
bis dahin bestehende Mordbürokratie hatte sich aufgelöst, und die 
wichtigsten Mitarbeiter des Sicherheitsdiensts (SD) und der Vernich-
tungslager – also alle, die hauptberufl ich damit zu tun hatten – waren 
in den Monaten dieses unorganisierten Mordens nicht mehr auf ih-
rem Posten. Jahrelang galten die Todesmärsche als charakteristische 
Ereignisse der Endphase des Dritten Reichs, als es in Gewalt, Feuer 
und Blut unterging.

Vor allem israelische Forscher folgten einem anderen Ansatz und 
versuchten, diese Endphasenmorde mit den Phasen der Endlösung 
vor 1944 zu verbinden.5 Den wohl umstrittensten Versuch, die To-
desmärsche im Kontext der Politik der Endlösung zu untersuchen, 
unternahm Mitte der 1990er Jahre Daniel Goldhagen. Sein erhellen-
des und kontroverses Buch, das den Todesmärschen zwei Kapitel 

3 Raul Hilberg, Die Vernichtung der europäischen Juden, Bd. II, Frankfurt am 
Main 1990, S. 1.046–1.047.

4 Saul Friedländer, Die Jahre der Vernichtung. Das Dritte Reich und die Juden 
1939–1945, München 2006, S. 678–680. 

5 Vgl. z.B. Livia Rotkirchen, »The ›Final Solution‹ in Its Last Stages«, in: Yad 
Vashem Studies, No. 8 (1970), S. 7–29; Shmuel Krakowski, »The Death Marches 
in the Period of the Evacuation of the Camps«, in: Marrus (Hrsg.), The Nazi Ho-
locaust, S. 476–490. 
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widmet, behandelt das Phänomen als einen Bestandteil all der Mord-
techniken, die die Nationalsozialisten bei der Implementierung ihrer 
Politik der Endlösung nutzten. Todesmärsche, so Goldhagen, seien 
seit der Besetzung Polens eine gebräuchliche Vernichtungstechnik 
gegen die Juden gewesen und in drei verschiedenen Perioden ein-
gesetzt worden.6

Da es sich aber bei den Lagerhäftlingen in diesen Monaten um 
eine sehr heterogene und komplexe Opfergruppe handelte, die in 
den letzten Kriegsjahren aufgrund besonderer Bedingungen und 
Entwicklungen entstanden war und in der die Juden nur eine, wenn 
auch große Untergruppe bildeten, kann man die Phase der Todes-
märsche weder allein als Ergebnis der ideologischen Infrastruktur, 
die zur Endlösung führte, noch aus der Historiographie der Konzen-
trationslager erklären. Obwohl die Opfer der Evakuierungen und 
der Todesmärsche KZ-Häftlinge waren, vollzogen sich diese Taten 
außerhalb des traditionellen Bereichs des Terrors, in dem sie gelebt 
hatten und gestorben waren. Was mit den evakuierten Häftlingen auf 
den Todesmärschen geschah, wie sie die neue Lage bewältigten und 
um ihr Überleben kämpften – das alles muss anders erzählt werden 
als das Leben der Häftlinge im Lager. Während die Population der 
Todesmärsche weiterhin aus KZ-Häftlingen und Wärtern bestand, 
veränderten sich sowohl der territoriale Ort der Gewalt als auch 
Wesen und Zielsetzungen des Terrors. Insofern sollten die Todes-
märsche vor allem als letzte Phase der Nazi-Völkermorde (Plural!) 
betrachtet werden, die in die Geschichte der Konzentrationslager 
verwoben ist. Dazu müssen wir die Entscheidungsprozesse bei den 
Morden, die Motive der Täter und die kollektive Identität der Opfer 
untersuchen.

II. Der gesellschaftliche und zeitliche Rahmen des Massakers

Die Evakuierung der Konzentrationslager und die Todesmärsche 
sind Teil des endgültigen Zusammenbruchs des Dritten Reichs und 
fanden unter Verhältnissen statt, die von Gewalt an der Heimatfront, 
der Zerstörung der nationalen Infrastruktur und Millionen von 
Toten auf dem Schlachtfeld und in der Zivilbevölkerung geprägt 
wurden.

Vom Herbst 1944 bis zum Kriegsende zerstörten die Bomben 
der Alliierten rund 12 Prozent der wirtschaftlichen Infrastruktur 
und rund ein Viertel aller Wohngebäude in Deutschland. Zwischen 
August 1944 und Ende Januar 1945 fi elen an den verschiedenen 
Fronten schätzungsweise 1,4 Millionen Soldaten.7 Über 10 Millionen 

6 Daniel Jonah Goldhagen, Hitlers willige Vollstrecker, Berlin 1996, Kap. 13 und 
14.

7 Rüdiger Overmans, Deutsche militärische Verluste im Zweiten Weltkrieg, 
München 1999, S. 239.

Flüchtlinge aus Ostpreußen, Schlesien und dem Balkan strömten in 
Deutschlands zerstörte Städte und Dörfer, und ihre Unterbringung 
und Ernährung brachte ungeheure Probleme mit sich.8 Deutschland 
zerfi el in einen Staat des Mangels, die Städte lagen in Trümmern, 
und unter der Leitung einer fanatischen Führung, die die Realität 
nicht mehr erkannte, vergoss das Land im hoffnungslosen Versuch 
zu überleben weiterhin sein Blut.

Das schwindende Vertrauen in den Sieg und die immer deut-
licheren Anzeichen, dass viele Deutsche die Führung für die Ka-
tastrophen verantwortlich machten, die über das Land gekommen 
waren, stellten für das Regime eine spürbare Bedrohung dar.9 Die 
schweren Bombenangriffe auf die Städte und der Mangel an geeig-
neten Schutzräumen trugen zur Vertrauenskrise und zur Entfremdung 
vom Regime bei. Berichte des SD zeigen, dass die Bevölkerung 
sowohl in den Städten als auch auf dem Land fürchtete, es könne 
bald keine für Menschen bewohnbaren Gebäude mehr geben.10 Das 
Misstrauen verstärkte sich im Winter 1944/45. Der Groll gegen die 
NSDAP, gegen die politischen Funktionäre und die Propaganda 
ließ sich nicht länger verbergen.11 Aber trotzdem hielt die deutsche 
Gesellschaft noch Monate durch, bis sie endlich kapitulierte.

Hans Mommsen bemerkte, es sei unmöglich gewesen, die Füh-
rungsebene des Regimes zur Annahme der Bedingungen der Alliier-
ten für eine Beendigung des Krieges zu bewegen, solange Hitler am 
Leben war. Goebbels Schlüsselrolle in der Führung nach dem Juli 
1944, die Einrichtung des Volkssturms wenige Monate später12 und 
die Ernennung der Gauleiter zu Reichsverteidigungskommissaren 
(RVK)13 stehen sinnbildlich dafür, in welche Richtung die national-
sozialistische Führung die deutsche Gesellschaft drängte. Die Partei 
kehrte zur Kampfzeit der frühen 1920er Jahre zurück. Die Schwäche 
der deutschen Gesellschaft und die militärischen Rückschläge, so 
hieß es, wurzelten darin, dass Bürokraten oder wenig überzeugte 
Militärs, denen die politische und militärische Führung nicht trauen 
konnte, die Macht übernommen hätten. Um die Kampffähigkeit der 

8 Klaus-Dietmar Henke, »Deutschland – Zweierlei Kriegsende«, in: Ulrich Her-
bert, Axel Schildt (Hrsg.), Kriegsende in Europa. Vom Beginn des deutschen 
Machtzerfalls bis zur Stabilisierung der Nachkriegsordnung 1944–1948, Essen 
1998, S. 339

9 Maris Steinert, Hitlerʼs War and the Germans, Athens 1977, S. 285.
10 Ian Kershaw, Popular Opinion and Political Dissent in the Third Reich: Bavaria 

1933–1945, Oxford 1983, S. 310–311.
11 Christoph Kleßmann, »Untergänge – Übergänge. Gesellschaftsgeschichtliche 

Brüche und Kontinuitätslinien vor und nach 1945«, in: ders. (Hrsg.), Nicht nur 
Hitlers Krieg. Der Zweite Weltkrieg und die Deutschen, Düsseldorf 1989, S. 85.

12 Vgl. David K. Yelton, Hitlerʼs Volkssturm: The Nazi Militia and the Fall of Ger-
many 1944–1945, Lawrence 2002; Burton Wright, Army of Despair: The German 
Volkssturm 1944–1945, Dissertation, Florida State University 1982; Klaus Mam-
mach, Der Volkssturm. Das letzte Aufgebot 1944/45, Köln 1981.

13 Vgl. Ian Kershaw, Das Ende. Kampf bis in den Untergang. NS-Deutschland 
1944/45, München 2002, S. 45.

Einsicht 

In der Isenschnibbener Feldscheune bei Gardelegen 
wurden am 13. April 1945 1.016 KZ-Häftlinge von 
der SS ermordet und anschließend verbrannt. Sie 
gehörten zum KZ Mittelbau-Dora (Buchenwald) 
und Hannover-Stöcken (Neuengamme). Einwohner 
von Gardelegen beerdigen unter amerikanischer 
Aufsicht die Toten in Massengräbern.
Fotos: bpk
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Nation und den Glauben an den Sieg wiederherzustellen, müsse 
die Partei alle Macht in den eigenen Händen konzentrieren. Nur sie 
sei in der Lage, die Situation umzukehren und den Willen und das 
Vertrauen der Massen zu mobilisieren. Der Zusammenbruch des 
Staatsapparats durch die Niederlagen an der Front, das Vorrücken 
der feindlichen Armeen und das sich überall ausbreitende Chaos 
ermöglichten es den radikalen Elementen in Partei, SS und Gestapo, 
sich des zerfallenden Regierungsapparats zu bemächtigen und mit 
seiner Hilfe die Massen für ihren Kampf zu mobilisieren. All das ent-
sprach ganz und gar dem tiefsitzenden Glauben Hitlers, man könne 
die Gesamtlage des Krieges durch Entschlossenheit, den Glauben an 
den Endsieg und die bedingungslose Bereitschaft, für die Ideologie 
zu sterben, für die die Partei stand, noch wenden.14 

Der Terror im Inland, begleitet von wilder Anarchie, beherrsch-
te das Alltagsleben in den Regionen, die von den Alliierten noch 
nicht überrannt worden waren, vor allem an der Westfront, und 
nahm zu Beginn des Frühjahrs weiter zu. Am 15. Februar 1945 
befahl Hitler allen Organen des Regimes, vor allem SS, Polizei und 
Partei, harte Maßnahmen gegen jeden zu ergreifen, der Deutsch-
lands Kampfkraft zersetze: Wer sich dem Wehrdienst zu entzie-
hen versuchte, die Kampfmoral untergrub oder den Wunsch nach 
Kapitulation äußerte, sei zu liquidieren. Parteimitglieder gingen 
unbarmherzig gegen Befehlshaber des Volkssturms in Kleinstäd-
ten vor, die sich weigerten, den Kampf fortzusetzen, weil sie die 
völlige Zerstörung ihres Ortes durch alliierte Bombardements nicht 
riskieren wollten.15 In Franken starben im Frühjahr 1945 auf die-
se Weise tausende Deutsche. An verschiedenen Orten, vor allem 
an der Westfront, beschossen Soldaten oder Polizisten die Häuser 
von Zivilisten, die in Erwartung der Ankunft der amerikanischen 
Truppen weiße Fahnen aufgehängt hatten. Auf dem Land jagte und 
verhaftete die Gestapo Personen, die verdächtigt wurden, gegen die 
Rassengesetze zu verstoßen, weil sie auf ihren Höfen Zwangsar-
beiter versteckten. Dieser brutale Terror verstärkte das Klima von 
Gewalt, Aufl ösung und Verzweifl ung, unter dem viele Zivilisten 
litten. Radikale Elemente unter den fanatischen Anhängern des Re-
gimes, verzweifelte Soldaten, die desertiert oder von ihren Einheiten 
abgeschnitten waren, Banden aus gefl ohenen Zwangsarbeitern und 
Kriminelle raubten und plünderten.16 Die deutsche Gesellschaft, 

14 Hans Mommsen, »The Dissolution of the Third Reich: Crisis Management and 
Collapse, 1943–1945«, in: Bulletin of the German Historical Institute, No. 27 
(Autumn 2000), S. 9–23

15 Robert Gellately, Hingeschaut und Weggesehen. Hitler und sein Volk, München 
2002, S. 320.

16 Für eine Beschreibung und Analyse des breiten inneren Terrors in Deutschland zu 
der Zeit vgl. Kershaw, Das Ende, S. 299–348, sowie Stephan G. Fritz, Endkampf: 
Soldiers, Civilians, and the Death of the Third Reich, Lexington 2004, S. 1–29; 
Michael Burleigh, Die Zeit des Nationalsozialismus, Frankfurt am Main 2000, 
S. 879–892.

hin- und hergerissen zwischen dem Wunsch, den unaufhörlichen 
schweren Bombardierungen der Alliierten zu entkommen, und der 
Angst vor dem langen Arm der Partei versank in einem Meer von 
Gewalt, Zusammenbruch und Fatalismus.17

Das alles führte dazu, dass die Menschen den Kopf einzogen und 
ihre Familien und Verwandten nach Kräften zu schützen versuch-
ten. Viele verloren jedes Interesse an Staat und Gesellschaft. Nicht 
wenige Deutsche fürchteten, zu unfreiwilligen Opfern geworden zu 
sein. Die Wirtschaft war praktisch zum Erliegen gekommen; nie-
mand wollte über das Minimum hinaus arbeiten, das für die eigene 
Ernährung und die der Familie unabdingbar war. Die Abkopplung 
des Einzelnen vom System war vollkommen. Man kämpfte täglich 
ums Überleben und klammerte sich ans Leben, um den Albtraum 
bis zum Kriegsende zu überstehen.18

Das war die Situation, in der die deutsche Gesellschaft mit den 
Lagerhäftlingen in den Evakuierungskonvois in Kontakt kam. Man 
darf nicht vergessen, dass KZ-Häftlinge 1945 für die deutsche Ge-
sellschaft kein befremdlicher oder neuer Anblick waren. Bereits in 
der zweiten Jahreshälfte 1942, als viele Neben- und Außenlager 
eingerichtet wurden, arbeiteten Häftlinge in Städten oder ihrer Um-
gebung. Nach dem Beginn der schweren alliierten Bombenangriffe 
1943 wurden viele von ihnen zur Räumung der Trümmer eingesetzt. 
Zu ihren Aufgaben gehörte auch die Entschärfung von Blindgän-
gern, eine gefährliche Arbeit, bei der tausende Häftlinge getötet 
oder schwer verletzt wurden; so dienten sie der Zivilbevölkerung 
gleichsam als Kanonenfutter. Außerdem holten sie die Leichen deut-
scher Zivilisten, die bei Luftangriffen getötet worden waren, aus den 
Ruinen ihrer Häuser. Das musste schnell geschehen, um Epidemien 
zu verhindern. Dieser Einsatz war besonders in den westdeutschen 
Städten üblich, die im Sommer 1943 von den Alliierten bombardiert 
wurden.19

Die Historiker, die die deutsche Gesellschaft in den letzten 
Stadien des Krieges erforschten und dabei auch auf das Thema 
der Lagerhäftlinge stießen, konzentrierten sich selten auf die Be-
gegnung der deutschen Bevölkerung mit den Häftlingen auf den 
Todesmärschen in den letzten Woche der Kämpfe. Robert Gella-
tely geht davon aus, dass die seit 1943 übliche Anwesenheit von 
Häftlingen in deutschen Städten und Dörfern die Atmosphäre dort 
völlig verändert hatte. In manchen Orten machten die Häftlinge jetzt 
zehn oder mehr Prozent der Bevölkerung aus. Der Terrorapparat, 

17 Robert Gellately, The Gestapo and the German Society: Enforcing Racial Policy 
1933–1945, Oxford 1990, S. 246–247.

18 Kleßmann, »Untergänge – Übergänge«, S. 342–343.
19 Gellately, Hingeschaut und Weggesehen, S. 294; Karola Fings, »Slaves for the 

›Home Front‹: War Society and Concentration Camps«, in: Jörg Echternkamp 
(Hrsg.), Germany and the Second World War, Bd. IX/I, German Wartime Society 
1939–1945: Politicization, Disintegration, and the Struggle for Survival, New 
York 2008, S. 246–247.

der Deutschland beherrschte, lag nicht mehr ausschließlich in 
den Händen der Gestapo; Angehörige der SS und andere für die 
Bewachung und Versorgung der Häftlinge Verantwortliche wa-
ren nun auch Teil davon. Die Brutalität, die Exekutionen und die 
zügellose Gewalt gegen Häftlinge, die in den Lagern in Osteu-
ropa seit langem die Regel gewesen war – das alles drang jetzt 
ins Zentrum von Deutschland vor und wurde vor der deutschen 
Bevölkerung in den Straßen und Fabriken keineswegs verborgen. 
Gellately hält es allerdings für unmöglich, genau zu bestimmen, 
was die Deutschen über die Lagerhäftlinge dachten. Dass die Men-
schen wirklich davon überzeugt waren, alle Häftlinge seien jene 
gefährlichen Elemente, Kriminellen und Volksfeinde gewesen, 
als die sie die Nazi-Propaganda darzustellen versuchte und die zu 
Recht eingesperrt und von der Gesellschaft isoliert werden muss-
ten, ist schwer vorstellbar. Trotzdem klammerten sich viele beim 
Anblick der verhungerten und erschöpften Häftlinge in den Stra-
ßen an solche Erklärungen: Es musste sich einfach um Kriminelle 
handeln, um Homosexuelle, Kommunisten, Gewalttäter und ande-
re Unerwünschte. Sogar das erbärmliche Aussehen der Häftlinge 
wurde von denjenigen, die glauben wollten, diese seien »Unter-
menschen«, als eine Bestätigung ihrer Überzeugung angesehen.20

Karola Fings meint, dass die Gleichgültigkeit gegenüber dem 
Schicksal der Häftlinge ein Begleitaspekt des Zusammenbruchs 
der Struktur der deutschen Gesellschaft war, der schon vor den letz-
ten Kriegsmonaten begonnen hatte. Die Menschen waren täglich 
mit Zerstörung, Gewalt und Tod konfrontiert und mussten immer 
wieder neue Überlebensstrategien ersinnen. In der Vorstellung der 
lokalen Bevölkerung verschmolzen Kriegs- und Heimatfront. Die 
Luftangriffe machten aus der »Herrenrasse« leidende Opfer, die 
sich in Selbstmitleid ergingen, wie ein SD-Bericht feststellt.21 Aber 
hat das die Einstellung der Bevölkerung zu den Häftlingen in den 
Konvois beeinfl usst?

Viele Aussagen von Gefangenen werfen ein Licht auf diese Zu-
sammenhänge. Die Häftlinge hielten es für selbstverständlich, dass 
die deutsche und österreichische Zivilbevölkerung ihnen feindlich 
gesinnt war. Für sie war Flucht unvorstellbar. Sie kannten sich in 
Deutschland nicht aus und wussten nicht, wohin sie hätten fl iehen 
sollen. Aber mehr als alles andere fürchteten sie, von der örtli-
chen Bevölkerung keine Hilfe zu bekommen. Nach allgemeiner 
Überzeugung bot eine Flucht nicht die leiseste Überlebenschance. 
Man darf nicht vergessen, dass zwischen 90 und 95 Prozent aller 
Häftlinge, die noch vor Beginn der Evakuierung aus dem Lager ge-
fl ohen waren, innerhalb einer Woche wieder gefangen wurden. Hilfe 
der Zivilbevölkerung für entfl ohene Häftlinge oder Kriegsgefangene 

20 Gellately, Hingeschaut und Weggesehen, S. 304 f. 
21 Fings, »Slaves for the ›Home Front‹«, S. 269–271.

war ein praktisch unerhörtes Phänomen.22 Für Fings lässt sich dies 
nicht nur mit der moralischen Apathie der deutschen Bevölkerung 
erklären, die durch die Belastung durch die Luftangriffe und das 
Terrorregime der fanatischen Parteigenossen in den letzten Sta-
dien des Krieges entstanden war. Sie hebt stattdessen den brei-
ten Konsens der deutschen Gesellschaft im Krieg hervor, die die 
Konzentrationslager als Lebensform akzeptierte, isoliert von der 
»Volksgemeinschaft«, aber essentiell notwendig. Im Altreich war 
Hilfe für Lagerhäftlinge ein extremes Randphänomen. Während des 
Krieges stand die große Mehrheit der deutschen Gesellschaft dem 
Schicksal der Häftlinge völlig gleichgültig gegenüber und stellte 
sich damit auf die Seite der Mörder.23 Im von Gewalt und Terror 
geprägten Frühjahr 1945 verwandelte sich diese Gleichgültigkeit in 
die aktive Kollaboration tausender Zivilisten beim Aufspüren und 
Ermorden der Gefangenen.24

Ian Kershaw zeichnet ein komplexes Bild der Einstellungen 
der deutschen Gesellschaft zu den KZ-Häftlingen in den letzten 
Phasen des Zusammenbruchs des Reichs. Er war auch der Erste, 
der das Phänomen in einem breiteren politischen und militäri-
schen Kontext dieser Monate untersuchte. Seiner Meinung nach 
waren die Motive der Lakaien aus Himmlers SS und der Führer 
des IKL, die die Todesmärsche initiierten, weitgehend irrational. 
Er erkennt darin weder Logik noch Vernunft, abgesehen von dem 
Ziel, den »Feinden des Reiches« weiteres Leid zuzufügen und sie 
zu töten: »Im zunehmenden Chaos der letzten Wochen zeigten 
die Todesmärsche, dass das Regime, als es sich am Rand seiner 
Aufl ösung befand, nur noch wild um sich schlug, dabei aber seine 
mörderische Vernichtungskapazität bis zum Schluss behielt.«25 
Er kommt zu dem Ergebnis, die meisten Deutschen hätten be-
schlossen, angesichts der Ermordung tausender Häftlinge bei den 
Evakuierungsmärschen passiv zu bleiben. Sie hätten sich weder 
an den Morden beteiligt noch versucht, sie zu verhindern. Vor 
allem hätten diese Zuschauer die gewaltsamen Reaktionen der 
Wachmannschaften und des Begleitpersonals auf Versuche, den 
Gefangenen auf ihrem Weg durch verschiedene Städte und Dörfer 
Lebensmittel zu geben, geschweige denn das Risiko, sie zu ver-
stecken, gefürchtet. Angesichts des bevorstehenden Kriegsendes 
war eine mögliche schwere Bestrafung das letzte, was deutsche 
Bürger auf sich nehmen wollten, ganz gewiss nicht um der Hilfe 
für Lagerhäftlinge willen, von denen sie glaubten, sie seien schul-
dig und verdienten ihr Schicksal, ob sie nun etwas Böses getan 

22 Fings, »Slaves for the ›Home Front‹«, S. 273; Daniel Blatman, Die Todesmärsche 
1944/55. Das letzte Kapitel des nationalsozialistischen Massenmords, Reinbek 
2011, S. 706–714

23 Fings, »Slaves for the ›Home Front‹«, S. 284.
24 Blatman, Die Todesmärsche 1944/55, S. 609–672.
25 Kershaw, Das Ende, S. 456.



4746 Einsicht 13  Frühjahr 2015Einsicht 

hatten oder nicht. Diese Passivität ermöglichte die Fortsetzung des 
Tötens, bis die Angehörigen der Wachmannschaften schließlich 
selbst davonliefen, weil sie fürchteten, vom Feind und von den von 
den Besatzungsarmeen befreiten überlebenden Häftlingen festge-
nommen zu werden.26 Es gibt jedoch viele Beispiele dafür, dass 
deutsche Zivilisten es nicht bei mitfühlender Passivität beließen. 
Nicht wenige überschritten die Grenze zwischen Passivität und 
aktiver Beteiligung an den Morden.

III. Die ideologische Komponente

Ein rassistischer, ideologiebasierter Konsens und die Entmenschli-
chung der Häftlinge charakterisierte die Haltung auffallend großer 
Teile der deutschen Gesellschaft zu den Gefangenen. Für diese Ein-
stellung zu den Opfern der Todesmärsche gibt es zahllose Beispiele. 
Im polnischen Stary Jaromierz etwa wurden am 25. Januar 1945 rund 
40 weibliche jüdische Häftlinge, die aus einem Arbeitslager in Nie-
derschlesien evakuiert worden waren, brutal ermordet. Die offensicht-
lich besonders schwachen und erschöpften Frauen wurden in einen 
Wald in der Nähe der Stadt geführt, brutal von den Transportkarren 
gezerrt, von den schon älteren Wachmännern an den Haaren zu nahen 
Gräben geschleift und durch Genickschüsse getötet. Ein polnischer 
Bauer, der eine der Karren in den Wald fahren musste, hörte, wie die 
Mörder die Stücke zählten, die sie bereits erledigt hatten.27

Alfred Jespen war für einen Evakuierungstransport von Häft-
lingen aus dem Lager Wilhelmshaven verantwortlich, einem Au-
ßenlager von Neuengamme. Dabei kamen etwa 200 Häftlinge um, 
entweder durch Luftangriffe der Alliierten oder durch die Kugeln der 
Wachmannposten. Bei seinem Prozess nach dem Krieg sagte Jespen 
aus, die auf seinem Transport von ihm oder auf seinen Befehl bei 
einem großen Massaker in Lüneburg ermordeten Menschen seien 
ja sowieso schon halb tot gewesen.28 Ludwig Krenn, der Leiter der 
Volkssturmeinheit, deren Mitglieder jüdische Häftlinge bei Eisenerz 
ermordeten, feuerte seine Einheit einen Tag vor dem Morden mit 
den Worten an: »Diese Schweine und Hunde verdienen den Tod, 
alle.«29 Bei der Jagd auf gefl üchtete Häftlinge schrieben die Mörder 
ihrer Beute eine Identität als Ratten oder Kaninchen zu.30 In ihren 

26 Ebd., S. 460 f.
27 Aussage von Florjan Drzymała, 20. Dezember 1967, und Interview mit ihm, 

4. August 1999, United States Holocaust Memorial Museum Archives (USHM-
MA), 2000.311.

28 Kriegsverbrechen in Lüneburg. Das Massengrab im Tiergarten, hrsg. v. d. Ge-
schichtswerkstatt Lüneburg, Lüneburg 2000; Aussage von Gustav Alfred Jespen, 
18. August 1946, The National Archives, Kiew (TNA), WO, 235/229.

29 Aussage von Anna Feda, 28. Januar 1946, TNA, FO, 1020/2056.
30 Beispiele sind die Verfolgung gefl ohener Häftlinge aus Mauthausen im Februar 

1945 und die Jagd auf menschliche Beute in der Umgebung von Gardelegen im 

Aussagen beschreiben die Überlebenden ihre Behandlung durch 
die Wachmannschaften wiederholt mit dem Bild des Umgangs mit 
wilden, gefährlichen Hunden, die man ausrotten muss.31

Das Ausmaß des Mordens lässt sich nur erklären, wenn man 
berücksichtigt, was für ein Bild sich die Mörder vom Kollektiv ihrer 
Opfer gemacht haben. Die Opfer hatten eine defi nitive, kategorische 
Identität als »Andere« im Gegensatz zu »uns«. Diese Dichotomie be-
saß ein festes ideologisches Fundament, auf dem sich die Motivation 
für das Morden aufbauen ließ.32 Die Häftlinge der Konzentrationsla-
ger waren seit Anbeginn der Nazizeit kategorisch »die Anderen«. Im 
Lauf der Jahre verstärkte sich eine Metaphorik, in der die Häftlinge 
als bedrohliche, gewalttätige, kriminelle und gefährliche Gruppe 
erschienen. Mitte 1942, als dieser »Mob aus dem Osten« die Lager 
erreichte, waren diese Einrichtungen zu tickenden Zeitbomben ge-
worden, nur einen Steinwurf entfernt von den ruhigen Wohnungen 
der Zivilbevölkerung. Als dann ab der zweiten Jahreshälfte 1943 die 
vielen Außenlager Teil der Landschaft wurden, in der die deutsche 
Zivilbevölkerung lebte, schien die Gefahr noch bedrohlicher. 

In den Augen der Mörder waren die Opfer absolut anonym. 
Bei Massakern im Rahmen eines Völkermords sind die Opfer für 
die Mörder praktisch immer ein Kollektiv, dem jedes individuelle 
menschliche Merkmal fehlt. Eine hilfl ose Gruppe von Menschen 
wird von einer anderen ermordet, die die Macht und die Mittel dazu 
besitzt und das Massaker ohne die geringste Gefahr für sich selbst 
durchführt. Eine Seite handelt, die andere, die der Opfer, kann we-
der fl iehen noch Widerstand leisten. Die Tat richtet sich gegen eine 
spezifi sche Gruppe von Menschen, die den Mördern quasi mit er-
hobenen Händen gegenübertritt. Sie endet, wenn die letzten Opfer 
tot sind, der mörderische Furor der Täter vergangen ist oder sie von 
anderen, Mächtigeren gestört werden.33 Auf diese Weise endeten 
zahllose Massaker im letzten Kapitel des nationalsozialistischen 
Völkermords: Die letzten Gefangenen waren ermordet, die Moti-
vation der Mörder, die zur Tat führte, schwand oder die alliierten 
Streitkräfte waren zu nahe, als dass das Schlachten hätte zu Ende 
gebracht werden können. Wegen der Diversität der Mörder, die ganz 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen angehörten und im 
Rahmen vielfältiger Organisationen und Einheiten operierten, kann 

April desselben Jahres: Michel Fabréguet, »Entwicklung und Veränderung der 
Funktionen des Konzentrationslagers Mauthausen 1938–1945«, in: Ulrich Her-
bertz, Karin Orth, Christoph Dieckmann (Hrsg.), Die nationalsozialistischen 
Konzentrationslager. Entwicklung und Struktur, Bd. I, Göttingen 1998, S. 210; 
Tage im April. Ein Lesebuch, Schriftenreihe des Stadtmuseums 3, Gardelegen 
1995, S. 24.

31 Aussage von Yitzchak Grabowski, 8. Juli 1998, Yad Vashen Archives, (YVA), 
O3/7001.

32 Vgl. Jacques Sémelin, Säubern und Vernichten. Die politische Dimension von 
Massakern und Völkermorden, Hamburg 2007, S. 264–266.

33 Mark Levene, »Introduction«, in: Mark Levene, Penny Roberts (Hrsg.), The Mas-
sacre in History, New York u.a. 1999, S. 5–6 

der Versuch, irgendein gemeinsames Merkmal in Bezug auf ihre 
Persönlichkeit zu fi nden, nur scheitern. Loyale Nazis waren genauso 
darunter wie Opportunisten, die sich alle Türen offenhielten, Men-
schen, die nichts weiter wollten, als sicher nach Hause zu kommen, 
bevor das Dritte Reich völlig zusammenbrach, und unbescholtene 
Zivilisten, die in eine Situation geraten waren, die sie sich in ihren 
kühnsten Träumen nicht hätten vorstellen können. Sie waren kei-
ne Nazis ab initio, sie wurden durch ihre Beteiligung am Morden 
zu Nazis. In dem Moment, als sie sich für eine Tat im Geiste des 
Nationalsozialismus entschieden, übernahmen sie dessen Muster 
rassistischer Grausamkeit.34

Die ideologische Seite dieser Morde lässt sich nicht leugnen. 
Die Tausende, die Häftlinge auf den Todesmärschen ermordeten, 
mussten keine Antisemiten oder systematische ideologische Rassisten 
sein, die einer bestimmten Formel folgten. Wahrscheinlich waren 
sie, wie andere Teile der deutschen Bevölkerung auch, politischer 
Indoktrination und endlosen Wellen antisemitischer und rassistischer 
Slogans und Propaganda ausgesetzt. Aber was die Wirksamkeit dieser 

34 Zu dieser Frage vgl. Zygmunt Bauman, Dialektik der Ordnung. Die Moderne und 
der Holocaust, Hamburg 1992, S. 204.

Propaganda bei einer so breitgefächerten Gruppe von Typen und Indi-
viduen wie die angeht, die sich an den Massakern beteiligten, bleibt 
ein großes Fragezeichen. Die meisten dieser Mörder hatten in den 
Jahren, in denen die Mordmaschinerie auf vollen Touren lief, nicht 
im Vernichtungsapparat gearbeitet. Die Dimensionen der Wirkung 
rassistischer, antisemitischer Propaganda auf ein so diverses Kollektiv 
wie die Beteiligten an den Evakuierungen der Lager, die in den letzten 
Kriegswochen zu Mördern wurden, kann man nicht untersuchen.

Aber sie alle arbeiteten und entwickelten sich in den Kriegsjah-
ren auf die eine oder andere Weise in gesellschaftlichen, öffentlichen 
und anderen Systemen, deren herrschende Kultur für diese Ideologie 
Raum ließ. Sie waren Produkte einer Gesellschaft, die zwölf Jahre 
ein bestimmtes Ethos gefördert und verbreitet hatte. Das machte 
viele zu Nazis, auch die, die sich nicht als solche defi nierten. Der 
Nexus ihrer Existenz als Individuen in einer Gesellschaft, die das 
Nazi-Ethos übernommen hatte, mit den in den letzten Kriegsmonaten 
vorherrschenden Bedingungen machte viele von ihnen zu Mördern. 
Für sie waren die Häftlinge instrumentelle Objekte, denen gegenüber 
sie sich oft opportunistisch verhielten. Solange die Häftlinge zu den 
vorgesehenen Lagern gebracht wurden, ihre Bedürfnisse erfüllten 
und ihnen den Dienst an der Front ersparten, führten sie sie. In dem 
Augenblick aber, wo sie, wie es dann oft der Fall war, zur Last 

Oranienburg: 
Gedenktafel, die auf 
den Todesmarsch der 
Lagerhäftlinge aus dem 
KZ Sachsenhausen im 
April 1945 hinweist.
Foto: ullstein bild - 
Schöning
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schwer. Hier verbanden sich ad hoc zufällig verfügbare Kräfte, um 
eine Aufgabe auszuführen, deren Bedeutung alle und jeder aner-
kannten. In diesem Puzzle der Mörder war jedes Steinchen nur für 
einen Teil der begangenen Tat verantwortlich: Planung, Weitergabe 
von Befehlen, Begleitung, Bewachung, Lieferung von Ersatzteilen, 
Benzin oder Munition, Mord und Verwischen der Spuren.38 

Auch die ethnische oder rassistische Einteilung der Opfer als 
Objekte der Ideologie, die den Mord lenkte, wurde unklar. Der 
nationalsozialistische Völkermord verlief in seinen letzten Phasen 
anders als in der Zeit davor und lässt sich nicht mit den Parametern 
aus den Jahren seines Höhepunkts erklären. Auch wenn der elimi-
natorische ideologische Konsens weiter existierte, veränderte sich 
jetzt das Bild des Objekts des Mordens; es handelte sich nicht länger 
um den jüdischen (der wichtigste Feind in der Mordkampagne der 
Nazis) oder auf andere Weise rassistisch defi nierten Feind (ein Sinti, 
ein Pole), den »Rassenschänder« oder politischen Gegner (zum 
Beispiel sowjetische Kriegsgefangene, Menschen mit geistigen 

38 Diana Gring, »Das Massaker von Gardelegen«, in: Dachauer Hefte, Nr. 20 
(2004), S. 118–119.

Behinderungen und vom Schicksal Gezeichnete). Deshalb kann man 
den Mord an den KZ-Häftlingen auf den Todesmärschen nicht als 
letztes Kapitel der »Endlösung der Judenfrage« betrachten. Natür-
lich besitzt er als Teil des nationalsozialistischen Völkermords einen 
jüdischen Aspekt, der im Rahmen der Analyse und des umfassenden 
Bilds aller zugrundeliegenden Umstände und Faktoren untersucht 
werden muss. Die hohe Zahl jüdischer Häftlinge in den Lagern zum 
Zeitpunkt der Evakuierung ist ein Faktor, der bei jedem Versuch, die 
Intensität des Mordens zu erklären, zentral zu berücksichtigen ist. 
Aber in seiner Endphase war der nationalsozialistische Völkermord 
von einer anderen Mordideologie geleitet als in den Vorjahren. Er 
war nihilistisch geworden, ohne gestaltende Prinzipien. Die Morde 
wurden zwar innerhalb eines bekannten Konsenses vollzogen, aber 
die Besonderheit und Identität der Opfer war verwischt, abgese-
hen von der inklusiven und imaginären Identität als gefährliches, 
minderwertiges Kollektiv, das es nicht verdient hatte, am Leben 
zu bleiben.

Aus dem Englischen 
von Irmgard Hölscher, Frankfurt am Main

wurden, zögerten sie nicht, sie erbarmungslos zu ermorden. Eine 
vordergründig von fanatischen ideologischen Motiven getriebene Tat 
war oft nur die Manifestation opportunistischer Berechnung35 – einer 
Berechnung, bei der die Aussichten und Risiken der Evakuierung, 
die Angst vor Gefangenschaft und der Wunsch, die eigene Familie 
vor Gefahr und Gewalt zu schützen, eine Rolle spielten. Trotzdem 
hätten die Morde nicht stattfi nden können ohne die enge Bindung 
der Mörder an eine soziale Infrastruktur, die die Tat unterstützte und 
die Werte verinnerlicht hatte, die die Feinde des Volkes zu totaler 
Vernichtung verdammte.

IV. Zusammenfassung

Für Wolfgang Sofsky erfordert die Binnengeschichte der Gewalt 
und des Terrors in den Konzentrationslagern als geschlossenem 
Raum eine »dichte Beschreibung«. Bei dieser Beschreibung geht 
es nicht um Fakten, sondern um die Interpretation von Situatio-
nen, Prozessen und Strukturen.36 Entsprechend gibt es in seinem 
ungeheuer wichtigen Buch über die Konzentrationslager keinerlei 
Hinweis auf die Evakuierungen und die Todesmärsche: Sie fanden 
in einem anderen Raum statt und besaßen eine andere Struktur; neue 
Spieler und Situationen spielten eine Rolle, die es in den Jahren der 
Konzentrationslager nicht gegeben hatte bzw. die nicht wirksam ge-
wesen waren. Damit erfordern sie eine andere Beschreibung als der 
geschlossene Raum der Lager. Wenn Sofsky sich an anderer Stelle 
auf die Todesmärsche bezieht, löst er sie fast völlig aus ihrem histori-
schen Kontext und lädt sie mit einer metahistorischen Bedeutung auf, 
die sich nur durch eine psychopathologische Analyse erklären lässt. 
Sofsky konstruiert die Todesmärsche als Phase kollektiver Folter, 
deren Fortsetzung nur den Appetit der Wachposten verstärkte, die 
aus ihrer unbegrenzten Fähigkeit zum Morden mehr und mehr Lust 
bezogen. Die Todesmärsche hätten ihnen die einmalige Gelegenheit 
geboten, Gewalt zu genießen; sie hätten lange genug gedauert, um 
den Wachposten die Zeit zu geben, ihre Lust an der Folter zu stillen. 
Das erkläre auch, warum sie nicht alle Häftlinge sofort umbrachten.37

Der Versuch, die Intensität und Sinnlosigkeit der den Häftlingen 
zugefügten Gewalt mit dem zeitlichen Rahmen zu erklären, kann 
leicht zu einer solchen Argumentation verleiten. Man sollte jedoch 

35 Doris L. Bergen, »Death Throes and Killing Frenzies: A Response to Hans 
Mommsen’s ›The Dissolution of the Third Reich: Crisis Management and 
Collapse, 1943–1945‹«, in: Bulletin of the German Historical Institute, No. 27 
(2000), S. 25–37.

36 Wolfgang Sofsky, Die Ordnung des Terrors: Das Konzentrationslager, Frankfurt 
am Main 1993, S. 24.

37 Wolfgang Sofsky, »An der Grenze des Sozialen. Perspektiven der KZ-For-
schung«, in: Herbert, Orth, Dieckmann (Hrsg.), Die nationalsozialistischen Kon-
zentrationslager, Bd. II, S. 1.160–1.163.

nicht vergessen, dass den Monaten der Todesmärsche jahrelange 
Gewalt und Terror vorangingen, die sich in den Konzentrations-
lagern entwickelt hatten von dem Tag an, als das System etabliert 
wurde. Es handelte sich um ein politisches Instrument, mit dessen 
Hilfe sich das Nazi-Regime stabilisieren und seine Gegner aus der 
Gesellschaft in einen gigantischen Gulag des Schreckens vertreiben 
wollte. Das bot eine breite Palette von ideologischen Möglichkeiten, 
um die Probleme des Regimes zu lösen: »Sozialhygiene«, billige 
Arbeitskräfte für essentielle Produktionssysteme, Absonderung und 
Vernichtung politischer und ideologischer Feinde, Ressourcen für 
medizinische Experimente, die Ermordung der Juden und anderer 
rassistischer Opfer. So gesehen, ist der ungehemmte Mord an den 
Häftlingen auf den Todesmärschen eine direkte Folge der inneren 
Entwicklung dieses Terrornetzwerks: Die Morde und die Objekte 
des Terrors waren dieselben, auch wenn diese Morde außerhalb 
der traditionellen territorialen Grenzen des Netzwerks stattfanden.

Die Todesmärsche waren aber nicht nur das letzte Kapitel in der 
Geschichte der Konzentrationslager, sondern auch der Abschluss des 
nationalsozialistischen Völkermords. Allerdings verlief der Vernich-
tungsprozess in diesen letzten Monaten völlig dezentralisiert. Letzt-
lich traf auf einem Todesmarsch der neben seiner Häftlingsgruppe 
marschierende Mörder die Entscheidung, den Abzug zu betätigen. Er 
allein entschied, ob die Zeit und die Bedingungen dafür reif waren; 
er entschied über den Augenblick, in dem die Tat stattfand. Das war 
keine spontane oder impulsive Reaktion. Sie entsprang dem Ermes-
sen und der Berechnung des Nutzens, der Effi zienz, des Zeitpunkts 
und der Bedingungen vor Ort. Es handelte sich defi nitiv nicht um 
den Ausbruch eines erhitzten Mobs, getrieben von Xenophobie oder 
radikalem Antisemitismus. Es scheint, als hätte in den Jahren des 
nationalsozialistischen Völkermords nie so viel Macht in den Hän-
den so vieler Einzelner gelegen, die berechtigt waren, einzig nach 
eigenem Ermessen zu morden oder nicht zu morden. Die Situation 
unterschied sich vollständig von der – wenn auch oft lockeren und 
eklektischen – bürokratischen Kontrolle, Verwaltung und Aufsicht 
über den Akt des Mordens vor dem Sommer 1944.

Was in diesem Sommer aus wirtschaftlichen Erwägungen be-
gonnen hatte – mit dem Wunsch, um jeden Preis die Arbeitskraft 
der Lagerhäftlinge zu erhalten –, wurde Anfang 1945 zu einer Reihe 
brutaler Evakuierungsmärsche, bei denen die Wachposten ohne Un-
terschied fast jeden ermordeten, der ihre wilde Flucht verzögerte. 
Als das Kriegsende näher rückte, schlossen sich den uniformierten 
Mördern die nichtuniformierten an: Zivilisten und quasi-militärische 
Gruppen, die in einer recht- und gesetzlosen Situation taten, was im-
mer sie für das Wohlergehen ihrer Familien und Gemeinden für nötig 
hielten. Auch wenn die Mördergruppen, um die es hier geht, aus Ein-
heiten und Gruppen kamen, die bis dahin nicht zusammengearbeitet 
hatten, und aus Systemen, deren Aktionen nicht in vorangegangenen 
Phasen auf der Ebene von Befehl und System koordiniert worden 
waren, fi el ihnen die Zusammenarbeit bei diesen Morden keineswegs 
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Die Einwohner der 
Ortschaft Neunburg 
vorm Wald in der 
Oberpfalz werden an 
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ermordet worden sind. 
Nur wenig später fanden 
amerikanische Truppen 
die Toten.
Foto: SZ Photo/Süd-
deutsche Zeitung Photo
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Endphasenverbrechen
Ihre Ahndung in den vier Besatzungszonen
von Edith Raim

 
Das »Dritte Reich« endete, wie es begann: 
mit schrankenloser Gewalt. Während der 
Terror der Jahre 1933/34 – Schätzungen 
zufolge wurden allein 1933 circa 100.000 

Menschen verhaftet, mehrere Zehntausend misshandelt und 600–
1000 Personen ermordet1 – mittlerweile eher in Vergessenheit ge-
raten ist, stand (und steht) die Willkür gegen Kriegsende sowohl 
Zeitgenossen als auch Nachgeborenen deutlich vor Augen. Anders 
als die gezielte Verfolgung politischer Gegner von 1933, die mehr 
oder weniger ähnlich verlief (Verhaftung, Vernehmung, Misshand-
lung, Lagerhaft) und fl ächendeckend im gesamten Reich stattfand, 
kamen Verbrechen der Endphase keineswegs überall vor und wurden 
keinesfalls nach einem identischen Muster durchgeführt, sondern 
hatten recht individuelle Ausprägungen, ergaben sich vor allem durch 
die militärische Lage und waren abhängig von dem jeweiligen lo-
kalen Verteidigungswillen. In umkämpften Regionen, insbesondere 
wenn bereits von den Alliierten überrollte Orte wieder geräumt und 
von der Wehrmacht oder NS-Formationen erneut besetzt wurden, 
war die Wahrscheinlichkeit für derartige Verbrechen deutlich höher 
als in Regionen, die kampfl os kapitulierten.2

Obwohl Gewalt die gesamte NS-Herrschaft kennzeichnete, er-
reichten die Gewaltexzesse zu Kriegsende ungeahnte Dimensionen. 
Seit Kriegsbeginn wurden mehr und mehr Angehörige der »Volksge-
meinschaft«, ja auch NS-Funktionäre Opfer der Willkür. Am Ende 
war jedes im NS-Sinne deviante Verhalten potenziell todeswürdig. 
Trotzdem waren in der Endphase wie schon in den Jahren zuvor die 

1 Vgl. Dieter Pohl, Verfolgung und Massenmord in der NS-Zeit 1933–1945, Darm-
stadt 2003, S. 11–12.

2 Einen guten Überblick bietet Edgar Wolfrum, Cord Arendes, Jörg Zedler (Hrsg.), 
Terror nach innen. Verbrechen am Ende des Zweiten Weltkrieges, Göttingen 
2006; detailliert die Dissertation von Sven Keller, Volksgemeinschaft am Ende. 
Gesellschaft und Gewalt 1944/45, München 2013.

meisten Opfer KZ-Häftlinge, Strafgefangene oder Fremdarbeiter, die 
oft erschlagen, erschossen oder erhängt wurden. Von den Anfang 
Januar 1945 registrierten über 700.000 KZ-Häftlingen in 15 Kon-
zentrations- und über 500 Außenlagern erlebten mindestens 250.000 
die Befreiung nicht. Die Zahl der Gefängnisinsassen, die ihr Leben 
kurz vor Kriegsende verloren, geht ebenfalls in die Zehntausende.3 
Die Aufmerksamkeit, die diesen Morden zuteilwurde, war deutlich 
geringer als die hohe Anzahl der Opfer vermuten ließe. Doch als 
in den letzten Kriegsmonaten auch kapitulationswillige deutsche 
Soldaten und Zivilisten (darunter auch NSDAP-Funktionäre und 
SA- oder HJ-Angehörige) getötet wurden, erregte dies noch wäh-
rend des Krieges und insbesondere in den ersten Jahren nach dem 
Krieg besonderes Entsetzen. Hinzu kam, dass die Menschen oft nur 
wenige Stunden vor der Befreiung einen gewaltsamen Tod erlitten, 
was ihrem Schicksal eine besondere Tragik zu verleihen schien.

Die Terminologie des Endphasenverbrechens – eine Bezeich-
nung, die sich auf die von Christiaan F. Rüter4 geschaffenen Kategori-
en zur Unterscheidung von NS-Verbrechen bezieht – ist unscharf. Das 
Endphasenverbrechen bezeichnet weder einen konkreten Straftatbe-
stand (wie etwa die Kategorie Denunziation), noch defi niert es eine 
Opfergruppe (wie etwa die Kategorie Fremdarbeiter) oder Täter-
gruppe (wie etwa die Kategorie Zentrale Behörden). Lediglich eine 
ungefähre Datierung ist in der Defi nition enthalten. Die Herrschaft der 
Nationalsozialisten endete an unterschiedlichen Orten zu recht unter-
schiedlichen Zeitpunkten. Während die Rote Armee die Wehrmacht in 
der Sowjetunion seit 1943 zurückdrängte (und bereits erste Prozesse 
gegen sowjetische Kollaborateure stattfanden), wurde Ungarn erst 
im März 1944 besetzt. Das KZ Lublin-Majdanek wurde im August 
1944 befreit, Theresienstadt erst im Mai 1945. Während die Existenz 
von Natzweiler-Struthof oder Riga-Kaiserwald 1944 endete, wurden 
im selben Jahr viele neue Außenlager im Reich gegründet. Die To-
desmärsche sind mit dem Beginn des Jahres 1945 assoziiert, doch 
bereits das KZ Vaivara wurde mit einem Todesmarsch aufgelöst – im 
Februar 1944. Was also an einem Ort in die Endphase fi el, war an 
einem anderen Ort erst der Auftakt der Vernichtung. Üblicherweise 
wird das letzte Kriegsjahr vom Sommer 1944 bis zum Sommer 1945 
der Endphase zugerechnet. Für die Einordnung als Endphasenver-
brechen müssen stets die lokalen Umstände berücksichtigt werden. 
Für die Endphasenverbrechen gilt wie bei anderen NS-Verbrechen 
auch, dass sie durchaus in mehrere Kategorien bzw. Kontexte fallen 
konnten: In Ratzenried im Allgäu wurde am 27. April 1945 Wilhelm 
K. von zwei Stuttgarter Gestapo-Angehörigen erschossen, die einen 
Gefangenentransport von Stuttgart nach Friedrichshafen begleiten 

3 Vgl. Pohl, Verfolgung und Massenmord, S. 148, 150.
4 Christiaan F. Rüter u.a. (Hrsg.), Justiz und NS-Verbrechen. Sammlung deutscher 

Strafurteile wegen nationalsozialistischer Tötungsverbrechen, Amsterdam 
1968 ff.

sollten – vorausgegangen war eine Denunziation aus der Familie 
des Opfers, eines vorbestraften Alkoholikers, der seine Angehöri-
gen misshandelt und terrorisiert hatte.5 Um die Zahl der Fälle nicht 
ins Unüberschaubare anwachsen zu lassen, beschränke ich mich in 
diesem Aufsatz auf die Straftaten, die von Deutschen an anderen 
Deutschen begangen wurden.

Voraussetzungen für die justizielle Ahndung: Wiederaufbau 
der Gerichte, Suche nach Personal, rechtliche Grundlagen

Zur Aburteilung der NS-Verbrechen sollten neben alliierten Ge-
richten6 auch deutsche Gerichte zum Einsatz kommen. Deutsche 
Amts- und Landgerichte in Ost-7 und Westdeutschland8 nahmen 
häufi g schon im Frühjahr und Sommer 1945 – teils in den Trüm-
mern der Gerichtsgebäude – ihre Tätigkeit wieder auf, nahezu so-
fort begann auch die justizielle Ahndung von NS-Verbrechen. Die 
Suche nach unbelasteten Richtern und Staatsanwälten bereitete den 
Justizverwaltungen größte Probleme, die in den vier Besatzungs-
zonen unterschiedlich gelöst wurden. Die Amerikaner hatten die 
anspruchsvollsten Entnazifi zierungsstandards, die aber schon bald 
aufgegeben werden mussten, um einen Zusammenbruch der Justiz-
verwaltung zu verhindern. Die Briten und Franzosen waren deutlich 
milder und ließen belastetes Personal früher zu. Die sowjetische 
Militäradministration pochte auf eine strenge Entnazifi zierung des 
Justizpersonals.9 Ab 1948 wurden in Schnelllehrgängen ausgebildete 

5 Ravensburg Js 4227/46 = Ks 19-20/45; Ks 2/53, Staatsarchiv (StA) Sigmaringen, 
Wü 29/1 Nr. 6051 (Restakt); Parallelüberlieferung unter Archives de 
l’Occupation Française en Allemagne et en Autriche (Colmar), AJ 804, p. 600, 
Dossier 16; vgl. auch Rüter u.a. (Hrsg.), Justiz und NS-Verbrechen, Bd. XII, 
S. 388.

6 Konziser Überblick bei Gerd R. Ueberschär (Hrsg.), Der Nationalsozialismus vor 
Gericht. Die alliierten Prozesse gegen Kriegsverbrecher und Soldaten 1943–
1952, 2. Aufl ., Frankfurt am Main 2000.

7 Vgl. Hermann Wentker, Justiz in der SBZ/DDR 1945–1953. Transformation und 
Rolle ihrer zentralen Institutionen, München 2001; Petra Weber, Justiz und Dik-
tatur. Justizverwaltung und politische Strafjustiz in Thüringen 1945–1961, Mün-
chen 2000; Dieter Pohl, Justiz in Brandenburg 1945–1955. Gleichschaltung und 
Anpassung, München 2001.

8 Vgl. Norbert Frei, Vergangenheitspolitik. Die Anfänge der Bundesrepublik und 
die NS-Vergangenheit, München 1999; Annette Weinke, Die Verfolgung von NS-
Tätern im geteilten Deutschland. Vergangenheitsbewältigungen 1949–1969 oder 
eine deutsch-deutsche Beziehungsgeschichte im Kalten Krieg, Paderborn 2002; 
Andreas Eichmüller, Keine Generalamnestie. Die strafrechtliche Verfolgung von 
NS-Verbrechen in der frühen Bundesrepublik, München 2012; Edith Raim, Justiz 
zwischen Diktatur und Demokratie. Wiederaufbau und Ahndung von NS-Verbre-
chen 1945–1949, München 2013.

9 Heike Amos, Justizverwaltung in der SBZ/DDR. Personalpolitik 1945 bis Anfang 
der fünfziger Jahre, Köln 1996; Hermann Wentker (Hrsg.), Volksrichter in der 
SBZ/DDR 1945 bis 1952, München 1997; Ruth-Kristin Rössler, Justizpolitik in 
der SBZ/DDR 1945–1956, Frankfurt am Main 2000.
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Volksrichter in der Justizverwaltung der SBZ eingesetzt. In allen 
Zonen wurden teils aus der Emigration zurückgekehrte, teils vor 
dem Dritten Reich pensionierte Juristen reaktiviert.

Die Zuständigkeit teilten sich alliierte und deutsche Gerichte 
gemäß der Nationalität der Opfer. Theoretisch war die Aufteilung 
einfach: Waren Deutsche oder Staatenlose betroffen, waren deut-
sche Gerichte heranzuziehen, handelte es sich bei den Getöteten 
um Staatsangehörige der Alliierten, sollten sich alliierte Gerichte 
um den Fall kümmern. Allerdings war bei den Verbrechen nicht 
nach Opfergruppen unterschieden worden – KZ-Häftlinge auf To-
desmärschen oder Gefangene in Gestapohaftanstalten gehörten Dut-
zenden von alliierten Nationen bzw. Achsenstaaten an –, so dass die 
Aufteilung in mancher Hinsicht fragwürdig blieb. Zwar bemühten 
sich alliierte wie deutsche Ermittler jeweils um die Aufklärung von 
Gesamtkomplexen, doch muss davon ausgegangen werden, dass 
durch die Aufteilung keineswegs alle Straftaten erfasst und geahndet 
wurden. Die Ahndung der Endphasendelikte fand fast zeitgleich und 
weitgehend parallel in beiden deutschen Staaten insbesondere in den 
späten 1940er und frühen 1950er Jahren statt. Während in der DDR 
1955 die Verfolgung dieses Straftatkomplexes fast vollständig zum 
Erliegen kam, wurden dazu in der Bundesrepublik bis Anfang der 
1990er Jahre Urteile gefällt.10

Anders als etwa beim Komplex der Denunziationen bereitete 
die juristische Grundlage den deutschen Juristen kein Kopfzerbre-
chen: Totschlag oder Mord bzw. Beihilfe dazu waren Teil des deut-
schen Strafgesetzbuchs, eine zusätzliche Einstufung der Tat in der 
Nachkriegszeit als Verbrechen gegen die Menschlichkeit war (in der 
britischen, französischen und sowjetischen Zone) möglich. In der 
SBZ wurde zunächst nach Strafgesetzbuch, dann fast ausschließlich 
nach Kontrollratsgesetz Nr. 10 und Kontrollratsdirektive 38 geurteilt.

Die Ahndung durch westdeutsche Gerichte

Doch auch wenn die juristischen Grundlagen klar waren, war die 
Begeisterung der beteiligten Richter oft gering. Die pensionierte 
Hauptlehrerin Amalie Nothaft, die nach einer Denunziation ab No-
vember 1944 wegen Rundfunkverbrechens und Wehrkraftzerset-
zung im Gerichtsgefängnis Deggendorf einsaß, wurde am 27. April 
1945 auf der Donaubrücke zwischen Fischerdorf und Deggendorf 
erschossen und ihre Leiche in die Donau geworfen.11 Ihre Schwester 
Maria klagte gegenüber einem amerikanischen Angehörigen der 
Legal Division, die Verursacher – nämlich die Denunzianten – sei-
en in dem laufenden Verfahren nicht erfasst: Sie seien »die ersten 
Hauptschuldigen, denn sie haben meine Schwester den Henkern 

10 Vgl. Schaubilder bei Keller, Volksgemeinschaft, S. 26–27.
11 Staatsanwaltschaft b. LG (StAnw) Deggendorf 1 Js 759/46 = KLs 33/47.

überliefert, bewußt und gewollt, denn damals war sich jeder darüber 
klar, daß die gemachten Aussagen das Todesurteil bedeuten. Soll das 
Verbrechen dieser indirekten Mörder nur mit einer geringen Strafe, 
wie sie eine Spruchkammer nur fällen kann, gesühnt werden?«12 Der 
amerikanische Vertreter der Legal Division sah in diesem Brief eine 
überzeugende Argumentation für die Anwendung des Kontrollrats-
gesetzes Nr. 10 durch deutsche Gerichte auch in der amerikanischen 
Zone, zu der es allerdings nie kommen sollte.13 

Die Ermittlungen zogen sich so in die Länge, dass die Prisons 
Branch (OMGBY) die Haftdauer als exzessiv einstufte.14 Erkun-
digungen der German Courts Branch ergaben, dass die Liste der 
Versäumnisse weit über die lange Haftzeit hinausging: Ein Haupt-
verdächtiger, der von amerikanischen Behörden an die deutsche 
Justizverwaltung überstellte Deggendorfer Kampfkommandant, 
war verschwunden.15 Die Richter der Strafkammer am Landgericht 
(LG) Deggendorf hatten sich in dem Fall für befangen erklärt, da 
auch ein früherer Oberstaatsanwalt zu den Beschuldigten gehör-
te und weitere Mitangeklagte »alteingesessene Deggendorfer mit 
großem Anhang« seien. Deggendorf sei als Tagungsort daher nicht 
geeignet. Der Landgerichtspräsident in Deggendorf äußerte, »in 
Deggendorf [sei] überhaupt nicht die geeignete Atmosphäre […] 
gegeben zur Durchführung dieses weite Kreise von Deggendorf in 
Mitleidenschaft ziehenden Verfahrens«. Es wurde vorgeschlagen, 
das LG Regensburg, das den »weit günstigere[n] Boden« für diesen 
Prozess habe, zum Verhandlungsort zu machen.16 Die amerikanische 
Legal Division ärgerte sich über die Befangenheitserklärung.17 Nach 
der scharfen amerikanischen Kritik im Juli 1947 wurde schon im 
August 1947 Anklage erhoben und die Strafkammer mit zwei Nicht-
NSDAP-Mitgliedern sowie einem als Mitläufer eingestuften frühe-
ren NSDAP-Mitglied (seit 1937) besetzt. Die Anklage vertrat der 
Münchner Generalstaatsanwalt Dr. Albert Roll.18 Allerdings wurde 
die Anklage gegen zwei Personen fallen gelassen19, vier weitere An-
geklagte – darunter der ehemalige Oberstaatsanwalt von Deggendorf 
– wurden freigesprochen und lediglich zwei Personen, nämlich der 
frühere Kreisleiter Konrad Hain und der Verbindungsoffi zier zum 

12 Brief Maria Nothaft an Hans Weigert, 6.9.1947, Offi ce of Military Government, 
United States (OMGUS) 17/217–1/15.

13 Memorandum Hans Weigert für Alan J. Rockwell, Director, Legal Division, 
OMGUS, 10.10.1947, OMGUS 17/217–1/15.

14 Vgl. Brief Hans W. Weigert an Haven Parker, Legal Division, OMGUS, 
17.7.1947, OMGUS 17/217–1/15.

15 Vgl. ebd.
16 Brief Dr. Albert Heyn, LG-Präsident von Deggendorf, an OLG-Präsident von 

München, 23.4.1947, OMGUS 17/217–1/15.
17 Brief Hans W. Weigert an Haven Parker, Legal Division, OMGUS, 17.7.1947, 

OMGUS 17/217–1/15.
18 Brief Dr. Albert Heyn an Legal Division, OMGBY, 1.11.1947, OMGUS 17/217–

1/15
19 StAnw Deggendorf 1 Js 759/46 (früher Deggendorf 1 Js 380-383/45).

Volkssturm, Werner Lenz, wegen Beihilfe zum Mord zu zwölf bzw. 
dreieinhalb Jahren Haft verurteilt.20

Andernorts wurden die Verbrechen der Kriegsendphase früher 
geahndet, erste Ermittlungen begannen bereits wenige Tage nach 
Kriegsende. Ein Postoberinspektor und Funktionär der NSDAP-
Ortsgruppe Berlin-Friedenau erschoss am 24. April 1945 in der 
Ringstraße in Berlin einen Mann, der mit einem anderen NSDAP-
Funktionär in Streit geraten war. Die Voruntersuchung wurde bereits 
am 4. Juni 1945 eröffnet, am 13. Juni 1945 erhob die Staatsanwalt-
schaft beim Bezirksgericht Friedenau Anklage, und das Schöffen-
gericht Friedenau verurteilte den Postoberinspektor zwei Wochen 
darauf wegen Mordes zum Tod. Am 23. Juli 1945 verwarf das Stadt-
gericht Berlin die Berufung. Die US-Militärregierung ordnete im 
August 1945 die Wiederaufnahme an, im Oktober 1945 lautete das 
Urteil des LG Berlin II auf acht Jahre Zuchthaus wegen Totschlags. 
Auf Revision der Staatsanwaltschaft wurde das Urteil vom Kam-
mergericht Berlin aufgehoben, und das LG Berlin verurteilte den 
Postoberinspektor am 20. Februar 1946 wegen Mordes zum Tod. 
Die Revision der Verteidigung wurde am 12. Juni 1946 verworfen, 
das Urteil am 21. August 1946 vollstreckt.21 

Auch die Erschießung des 16-jährigen HJ-Angehörigen Wolf-
gang M. Ende März 1945 in Ründeroth im Oberbergischen Kreis 
wurde mit einem Todesurteil geahndet. Der Täter, ein Gauhaupt-
stellenleiter der Deutschen Arbeitsfront namens Willi Hessmer, 
hatte Wolfgang M. misstraut – dieser hatte Hessmers Kritik an der 
Korruption der NSDAP-Funktionäre mit angehört – und fand über-
dies, M. sehe »jüdisch« aus und sei deshalb »nicht lebensfähig« 
[sic]. Hessmer wurde gemeinsa m mit einem Mittäter am 23. Januar 
1946 wegen Mordes zum Tod verurteilt. Vor seiner Hinrichtung am 
30. August 1946 in Dortmund gestand Hessmer, die Tat allein ge-
plant und ausgeführt zu haben, so dass das Urteil gegen den zweiten 
Angeklagten aufgehoben wurde.22

In anderen Fällen waren die verhängten Strafen ebenfalls dra-
konisch: Für die Erschießung eines politisch missliebigen Zivilisten 
und seines angeblich desertierten Sohnes in Witten am 4. und 6. Ap-
ril 1945 erging im August 1946 gegen einen Täter ein – später nicht 
vollstrecktes – Todesurteil.23 Der SS-Untersturmführer Heinrich 
Perner wurde im Juni 1948 wegen Verbrechen gegen die Mensch-
lichkeit ebenfalls zum Tod verurteilt (und später zu lebenslanger 
Haft begnadigt), weil er am 22. April 1945 in Münsterhalden zwei 
Fahnenfl üchtige und einen Geistlichen »wegen Defaitismus« hatte 

20 Urteil abgedruckt in Rüter (Hrsg.), Justiz und NS-Verbrechen, Bd. I, Nr. 34.
21 StAnw Berlin 3 Js 1/45 = Ls 1/45 (1); 2 Ks 1/45 [Hauptakten im Landesarchiv 

Berlin vernichtet]. Parallelüberlieferung unter Institut für Zeitgeschichte (IfZ) 
(München) Gb 06.128.

22 Köln 6 Js 971/45 = 6 KLs 11/45, Hauptstaatsarchiv Düsseldorf – Zweigarchiv 
Kalkum, Gerichte Rep. 231/964-968.

23 StAnw Bochum 5 Js 342/46 = 5 KLs 24/46.

erschießen lassen.24 Für die Erschießung politischer Dissidenten am 
2./3. Mai 1945 in Wilhelmshaven und Umgebung wurden zwei Täter 
im Oktober 1948 zu lebenslänglichem Zuchthaus verurteilt. Kurt 
H., der an der Erschießung von drei Personen – wegen angeblich 
defätistischer Äußerungen und Beherbergens zweier sowjetischer 
Kriegsgefangener – in der Düsseldorferstraße in Berlin beteiligt 
war, wurde 1947 wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit zu 
lebenslangem Zuchthaus verurteilt.25 Der NSDAP-Kreisleiter von 
Marktheidenfeld, der für die widerrechtliche Erhängung eines deut-
schen Soldaten wegen Fahnenfl ucht und Plünderung am 1. April 
1945 verantwortlich war, erhielt acht Jahre Zuchthaus wegen Tot-
schlags.26 Der NSDAP-Kreisamtsleiter von Münchberg, der am 
17. April 1945 zwei versprengte Soldaten erschoss, wurde wegen 
zweifachen Totschlags 1948 zu neun Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Die Soldaten waren in eine Jagdhütte eingebrochen, in die sich 
die NSDAP-Kreisleitung gefl üchtet hatte.27 Der Landwachtpos-
tenführer, der am 13. April 1945 in Binswangen zwei Soldaten 
wegen mutmaßlicher Fahnenfl ucht erschoss, wurde im April 1947 
zu 14 Jahren Zuchthaus, nach Revision zu 11 Jahren Zuchthaus we-
gen Totschlags verurteilt.28 Die vom NSDAP-Kreisleiter befohlene 
Erschießung von vier Heilbronner Bürgern wegen Hissens weißer 
Fahnen in der Schweinsbergstraße in Heilbronn trug einem früheren 
SA-Obertruppführer 1947 eine 15-jährige Zuchthausstrafe wegen 
vorsätzlicher Tötung ein, seine zwei Mittäter wurden zu fünf Jahren 
Gefängnis verurteilt.29

Andererseits blieben viele Ermittlungen auch erfolglos. In 
Ahlden wurden in der Nacht vom 14. auf 15. April 1945 ein Sani-
tätsrat erschlagen und der Bürgermeister schwer verletzt, weil sie 
versprengten deutschen Soldaten, die sich durch britische Linien 
gekämpft hatten, abgeraten hatten, sich erneut bei deutschen Ein-
heiten zu melden. Ein Täter wurde nie ermittelt, verdächtigt wurden 
aber NS-Funktionäre.30

Die Ahndung der Beteiligung von Juristen bei 
»Endphasenverbrechen«

Eine besonders pikante Note erhielten die Endphasenverfahren, 
weil sie nicht selten Juristen betrafen, die gegen Kriegsende in 

24 StAnw Freiburg 1 Js 291/46 = 1 Ks 1/48.
25 StAnw Berlin 1 P Js 140/47 = 1 PKs 4/47.
26 StAnw Würzburg Js 1240/47 = KLs 39/48.
27 Hof Js 440/47 = KLs 17/48, StA Bamberg, Rep. K 107, Abg. 1987, Nr. 723.
28 StAnw Heilbronn Js 5279/46 = KLs 3/47.
29 StAnw Heilbronn Js 6622-24/46 = KLs 49-51/47.
30 Verden 4 Js 477/45, StA Stade, Rep. 171a Verden Nr. 600 (Bd. I–IV); »Unge-

sühnter Mord«, in: Niedersächsische Volksstimme (Ausgabe Lüneburger Heide), 
11.8.1948.
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militärischen oder zivilen Standgerichten eingesetzt wurden. Zu 
ersteren gehörte der junge Hans Filbinger31 als Marine-Stabs-
richter.32 Einen Karriereknick bedeutete dies aber nicht immer. 
Dr. Karl Seither, ehemals Kriegsgerichtsrat der Reserve und später 
Oberstaatsanwalt bei der Staatsanwaltschaft München II, muss-
te einräumen, als Anklagevertreter bzw. Offi ziersbeisitzer eines 
Standgerichts in den letzten Kriegstagen für die Todesurteile und 
Hinrichtung mehrerer Fahnenfl üchtiger gesorgt zu haben – selbst-
verständlich lediglich zur Aufrechterhaltung der »Manneszucht«.33 
Noch 1958, in einer Hauptverhandlung des langwierigen Verfahrens 
gegen den Waffen-SS-General Max Simon34, äußerte Seither als 
Leiter der Staatsanwaltschaft München II, Anklage und Verteidi-
gung hätten in den damaligen Standgerichtsverfahren zwar gefehlt, 
an der Rechtmäßigkeit der Verhandlung habe er trotzdem keinen 
Zweifel gehabt.35

Ob es zu einer Verurteilung wegen der Beteiligung an Endpha-
senverbrechen kam, stand auf einem anderen Blatt, wie das Verfah-
ren gegen den ehemaligen Vorsitzenden des zivilen Standgerichts 
Pommern, Dr. Johannes Paulick (im zivilen Leben Landgerichtsdi-
rektor am Oberlandesgericht Stettin), zeigt. Das Standgericht hatte 
allein ab Februar 1945 13 Todesurteile wegen Plünderung, Feigheit 
vor dem Feind, Mord, Vergehen gegen das Kriegswirtschaftsgesetz 
und Sabotage verhängt, die meist noch vor der Bestätigung durch 
den Reichsverteidigungskommissar Franz Schwede-Coburg sofort 
vollstreckt wurden, obwohl die Voraussetzungen für die Durch-
führung nicht gegeben waren. Bei einem Standgericht in Altdamm 
waren zwei Italiener wegen Plünderung (der Wohnung Paulicks!) 
zum Tod verurteilt und vom Volkssturm erhängt worden, ohne dass 

31 Hans Filbinger (1913–2007) war von 1966 bis zu seinem Rücktritt 1978 Mini-
sterpräsident von Baden-Württemberg. Der Schriftsteller Rolf Hochhuth enthüllte 
1978, dass Filbinger am Ende des Krieges an Todesurteilen beteiligt war.

32 Fragebogen Filbinger, 9.1.1948, und Zusatzfragebogen [undatiert], Dossier Hans 
Filbinger, Archives de l’Occupation Française en Allemagne et en Autriche, Col-
mar, AJ 3681, p. 37.

33 Augsburg 7 Js 1063/53, StA Augsburg (Erhängung von drei fahnenfl üchtigen 
deutschen Soldaten am 20.4.1945 in Münding bei Kaisheim nach einem Todesur-
teil durch ein Standgericht des Korück des XIII. SS-Korps); Ansbach 1 Js 681/54, 
StA Nürnberg, StAnw Ansbach 1 Js 681/54 (Erschießung zweier fl üchtiger Wehr-
machtsangehöriger am 13. oder 14.4.1945 auf dem Friedhof in Leutershausen bei 
Ansbach nach Standgerichtsurteil des Korück des XIII. SS-Korps); Ansbach 
1 Js 312 ab/54, StA Nürnberg, StAnw Ansbach 1 Js 312 ab/54 (Erschießung eines 
desertierten Soldaten in Kössen in Tirol am 6.5.1945 nach Todesurteil des Stand-
gerichts des XIII. SS-Korps). Vgl. auch Heft 4: Strafrechtliche Verantwortlichkeit 
von Richtern für die von ihnen erlassenen Urteile (Erfahrungsaustausch der Lan-
desjustizverwaltungen über die Behandlung und Erledigung von Vorwürfen ge-
gen Richter und Staatsanwälte wegen ihres Verhaltens in der NS-Zeit), Gene-
ralakt 4010a Verfolgung ungesühnt gebliebener nationalsozialistischer Straftaten, 
Bay. Justizministerium.

34 Ansbach 5 Js 382/48 = Ks 1a-d/52, StA Nürnberg, StAnw Ansbach 3211-3248.
35 Pressemitteilung, Neuer Landes-Dienst Bayern (München), 1.4.1958, Personalak-

te Dr. Karl Seither, Hauptstaatsarchiv München, MJu 26726.

die des Deutschen nicht mächtigen Männer auch nur einen Dolmet-
scher zur Verfügung gestellt bekommen hatten. Paulick und der An-
klagevertreter beim Standgericht, Gerhard F., wurden 1950 wegen 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit und Freiheitsberaubung in 
Tateinheit mit Rechtsbeugung angeklagt und noch im selben Jahr 
freigesprochen, weil die Standgerichtsurteile in Übereinstimmung 
mit den damaligen Gesetzen erfolgt waren.36 Das Urteil in Itzehoe 
war Gegenstand diverser journalistischer Kommentare in norddeut-
schen Zeitungen.

Tatsächlich führte die Tätigkeit von Justizjuristen bei zivilen 
Standgerichten in Einzelfällen zu Verurteilungen.37 Bereits im Feb-
ruar 1948 wurde der Vorsitzende des Regensburger Standgerichts, 
Landgerichtsdirektor Johann Schwarz, wegen der Beteiligung an 
dem Standgerichtsurteil vom 23. April 1945 gegen den Domprediger 
Dr. Johann Maier und andere Regensburger Bürger wegen Totschlags 
in Tateinheit mit Rechtsbeugung und unzulässiger Vollstreckung zu 
fünf Jahren und sechs Monaten Zuchthaus verurteilt; die Staatsan-
waltschaft hatte sogar die Todesstrafe gefordert.38 Der Vorsitzende 
des Standgerichts Lohr am Main, Dr. Josef Koob, wurde am 6. De-
zember 1948 in Aschaffenburg zu zwei Jahren und sieben Monaten 
Gefängnis wegen fahrlässiger Tötung des Arztes Dr. Karl Brandt 
Anfang April 1945 verurteilt, nach zwei Revisionen schließlich 1950 
zu einem Jahr und vier Monaten Gefängnis.39

Der Anklagevertreter und Leiter der Strafvollstreckung Dr. Karl 
Boromäus Schröder, der am Standgericht Nürnberg gegen Franz 
Graf von Montgelas beteiligt war, wurde im Juli 1948 selbst zum 
Angeklagten.40 Montgelas, der im November 1944 wegen angeb-
lich abfälliger Äußerungen denunziert worden war und seit Januar 
1945 einsaß, erhielt nur wenige Stunden vor der Verhandlung am 
5. April 1945 Anklage und Ladung, einen Verteidiger bekam er 
nicht. Das Erschießungskommando zog schon im Gefängnis auf, 
als Montgelas dort noch die Anklage las. Sein Rechtsanwalt erfuhr 
erst fünf Tage nach der Verhandlung von der am 6. April 1945 er-
folgten Hinrichtung. Selbst am Sondergericht Nürnberg herrschte die 
Meinung, es habe sich um ein »politisches Ausmerzungsverfahren« 
gehandelt, »das auf scheußlichste Weise durchgeführt wurde«.41 
Die von Schröder gefertigte Anklage galt als gesetzeswidrig, weil 

36 Itzehoe 3 Js 103/48 = 3 Ks 3/50, Landesarchiv Schleswig-Holstein, Abt. 352 Itze-
hoe, Nr. 633–654; Abt. 351 GStA Schleswig, Nr. 378.

37 Hubert Rottleuthner, Karrieren und Kontinuitäten deutscher Justizjuristen vor 
und nach 1945, Berlin 2010, S. 95 und S. 117.

38 Regensburg Js 2009/46 = Weiden KLs 1/48, StA Nürnberg, GStA beim OLG 
Nürnberg 151–154.

39 StAnw Aschaffenburg1 Js 58/48 =Aschaffenburg KLs 32/48 = Würzburg 
Ks 4/49.

40 Nürnberg-Fürth 1a Js 3489/48 = KMs 37/49, StA Nürnberg, GStA beim OLG 
Nürnberg 155.

41 Lore-Maria Peschel-Gutzeit (Hrsg.), Das Nürnberger Juristen-Urteil von 1947. 
Historischer Zusammenhang und aktuelle Bezüge, Baden-Baden 1996, S. 216.

bereits ein Verfahren gegen Montgelas vor 
einem ordentlichen Gericht anhängig war, 
dessen Akten dem Oberreichsanwalt beim 
Volksgerichtshof zur Verfügung gestellt 
worden waren, und die Äußerungen vom 
November 1944 nicht im feindbedrohten 
Reichsverteidigungsbezirk gemacht wur-
den, wodurch sie keine unmittelbare Gefähr-
dung der Kampfkraft dargestellt hätten und 
auch keine sofortige Sühne erforderlich sei. 
Überdies galt die von Schröder veranlasste 
Vollstreckung des Todesurteils als ungesetz-
lich, weil es nicht durch den Reichsverteidi-
gungskommissar Karl Holz bestätigt worden 
war. Dr. Karl Boromäus Schröder wurde 
am 17. September 1948 wegen fahrlässiger 
Tötung in Tateinheit mit fahrlässiger unzu-
lässiger Vollstreckung zu eineinhalb Jahren 
Gefängnis verurteilt.42 

Die Ahndung durch ostdeutsche Gerichte

In der Sowjetischen Besatzungszone (SBZ) 
war die Ahndung von Endphasenverbrechen 
auf vielerlei Weise gehandicapt.43 NSDAP-
Funktionäre waren fast durchweg von den 
Sowjets verhaftet worden, befanden sich 
in sowjetischen Speziallagern und wurden 
sowjetischen Militärtribunalen überantwor-
tet, wenn sie nicht gleich bei Kriegsende 
liquidiert worden oder in den Westen ge-

fl ohen waren. Sie kamen als Beschuldigte oder Zeugen daher nicht 
in Betracht. Wichtige Aktenbestände (etwa des Berlin Document 
Center oder des International Tracing Service Arolsen) befanden 
sich im Westen. Gleichwohl funktionierte in den ersten Jahren die 
Amtshilfe zwischen West und Ost immer noch – manchmal sehr 
zum Missfallen der Beschuldigten: Zwei Männer, die wegen eines 
Endphasenverbrechens in Kiel44 bereits im Dezember 1945 frei-
gesprochen worden waren, sahen sich 1951 mit einem erneuten 
Prozess in Leipzig und schließlich einer massiven Verurteilung zu 

42 Nürnberg-Fürth 2 Js 666/46 = 50 KLs 189/48, StA Nürnberg, StAnw Nürnberg 
2219/I–VII.

43 Vgl. überblicksartig Christian Meyer-Seitz, Die Verfolgung von NS-Straftaten in 
der Sowjetischen Besatzungszone, Berlin 1998.

44 Kiel 2 Js 338/45 = 2 KLs 2/45, Landesarchiv Schleswig-Holstein, Abt. 352 Kiel; 
Nr. 1123.
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Schauprozess gegen 
Malitz/Meinshausen in 
Görlitz. 
Foto: Hauptstaatsarchiv 
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Abb. links: 
Rekonstruktion der 
Erhängungen in 
Penzberg. 
Foto: SZ Bildarchiv
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zwölf Jahren Zuchthaus konfrontiert, weil das Landgericht Kiel 
sich nach dem Aufenthalt eines der beiden Männer in Oschatz (bei 
Riesa) erkundigt hatte.45

Auf die Frage nach der Rechtsstaatlichkeit und Justizförmig-
keit der Verfahren in der SBZ/DDR kann hier nicht detailliert 
eingegangen werden. Eine massive Politisierung ist ab 1949/50 
zu beobachten, Schauprozesse gab es allerdings schon früher. 
Die Ahndung der Delikte kam wie im Westen früh in Gang. Am 
29. April 1945 war in Lommatzsch ein 16-jähriger ostpreußischer 
Flüchtling wegen Plünderns erschossen worden. Am 23. Juni 1945 
zeigte seine Mutter die Tat an. Ende November 1946 wurde ein 
früherer Volkssturmmann wegen der Tötung des Jugendlichen zu 
15 Jahren Zuchthaus mit Zwangsarbeit verurteilt.46 In Schwerin 
hatte eine Frau einen ihr verdächtigen Soldaten im März 1945 
wegen Fahnenfl ucht angezeigt, der daraufhin erschossen wurde. 
Im August 1946 wurde sie deswegen zu zwölf Jahren Zuchthaus 
verurteilt.47

Mit der verstärkten Politisierung der Justiz änderten sich die 
Bedingungen von Strafprozessen. Zu den bekanntesten Schaupro-
zessen gehört ein mit Endphasenverbrechen gegen die Görlitzer 
Bevölkerung befasstes Verfahren gegen den NSDAP-Kreisleiter 
Bruno Malitz und den Oberbürgermeister Hans Meinshausen, die 
am 19. Oktober 1948 in Dresden guillotiniert wurden.48 Die Ahn-
dung der Erschießung des Bürgermeisters von Stollberg am 21. Ap-
ril 1945 wegen Hissens einer weißen Fahne wurde gleichfalls als 
Schauprozess inszeniert: Die Staatsanwaltschaft reservierte für die 
Hauptverhandlung am 20./21. Dezember 1949 den Ratskellersaal 
in Oelsnitz, in dem etwa 800 Personen Platz fi nden konnten. »Die 
Ausgestaltung des Saales übernimmt die SED. Vor der Bühne wird 
ein Podest aufgebaut, damit das Gericht erhöht sitzt. Rechts und links 
werden je 2 Seitentafeln aufgestellt für die Anklagevertretung, Presse 
und Verteidigung sowie Gerichtshilfspersonen. Lautsprecheranlage 
wird aufgestellt. Die Bühne ist zu schließen (wegen Zuges). Saal ist 
zu heizen: Temperatur 22 Grad. Vor dem Gerichtstisch nimmt der 
Angeklagte Platz. Die erste Sitzreihe ist einer Sicherungs-Polizei-
Abt., den Vertretern der Behörden, Organisationen sowie 8 Zeugen 
vorbehalten. [...] Die Außenorganisation übernimmt die SED. […] 
Der Einlaßdienst und Ausgabe der Eintrittskarten wird von der VVN 
in Oelsnitz durchgeführt.«49 

Insbesondere Verbrechen an polnischen und sowjetischen Staats-
angehörigen wurden forciert ermittelt und abgeurteilt. Gleichzeitig 

45 Leipzig 19 Aufs. 38/50 = 1 StKs 14/51, Bundesbeauftragte für die Unterlagen des 
Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR (BStU), Ast I 81/51.

46 Dresden 1 Js 1425/45 = 1 Ks 29/46 (1) 147/46, BStU, Ddn ASt 1 Ks 29/46.
47 Schwerin 1 Js 98/45 = 1 Ks 4/46, BStU, Swn Ast 4/46.
48 Bautzen 2 Js 241/47 = 9a/14 StKs 13/48, BStU, ASt StKs 13/48.
49 Brief StAnw Chemnitz an LG Chemnitz, 28.11.1949, Chemnitz 4 Js 178/47 = 

(3) StKs 10/49 (11/49), BStU, Chem Ast 3 StKs 10/49 [neu: Ast 14/49].

muss immer davon ausgegangen werden, dass es keineswegs nur 
um die Ahndung ging, sondern die Verfahren auch eine willkom-
mene Möglichkeit boten, sich bestimmter »Elemente« zu entledi-
gen, die den Aufbau einer sozialistischen Gesellschaft zu stören 
schienen: Ernst Sch., ein alkoholkranker »Kriegszitterer« des Ersten 
Weltkriegs, erschoss im April 1945 auf der Hoyerswerdaerstraße 
in Bautzen einen polnischen Kriegsgefangenen wegen angebli-
cher Plünderung. Das Landgericht Bautzen verurteilte ihn 1952 zu 
15 Jahren Zuchthaus wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
und Verstoß gegen die Kontrollratsdirektive 38.50

Andererseits konnten auch andere Prioritäten zum Zuge kom-
men: In Oberhermsgrün wurde am 15. April 1945 ein aus der Haft-
anstalt Plauen entfl ohener »dunkelhäutiger ausländischer Häftling« 
von Angehörigen des Volkssturms Oberhermsgrün und der lokalen 
NSDAP gestellt, erschossen und die Leiche anschließend verscharrt. 
Sieben Personen wurden deswegen im September 1949 zu zeitigen 
Freiheitsstrafen zwischen ein und zwei Jahren Gefängnis verurteilt. 
Doch schon Ende November 1949 stellte die Staatsanwaltschaft 
fest, dass am 11. Oktober 1949 alle Verurteilten von der Landes-
polizei entlassen worden waren – ihre Arbeitskraft wurde für die 
Einbringung der Ernte benötigt. Im Frühjahr 1951 erwähnte die 
Generalstaatsanwaltschaft, dass Delegierte der Demokratischen 
Bauernpartei Deutschlands und der Vereinigung der gegenseitigen 
Bauernhilfe vorgesprochen hätten, und kritisierte, dass die erneuten 
Ladungen zum Strafantritt zur Zeit der Frühjahrsbestellung erfolgt 
seien.51

Zu den bedeutendsten Fällen zählt die Aburteilung des Chefs 
des Fliegenden Standgerichts Helm, des früheren Majors Erwin 
Helm. Der Auffangstab Helm hatte im März und April 1945 in 
Hessen, Mainfranken, Thüringen und im Sudetenland von der Feld-
gendarmerie festgenommene versprengte oder gefl ohene Soldaten 
dem Standgericht überantwortet. Es wurden mindestens 56 To-
desurteile gesprochen, die Helm als Leiter des Auffangstabs und 
Gerichtsherr bestätigte und dann vollstrecken ließ. Helm wurde vom 
Stadtgericht Berlin 1953 zu lebenslänglicher Haft verurteilt. Die In-
effektivität bei der Ermittlung und Aburteilung von NS-Straftätern, 
die die DDR gerne der Bundesrepublik vorhielt, war aber keines-
wegs dem Westen vorbehalten: Helm war schon 1948 in Glauchau 
wegen Wirtschaftsverbrechens zu zwei Jahren und sechs Monaten 
Gefängnis verurteilt worden – ohne dass jemand die Verbindung 
zu den Straftaten der Endphase zog. Im März 1951 war Helm frei-
gekommen und erst im Dezember 1952 erneut verhaftet worden. 
Und »lebenslänglich« hieß auch in der DDR keineswegs ein Leben 

50 Bautzen 3 Js 34/51 = 21-45 3 KLs 53/51, BStU, Ddn AU 68/55.
51 Zwickau Aufs. 230/49 = StKs 32/49, BStU, Chem ASt StKs 32/49 [BStU neu: 

Ast 77/49].

lang: Im Frühjahr 1956 kam Helm aufgrund einer Amnestie frei.52 
Die Ermittlungen gegen ihn in Westdeutschland wurden nach dem 
Urteil eingestellt.53

Die klaustrophobische Atmosphäre in den Luftschutzkellern 
in Berlin generierte zahlreiche Verbrechen, die leicht der Ahndung 
zugeführt werden konnten, weil die Täter im Regelfall Mitbewoh-
ner oder zumindest Bekannte waren. Ende 1945 wurde Heinrich 
Lünemann erschossen, weil er den anwesenden Frauen im Luft-
schutzkeller in der Schönhauser Allee 59b erläutert hatte, wie man 
sich beim Einmarsch sowjetischer Truppen zu ergeben habe.54 Der 
Hauptangeklagte wurde 1949 zu 15 Jahren Zuchthaus verurteilt. 
Am 25. April 1945 wurde Dr. Hans Hannemann beim S-Bahnhof 
Prenzlauer Allee erschossen, weil er als »Spion, Ausländer und 
Jude« verdächtigt wurde.55 Die Leiche wies 15 Einschüsse aus 
einer Maschinenpistole auf. Die Ehefrau eines Beschuldigten 
(und später zu zehn Jahren verurteilten ehemaligen Luftschutz-
wartes) bedrohte einen der Ermittler am 10. Dezember 1945 mit 
den Worten: »Wenn Sie die Nachforschungen über meinen Mann 
nicht einstellen, können Sie Ihre Knochen auf dem Carmen-Sylva-
Markt zusammensuchen.«56 Dagegen kamen die Angehörigen von 
Volkssturm und NSDAP-Ortsgruppe Prenzlauer Berg ungeschoren 
davon. Der Haupttäter, der am 1. Mai 1945 zwei fahnenfl üchtige 
Soldaten und eine Frau, die ihnen Unterschlupf gewährt hatte, 
auf dem Senefelderplatz getötet hatte, brachte sich um, bei den 
beteiligten Mittätern wurde 1956 entschieden, dass »aufgrund der 
Festigung unserer Arbeiter- und Bauernmacht« eine Strafverfol-
gung nicht nötig sei.57 Die Verhaftung des desertierten Soldaten 
Herbert Kloster am 25. April 1945 in Berlin sollte den Täter Johann 
Burianek allerdings das Leben kosten, obwohl die Festnahme Klos-
ters keine Weiterungen zeitigte. Burianek wurde 1952 in Dresden 
hingerichtet.58

52 Berlin (Ost) Ic 23/53 = (101a) 58/53; Ic 23/53, BStU, Lpz AU 79/53; Ast Ic 
23/53.

53 StAnw Würzburg 1 Js 913/55.
54 Berlin (Ost) 11 Js 1056/46 = (20) 35 P Ks 2/49 (10/49), BStU, Ast Ks 2/49; dazu 

auch Berlin (Ost) 35 P Js 342/51 = (4) 35 P KLs 34/51, BStU, ASt 35 Js 342/51, 
in dem ein Dentist, der die Erschießung Lünemanns gutgeheißen hatte, 1952 zu 
zwei Jahren Gefängnis wegen Verbrechen gegen die Menschlichkeit verurteilt 
wurde. Der Dentist galt als unbelehrbarer Nationalsozialist, denn er trug einen 
Kassiber zur Hauptverhandlung, den er seiner Braut übergeben wollte. Darin hieß 
es, er habe die furchtbarsten Urteile erlebt, denn: »Es ist nicht anders zu erwarten, 
da der Staatsanwalt ein Jude ist und der VVN angehört.« Und: »Erzähle allen die 
wirkliche Wahrheit, wie es hier aussieht.«

55 Berlin (Ost) 35 P Js 187/48 = (4) 35 P Ks 1/48, BStU, ASt 35 Ks 1/48.
56 Ebd., Hauptakt Bd. 1.
57 Berlin (Ost) 35 P Js 204/48 = (4) 35 P KLs 54/50 (66/50), BStU, ASt 

35 KLs 54/50.
58 Berlin (Ost) 35 P Js 741/49 = 35 P KLs 3/50, BStU, MfS AU 180/52.

Schluss

Die Ahndung der Endphasenverbrechen in Westdeutschland bean-
sprucht innerhalb aller NS-Verbrechenskomplexe einen vergleichs-
weise geringen Anteil: In den Jahren von 1945 bis 2005 stellten sie 
5,3 Prozent aller NS-Verbrechen59, in der SBZ/DDR ist die Zahl mit 
2–3 Prozent60 noch kleiner. Obwohl der zahlenmäßige Anteil also 
eher gering war, gruben sich die Taten wegen der sinnlosen Gewalt 
tief ins kollektive Gedächtnis ein. Die Hinrichtungen in Penzberg, 
Brettheim oder in der Geltinger Bucht stehen bis heute für den Terror 
der Endphase, während die Straftaten zu Beginn der NS-Herrschaft 
deutlich weniger in der Erinnerung verankert sind. Die Ahndung der 
Verbrechen der Endphase erfuhr bereits zeitgenössisch durch die 
Presse große Aufmerksamkeit, ebenso sah sich die Justiz von Seiten 
der Bevölkerung mit vehementen Forderungen nach Bestrafung der 
Schuldigen konfrontiert. Die Straftaten an Deutschen wurden oft 
deutlich strenger geahndet als Verbrechen an anderen Opfern. Es 
scheint mir in diesem Zusammenhang auch bezeichnend, dass von 
den vier in den westlichen Zonen vollstreckten Todesurteilen zwei 
Taten der Endphasenverbrechen betrafen.61

Die Beschäftigung mit den Endphasenverbrechen in den Besat-
zungszonen und in beiden deutschen Staaten erfüllte aber noch einen 
anderen Zweck: Sie bot für die frühe Nachkriegszeit ein willkom-
menes Narrativ zur NS-Vergangenheit und ein Identifi kationsmuster 
mit deutschen Opfern, die sich heldenhaft gegen die übermächtigen 
Nazis wehrten und dafür mit ihrem Leben bezahlten. Dies diente 
vielen Deutschen als Argumentationshilfe, warum man sich selbst 
während des »Dritten Reiches« systemkonform verhalten hatte – war 
es nicht zu Kriegsende überdeutlich geworden, wie die Nationalso-
zialisten rücksichtslos jeden Widerstand brachen, der sich ihnen in 
den Weg stellte? Die Opfer waren in vieler Hinsicht ein Querschnitt 
der Bevölkerung, sie waren (anders als etwa kommunistische Wi-
derstandskämpfer) meist keiner besonderen Ideologie verdächtig, 
manche ja selbst NS-belastet, andere (etwa Frauen und Geistliche) 
hatten sich jeglicher politischen Betätigung bis dahin enthalten und 
boten nun eine willkommene Projektionsfl äche für den späten Op-
fermut des deutschen Volkes. Diese Instrumentalisierung der Opfer 
als Rechtfertigung für die eigene Trägheit des Herzens stellt eine 
unschöne Komponente der Ahndungsbestrebungen dar.

59 Andreas Eichmüller, »Die Strafverfolgung von NS-Verbrechen durch westdeut-
sche Justizbehörden seit 1945. Eine Zahlenbilanz«, in: Vierteljahrshefte für Zeit-
geschichte, Jg. 56 (2008), H. 4, S. 621–640, hier S. 628. 

60 Für die aus der IfZ-Datenbank erhobene Zahl danke ich Andreas Eichmüller. 
61 Die anderen beiden vollstreckten Todesurteile richteten sich gegen die 

»Euthanasie«-Täterinnen Dr. Hilde Wernicke und die Pfl egerin Helene Wieczorek 
wegen der Tötungen in Meseritz-Obrawalde, StAnw Berlin 11 Js 37/45 Nz. = 
11 Ks 8/46.
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Islamistische Terroranschläge, nicht nur in 
Paris, sondern auch die Morde der Terrormi-
liz Boku Haram in Nigeria, bei denen mehr 
als 2.000 Menschen ums Leben kamen, 

islamfeindliche Pegida-Demonstrationen, die Zehntausende von 
»Wutbürgern« auf die Straßen treiben, um gegen die angebliche 
Islamisierung des Abendlandes zu kämpfen, und Gegendemonstra-
tionen für mehr Toleranz und ein Deutschland der Vielfalt: All diese 
Ereignisse prägen gegenwärtig unseren (Schul-)Alltag und unsere 
Wahrnehmung. Sowohl die brutalen Terrorangriffe von ISIS-Kämp-
fern als auch Pegida-Demonstrationen führen zu einer emotionalen 
Aufl adung der Thematik.

Meldungen über Schüler/-innen – nicht nur aus Hessen –, die 
in den »heiligen Krieg« ziehen, oder über jene, die bereits in Syrien 
gestorben sind, irritieren und verunsichern die Pädagog/-innen. Es 
stellen sich im pädagogischen Handlungsfeld vielfältige Fragen. 
»Wie konnte es dazu kommen, dass der unauffällige, freundliche 
Schüler1 sich zu einem Dschihadisten entwickeln konnte? Was habe 
ich übersehen? Wieso haben die Eltern nichts bemerkt? Wie soll ich 
mit diesem Schüler nun im Unterricht umgehen?« 

Zunächst scheint es sinnvoll, sich mit dem Islam und seinen 
unterschiedlichen Strömungen zu beschäftigen. Der Islam ist ebenso 
wie auch das Judentum und das Christentum vielfältig in seinen un-
terschiedlichen Richtungen und auch seiner religiösen Alltagspraxis. 
Daher muss von der Annahme eines Islam als homogene Religions-
gemeinschaft Abstand genommen werden. Eine differenzierte Be-
trachtung hilft zum Verständnis der unterschiedlichen Ausprägungen 
und der facettenreichen muslimischen Praxis in Deutschland. 

Hier gerät der Salafi smus, aus dessen Gefolgschaft sich Dschi-
hadisten rekrutieren, ins Visier der Betrachtung. Das Wort »salaf« 

1 Da es sich häufi g um männliche Jugendliche handelt, wird im Folgenden ledig-
lich generisches Maskulinum verwendet.

leitet sich aus dem Arabischen ab und bedeutet »die frommen 
Altvorderen«2, Vorgänger. Damit sind die Nachfolger des Propheten 
Muhammad gemeint. Salafi sten sind dem sunnitisch-wahhabitischen 
Islam zuzuordnen. Ihre Anhänger haben ein dogmatisches, »streng 
wörtliches« Verständnis des Korans und orientieren sich insbeson-
dere an den Überlieferungen (Sunna) des Propheten. Das bedeutet: 
Sie halten nur die Lebensweise (Interpretation, Verhalten, Kleider-
ordnung und gesellschaftliche Ordnung zu Lebzeiten des Propheten) 
für den »wahren Islam« und kämpfen entsprechend dieses Referenz-
rahmens für die »Reinhaltung« des Islam.3 Es handelt sich um eine 
ultraorthodoxe Strömung. Entsprechend dieser Gedankenwelt und 
dieses Wertekanons werden die von Menschen gemachten Gesetze 
abgelehnt. Nur der Koran ist in diesem Verständnis das wahre Wort 
Gottes. 

Gegenwärtig geht der Verfassungsschutz von circa 6.000 Anhän-
gern des Salafi smus in Deutschland aus.4 Nicht alle sind gewaltbereit. 
Aus der Anhängerschaft rekrutiert sich wiederum eine kleinere Grup-
pe gewaltbereiter dschihadistischer Salafi sten. Ihnen gemeinsam 
ist der strenge Glaube an das Jenseits und an das Paradies. Hieraus 
erklärt sich auch der fruchtbare Boden für die angewandte religiöse 
Drohpädagogik (Bestrafungen in der Hölle). Die Welt wird im All-
gemeinen als feindlich interpretiert. 

Im Prozess der islamistischen Radikalisierung spielen der 
Antisemitismus – als gemeinsames Feindbild und als Projekti-
onsfl äche zur Stabilisierung der Gruppenidentität –, offene Israel-
feindlichkeit und ein dumpfer Antiimperialismus eine bedeutsame 
Rolle. Der Antisemitismus wird als zentrale Indoktrinierungs-
ideologie instrumentalisiert und befeuert und untermauert offen 
zu Tage tretenden Judenhass. Wobei der Antisemitismus nicht 
primär oder vermehrt ein Problem muslimischer Migranten ist. 
Unverhüllte antisemitische Parolen waren während des letzten 
Nahostkonfl ikts auf unseren Straßen deutlich hörbar. Dies und 
die Verfl echtung und Austragung von Konfl ikten, die ihren Ur-
sprung nicht in Deutschland haben, zeigen einmal mehr, dass wir 
es in Deutschland und in Europa vermehrt mit exterritorialisierten 
Konfl ikten zu tun haben.

Die Faktoren und Sozialisationsbedingungen, die eine salafi sti-
sche Entwicklung begünstigen, sind äußerst vielschichtig. Allerdings 

2 Vgl. Ralf Elger (Hrsg.), Kleines Islam-Lexikon. Geschichte, Alltag, Kultur, 
5., akt. Aufl ., München 2006, S. 284.

3 Vgl. Bundesministerium des Innern (Hrsg.), Lebenswelten junger Muslime in 
Deutschland. Abschlussbericht von W. Frindte, K. Boehnke, H. Kreikenbom, 
W. Wagner. Ein sozial- und medienwissenschaftliches System zur Analyse, Bewer-
tung und Prävention islamistischer Radikalisierungsprozesse junger Menschen in 
Deutschland, Berlin 2011, S. 512 ff.

4 Vgl. Bundesamt für Verfassungsschutz: www.verfassungsschutz.de/de/arbeitsfel-
der/af-islamismus-und-islamistischer-terrorismus/was-ist-islamismus/salafi sti-
sche-bestrebungen [28.01.2015].

macht die Analyse von Biografi en5 von Dschihadisten deutlich, dass 
die im Folgenden dargestellten Determinanten eine erhebliche Wir-
kungskraft haben.

Betrachtet man muslimische Jugendliche, deren Großeltern 
im Zuge ehemaliger Gastarbeiteranwerbung kamen, so ergibt sich 
ein Bild, bei dem häufi g die Desillusionierung vorherrscht. Der 
angestrebte ökonomische und soziale Aufstieg, zu Beginn die Mo-
tivation vieler Migranten, stellte sich bei den meisten Migranten 
nicht oder nur äußerst zögerlich ein. Desillusionierung, Diskrimi-
nierungs- und Degradierungserfahrungen mischen sich zu einem 
Gefühl von »nicht angekommen« bis »nicht erwünscht« zu sein. 
Dies hinterlässt Spuren in der Seele, in der emotionalen Befi ndlich-
keit der Einwander/-innen und ihren Kindern und beeinfl usst das 
Bild, das sie sich über die Mehrheitsgesellschaft machen. Zudem 
kommen defi zitäre Fremdzuschreibungen durch die Mehrheitsge-
sellschaft und vor allem auch durch die mediale Berichterstattung 
hinzu. Bekanntermaßen gibt es einen dialektischen Zusammenhang 
zwischen Fremdzuschreibung und der Übernahme oder Abwehr 
solcher Zuschreibungen.

Die Konvertiten, die häufi g auch aus wie auch immer gearteten 
subjektiv defi nierten prekären Lebensverhältnissen6 kommen, ver-
irren sich in ihrem Eifer um ein besonders »gottgefälliges Leben« 
schnell in der Ideologie des politischen Salafi smus.

Die Sarrazin-Debatte mitsamt den diffamierenden und rassisti-
schen Entwertungen von Menschen muslimischen Glaubens hat zu 
kollektiven Kränkungen geführt. Dass derartige Debatten überhaupt 
eine solche mediale Bühne erhielten, zeugt ebenso von mangelnder 
Sensibilität medialer Akteure wie von der Unentschiedenheit der 
Politik, die sich um die Frage, ob der Islam oder die Muslime zu 
Deutschland gehören, lange Zeit hin und her gewunden hat. All 
diese Faktoren leisten ihren spezifi schen Beitrag zu dem Gefühl 
von negativer Integration.7

Muslimische Jugendliche, deren Eltern bereits mit nur ge-
ringem Wissen über ihre Religion aufwuchsen, stoßen auf der 
Suche nach dem Sinn des Lebens oder auch auf der Suche nach 
Identität auf die Religion ihrer Eltern und Großeltern. Wie die 
Suche nach den eigenen Wurzeln wird die Religionszugehörigkeit 
(die zuvor einen geringen Identitätsanteil besaß) als besonderes 
Merkmal – als Brücke zu den eigenen Wurzeln – entdeckt und 
mutiert zur identitätsstiftenden Kategorie. Jenes sich konstituie-
rende »Wir«, das ihnen bislang durch die Mehrheitsgesellschaft 

5 Vgl. Martin Schäuble, Dschihadisten – Feldforschung in den Milieus: Die Analy-
se zu Black Box Dschihad, Berlin, Tübingen 2011.

6 Diese können subjektiv sehr unterschiedliche Bereiche des Individuums betreffen 
und sind hier nicht auf den sozialen und ökonomischen Status reduziert zu verste-
hen.

7 Vgl. Klaus J. Bade, Kritik und Gewalt. Sarrazin-Debatte, »Islamkritik« und 
Terror in der Einwanderungsgesellschaft, Schwalbach (Taunus) 2013



6160 Einsicht 13  Frühjahr 2015

Wie bereits eingangs ausgeführt, ist der Kampf gegen die 
Instrumentalisierung des Antisemitismus als Indoktrinierungs-
ideologie zur Rekrutierung gewaltbereiter Islamisten eine beson-
dere gesellschaftliche und pädagogische Herausforderung, der 
sich alle an der Bildung von Jugendlichen Beteiligten stellen 
müssen. Im schulischen Alltag ist im Kontext aktueller terroris-
tischer Anschläge durch Islamisten ein offener Judenhass und 
unverhohlener Antisemitismus – der sich häufi g in Form von Ver-
schwörungstheorien zu erkennen gibt – deutlich wahrnehmbar. 
Die Verunsicherung vieler Lehrkräfte hinsichtlich der pädago-
gischen Thematisierbarkeit der Erstarkung dieses Antisemitis-
mus führt häufi g zur Sprachlosigkeit und Ignoranz. Allerdings 
wäre es dringend notwendig, genau hier und jetzt verstärkt in die 
Präventionsarbeit einzusteigen. Hierzu sind nicht nur die Lehr-
kräfte angehalten, sondern ganz besonders auch die Imame und 
Prediger in ihren Moscheegemeinden und Sozialpädagog/-innen 
in ihren Einrichtungen. Von diesem neuen und allgegenwärtigen 

Antisemitismus, der geradezu islamistische Attentate befeuert 
(siehe Anschläge auf jüdische Einrichtungen), geht jetzt und in der 
Zukunft ein erhöhtes Risiko für ein friedliches Miteinander aus. 
Daher müssen alle pädagogischen Interventionsmöglichkeiten, 
die interreligiöse Bildungsarbeit und/oder interreligiöse Begeg-
nungsmöglichkeiten bieten (Gemeinsamkeiten und Unterschiede 
von Judentum, Christentum und Islam) und Lernarrangements, die 
eine kritische Aufarbeitung von Geschichte (Nationalsozialismus, 
totalitäre Herrschaft etc.) sowohl im schulischen als auch im au-
ßerschulischen Kontext ermöglichen, hinreichend genutzt werden. 
Dies bedeutet vor allem, dass gerade auch in Lerngruppen mit 
heterogener Religionszugehörigkeit und Herkunft der Holocaust 
thematisiert werden muss. Hierzu bieten das Pädagogische Zent-
rum, die Gedenkstätten und Bildungseinrichtungen pädagogische 
Angebote, die auf die jeweilige Zielgruppe speziell zugeschnitten 
werden. Der Holocaust in seiner Singularität ist Teil der Mensch-
heitsgeschichte und betrifft daher jeden! 

entweder verwehrt blieb oder das zu erreichen aussichtslos er-
schien, verfügt über dramatische Anziehungskraft, weil sich dieses 
»Wir« lediglich auf die Religionszugehörigkeit bezieht, über die 
sie meistens bereits verfügen und zu der sie einfach »dazugehören 
bzw. dazugehören können«. Nicht zuletzt durch die gegenwärti-
ge Omnipräsenz des Islam in den Medien scheint sich hier dem 
Suchenden eine neu entdeckte Identitätsfl äche zu eröffnen. Jene 
radikalen Bilder islamistischer Terroranschläge bieten Adoles-
zenten radikale Projektionsfolien/Ablösungsmuster von Familie, 
Schule und Mehrheitsgesellschaft. 

Hinzu kommt ein scheinbar klares Weltbild, das die Ordnung 
der Dinge, die Geschlechterrollen und -aufgaben nicht mehr in 
Frage stellt. Damit sind diese Fragen nicht mehr Gegenstand von 
Auseinandersetzungen. Durch die Sunna8 ist ein für alle Mal festge-
legt, wie sich der Gläubige zu verhalten hat. Die Frage nach einem 
eigenen Lebensentwurf, der sich der Adoleszente im Verlauf der 
Persönlichkeitsentwicklung stellen muss, entfällt unter dem Dogma 
der Sunna. Die biografi sche Wahlfreiheit des Individuums, die sich 
in einer pluralistischen, demokratischen und hoch individualisierten 
Gesellschaft stellt, kann ebenso als Zwang und Druck zur Ausei-
nandersetzung empfunden werden. Diesem Aushandlungsprozess 
entfl ieht der Gläubige unter Bezug auf die Dogmatik seines Islam-
verständnisses.

Ein weiterer Aspekt für Jugendliche mit schwierigen Schulbio-
grafi en ist die Erfahrung von Selbstwirksamkeit. Mit der Aufnahme 
in einem radikalen religiösen Zirkel geht häufi g auch die Übernahme 
neuer Aufgaben innerhalb dieser Gruppe einher. Dadurch kann es 
zur erstmaligen Wahrnehmung/Erfahrung der eigenen Selbstwirk-
samkeit, die möglicherweise dem Jugendlichen bislang verwehrt 
war, kommen. Das Gefühl, »ich kann etwas bewirken, ich bin dem 
Verlauf der Dinge nicht machtlos ausgeliefert«, kann ein äußerst 
attraktives Motiv für weitere Aktivitäten darstellen und ist zugleich 
anschlussfähig für die Internalisierung neuer Rollen und Aufga-
ben. In diesem Sinne kann von einem individualpsychologischen 
Emanzipationsprozess gesprochen werden, auch wenn dieser einen 
anderen Wertekanon vertritt.

Ebenso ist die Vorstellung oder Phantasie, einen Heldenstatus 
ohne besondere schulische Leistungen und ungeachtet der sozialen 
und ethnischen Herkunft lediglich durch den Einsatz für die »wahre 
Sache« zu erreichen, für Heranwachsende ein aufregendes Abenteu-
er. Es ließe sich mit der Metapher »Superman-Syndrom« beschrei-
ben. Dass dieser »Superman« den angestrebten sozialen Status mit 
seinem Leben und mit dem Verlust von Familie und vielem mehr 

8 »Arabisch ›gewohnte Handlung, eingeführter Brauch‹ bezeichnet im Islam die 
prophetische Tradition, die in der islamischen Glaubens- und Pfl ichtenlehre die 
zweite Quelle religiöser Normen nach dem Koran darstellt.« Elger (Hrsg.), Klei-
nes Islam-Lexikon, S. 305

bezahlen wird, ist den meisten zu Beginn der Idealisierungsphase und 
des Einstiegs möglicherweise nicht bewusst. Der Tod wird ohnehin 
durch den strikten Glauben an das Jenseits relativiert und erfährt 
eine Umdeutung.

Missbraucht wird im besonderen Maße das Gerechtigkeits-
gefühl Heranwachsender, indem die Indoktrinierung ihnen vor-
gaukelt, dass sie sich für eine »gerechte Sache« einsetzen, ja, 
sich sogar dafür aufopfern können. Wie Superman wollen sie die 
Welt retten. Diese naive Kinderphantasie wird durch ihre mög-
liche Beteiligung am »heiligen Krieg« greifbar und verwirklich-
bar. In diesem Zusammenhang sagen Jugendliche, die sich zum 
heiligen Krieg aufmachten: »Wie kann ich hier in Ruhe leben, 
wenn dort [Syrien] meine Schwestern und Mütter vergewaltigt 
und unschuldige Kinder ermordet werden!« Diese Aussage deutet 
auch darauf hin, dass die Indoktrinierung auf das Ehrverständ-
nis (Männlichkeits-Konstruktion) zielt. Sie fühlen sich im Recht 
und sie glauben, sich für eine gerechte Sache einzusetzen, weil 
im Verlauf der Indoktrinierung ihr bisheriges Wertegefüge einer 
Umdeutung unterworfen wurde. 

Die Idee einer Bruderschaft, auf die sich der Gläubige nun 
stets verlassen kann, verspricht feste Bindungen und Solidarität. 
Die Glaubensbrüder lösen durch intensive Kommunikation nach 
und nach die familiären Bindungen ab. Ebenso fi ndet eine Loslö-
sung ehemaliger Freundschaften und sozialer Kontakte statt. Der 
religiöse Zirkel übernimmt die Rolle der Familie und avanciert zum 
neuen Bezugsrahmen in der Lebenswirklichkeit des Gläubigen. Dies 
erklärt, weshalb die Eltern ihre Kinder nicht mehr erreichen und 
weshalb die indoktrinierten Kinder nicht mehr für Gespräche mit 
Außenstehenden zugänglich sind. Dies führt häufi g zu Überforde-
rung und Hilfl osigkeit der Eltern.

Innerhalb der Gleichaltrigengruppe oder in den Schulklassen 
können nun Indoktrinierte anderen Jugendlichen imponieren, indem 
sie vorgeben, die reine Wahrheit über den Islam zu wissen und über 
die häufi g damit einhergehenden Verschwörungstheorien Bescheid 
zu wissen. Sie geben sich als der Experte des wahren Islam aus. Von 
diesem »Expertengehabe« geht eine besondere Gefahr für weitere 
Missionierungsopfer aus. Dem gilt es in den Schulen den Boden 
zu entziehen, indem durch ausgebildete Lehrkräfte über den Islam 
aufgeklärt wird.

Die Sensibilisierung der Lehrkräfte für ihr eigenes Selbst- und 
Weltbild ist von entscheidender Bedeutung und muss bereits wäh-
rend des Studiums verpfl ichtend angeboten werden. Normalitätsvor-
stellungen dürfen nicht reduziert werden auf die soziale Zusammen-
setzung der Mehrheitsgesellschaft. Vielmehr sollte die Bandbreite 
diverser Perspektiven aufgenommen, denkbar und diskutierbar sein. 
Dies impliziert die Institutionalisierung einer Pädagogik der Vielfalt 
in der Lehrerausbildung, die postkoloniale und postnationalsozia-
listische Perspektiven aufdeckt und Lehrkräfte in Vorbereitung auf 
ihre zukünftige Schulwirklichkeit vorbereitet. 

Hubert Kiesewetter 
Von Richard Wagner zu Adolf Hitler
Varianten einer rassistischen Ideologie

Die Wirkungsgeschichte von Wagners Antisemitismus zwischen 1883 
und 1945 ist nach wie vor umstritten, auch wenn die Wagner-Literatur 
kaum noch zu überblicken ist. In diesem Buch wird eine Interpretation 
angeboten, die zwar Wagners Judenfeindschaft rassistische Tendenzen 
bescheinigt, aber keine Identität zwischen Wagners und Hitlers Rassis-
mus konstatiert. Der Bayreuther Wagnerclan war entscheidend daran 
beteiligt, daß der wagnerbegeisterte Hitler und viele Nationalsozialisten 
in ihrem Judenhaß seit 1923 mit einer umfassenden ideologischen Un-
terstützung der Wagnerfamilie rechnen konnten.

Zeitgeschichtliche Forschungen, Band 47
259 Seiten, 2015
ISBN 978-3-428-14543-0, € 29,90 www.duncker-humblot.de
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Holocaust in Museen in London und Berlin

 

Angelika Schoder
Die Vermittlung des Unbegreifl ichen. 
Darstellungen des Holocaust im Museum
Frankfurt am Main, New York: 
Campus Verlag, 2014, 371 S., € 45,–

Von Raul Hilberg ist die Bemerkung überlie-
fert, dass jedes Holocaust-Museum einen Saal 

haben sollte, in dem es auf einem Podest unter Glas ausschließlich eine 
der Dosen Zyklon B präsentiert.1 Diese sowohl provokativ als auch 
ernst gemeinte Äußerung aus den 1990er Jahren wurde zur vielleicht 
bekanntesten Intervention in der Debatte über die Musealisierung von 
Auschwitz. Seit dem Jahr 2000 sind viele neue Dauerausstellungen 
über die Shoah oder dem Völkermord gewidmete Museen eröffnet 
worden: in Berlin der Ort der Information am Zentralen Mahnmal, in 
London im Imperial War Museum (IWM), in Jerusalem der Neubau 
des Holocaust History Museum von Yad Vashem und in Paris die 
Ausstellung des Memorial de la Shoah; daneben entstanden weitere 
Museen, über die man sehr viel weniger gehört hat, so das Museo della 
Deportazione im italienischen Prato (2002), das Holocaust Memorial 
Center im kanadischen Montreal (2003) und das Holocaust-Museum 
in Budapest (2004), letzteres steht durch die Auslassungen und die 
teils skandalösen Umstände seiner Planung, Gründung und Eröffnung 
allerdings weniger für ein neues Geschichtsbewusstsein, als vielmehr 
für die offenkundigen Schwierigkeiten, die auf dem Weg dorthin zu 
überwinden sind.2 Studien- und Lernzentren wurden außerdem in Oslo 
und Skopje (Mazedonien) eingerichtet. Derzeit gibt es Gründungspläne 
für neue Ausstellungen oder Museen in Riga, Dnepropetrowsk und 
Rom; und auch Deutschland diskutiert seit langem über den Bau eines 
Holocaust-Museums. Da die größer werdende zeitliche Distanz zum 
Ereignis auch die Zahl und die Bedeutung von Vermittlungsinstitutio-
nen wachsen lässt, haben Museen und Ausstellungen und mit diesen die 

1 Vgl. Katja Köhr, Die vielen Gesichter des Holocaust. Museale Repräsentationen 
zwischen Individualisierung, Universalisierung und Nationalisierung, Göttingen 
2012, S. 193–197. Diese Aussage wurde im Zusammenhang mit der Gründung 
des Holocaust-Museums in Washington D. C. getätigt und enthält die methodi-
sche Grundüberzeugung Hilbergs: »Das ist die Eigenschaft von Dokumenten: 
Dichte! Dokumente sind nicht weitschweifi g.« Vgl. Raul Hilberg in: Harald Wel-
zer, »Auf den Trümmern der Geschichte.« Gespräche mit Raul Hilberg, Hans 
Mommsen und Zygmunt Bauman, Tübingen 1999, S. 43.

2 Richard C. Schneider, »Das Holocaust-Museum von Budapest«, in: Die Zeit, 
Nr. 24 vom 3. Juni 2003.

Debatten über das Thema insgesamt sprunghaft zugenommen. Hinzu 
kommt, dass Fragen nach einer angemessenen Visualisierung des Ho-
locaust auch einen eigenen theoretischen Forschungszusammenhang 
ausgebildet haben, der oft nur oberfl ächlich von der Geschichtswis-
senschaft rezipiert wird, jedoch im Bereich Fotografi e, Kunst, Film 
und eben Ausstellungen und Museen diskursprägend geworden ist.3

Durch beide Diskussionen – die praktische, die auf Fragen nach 
einer angemessenen Vermittlung basiert, und die theoretische, die 
Fragen der Medialität und dem Wandel unserer Erinnerungen ad-
ressiert – hat die Forschung einen bemerkenswerten Aufschwung 
erhalten. In den vergangenen Jahren entstanden gleich mehrere 
Zeitschriftenschwerpunkte und Studien, die sich dem Ausstellen 
von Geschichte allgemein4 und der Repräsentation des Holocaust 
in Museen im Speziellen widmeten. Im Titel der 2012 erschienenen 
Arbeit von Katja Köhr war dann auch zutreffend von den »vielen 
Gesichtern des Holocaust« im internationalen Museumsdiskurs die 
Rede.5 Auch Simone Lässig sprach vor einigen Jahren von einer 
Entwicklung, die das museale Bild des Holocaust aus einem histori-
schen Ereignis zu einer »transnationalen Metapher« gemacht habe.6 
Die Begriffe »Viele Gesichter« und »Metapher« markieren deshalb 
einen wichtigen Punkt der Diskussion, weil die Verständigung über 
das Bildgedächtnis eben nicht nur plural, sondern auch widersprüch-
lich ist. Auf unsere Vorstellung vom Ereignis wirken – nicht nur im 
Museum, aber eben auch dort – ganz unterschiedliche Prozesse ein: 
Tendenzen der Universalisierung, der (Re-)Nationalisierung und der 
Individualisierung des Ereignisses können sich dabei zwar durchaus 
ergänzen, häufi ger aber stehen sie quer zueinander. 

Angelika Schoders Buch Die Vermittlung des Unbegreifl ichen 
vergleicht die Holocaust-Darstellungen im IWM in London und 
des Deutschen Historischen Museums in Berlin. Zuvor wurden Yad 
Vashem und das Washingtoner Museum, das Berliner Jüdische Mu-
seum in der Lindenstraße, die Topographie des Terrors (ebenfalls in 

3 Zum Thema Holocaust in Kunst, Fotografi e und Film vgl. exemplarisch die fol-
genden Sammelbände und Studien: Manuel Köppen, Klaus R. Scherpe (Hrsg.), 
Bilder des Holocaust. Literatur, Film, Bildende Kunst, Wien u.a. 1997; Mark 
Godfrey, Abstraction and the Holocaust, New Haven, Conn. u.a. 2007; Kathrin 
Hoffmann-Curtius, Bilder zum Judenmord. Eine kommentierte Sichtung der Ma-
lerei und Zeichenkunst in Deutschland von 1945 bis zum Auschwitz-Prozess, 
Marburg 2014; Habbo Knoch, Die Tat als Bild. Fotografi en des Holocaust in der 
deutschen Erinnerungskultur, Hamburg 2001; Catrin Corell, Der Holocaust als 
Herausforderung für den Film. Formen des fi lmischen Umgangs mit der Shoah 
seit 1945. Eine Wirkungstypologie, Bielefeld 2009.

4 Als Einführung zum Gesamtthema siehe den vorzüglichen Band von Claudia 
Fröhlich, Harald Schmid und Birgit Schwelling (Hrsg.), Geschichte ausstellen, 
Jahrbuch für Geschichte und Politik Bd. 4, Stuttgart 2014.

5 Köhr, Gesichter des Holocaust.
6 Simone Lässig, »Vom historischen Fluchtpunkt zur transnationalen Metapher. 

Holocaust-Erinnerungen in Museen zwischen Geschichte und Moral«, in: Olaf 
Hartung (Hrsg.), Museum und Geschichtskultur. Ästhetik – Politik – Wissenschaft, 
Bielefeld 2006, S. 184–210.

Berlin) und Museen in Deutschland und Österreich sowie in Polen 
vergleichend untersucht.7 Nicht nur Inhalte und Geschichte, auch die 
ästhetische und semantische Sprache der Architektur von Holocaust-
Museen wurde schon vergleichend analysiert.8 Die britische Pers-
pektive auf den Holocaust wurde zwar als solche schon in mehreren 
Studien zum Thema gemacht9; da es hier aber lange Zeit kein eigenes 
Museum und keine Ausstellung zum Völkermord an den Juden gab, 
konnte Großbritannien bislang noch kein komparativer Bezugspunkt 
in diesem Diskussionszusammenhang sein, was einen besonders neu-
gierig auf diese erste deutschsprachige Studie zum Thema macht, die 
als Dissertationsschrift an der Universität Bayreuth entstanden ist.10

Schoders Untersuchung ist kein Buch über Meta-Geschichte, 
sondern es bleibt in Ansatz und Durchführung ganz historisch. Gleich-
wohl aber ist ihr Thema die Entstehung und der Wandel von Ge-
schichtsbildern, die immer abstrakter und begriffl icher werden. Es ist 
deshalb eine gute Entscheidung der Autorin, dass sie gerade dieses 
Thema nicht theoretisch überformt, sondern Schritt für Schritt am 
Beispiel des IWM aufzeigt, wie aus Reaktionen auf frühere und andere 
Ausstellungen, der Rezeption von internationalen Standards und der 
Refl ektion des eigenen Gedächtnisses ein universales Ausstellungs- 
und Geschichtsbild des Holocaust wird. Die Autorin selbst hält die 

7 Matthias Hass, Gestaltetes Gedenken. Yad Vashem, das U.S. Holocaust Memorial 
Museum und die Stiftung Topographie des Terrors, Frankfurt am Main, New York 
2002; Katrin Pieper, Die Musealisierung des Holocaust. Das Jüdische Museum 
Berlin und das U.S. Holocaust Memorial Museum in Washington D.C. Ein Ver-
gleich, Köln u.a. 2006; Andrea Brait, »Museale Präsentationen im Umgang mit 
dem Holocaust. Ausgewählte österreichische und deutsche Museen im Ver-
gleich«, in: Ursula von Keitz, Thomas Weber (Hrsg.), Mediale Transformationen 
des Holocausts, Berlin 2013, S. 415–449; James E. Young, »Holocaust Museums 
in Germany, Poland, Israel and the United States«, in: Konrad Kwiet/Jürgen 
Matthäus (Hrsg.), Contemporary Responses to the Holocaust, Westport, Con. 
2004, S. 249–274.

8 Noah Isenberg, »Reading ›Between the Lines‹: Daniel Libeskind’s Berlin Jewish 
Museum and the Shattered Symbiosis«, in: Leslie Morris, Jack Zipes (Hrsg.), Un-
likely History. The Changing German-Jewish Symbiosis 1945–2000, New York 
2002, S. 155–179; Stephanie Shosh Rotem, Constructing Memory. Architectural 
Narratives of Holocaust Museums, Bern u.a. 2013.

9 Vgl. v.a.: Bernhard Wasserstein (Hrsg.), Britain and the Jews of Europe, 1939–
1945, London 1999; Tony Kushner, The Holocaust and the Liberal Imagination. 
A Social and Cultural History, Oxford/Cambridge 1995; ders., »Britain, the Unit-
ed States and the Holocaust. In Search of a Historiography«, in: Dan Stone 
(Hrsg.), The Historiography of the Holocaust, London 2004, S. 253–275; Andy 
Pearce, »The Development of Holocaust Consciousness in Contemporary Britain, 
1979–2001«, in: Holocaust Studies 14 (2008), No. 2, S. 71–94.

10 Zuvor bereits: Suzanne Bardgett/Emma O’Brien, Emily Fuggle, The Holocaust 
Exhibition. Ten Years On, London 2010; David Cesarani, »Should Britain Have a 
National Holocaust Museum?«, in: Journal of Holocaust Education 7 (1998), No. 
3, S. 17–27; Dan Stone, »Memory, Memorials and Museums«, in: ders. (Hrsg.), 
The Historiography of the Holocaust, S. 505–532; Caroline Sharples/Olaf Jensen 
(Hrsg.), Britain and the Holocaust. Remembering and Representing War and 
Genocide, Basingstoke 2013; jüngst auch: Andy Pearce, Holocaust Conscious-
ness in Contemporary Britain, New York/London 2014, hier Kap. 5: »The Impe-
rial War Museum’s Holocaust Exhibition«, S. 108–132. 

gesellschaftlich-politische Rezeption der Shoah und die Ausbildung 
einer spezifi schen, nationalen Erinnerungskultur, die sich gerade auch 
in Museen niederschlägt, thematisch stets eng beieinander. So argu-
mentiert sie treffend, dass das Thema Judenverfolgung in Großbritan-
nien lange Zeit ausschließlich in den Händen jüdischer Institutionen 
lag, allen voran der Wiener Library und des Londoner Leo Baeck 
Instituts.11 Der nationale Erinnerungsrahmen des Königreichs war 
dagegen auf den »Großen Krieg« gerichtet, die Geschichte des IWM 
– im Jahr 1917 durch den deutsch-jüdischen Politiker Alfred Moritz 
Mond, einem Parlamentsmitglied der Liberal Democrats initiiert – ist 
selbst Ausdruck dieser Perspektive, die auf der Insel noch bis weit in 
die 1960er Jahre hinein andauerte. Es war dies die Zeit, als am Kon-
zept des Kriegsmuseums erste Kritik aufkam. Doch die Präsentation 
und Erläuterung von Waffen, die stolze Ausstellung von im Krieg 
gewonnenen Trophäen und die Thematisierung der Heimatfront blie-
ben auch dann noch für lange Jahrzehnte die dominante Struktur des 
IWM, auch als es durch die Einbeziehung des Zweiten Weltkriegs und 
mit neuen Dauerausstellungen über die »Battle of Britain« und den 
»Blitz« (die deutsche Bombardierung von London) den Fokus immer 
stärker auf die Zeit der 1940er Jahre auszuweiten begann. Doch erst 
um 1977 herum begann das IWM über einen Ausstellungsbereich zur 
Ideologie des Nationalsozialismus und zur Wirklichkeit des »Dritten 
Reichs« nachzudenken, hier wiederum war von einer Integration des 
Holocaust noch lange nicht die Rede. Eine solche »Holocaust Exhi-
bition«, die im Zentrum des Buches von Schoder steht, wurde erst ab 
1997 konzipiert und dann im Juni 2000 eröffnet.

Das konsequent aus den museumsinternen Quellen und Publikati-
onen erarbeitete, nüchtern geschriebene und klar gegliederte Buch füllt 
mit Akribie in der Materialdurchdringung und Sachlichkeit in der Ar-
gumentation eine überfällige Forschungslücke, denn das Nachdenken 
über das Bild des Holocaust, wie es von Großbritannien her entstand, 
ist erkenntnisträchtig. Das gilt nicht nur für die dortige Erinnerungs-
kultur, sondern auch für deutsche und andere Diskursgewissheiten. 
Schoders Buch erhellt am Beispiel des Londoner Museums die Mik-
rogeschichte der Entstehung eines universellen Holocaustdiskurses. 
Es handelt sich im Falle des IWM um die allmähliche britische Aneig-
nung der Bedeutung dieses historischen Ereignisses jenseits von Täter- 
und Opfer-Diskursen, die in Deutschland aus naheliegenden Gründen 
das Nachdenken über die Bedeutung der Shoah formatiert haben. 
Trotzdem sieht Schoder die Londoner und die Berliner Ausstellung 
im Resümee nicht als Gegensätze. Die Arbeit endet vielmehr genau 
umgekehrt mit den zunächst verblüffenden Ähnlichkeiten zwischen 
beiden Museen, die die Autorin den Schluss ziehen lässt, dass beide, 
London und Berlin, als besonders wichtige Transformationsmedien 

11 Siehe etwa Ruth Nattermann, Deutsch-jüdische Geschichtsschreibung nach der 
Shoah. Die Gründungs- und Frühgeschichte des Leo Baeck Institute, Essen 2004; 
Ben Barkow, Alfred Wiener and the Making of the Holocaust Library, London 1997.
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für eine stärker universal ausgerichtete Holocausterinnerung zu in-
terpretieren sind, nach der die Holocaustdiskurse aus Täter-, Kolla-
borations-, Opfer- und Zuschauer-Nationen sich seit 15 bis 20 Jahren 
mehr und mehr angleichen. Die beiden von ihr analysierten Ausstel-
lungen, so fasst Schoder ihre Ergebnisse zusammen, argumentieren 
beide transnational und europäisch, vor allem im Hinblick auf den 
Antisemitismus der 1930er und 1940er Jahre; beide Ausstellungen 
bieten ihren Besuchern die breit geschilderten fatalen Folgen des 
Ersten Weltkriegs, und sie betonen die Entgrenzung der Gewalt des 
im Osten begonnenen Vernichtungskriegs zwischen 1939 und 1945; 
beide Ausstellungen zeigen auch das jüdische Leben in Deutschland 
und Europa vor der Katastrophe, und beide heben sowohl Widerstand 
als auch Kollaborationsbereitschaft in vielen Ländern hervor.

So ergreift den Leser des Buches von Schoder zuletzt aufgrund 
dieser länderübergreifenden Parallelitäten ein kurzer geschichtli-
cher Schwindel und die Sorge, ob nicht die in Konzepten für diese 
Ausstellungen gut begründbaren transnationalen und universellen 
Kriterien für historisches Lernen nicht am Ende zu einem Bild des 
Holocaust führen, das für alle Besucher gleich, also sozusagen jen-
seits von Zeit und Raum verfasst wurde. Dass es hierfür selbst auch 
wieder historische Gründe gibt – etwa die aktuelle Wahrnehmung des 
Holocaust durch junge Muslime in London oder Berlin, um nur einen 
zu nennen12 – steht außer Frage. Doch wird in dieser Tendenz die 
Frage immer brennender, wer in diesen Museen eigentlich zu wem 
spricht. Holocaust-Museen waren ursprünglich und ihrer Entstehung 
nach eher Anti-Museen. Sie stehen nicht in der Tradition der Schau-
sammlungen und Wunderkammern des 18. und 19. Jahrhunderts, 
ihre Vorläufer sind vielmehr, so Volkhard Knigge, die Tatorte selbst, 
die Präsentation der Lager als Beweise für die Weltöffentlichkeit 
durch die Alliierten am Ende des Zweiten Weltkriegs.13 Das ist der 
Grund, warum diese Orte und die dort aufgefundenen Sachüberreste 
(Baracken und Zäune, Wachtürme und Alltagsdinge) sich in ihrer 
Bedeutung nicht von der zunehmenden Zahl an Holocaust-Museen 
ersetzen lassen werden. Die vormals so starken Unterschiede nati-
onaler Erinnerungskulturen mögen kleiner und kleiner werden, die 
Differenz zwischen dem westlichen und dem muslimischen Diskurs 
wird größer und die zwischen den Museen an den Tatorten und den 
reinen Erinnerungs-Museen scheint ebenfalls anzuwachsen.

Nicolas Berg
Leipzig

12 Günther Jikeli, »Wahrnehmungen des Holocaust unter jungen Muslimen in Ber-
lin, Paris und London«, in: ders. u.a. (Hrsg.), Umstrittene Geschichte. Ansichten 
zum Holocaust unter Muslimen im internationalen Vergleich, Frankfurt am Main, 
New York 2013, S. 185–226.

13 Volkhard Knigge, »Gedenkstätten und Museen«, in: ders., Norbert Frei (Hrsg.), 
Verbrechen erinnern. Die Auseinandersetzung mit Holocaust und Völkermord, 
München 2002, S. 398–409, hier S. 398 f.
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Jack Jacobs
The Frankfurt School, Jewish Lives, 
and Antisemitism
New York: Cambridge University Press, 
2015, 268 S., $ 90,–

Im Mai 1942 schrieb Friedrich Pollock, 
stellvertretender Direktor des emigrierten 

Instituts für Sozialforschung, einen Kondolenzbrief an seinen Kol-
legen Leo Löwenthal in New York, dessen Vater kurze Zeit zuvor 
verstorben war: »Lieber Loewenthal, ich weiss, dass bei aller Di-
stanz, die wir zu unseren Eltern haben, der Tod des Vaters einem 
doch sehr nahe gehen kann. Darum meine ich mehr[,] als eine For-
malität, wenn ich Ihnen und Ihrer Frau mein Beileid ausspreche.« 
Die angesprochene Distanz zu den Eltern teilten viele junge jüdische 
Männer in der Weimarer Republik, wobei die Konsequenzen höchst 
unterschiedlich ausfi elen: Nicht wenige schlossen sich zum Verdruss 
ihrer Eltern zionistischen Gruppierungen, elitären Zirkeln oder der 
kommunistischen Partei an; einige entdeckten auch die jüdische 
Religion und Kultur wieder, von der sich ihre assimilierten Eltern 
ihrer Ansicht nach aus reinem Opportunismus entfernt hatten.

Die Kritische Theorie allein aus diesem antipatriarchalen Geist 
erklären zu wollen wäre absurd. Dass jedoch biographische Erfah-
rungen und die daraus entstehenden psychosozialen Dynamiken 
als individualgeschichtlicher Hintergrund das spätere Leben der 
Erwachsenen mitprägen, ist evident. Bezogen auf den inneren Kreis 
um Max Horkheimer – dazu zählen neben Löwenthal und Pollock zu 
verschiedenen Zeitpunkten auch Erich Fromm, Henryk Grossmann, 
Herbert Marcuse und Theodor W. Adorno –, bedeutet dies, dass die 
jüdische Herkunft der Theoretiker zahlreiche Aspekte ihres Denkens 
beeinfl usst hat. So jedenfalls lautet die These von Jack Jacobs’ neuem 
Buch The Frankfurt School, Jewish Lives, and Antisemitism.

Jacobs gliedert sein Buch in drei Teile, wobei der erste Teil 
(S. 7–42) knappe biographische Skizzen über die »Jewish lives« von 
Horkheimer, Pollock, Löwenthal, Fromm und Grossmann enthält 
(später werden noch die erst im Exil zum Institut gekommenen Ador-
no und Marcuse vorgestellt). Jacobs kann deutlich machen, dass ver-
schiedene Dimensionen des Jüdischen diesen Personenkreis prägten 
und die Auseinandersetzungen mit dem assimilierten, bürgerlichen 
Elternhaus erheblich zur Politisierung der Protagonisten beigetragen 
haben. Löwenthal etwa engagierte sich in einem Hilfsverein für die 
im Milieu seiner Eltern tief verachteten »Ostjuden« und war eine 
Zeit lang als Redakteur der zionistischen Jüdischen Rundschau aktiv. 

Nachdem er gegen den vehementen Protest seines Vaters die aus 
Königsberg stammende Golde Ginsburg geheiratet hatte, führte das 
junge Paar auch noch einen streng koscheren Haushalt – nach Lö-
wenthals Aussage vor allem, um seinen Vater zu provozieren. Aber 
auch religiöse Orientierungen und ein aufschäumendes Interesse an 
jüdischer Kultur und Geschichte sind in der Weimarer Zeit bei eini-
gen der Protagonisten zu verzeichnen. Und so entsteht tatsächlich der 
Eindruck, dass der Horkheimer-Kreis die vielen Facetten jüdischen 
Lebens in der Zeit der Weimarer Republik abbildet.

Im zweiten Teil des Buches (S. 43–110) widmet sich Jacobs dem 
zentralen Stellenwert des Antisemitismus in der Kritischen Theorie seit 
1939. Dass Horkheimer und seine Kollegen ihm solch eine Bedeutung 
beimaßen, habe, so Jacobs, auch mit dem jüdischen Hintergrund der 
Forscher zu tun – eine These, die aufgrund der Verfolgungserfahrung 
nahe liegt, sich aber letztlich schwer beweisen lässt. Musste nicht jeder 
vernünftige Mensch in den 1940er Jahren den Antisemitismus als eines 
der größten Probleme der Menschheit erkennen? Obwohl Jacobs die 
theoretischen Debatten über den Antisemitismus anschaulich rekon-
struiert, ist im Gesamtzusammenhang unverständlich, warum dieser 
zweite Teil doppelt so lang ist wie die beiden anderen – zumal man sich 
die langen Ausführungen (S. 91–106) über die zeitgenössischen Reak-
tionen auf die veröffentlichten Werke durchaus hätte sparen können.

Im dritten Teil (S. 111–148) präsentiert Jacobs eine Art synthe-
tisierendes Kapitel, in dem er untersucht, auf welche Weise sich die 
jüdische Herkunft, verknüpft mit der Theorie des Antisemitismus, 
auf das Verhältnis zum Staat Israel ausgewirkt hat. Gerade weil es 
sich hier um ein bislang unterbelichtetes Thema der Forschung han-
delt, ist dies sicherlich der wichtigste Abschnitt des Buches. Jacobs 
vertritt die einfache, aber empirisch belegbare These einer »inverse 
relation« (S. 111): Umso vertrauter der jeweilige Theoretiker mit dem 
Judentum war, desto stärker war seine Kritik an Israel. Jacobs macht 
allerdings auch deutlich, dass abgesehen von Fromm alle Hauptver-
treter des Instituts für Sozialforschung Sympathien für Israel hegten.

Die Konklusion (S. 149–151) fällt leider sehr kurz aus, umso 
ausführlicher und ergiebiger ist der Anmerkungsapparat (S. 152–
230), der einige interessante Funde bereithält. Methodisch ist das 
Buch hervorragend gearbeitet, der Quellenfundus beeindruckend, 
die Sprache klar und gut lesbar. Kurz: Jack Jacobs hat ein neues 
Standardwerk über die Geschichte des Instituts für Sozialforschung 
geschrieben, das zugleich den Blick auf die jüdische Geschichte des 
20. Jahrhundert bereichert.

Philipp Lenhard
München
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Ungewöhnlicher Weggefährte

 

Aleksander Hertz
Skizzen über den Totalitarismus 
Hrsg. von Torsten Lorenz und 
Katarzyna Stokłosa
Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht, 
2014, 257 S., € 64,99

Die im vorliegenden Band versammelten 
Arbeiten hat der Soziologe Aleksander 

Hertz in den Jahren 1936 und 1937 in Polen verfasst und dort in 
Fachzeitschriften veröffentlicht. Zwei der Aufsätze behandeln die 
Organisation und die soziale Zusammensetzung der militarisierten 
Massenparteien, insbesondere der NSDAP und der Fasci d’Azione 
Rivoluzionaria (FAR), der dritte die Frage nach der charismatischen 
Qualität Hitlers. Der Band wird durch Marginalien »Über die Macht 
Stalins« abgeschlossen. Torsten Lorenz hat diese vier Arbeiten 
erstmals ins Deutsche übersetzt und nun zusammen mit Katarzyna 
Stokłosa im Rahmen der Schriftenreihe des Hannah-Arendt-Instituts, 
»Wege der Totalitarismusforschung«, herausgegeben. Im Vorwort 
begründen sie ihren Einsatz für das Hertz’sche Werk damit, »dass 
sie diese tiefschürfenden zeitgenössischen Analysen angesichts der 
anhaltenden Diskussion über die Natur totalitärer Regime für einen 
breiteren Leserkreis außerhalb ihres Ursprungslands zugänglich 
machen wollen« (S. 8). Auch wenn manche Urteile inzwischen wi-
derlegt worden seien, handele es sich um Arbeiten, die im Vergleich 
mit anderen zeitgenössischen soziologischen Analysen das höchste 
Niveau markiert hätten und die »auch heute noch durch ihre analy-
tische Tiefe und Stringenz« (ebd.) beeindrucken würden. 

Zweifellos sind Hertz’ Schriften nicht nur dokumentarisch von 
Interesse, sondern auch methodisch und theoretisch. Allerdings in 
einem anderen Sinn, als ihn die Herausgeber nahelegen, die Hertz 
vor allem als einen vergessenen Weggefährten der Totalitarismus-
forschung würdigen wollen. Denn interessanter als Hertz’ Stringenz 
sind dessen Brüche und die Momente, in denen er an seine Grenzen 
stößt und die Irrwege der Totalitarismusforschung antizipiert. Hertz’ 
Widersprüchlichkeit kommt besonders dann zur Geltung, wenn man 
die vier Arbeiten als eine Einheit betrachtet. Dank des Vorworts der 
Herausgeber, in dem sie Hertz’ intellektuelle Entwicklung skizzieren, 
wird diese Widersprüchlichkeit verständlicher. Nachdem er sich 
1915 als Zwanzigjähriger der Polnischen Sozialistischen Partei ange-
schlossen hatte, setzte er sein Philosophiestudium fort. Parallel dazu 
bildete sich sein Interesse für die Soziologie heraus. Während er sich 
mehr und mehr von der Partei, ihrer Theorie und Praxis, distanzierte, 
näherte er sich der sogenannten werturteilsfreien Soziologie an, 

besonders der Lehre Max Webers und Vilfredo Paretos, und begrün-
dete dann die politische Soziologie in Polen. Wie die Herausgeber 
berichten, nahm Hertz Pareto »gegen dessen Inanspruchnahme durch 
den italienischen Faschismus und andere autoritäre Strömungen in 
Schutz« (S. 17). Es verwundert hier, dass die Herausgeber Hertz’ 
Einsatz für Pareto unkommentiert lassen, obwohl einige Elemente 
der Theorie des umstrittenen Soziologen zur faschistischen Wirk-
lichkeit drängten und ihr Schöpfer dem Faschismus zeitweilig mit 
Sympathie gegenüberstand.

Hinsichtlich der theoretischen Bezugspunkte fällt außerdem 
auf, dass im Vorwort zwar Hertz’ vorübergehende Verbindung zur 
Polnischen Sozialistischen Partei und sein Besuch der Vorlesungen 
des Austromarxisten Max Adler Anfang der 1920er Jahre erwähnt 
wird, aber für die vorliegenden über zehn Jahre später verfassten 
Arbeiten nur Weber, Pareto und Robert Michels als Inspiratoren 
genannt werden – und nicht Karl Marx. Dabei erkennt Hertz des-
sen Analyse des Klassenantagonismus in seinem Aufsatz über die 
»Militarisierung der Partei« explizit als »den besten Schlüssel zum 
Verständnis der allgemeinen Prozesse des modernen Lebens« (S. 84) 
an und empfi ehlt an anderer Stelle Marx’ Analyse des Bonapartis-
mus. (S. 153) In Hertz’ Analyse der militarisierten Parteien wird 
die Problematik seines theoretischen Eklektizismus sichtbar. An-
fangs behauptet er noch, dass für die Militarisierung der Parteien 
die inneren Faktoren entscheidend gewesen seien, während äußere 
Faktoren diese »Evolution« (S. 42) bloß beeinfl usst hätten –  eine 
problematische dichotome Trennung innerer und äußerer Fakto-
ren, die suggeriert, es könnten hier beide säuberlich voneinander 
geschieden werden. Am Ende des Aufsatzes zeigt sich dann, dass 
ein solcher Schematismus nicht durchgehalten werden kann, wenn 
Hertz sich den gesellschaftlichen Bedingungen der Militarisierung 
der Parteien zuwendet und darlegt, dass dieser Vorgang nur ver-
ständlich werde, seinen Sinn erhalte, vor dem Hintergrund und im 
Zusammenhang der Eskalation der Klassenkämpfe in Europa. (S. 84) 
Darum ist es falsch, wenn die Herausgeber nahelegen, Hertz hätte 
in der Demokratie die Führungsstruktur der politischen Parteien als 
Keim der Diktatur ausgemacht. (S. 38) Schließlich betont Hertz mit 
Nachdruck, dass die von ihm analysierte Parteienstruktur inhaltlich 
durch deren Klassencharakter bestimmt sei. (S. 84 ff.) Er verortet 
den Keim autoritärer Krisenlösungen nicht in politischen Strukturen, 
sondern in den kapitalistischen Eigentumsverhältnissen und den 
durch diese vermittelten gesellschaftlichen Beziehungen (S. 85 f.), 
die diese Strukturen hervorbringen. Das macht ihn zu einem unge-
wöhnlichen Weggefährten der Totalitarismusforschung.

Jérôme Seeburger
Leipzig

Massengewalt

 

Alexander Korb
Im Schatten des Weltkrieges. 
Massengewalt der Ustaša gegen Serben, 
Juden und Roma in Kroatien 1941–1945
Hamburg: Hamburger Edition, 2013, 
510 S., € 28,–

Mehrere Auszeichnungen, zahlreiche interna-
tionale Besprechungen und jede Menge Auf-

merksamkeit innerhalb der einschlägigen Forschungs-Communitys 
machen neugierig. Ist Alexander Korbs Studie über die Massengewalt 
im Unabhängigen Staat Kroatien (USK) tatsächlich so bahnbrechend?

Schon bald nach Beginn der Lektüre wird eine große Qualität des 
Buches erkennbar: Korb ist es gelungen, seine Thesen, Beobachtungen 
und Ergebnisse in einer exzellenten Sprache zu schildern. Trotz der 
historischen Schrecken, die er untersucht und analysiert, ist sein Buch 
ein Lesevergnügen. Korb beherrscht diese äußerst wichtige Kompe-
tenz eines Forschers, nämlich gut schreiben zu können, eindrucksvoll.

Neben der Einleitung und dem Resümee widmet sich Korb 
in fünf Kapiteln den politischen Bedingungen, den Akteuren und 
den Formen der Gewalt, mit denen die Ustaša den im April 1941 
proklamierten USK überzog. Bis zu seinem Untergang im Frühjahr 
1945 fi elen der Ustaša-Herrschaft Hunderttausende Serben, Juden, 
Roma und politische Oppositionelle zum Opfer. Indem Korb auf die 
enorme Bedeutung von »Gewalt und Gegenwalt«, auf den Zusam-
menhang zwischen »kollektiver Gewalt und Bürgerkrieg« und auf 
die »Multikausalität«, die »spezifi sche Form« und »unterschiedli-
che Motivation« für Gewaltanwendung, verweist (S. 12 f.), stellt er 
erstmals den Versuch an, die Interdependenzen der gleichzeitigen 
Massengewalt gegen Serben, Juden und Roma zu untersuchen. 

Korbs Ansatz, Erkenntnisse der Holocaustforschung mit den 
Errungenschaften der vergleichenden Genozidforschung zu kombi-
nieren und damit beide Forschungsstränge – ergänzt durch die ver-
gleichende Faschismusforschung – zu erweitern und zu bereichern, 
ist originell. Die Gewalt-Geschichte des USK scheint sich für solch 
einen kombinierten Zugang zunächst besonders anzubieten.

Korb sichtete zahlreiche internationale Archivbestände, um die 
Dynamiken, Logiken und Akteure der Gewalt zu untersuchen und 
einzuordnen. Im Hinblick auf die serbenfeindliche Verfolgungs- und 
Vernichtungspolitik der Ustaša ist ihm eine bahnbrechende Studie 
gelungen, mit der die vergleichende Gewalt- und Genozidforschung 
eindeutig bereichert wird.

Den Holocaust zu kontextualisieren, ihn im Zusammenhang 
mit der allgemeinen Massengewalt zu untersuchen, wird seit einiger 

Zeit von der Wissenschaft eingefordert. Korb hat sich dieser (He-
raus-)Forderung gestellt. Das Problem ist nur, dass dieser Zugang 
keine neuen Erkenntnisse über den Judenmord im USK, über seine 
Vorbedingungen und Dynamiken brachte. Wenn Korbs Ergebnis 
lediglich darin liegt, dass lokale, nichtdeutsche Täter eigenständig 
die Verfolgung und Ermordung der Juden durchführten (S. 438), 
dann bringt diese Studie der Holocaustforschung nur einen sehr 
geringen Erkenntnisgewinn. So wird die Entrechtung und Ermor-
dung der kroatischen und bosnischen Juden in dieser Untersuchung 
nebenbei, als Nebenprodukt der Massengewalt, geschildert. Korb 
argumentiert, dass »die Eskalation der antiserbischen Gewalt die 
Politik gegen Juden und Roma radikalisierte« (S. 196). Bedenkt 
man jedoch, mit welcher Geschwindigkeit und Gründlichkeit die 
Entfernung der Juden aus dem öffentlichen Leben und sodann ihre 
Ermordung begann1 – Korb selbst benennt Daten, Gesetze und Lager 
an mehreren Stellen –, erweist sich die parallele und verschränkte 
Betrachtung des Holocaust mit dem Massenmord an Serben als nur 
bedingt weiterführend. Zu groß ist die Dimension der serbischen 
Opfer, ihre Beseitigung im Sinne eines kroatisch-homogenen Staates 
für die Ustaša zu wichtig und schließlich auch der Widerstand, den 
die verfolgten Serben leisteten, zu bedeutend, als dass die Gleich-
wertigkeit der Untersuchung der Massengewalt gegen Serben und 
Juden überhaupt möglich wäre. 

So ist es konsequent, dass die Vertreibung und Ermordung der 
Serben im USK auch den größten Platz in Korbs Analyse erhält. 
Analytisch und kenntnisreich schildert er die verschiedenen antiser-
bischen Maßnahmen, die Gewaltdynamiken und Täterhintergründe. 

Das Ziel der Ustaša war ein national-homogener Staat. Die Ver-
treibung und Ermordung der Serben bettet Korb folgerichtig in die 
Logiken europäischer Umsiedlungs- und Neuordnungsabkommen, 
mit denen die europäischen Nationalstaaten Anfang des 20. Jahr-
hunderts homogenisiert werden sollten. (S. 440)

Korbs Studie verdient die ihr bisher zuteilgewordene internati-
onale Resonanz und Wertschätzung. Gestützt auf eine breite Quel-
len- und Literaturbasis, sticht sie durch innovative methodologische 
Überlegungen hervor. Eloquent manövriert er durch die Geschichte 
der empirischen Unordnung und bringt retroaktiv Ordnung in ein 
System, in dem nicht Ordnung, sondern Massengewalt herrschte. 

Marija Vulesica
Paris

1 Marija Vulesica, »Kroatien«, in: Wolfgang Benz, Barbara Distel (Hrsg.), Der Ort 
des Terrors. Geschichte der nationalsozialistischen Konzentrationslager, Bd. 9, 
München 2009, S. 313–336; dies., »Die Ermordung der Juden in den jugoslawi-
schen Gebieten 1941–1945«, in: Dorde Tomić u.a. (Hrsg.), Mythos Partizan. 
(Dis-)Kontinuitäten der jugoslawischen Linken: Geschichte, Erinnerungen und 
Perspektiven, Hamburg, Münster 2013, S. 91–109.
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Auschwitz aus der Perspektive der 
jüngsten Häftlinge

 

Alwin Meyer
Vergiss deinen Namen nicht. Die Kinder 
von Auschwitz
Göttingen: Steidl Verlag, 2015, 592 S., 
€ 38,80

Ist es möglich, traumatische Erfahrungen 
zu gewichten? Diese Frage steht einem 

beim Lesen von Alwin Meyers Buch über die jüngsten Häftlinge 
von Auschwitz immer wieder vor Augen. Dennoch trifft gerade das 
Schicksal der Kinder unter den in die Vernichtungslager deportierten 
Juden und den Häftlingen der Konzentrationslager ins Herz.

Bereits vor 25 Jahren veröffentlichte der Verfasser ein Buch über 
im Konzentrationslager Auschwitz gefangene Kinder (Die Kinder 
von Auschwitz, Göttingen 1990). Seitdem suchte Alwin Meyer weiter 
den Kontakt mit Überlebenden, er besuchte sie in den Ländern, aus 
denen sie mit ihren Familienangehörigen nach Auschwitz deportiert 
wurden und wohin sie nach der Befreiung zurückkehrten, in Polen 
und den Ländern, die ihnen zur neuen Heimat wurden. Mit einigen 
von ihnen und ihren Familien entwickelten sich bis in die Gegenwart 
reichende Kontakte. Auf der Grundlage zahlreicher Gespräche sowie 
von Recherchen in Gedenkstätten und Archiven entstand ein neues 
Buch, in dem der Autor durch Lebensbilder einzelner Überlebender 
stellvertretend die Häftlinge von Auschwitz, ihr Leben vor Deporta-
tion und KZ und die lebenslangen Folgen darstellt, das Leben nach 
dem Überleben.

Die als Kinder oder Heranwachsende in Auschwitz gefangenen 
Überlebenden, die Meyer vorstellt und die in diesem Buch mit ihren 
eigenen Berichten zu Wort kommen, vertreten einen Großteil der 
Länder, aus denen Juden nach Auschwitz deportiert wurden und 
Gegner der Nationalsozialisten sowie im Zuge der Besatzungspolitik 
zur Vernichtung bestimmte Personengruppen in dieses Konzentrati-
onslager eingeliefert wurden: Polen, Tschechien und die Slowakei, 
Deutschland, Griechenland, Ungarn und die Staaten im Westen der 
damaligen Sowjetunion. Alle waren vor Auschwitz in anderen La-
gern; einige wurden im Januar 1945 in Auschwitz befreit, die meisten 
wurden noch nach Mauthausen, Groß-Rosen, Buchenwald, Dachau, 
Sachsenhausen, Ravensbrück, Neuengamme oder Bergen-Belsen 
oder deren Nebenlager verschleppt. Durch die Darstellung ihres 
Familienlebens und damit ihrer Lebenswelt vor Auschwitz sowie 
der einzelnen Phasen des Vorgehens gegen die Juden in Deutschland 

und den vom »Dritten Reich« besetzten Ländern wird anschaulich 
gezeigt, dass die Nationalsozialisten durch ihre Vernichtungspoli-
tik die jüdischen Gemeinschaften Deutschlands und vor allem der 
besetzten Länder Ost- und Südosteuropas weitgehend zerstörten.

Das Buch ist zugleich, durch die historischen und lebensge-
schichtlichen Sachinformationen, eine alle wichtigen Fragen dar-
stellende Geschichte des Konzentrationslagers Auschwitz-Birkenau 
sowie der nationalsozialistischen Verfolgung von Juden, Roma und 
Sinti, Polen und Angehörigen der anderen slawischen Nationen. 
Vor allem durch die Erzählungen über Kinder und Heranwachsende 
und ihre eigenen Zeugnisse entsteht ein immer wieder konkrete 
Einzelne und ihre Familienangehörigen vorstellender Bericht, der 
anschaulich zeigt, dass im Konzentrationslager Auschwitz Juden 
aus allen besetzten Ländern, sich der deutschen Besatzungsmacht 
widersetzende Polen, aus Deutschland, Tschechien, Polen und an-
deren Ländern stammende Roma und Sinti und seit Ende 1942 im 
Zuge der deutschen Vernichtungspolitik verschleppte Familien aus 
dem Westen der UdSSR und aus Polen gefangen waren.

Durch die Verbindung von historischen Informationen und indi-
viduellen Lebensgeschichten, von Empathie und einem kognitiven 
Zugang zum Thema, ist dieses Buch wie wenige andere auch als 
einführende Lektüre über das Konzentrationslager Auschwitz, die 
Häftlinge und Deportierten, die Auswirkungen des nationalsozia-
listischen Antisemitismus und Rassismus sowie die lebenslangen 
Folgen von KZ und Verfolgung zu empfehlen. Eine Stärke des Buchs 
sind zahlreiche Familienfotos, Reproduktionen von Dokumenten 
und historischen Fotografi en sowie während der Recherchen auf-
genommene Porträts, die den lebensgeschichtlichen Charakter des 
Buchs noch unterstreichen.

Der Titel des Buchs symbolisiert die Geschichte eines damals 
ungefähr fünf Jahre alten Mädchens aus Belorussland, dem sei-
ne Mutter, kurz bevor die SS sie Mitte Januar 1945 auf einem der 
Todesmärsche nach Deutschland verschleppte, bei der Trennung 
in Auschwitz einprägte: »Vergiss deinen Namen nicht.« Nach der 
Befreiung von Auschwitz holte ein in der Stadt Oświęcim lebendes 
polnisches Ehepaar das Mädchen noch im Januar 1945 aus dem La-
ger, nahm es auf und wurde ihm zu neuen Eltern. Diesem Mädchen, 
d amals bereits eine junge Frau, gelang es zwei Jahrzehnte später mit 
viel Unterstützung, seine biologische Mutter wiederzufi nden. Viele 
andere konnten diesen Traum nicht verwirklichen. Für sie, wie für 
alle Überlebenden der nationalsozialistischen Konzentrationslager, 
hörte Auschwitz niemals auf. Dass dies so ist, vermittelt Alwin Mey-
ers Buch anschaulich.

Jochen August
Berlin/Oświęcim

Ein deutscher Mörder

 

Volker Koop
Rudolf Höß. Der Kommandant von 
Auschwitz. Eine Biographie
Köln: Böhlau Verlag, 2014, 338 S., 
€ 24,90

Thomas Harding
Hanns und Rudolf. 
Der deutsche Jude und die Jagd nach 
dem Kommandanten von Auschwitz
Aus dem Englischen von Michel 
Schwelien
München: Deutscher Taschenbuch Verlag, 
2014, 398 S., € 24,90

Rudolf Höß, Auschwitz-Kommandant von 
Mai 1940 bis November 1943, sodann im 

Sommer 1944 leitender SS-Führer bei der Vernichtung der Juden 
aus Ungarn, war nach seiner Verhaftung im März 1946 bis zu sei-
nem Todesurteil (Warschau, April 1947) ein auskunftsfreudiger NS-
Verbrecher. Bereitwillig stand er britischen und amerikanischen 
Vernehmungsbeamten Rede und Antwort. Nach Polen ausgeliefert 
und in Krakau in Untersuchungshaft sitzend, schrieb er seine Auto-
biographie (»Meine Psyche. Werden, Leben und Erleben«) nieder. 
Er schreckte auch nicht davor zurück, entgegen aller ansonsten ge-
übten Kameraderie, seine Mittäter zu benennen und »Porträts« zu 
verfassen. Höß wusste offenbar, dass er unrettbar verloren war, dass 
nur der Galgen auf ihn wartete.

Volker Koop, Journalist und Publizist, stellt zunächst den Wer-
degang des 1901 geborenen Höß gut und ausführlich dar. In den 
Kapiteln über Höß’ Verbrechen in Auschwitz verzichtet er leider 
darauf, alle Vernehmungsprotokolle und eidesstattlichen Erklä-
rungen von Höß quellenkritisch auszuwerten. Auch die Akten des 
Warschauer Höß-Prozesses berücksichtigt er nicht. Gewiss hätte 
die Beiziehung der polnischen Akten und deren Übersetzung viel 
Aufwand bedeutet. Sie sind jedoch für eine umfassende Darstellung 
der Tätigkeit von Höß unverzichtbar. Koops Buch kann deshalb in 
wissenschaftlicher Hinsicht nicht überzeugen. Seine Quellenanga-
ben sind unklar und zum Teil fi ngiert. Zum Beispiel nennt er »im 
Hinblick auf den 1. Frankfurter Auschwitz-Prozess […] das Archiv 

des Fritz Bauer Instituts« (S. 15) ergiebig. Besucht hat es der Autor 
aber nicht. Er verwendet stattdessen die vom Institut veröffentlichte 
Transkription des Tonbandmitschnitts, ohne die 2004 erschiene-
ne DVD-ROM-Publikation zu nennen. Im Fall der Standort- und 
Kommandanturbefehle verfährt er gleichfalls wenig seriös. Weder 
ein Archiv noch die von Norbert Frei und anderen im Jahr 2000 
herausgegebene Edition1 fi nden sich in den Quellenangaben. Wenig 
nachvollziehbar sind Darlegungen, die Vernichtung der Juden aus 
Ungarn im Sommer 1944 sei »im Rahmen der ›Aktion Reinhardt‹« 
(S. 59, 61) erfolgt, der Befehl Gerhard Mauers (SS-Wirtschafts-
Verwaltungshauptamt) im Oktober 1942, die »reichsdeutschen« 
Konzentrationslager »judenfrei« zu machen, sei Folge der von 
Himmler erteilten Anordnung zur »Ausrottung der Juden« (S. 73) 
gewesen. Weiter schreibt Koop, in Höß’ Zeit »als Adjutant und 
Lagerführer in Sachsenhausen«, also vor seiner Versetzung im April 
1940 nach Auschwitz, hätten in dem KZ »Massenerschießungen 
[…] von sowjetischen Kriegsgefangenen« (S. 77) stattgefunden. 
Rapportführer Gerhard Palitzsch ist bei ihm ein »Funktionshäftling« 
(S. 211), und SS-Standortarzt Eduard Wirths lässt er in »US-Haft« 
(S. 219) sitzen. Weiter waren Koop zufolge im »Arbeitslager der I.G. 
Farben […] außer den Häftlingen rund 15.000 Zivilisten« (S. 240) 
beschäftigt gewesen – eine Verwechslung des Werks »I.G. Ausch-
witz O/S« mit dem KZ Buna/Monowitz. Koop, der viel zitiert, die 
wichtigsten Höß-Quellen aber nicht auswertet, hat ein Buch ohne 
wissenschaftlichen Wert vorgelegt.

Der britische Journalist und Autor Thomas Harding hat über seinen 
Großonkel Hanns Alexander (1917–2006) und über Höß ein inte-
ressantes Buch geschrieben. Die Geschichte der beiden Männer, 
des Berliner Juden, der Jagd auf die deutschen Mörder machte, 
sowie des SS-Funktionärs, der befehlsergeben zum monströsen 
Massenmörder wurde, wird in sich abwechselnden, chronologisch 
aufgebauten Kapiteln spannend erzählt. Hanns Alexander konnte 
1936 nach England emigrieren und beschloss 1939, für sein Auf-
nahmeland gegen Hitlerdeutschland zu kämpfen. Kampfbereite 
Ausländer konnten dem Auxiliary Military Pioneer Corps beitreten. 
Alexander gelang es Anfang 1943, in eine »Offi ziersanwärterschu-
le« (S. 153) aufgenommen und zum Offi zier befördert zu werden. 
Anfang 1945 betrat er wieder kontinentalen Boden und stand Mitte 
Mai 1945 vor den Leichenbergen von Bergen-Belsen. Sein Beitritt 
in ein War Crimes Investigation Team gab ihm die Möglichkeit, 
nach NS-Verbrechern zu suchen. Nach den Schrecken von Bergen-
Belsen von »Hass« (S. 215, 278) auf die Mörder beseelt, machte er 
Jagd auf sie. Sein wichtigster Fang gelang ihm im März 1946. Auf 
einem Bauernhof in Schleswig-Holstein konnte er Höß verhaften. 

1 Standort- und Kommandanturbefehle des Konzentrationslagers Auschwitz 1940–
1945, hrsg. von Norbert Frei u.a., München 2000.



Einsicht 13  Frühjahr 2015 7372 Rezensionen

Ein früher Bericht über Treblinka

 

Jankiel Wiernik
Ein Jahr in Treblinka
Wien: bahoe books, 2014, 97 S., € 8,–

Der Verfasser dieses Berichts wurde am 23. 
August 1942 aus Warschau nach Treblinka 

deportiert. Dort konnte er sich unter die zum Wegbringen der Habe 
der Deportierten eingesetzten Juden mischen und entging so dem 
Tod in der Gaskammer. Als Männer für Bauarbeiten gesucht wurden, 
öffnete sich dem Zimmermann Jankiel Wiernik eine Nische, die ihm 
in dieser Hölle auf Erden eine Überlebenschance bot. Im ganzen 
Lager eingesetzt, auch dort, wo die Deportierten ermordet und ihre 
Leichen zunächst vergraben und später verbrannt wurden, bekam er 
einen Überblick über das Mordgeschehen in Treblinka.

Als Häftlinge im Sommer 1943 eine Massenfl ucht vorbereiteten, 
stellte Wiernik, der einzige, der das gesamte, in abgetrennte, isolierte 
Abschnitte aufgeteilte Lager betreten konnte1, den Kontakt zwi-
schen den Aktivisten her und koordinierte den Zeitpunkt. Während 

1 Vgl. Gitta Sereny, Am Abgrund. Eine Gewissensforschung. Gespräche mit Franz 
Stangl, Kommandant von Treblinka, und anderen, Frankfurt am Main, Berlin, 
Wien 1980, S. 216.

Von Ehefrau Hedwig hatten die wenig zimperlichen Fahnder Anga-
ben über seinen Aufenthaltsort erpresst (S. 277). Alexander war in 
einigen Fällen ein erfolgreicher »Nazi-Jäger«. Schmerzhaft bewusst 
war ihm gleichwohl, wie viele deutsche Mörder sich der Justiz 
hatten entziehen können. 

Das Buch Hardings macht uns mit einem Mann bekannt, von 
denen es zu wenige gegeben hat. Leider ist der Übersetzer nicht 
immer auf der Höhe der erforderlichen Terminologie. Ein gutes 
Lektorat hätte auch eine Vielzahl von Ungenauigkeiten Hardings 
vermeiden helfen.

Werner Renz
Fritz Bauer Institut

Leichen (im englischen Text, S. 30, ist dieser Satz weggelassen) 
wurde durch die Formulierung »mehr als eine halbe Million Tote 
[…], die beseitigt werden mussten« (S. 60) ersetzt. Klärungen er-
fordernde Stellen, wie zum Beispiel differierende Zahlenangaben 
in der Originalfassung (S. 19; hier liegt erkennbar ein Tipp- oder 
Druckfehler vor) und im englischen Text (S. 38) zu einem Transport 
mit 1943 in Treblinka ermordeten Zigeunern, werden nicht erläu-
tert (S. 76; dieses Textfragment weicht vom Originaltext ab). Die 
Übersetzung der Bezeichnung »cyganie« (Zigeuner) als »Roma« 
mag durch Political Correctness intendiert sein, ist jedoch für eine 
Quellenveröffentlichung fragwürdig. Regionale Nebenformen, wie 
»Obers« (S. 66; statt Sahne) oder »parkiert« (S. 32; statt abgestellt, 
geparkt), tauchen auf. Zu verzeichnen sind auch Übersetzungsfehler, 
wie »Schachteln mit Leim« (S. 29; statt Kisten für Kalk; im eng-
lischen Text, S. 12, fehlt dieser Satz) und »Hacke« (passim; statt 
Axt) – der Zimmermann Jankiel Wiernik, der mit diesem Werk-
zeug umgehen konnte, erkämpfte sich mit einer Axt den Weg in 
die Freiheit (S. 91).

Die Berichte Überlebender sind zwar immer auch ein Memento. 
Wenn die Herausgeber jedoch in ihrem Nachwort betonen, dass 
»neonazistische und faschistische Parteien und Gruppierungen im-
mer noch existieren« und folgern, Wierniks Bericht über Treblinka 
habe deshalb »nichts an Aktualität verloren« (S. 97), ist festzustel-
len, dass diese Herausforderung weit mehr verlangt als historische 
Publizistik leisten kann. Die Wiener Herausgeber sehen ihre Veröf-
fentlichung »als Warnung vor dem, was Deutsch ist« (S. 97). Mit 
keinem Wort weisen sie jedoch darauf hin, dass Odilo Globocnik, 
Himmlers Beauftragter für die Judenvernichtung in Ostpolen, Irm-
fried Eberl, der erste Kommandant von Treblinka, und Franz Stangl, 
zunächst Kommandant von Sobibór und anschließend der zweite 
Kommandant von Treblinka, der dieses Vernichtungszentrum erst 
zu dem machte, was Jankiel Wiernik beschreibt, österreichische 
Nationalsozialisten waren.

Jochen August
Berlin/Oświęcim

des Aufstands am 2. August 1943 entkam er und schlug sich nach 
Warschau durch. Dort suchte er Kontakt zum jüdischen Untergrund 
und fand Hilfe.

Die Leiter des jüdischen Widerstands waren sich bewusst, 
dass sein Augenzeugenbericht, der präzise und umfassend in 
erschütternden Worten darstellt, was in Treblinka geschah, ein 
erstrangiges Zeugnis über das Schicksal der Juden Polens werden 
sollte, und unterstützten ihn bei der Niederschrift. Im Frühjahr 
1944 wurde Ein Jahr in Treblinka in einer konspirativen Drucke-
rei des polnischen Untergrunds gedruckt; ein Mikrofi lm gelang-
te durch Kuriere nach England. Noch 1944 veröffentlichte die 
amerikanische Repräsentation des jüdischen Bundes in New York 
Übersetzungen des Berichts ins Englische und ins Jiddische, und 
in Palästina wurde eine Übersetzung ins Hebräische gedruckt. Die 
jüdischen Untergrundorganisationen in Polen, vor allem Emanuel 
Ringelblums Gruppe des konspirativen Archivs des Warschauer 
Ghettos, hatten bereits seit 1942 Berichte über die Vernichtungs-
zentren in Chełmno, Treblinka, Bełżec und Sobibór erhalten und 
in den Westen weitergeleitet.

Jankiel Wiernik sah sein Überleben als Auftrag, über das, was er 
erleben musste, zu berichten. Er baute ein Modell von Treblinka, das 
heute im »Kibbuz der Ghettokämpfer« in Israel gezeigt wird; er war 
Zeuge im Eichmann-Prozess und in den deutschen Verfahren gegen 
Angehörige des Treblinka-Personals. Sein Bericht ist bekannt (im 
Internet sind zurzeit zwei Übersetzungen ins Deutsche sowie Scans 
der englischen, der jiddischen und der hebräischen Publikation zu 
fi nden); es ist also nicht so, wie die ungenannten Herausgeber des 
Buchs unterstellen (S. 97), dass erst ihre Veröffentlichung den Text 
in den deutschsprachigen Ländern zugänglich macht.

Die Einleitung und ein Nachwort enthalten zwar ausreichende 
Informationen über den Autor und die Vernichtungslager in Ostpo-
len, zumal die angeführte, 2013 erschienene Studie von Sara Berger 
(vgl. die Rezension in Einsicht 12, S. 62) Quellen und Publikatio-
nen nennt. Wegen der Bedeutung der strafrechtlichen Ermittlungen 
für die Klärung gerade der dort begangenen nationalsozialistischen 
Verbrechen wären jedoch Hinweise auf die Feststellungen der in 
Deutschland durchgeführten Strafverfahren angebracht. 

Ein Vergleich mit dem polnischen Originaltext und der Überset-
zung ins Englische zeigt, dass der deutsche Text der englischsprachi-
gen Veröffentlichung folgt; lediglich einige Fragmente wurden nach 
dem polnischen Text eingearbeitet. So heißt es auf S. 27: »Achtung! 
Kopfbedeckung ab! Kopfbedeckung auf!« (dies entspricht dem 
englischen »Attention, headgear off, headgear on«; S. 11), obwohl 
Wiernik in seinem polnischen Text, S. 4, deutsch »Achtung, Mütze 
auf und ab« schreibt. Die Formulierung »zu Purée geschlagen« 
(S. 73) beruht auf dem englischen »had been beaten to a pulp« 
(S. 36; der polnische Text, S. 18, enthält diese Metapher nicht). 
Kritisch anzumerken sind nicht gekennzeichnete Eingriffe in den 
Originaltext: Die von Wiernik genannte Zahl der zu verbrennenden 

Aus der Perspektive des Judenältesten

 

Benjamin Murmelstein
Theresienstadt. 
Eichmanns Vorzeige-Ghetto
Aus dem Italienischen von Karin 
Fleischanderl. Hrsg. von Ruth Pleyer 
und Alfred J. Noll. Mit einem Nachwort 
von Wolf Murmelstein.
Wien: Czernin Verlag, 2014, 318 S., 
€ 24,90

Die jetzt erstmals auf Deutsch vorliegende Monographie zur Ge-
schichte Theresienstadts wurde bereits zu Beginn der 1960er Jahre 
von einem prominenten wie umstrittenen Überlebenden des Ghettos 
im ehemaligen Protektorat Böhmen und Mähren geschrieben: Benja-
min Murmelstein. Rabbiner, Gelehrter, jüdischer Funktionär in Wien 
bis 1943 und letzter Judenältester von Theresienstadt.

Monographien zu Theresienstadt gibt es genug, mag man den-
ken. Es sei auf das kürzlich erschienene Buch von Wolfgang Benz, 
Theresienstadt. Eine Geschichte von Täuschung und Vernichtung, 
München 2013, vor allem aber auf das bis heute gültige Standardwerk 
H.G. Adlers, Theresienstadt 1941–1945. Das Antlitz einer Zwangsge-
meinschaft, hingewiesen. Hinzu tritt eine Vielzahl von Erinnerungsli-
teratur Überlebender. Das Besondere an diesem Buch von Benjamin 
Murmelstein freilich ist die Perspektive des Autors, der Blick auf 
Ereignisse und Entscheidungen im Ghetto von einem Mitglied der 
sogenannten Jüdischen Selbstverwaltung, dem Ältestenrat.

In 16 Kapiteln erzählt Murmelstein chronologisch die Geschichte 
Theresienstadts. Er berichtet über den Aufbau des Ghettos durch 
tschechische Juden ab November 1941 und über die sozialen und nati-
onalen Konfl ikte der verschiedenen Gruppen im Ghetto. Er beschreibt 
die Lebensbedingungen, die geprägt waren von Hunger, Krankheiten 
und Angst, die zwischen 1942 und 1944 stattfi ndenden Deportationen 
nach Auschwitz, die »Verschönerungsaktion« und den Besuch einer 
Delegation des Internationalen Roten Kreuzes und schließlich die 
aus den Konzentrationslagern eintreffenden Evakuierungstransporte.

Im Zentrum des Berichts stehen die Schilderungen des Ältesten-
rats in Theresienstadt und die Rolle der drei Ältesten, Jakob Edel-
stein, Paul Eppstein und Benjamin Murmelstein. Somit liegt der 
inhaltliche Schwerpunkt auf den bis heute kontroversen Fragen nach 
dem Handlungsspielraum der jüdischen Verwaltung des Ghettos. 
In aller Deutlichkeit wird der Konfl ikt zwischen den verschiedenen 
Konzepten der drei Funktionäre aus Prag, Berlin und Wien beleuch-
tet. Indem Murmelstein die Pläne der vor allem für ihre jeweiligen 
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Stille Helfer

 

Petra Bonavita
Quäker als Retter. …im Frankfurt am 
Main der NS-Zeit
Stuttgart: Schmetterling Verlag, 2014, 
288 S., € 19,80 

Spätestens seit dem Pogrom im Novem-
ber 1938 blieb für politisch Verfolgte und 

Menschen jüdischer Herkunft nur noch ein Ausweg. Sie mussten 
Deutschland verlassen, um ihr Leben zu retten. Dabei half ihnen 
auch eine Glaubensgemeinschaft, über die bisher wenig geforscht 
wurde. Sie nennen sich »Die Religiöse Gesellschaft der Freunde«, 
besser bekannt als die Quäker. Zwei Jahre lang hat die Soziologin 
Petra Bonavita über ihre Rettungsaktionen in Frankfurt recherchiert. 
Ihre Ergebnisse geben nun erstmals einen sehr genauen Einblick in 
die Hilfsaktionen dieser kleinen Glaubensgemeinschaft.

Etwa 270 Quäker lebten 1933 insgesamt in Deutschland. Das 
Frankfurter Quäker-Zentrum mit seinen 20 Mitgliedern wurde zum 
Dreh- und Angelpunkt für den südwestdeutschen Raum. Im Novem-
ber 1938 erreichten die Anfragen von verfolgten Menschen, die ins 
Ausland fl üchten wollten, ihren Höhepunkt. Es gab allerdings nur 
wenige Länder, die sie aufnahmen: Die USA legte etwa eine Quote 
von 25.000 pro Jahr fest. Auch nach Großbritannien konnte nicht 
jeder ausreisen. Schockiert von den Ereignissen der sogenannten 
Reichskristallnacht entwickelte der britische Konsul Robert T. Small-
bones allerdings einen Plan, verfolgten Menschen in Deutschland 
dennoch zu helfen. Smallbones nutzte ein Schlupfl och, indem er 
Menschen, die beispielsweise auf ein Visum in die USA hofften, 
ein Transitvisum ausstellte. Sie sollten vorübergehend in britischen 
Gastfamilien unterkommen. Es gelang ihm, den Innenminister Sir 
Samuel Hoare, der selbst aus einer Quäker-Familie stammte, von 
diesem Plan zu überzeugen.

Bonavita zeigt in ihrer Untersuchung, wie die Quäker mithalfen, 
diesen Plan umzusetzen. Sie besorgten mit ihren britischen Freunden 
Gastfamilien und fi nanzierten die Reisekosten für die Menschen in 
Deutschland, die um ihr Leben fürchten mussten. Doch die Zeit rann-
te ihnen davon. Es zeichnete sich ab, dass Hitler bald einen großen 
Krieg beginnen würde. Die Gefahr bestand, dass die Grenzen zum 
rettenden Ausland vermutlich geschlossen würden. Die Frankfurter 
Quäker arbeiteten Tag und Nacht. Auch der britische Konsul schlief 
nachts nur noch drei bis vier Stunden, um früh im Konsulat zu sein 
und möglichst vielen Hilfesuchenden ein Transitvisum auszustellen.

Landsleute eintretenden Ältesten beschreibt, macht er den evidenten 
Zusammenhang von konzeptioneller Idee für das Ghetto und daraus 
resultierenden »Fehlentscheidungen« deutlich. Damit erklärt er nicht 
nur, wie bestimmte Entscheidungen zustande kamen, sondern auch, 
dass es nicht den einen, den richtigen Weg gab. Mit dem Zeitpunkt 
seiner eigenen Deportation nach Theresienstadt Ende Januar 1943 
wird das Buch dann zunehmend auch von seiner persönlichen Le-
bensrealität als Zeitzeuge bestimmt. Dies äußert sich nicht zuletzt 
darin, dass er die Neutralität der dritten Person aufgibt und nun in 
die Ich-Form wechselt.

Die Motivation für dieses Buch war eine (Trotz-)Reaktion auf 
die Nichtladung als Zeuge zum Eichmann-Prozess in Jerusalem 
(1961), wie auch die Herausgeber betonen. Aber es ging Murmel-
stein um mehr: Er wollte die Wiederherstellung seiner Reputation. 
Während, aber auch nach dem Krieg war er aufgrund seiner Tätigkeit 
zwischen 1938 und 1945 immer wieder der Kollaboration beschul-
digt worden. Die Rehabilitation war ihm nach seiner monatelangen 
Inhaftierung Ende 1946 juristisch zwar schließlich zuteilgeworden, 
in den jüdischen Gemeinden in Prag und Wien jedoch versagt ge-
blieben. Ein Umstand, den man bei der Lektüre nicht aus den Au-
gen verlieren darf. Mit seiner Geschichte von Theresienstadt löste 
er seine »Überlebensschuld« ein. Bereits 1945 hatte Murmelstein 
auf 56 Seiten einen »Geschichtlichen Überblick« zu Theresienstadt 
verfasst. Vergleicht man diesen eher nüchtern gehaltenen Bericht, 
der im Auftrag der sowjetischen Befreier entstanden war, mit dem 
vorliegenden Buch, wird deutlich, wie wichtig es ihm war, über 
die Rolle der Judenältesten von Theresienstadt Auskunft zu geben.

Die Herausgeber verzichten auf eine wissenschaftliche Kom-
mentierung; sie begnügen sich mit weiterführenden Literaturverwei-
sen. Ein Anmerkungsapparat hätte die Edition allerdings bereichert 
und wäre, so kann man vermuten, wohl auch im Sinne des Autors 
gewesen. Damit hätte man nämlich dem Verfasser Murmelstein 
das posthum ermöglicht, was ihm lange versagt geblieben ist: die 
wissenschaftliche Kontextualisierung seiner eigenen Erfahrungen 
und Handlungen als jüdischer Funktionär anhand seines eigenen 
Textes. Als Nebenprodukt hätten kleinere inhaltliche Mängel wie die 
fälschliche Datierung der Volkszählung im Bauschowitzer Kessel auf 
September statt November 1943 oder die Behauptung, Paul Eppstein 
habe sich bereits im Sommer 1942 in Theresienstadt befunden, ob-
wohl er erst im Januar 1943 dorthin kam, erläutert werden können.

Dennoch ist das Buch eine große Bereicherung für jeden The-
resienstadt-Interessierten, nicht zuletzt aufgrund Murmelsteins Fä-
higkeit, gleichermaßen kenntnisreich wie interessant zu erzählen. 
Folglich ist es ein gut lesbares Buch, das vor dem Hintergrund der 
Geschichte Theresienstadts einen Beitrag zum Verständnis der Rolle 
der Judenräte leistet.

Lisa Hauff
Berlin

Insgesamt gelang es den britischen Konsulaten zusammen mit 
den Quäkern, 48.000 verfolgten Menschen aus Deutschland die 
Flucht nach Großbritannien zu ermöglichen. Um ihre Arbeit an der 
Gestapo vorbei zu organisieren, betonten die Quäker immer wieder, 
ihre Absichten seien völlig unpolitisch. In einem nächsten Schritt 
glückte es, jüdische Kinder aus Deutschland zu retten, wie Bona-
vita verdeutlicht. Die Kinder aus Deutschland kamen in britischen 
Gastfamilien und in Heimen unter. 10.000 Kindern schafften es, 
von Januar 1939 bis zum September, also bis zum Kriegsbeginn, 
Deutschland zu verlassen. Die Quäker begleiteten die Züge, in de-
nen die Kinder von Deutschland nach Großbritannien fuhren und 
kümmerten sich um die Ausreisepapiere. Viele dieser Kinder sahen 
ihre leiblichen Eltern nie wieder. Die meisten Väter und Mütter 
wurden deportiert.

Bonavita berichtet in ihrem Buch auch über Fälle, die sehr ein-
drucksvoll zeigen, wie eng Rettung und Deportation zusammenfi e-
len. So schildert sie etwa den Werdegang des damals dreizehnjäh-
rigen Mädchens Lore Gotthelf. Den Quäkern gelang es, für sie eine 
englische Gastfamilie zu fi nden. Ein paar Jahre später lernte sie einen 
jungen Mann kennen, der ebenfalls aus Deutschland emigriert war. 
1944 heirateten sie. Die Hochzeit fand ohne die Eltern statt. Lore 
erfuhr erst nach dem Krieg, dass ihre Eltern deportiert und ermordet 
worden waren.

In Deutschland endeten die Kindertransporte bei Kriegsbe-
ginn. Doch damit war die Arbeit der Quäker nicht getan. Sie boten 
Verfolgten Verstecke an. Bonavita zeichnet den Werdegang von 
Frankfurter Quäkern nach, die sich besonders engagierten, wie etwa 
die Frankfurterin Else Wüst. Die bekennende Sozialdemokratin or-
ganisierte nicht nur Kindertransporte, sie versteckte auch Verfolgte 
in ihrem Keller. Sie besorgte jüdischen Frauen ein »Domestic Per-
mit«, damit diese eine Stelle in einem englischen Haushalt antreten 
konnten. Um den Emigranten den fi nanziellen Start zu erleichtern, 
backte sie wertvolle Goldmünzen in Anisplätzchen ein, die in einer 
neutralen Geschenkverpackung unbemerkt die Grenze passierten. 
Im September 1938 nahm sie das ältere jüdische Ehepaar Marum 
auf. Nach zwei Jahren mussten sie die Wohnung von Else Wüst 
jedoch verlassen. Während die Frau kurz vor der Deportation den 
Freitod wählte, kam ihr Mann in einem Konzentrationslager ums 
Leben. 

Heute lässt sich nur schwer rekonstruieren, was die Quäker alles 
für verfolgte Menschen getan haben. Bonavita merkt als Fazit in ihrer 
Untersuchung an: »Dass mehrere tausend Kinder aus Frankfurt und 
den umliegenden Städten die Fahrt in das ihr Leben rettende Ausland 
antraten, und dass auch die Quäker zu den Rettern gehörten, ist aus 
dem kollektiven Gedächtnis verschwunden.« Ihre aktuell erschei-
nende Untersuchung holt dieses Versäumnis jetzt nach. 

Hans Rubinich
Frankfurt am Main

Novemberpogrome 1938

 

Stiftung Denkmal für die ermordeten 
Juden Europas und Ostpreußisches 
Landesmuseum Lüneburg (Hrsg.)
»Alles brannte!« – Jüdisches Leben und 
seine Zerstörung in den preußischen 
Provinzen Hannover und Ostpreußen
Katalog zur Ausstellung, Uwe Neumärker, 
Joachim Mähnert (Projektleitung), 
Ulrich Baumann (Kurator)
Berlin: 2014, 296 S., zahlr. Abb., € 15,– 

Anna Rosmus
75 Jahre »Reichskristallnacht«. 
Ereignisse in Niederbayern
Grafenau: Samples Verlag, 2013, 157 S., 
€ 24,90

75 Jahre nach den Pogromen im November 1938 ist immer noch 
einiges davon nicht bekannt. Dies verdeutlicht besonders die reich-
haltig bebilderte und in deutscher und russischer Sprache publizier-
te Ausstellungsdokumentation »Alles brannte!« Die Titelaussage 
stammt von der 1927 als Hella Markowsky in Königsberg geborenen 
Nechama Drober. Ihre Lebensgeschichte wird ergänzt durch die 
Erinnerungen von Henny Rosenbaum, die 1925 in Hannover zur 
Welt gekommen ist. Die beiden biografi schen Skizzen verbinden 
die Dokumentationen jüdischen Lebens und ihre Zerstörung in den 
früheren preußischen Provinzen Hannover und Ostpreußen mit den 
Erinnerungen daran. Die westliche Provinz ist heute Teil des Bun-
deslandes Niedersachsen, die östliche seit dem Ende des nationalso-
zialistischen Deutschland polnisches, sowjetisches bzw. russisches 
sowie litauisches Staatsgebiet.

Am 9. November 2013 ist die Ausstellung im Deutsch-Russi-
schen Haus in Kaliningrad – früher: Königsberg – und eine zweite 
Ausfertigung im Ostpreußischen Landesmuseum Lüneburg eröffnet 
worden.

Nach bebilderten Einführungen in das jüdische Leben in den bei-
den Provinzen werden der Antisemitismus, völkische Bewegungen 
und antisemitische Übergriffe vor 1933 angesprochen. Die anschlie-
ßende staatliche Judenverfolgung bis zur Abschiebung im Oktober 
1938 und das Attentat von Paris auf den deutschen Botschaftssekretär 
vom Rath werden als Vorgeschichte der Pogrome im November 1938 
gezeigt. Diese kommen konzentriert auf die Zerstörung der Neuen 
Synagoge in Hannover – »der erste völlig freistehende Synagogen-
bau Deutschlands« (S. 48) – und Zerstörungen in weiteren Städten 
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Antisemitismus und Vertrauen

 

Stefanie Fischer
Ökonomisches Vertrauen und 
antisemitische Gewalt. Jüdische 
Viehhändler in Mittelfranken 1919–1939
Reihe: Hamburger Beiträge zur 
Geschichte der deutschen Juden 
(für die Stiftung Institut für die Geschichte 
der deutschen Juden hrsg. von Andreas 
Brämer und Miriam Rürup), Bd. 42,  
Göttingen: Wallstein Verlag, 2014, 368 S., 
Ill., € 34,90

Der Untertitel »Jüdische Viehhändler in Mittelfranken« signalisiert 
auf den ersten Blick ein wissenschaftliches Randthema. Doch liegt 
er im Trend regionalhistorischer Jewish Studies, deren Anfänge 
mit Namen wie Monika Richarz, Utz Jeggle, Uri R. Kaufmann und 
Monica Kingreen verbunden sind und die weiter an Bedeutung ge-
winnen: Die Dissertationsstudie von Stefanie Fischer, derzeit tätig 
am Zentrum Jüdische Studien Berlin-Brandenburg, zeichnete die 
Wiener Library (London) mit dem Ernst Fraenkel Prize in Contem-
porary History 2012 (Kategorie B) aus.

Auch weil andere Berufswege lange Zeit verschlossen blieben, 
zählt der Viehhandel zu den ältesten jüdischen Erwerbszweigen in 
Deutschland und Europa. Infolge erzwungener Fluktuation waren 
jüdische Viehhändler bis in die Städte überregional vernetzt. Bis 
zur NS-Machtübernahme und darüber hinaus gehörten sie zu den 
wichtigsten Akteuren der Viehwirtschaft und somit der Agrargesell-
schaft im Kaiserreich und der Weimarer Republik; sie sicherten Ar-
beitsplätze in strukturschwachen Regionen und trieben gemeinsam 
mit fortschrittlichen Bauern Modernisierungsprozesse voran. Wie 
die Bauernschaft umfasste auch die Berufsgruppe der Viehhänd-
ler verschiedene soziale Schichten: vom Großkaufmann bis zum 
kleinen Vermittler auf Viehmärkten, dem »Schmuser«, wie es im 
fränkisch-jiddisch-lachoudischen Sprachgebrauch heißt. Das sen-
sible Geschäft mit Lebendvieh festigte über Jahrzehnte hinweg öko-
nomische und soziale Vertrauensbeziehungen zwischen jüdischen 
und nichtjüdischen Handelspartnern und Nachbarschaften. Stefanie 
Fischers Studie beleuchtet erstmals diese Beziehungsgefl echte und 
ihre Tragfähigkeit im Kontext eines auch im ländlichen Raum als 
»kultureller Code« (Shulamit Volkov) wirkenden Antisemitismus 
und seiner singulären Steigerung im rassistisch-eliminatorischen 
Nationalsozialismus.

Mit dem nordbayerischen Regierungsbezirk Mittelfranken 
wählte die Autorin eine Untersuchungsregion, die sowohl zu den 

der Provinz Hannover sowie die Zerstörung der Neuen Synagoge 
in Königsberg zur Sprache. »Gaffer und Plünderer« zeigen die Ab-
bildungen aus Königsberg, Hannover und Osnabrück, gefolgt von 
Bildern aus Dörfern und Kleinstädten. 

In einem Exkurs wird auf das »Schicksal der Memeler Juden« 
(S. 151 ff.) eingegangen. Der erste Teil der Dokumentation endet mit 
der Auslöschung der jüdischen Gemeinden in den beiden Provinzen. 
Nach den erwähnten Lebensgeschichten wird auf die Erinnerungsar-
beit und -politik eingegangen. Erwähnenswert ist, dass das jüdische 
Gotteshaus in Wartenburg »im November 1938 dank des örtlichen 
SA-Führers Dräger erhalten« (S. 228) geblieben ist. Heute befi ndet 
sich in dem Haus in Barczewo die Kunstgalerie »Synagoge«.

In ihrem Nachwort heben Ulrich Baumann und Uwe Neumärker 
das Besondere des Ausstellungsprojekts hervor: »Alles brannte! will 
einen grenzüberschreitenden Beitrag zur Würdigung der jüdischen 
Opfer – der Ermordeten und Überlebenden – und zur Erinnerung an 
das bauliche Erbe und seine Spuren wie auch an die Orte des nati-
onalsozialistischen Terrors in den früheren preußischen Provinzen 
Hannover und Ostpreußen leisten. Sie sind gleichermaßen Teil der 
preußischen, deutschen und europäischen Geschichte.« (S. 285) Eine 
Konkordanz der Ortsnamen steht am Ende dieses wichtigen und sehr 
informativen, reichhaltig bebilderten Werkes.

»75 Jahre Reichskristallnacht« sind für Anna Rosmus der An-
lass gewesen, auch eine reichhaltig bebilderte Publikation über die 
Ereignisse in Niederbayern zusammenzustellen. Sie geht ausführlich 
auf »Aktionen« gegen Juden in zahlreichen Orten Niederbayerns und 
die Berichterstattung über diese Ereignisse ein. Sie beschreibt auf der 
Grundlage der von ihr geführten Gespräche und Korrespondenzen 
mit meist bisher unveröffentlichten Bildern und Dokumenten, was 
im Passauer Gerichtsgefängnis geschehen ist, wie der Abtransport im 
Regensburger Omnibus in das KZ Dachau erfolgte – von der Ankunft 
bis zu den Entlassungen und der Heimreise. Sie geht auf die weitere 
Entwicklung (»Entjudung«, Auswanderung, Deportationen) und die 
Situation derjenigen ein, die den Deportationen entgangen sind. Die 
vielen Anmerkungen mit zusätzlichen biografi schen Informationen 
stören etwas den Lesefl uss.

In einem weiteren Kapitel wird auf den Umgang der Nachkriegs-
justiz mit den Tätern hingewiesen. Im Zentrum steht das letztlich 
eingestellte Strafverfahren gegen den Passauer Oberbürgermeister 
und NSDAP-Kreisleiter Max Moosbauer. Anschließend geht es um 
den Wiederaufbau und »In Memoriam« um die Erinnerungspolitik 
bis hin zur Verlegung von Stolpersteinen. Ein Orts-, Personen-, Bil-
der- und Dokumentenverzeichnis runden den aufklärenden Band ab. 
An dessen Ende stehen eine Liste ausgewählter Veröffentlichungen 
und Konferenzbeiträge sowie eine kurze Biografi e der Autorin.

Kurt Schilde
Berlin/Potsdam

Zentren der deutschen Vieh- und Fleischwirtschaft gehört(e) als 
auch einen hohen Anteil an jüdischen Landgemeinden aufwies. 
Vor allem aber ergab die bisherige Forschung, dass der National-
sozialismus in Mittelfranken vielerorts überproportional Fuß fasste; 
Frankens NSDAP-Gauleiter Julius Streicher, dessen Hetzblatt Der 
Stürmer bis in die entlegensten Dörfer Frankens verbreitet wurde, 
residierte in Mittelfrankens Metropole Nürnberg, berüchtigt als 
Stadt der NS-Rassengesetze und der »Reichsparteitage«. Die These 
der Autorin, dass eine protestantische Prägung wie die Mittelfran-
kens für den Nationalsozialismus anfälliger machte als die katholi-
sche, bedarf allerdings noch weiterer regional- und lokalhistorischer 
Forschungen.

Die Studie beschäftigt sich intensiv mit Leben und Alltag 
fränkisch-jüdischer Viehhändlerfamilien und leistet damit einen 
wichtigen Beitrag zur Erinnerungsarbeit für den ländlichen Raum. 
Zum anderen dokumentiert sie, dass die »Wirkungsmacht von pro-
zessbasiertem Vertrauen« (Fischer) rassistischer NS-Propaganda 
– die unter anderem das ländliche Ressentiment vom »betrügeri-
schen«, »nomadischen« »jüdischen Viehhändler« als Gegenentwurf 
zum »braven«, »erdverbundenen« »arischen Bauern« reaktivierte 
(selbstverständlich gab es nichtjüdische Viehhändler ebenso wie als 
Händler/-innen tätige Bauern und Bäuerinnen) – durchaus stand-
hielt. Physische Gewalt gegen jüdische Viehhändler während der 
Ausübung ihres Geschäfts und eskalierende Ausgrenzungsstra-
tegien lokaler NS-Behörden, in deren Visier auch nichtjüdische 
Handelspartner, als »Judenknechte« diffamiert, gerieten, drängten 
die Handelsbeziehungen von den öffentlichen Viehmärkten in den 
Stall ab, ohne sie völlig einzudämmen. Das NS-Berufsverbot gegen 
jüdische Viehhändler 1938 vollzog faktisch die »Arisierung« des 
Viehhändlerberufs; der »jüdische Viehhändler« wurde zum »ari-
schen Viehverteiler«. Ein weiterer Befund der Studie mag manche 
Leser/-innen überraschen: In der kleinbürgerlich-mittelständisch 
geprägten mittelfränkischen NSDAP waren Bauern – die primären 
Handelspartner jüdischer Viehhändler – im Reichsschnitt unter-
proportional vertreten. Ob die Gründe auch in lokalen jüdisch-
nichtjüdischen Vertrauensbeziehungen zu suchen sind, kann nur 
mittels weiterer Forschungen, die die Bauernschaft mehr in den 
Fokus stellt, geklärt werden.

Die Themen der bei aller Detailliertheit gut lesbaren akade-
mischen Studie sollten durch Lehre, Bildung und Unterricht der 
Allgemeinheit zugänglich gemacht werden.

Birgit Seemann
Frankfurt am Main

Rassismuskritik und Solidarität

 

Anne Broden, Paul Mecheril (Hrsg.)
Solidarität in der Migrationsgesellschaft. 
Befragung einer normativen Grundlage
Bielefeld: transcript Verlag, 2014, 198 S., 
€ 27,99

Der Sammelband baut inhaltlich auf den 
Ergebnissen einer zweiteiligen Tagung auf. 

Die erste hatte eine rassismuskritische Grundlage, Gegenstand der 
zweiten war das Thema Solidarität in der migrationspädagogischen 
Praxis.

In der Einleitung beschreiben Broden und Mecheril die bun-
desdeutschen Migrationsdiskurse der letzten Jahrzehnte und for-
mulieren ihre Defi nition von Rassismuskritik und Solidarität. Ras-
sismuskritik macht demzufolge darauf aufmerksam, »in welcher 
Weise, unter welchen Bedingungen und mit welchen Konsequenzen 
Selbstverständnisse und Handlungsweisen von Gruppen, Institu-
tionen und Strukturen durch Rassismen in der Migrationsgesell-
schaft vermittelt sind und diese stärken« (S. 12). Ihnen zufolge 
führt dies zur Verhinderung von Gewalt sowie zum Verzicht auf 
rassistisches Handeln und Denken. Unter Solidarität verstehen sie 
aktives, involviertes Engagement von Akteuren, beispielsweise die 
Auseinandersetzung mit Behörden bei der Unterstützung von Asyl-
suchenden. Dabei handelt es sich gleichzeitig um eine »Praxis der 
Kritik« (S. 14), die gesellschaftliche Verhältnisse anprangert und 
auf ihre Veränderung abzielt. 

Im ersten Teil beleuchtet zunächst Micha Brumlik aus einer 
historisch-postkolonialen Perspektive zwei wichtige Denker der 
Aufklärung und des Idealismus, Kant und Hegel. Beide prägten 
die Geschichte der Vernunft und Menschenrechte, gleichzeitig 
legten sie jedoch die Basis bis heute wirkmächtiger Rassismen. 
Brumlik fragt, wie aus einer rassismuskritischen Perspektive mit 
diesen Widersprüchen umzugehen sei. Er spricht sich dafür aus, 
das progressive Denken der Aufklärer nicht aufzugeben und ihre 
Philosophie von »zeitbedingten Verzerrungen, Wahrnehmungsstö-
rungen [und] schlicht falschen Überlegungen« (S. 34) abzugrenzen. 
Astrid Messerschmidt konkretisiert in ihrem Beitrag den Umgang 
mit der Gleichzeitigkeit von Rassismus und Aufklärung und fordert, 
»die inneren Brüche innerhalb der Konzepte und der historischen 
Praktiken von Aufklärung und Vernunft wahrzunehmen und imma-
nente Kritik zu üben« (S. 38). Mit Bezug auf Adorno formuliert sie 
eine Kritik der Bildung und des Rassismus, die die Selbstrefl exion 
des Akteurs in den Mittelpunkt stellt. Wenn Akteure wahrnehmen, 
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Ein Europa der Völker

 

Ulrich Prehn
Max Hildebert Boehm. 
Radikales Ordnungsdenken vom Ersten 
Weltkrieg bis in die Bundesrepublik
Göttingen: Wallstein Verlag, 2013, 576 S., 
€ 42,–

Ulrich Prehns umfassende und überaus 
gründliche Arbeit gilt dem einzigen deut-

schen oder europäischen Forscher, der in der ersten Hälfte des 
20. Jahrhunderts versucht hat, eine Theorie zu begründen, deren Aus-
gangspunkt und zentrale Kategorie das »Volk« ist; die als ethnische 
»Volkstheorie« in der Absolutsetzung des Volkes die Frontstellung 
gegen den bürgerlichen Staat intendierte und damit den Beginn der 
sich neben der Staatsrechtslehre in den 1930er Jahren herausbilden-
den »Volkswissenschaften« markierte. Als praktische Konsequenz 
eines organischen Volksbegriffs folgerte naturgemäß die Ablehnung 
des Staatsbürgerbegriffs. Zudem standen offene Begriffe wie »Volk« 
und »Gemeinschaft« nach 1933 als Begriffshülsen zur Verfügung. 
Es ist das zweifelhafte Verdienst von Denkern wie Boehm, Wilhelm 
Stapel und Edgar Julius Jung, diese Begriffe vor 1933 geprägt und 
sie im akademischen Kontext etabliert zu haben.

Boehm lieferte durch seine immense publizistische Produktion 
einen bedeutenden Beitrag zur Ideologie von der »geistigen Mobilma-
chung der Volksgemeinschaft«. Sein Werk Der Bürger im Kreuzfeuer 
(1933), das in expliziter Auseinandersetzung mit Ernst Jünger entstand 
und zunächst als Ehrenrettung des Bürgers gegen Jüngers völkische 
Auffassung des Arbeiters anmutet, projiziert ebenso wie Jünger einen 
»Abwehrkampf des deutschen Volkes« und deutet damit zusammen-
hängend Böhms Lebensthema an: die Erforschung der Problematik der 
nationalen Minderheiten und »Volksgruppen«, nach deren Einbettung 
in eine »Volkstheorie« Boehms Arbeiten als »magische Formeln« 
zur Stiftung einer deutschen Kollektividentität fungierten. Volksge-
meinschaft erscheint als eine Vision, die internationale Ordnung der 
Nationen aufzusprengen und die Grundlage für ein Neuordnungssze-
nario zu liefern.  Boehm prägte den Begriff der »Dissimilation« und 
erblickte im Zionismus einen vermeintlichen Bündnispartner. Der 
mit Lob überhäufte Martin Buber verwahrte sich jedoch ausdrücklich 
gegen die Vereinnahmung der zionistischen Bewegung.

In seinem Hauptwerk Das eigenständige Volk von 1932 for-
mulierte Boehm das kontinuierliche Moment seines Denkens: eine 
europäische Ordnung unter deutscher Führung. Ein Exemplar ließ 
er 1933 mit freundlicher Widmung an Adolf Hitler übersenden.

dass sie sich in rassistisch-vergesellschafteten Strukturen bewegen 
(sei es privilegiert oder diskriminiert), ermöglicht die Analyse und 
Auseinandersetzung schließlich die Kritik der Verhältnisse. Dies 
erfordert neben dem kritischen Gebrauch rassistisch konnotierter 
Sprache die Refl ektion der Auswirkungen des Kolonialismus und 
Nationalsozialismus für die Gegenwart. Auf der Grundlage dieser 
Prämisse plädiert Messerschmidt dafür, in der pädagogischen Praxis 
die Widersprüchlichkeiten aufzuzeigen und die Position der eigenen 
Involviertheit und Abhängigkeit in rassistischen Strukturen kenntlich 
zu machen.

Mark Schrödter geht der Frage nach, ob Weiße überhaupt 
Rassismuskritik üben sollten, wie es immer wieder innerhalb der 
Critical Whiteness Studies postuliert wird. Der Autor beleuchtet 
verschiedene Faktoren der subjektiven Erfahrungen (privilegierter) 
WissenschaftlerInnen, die für die Forschung relevant seien und in 
verschiedene Formen der Repräsentation münden können: Hierbei 
ist für ihn letztlich nur die Form der Repräsentation, welche die 
Darstellung der Darstellung (»Minoritäten gelten als so und so« 
(S. 64)) untersucht, unproblematisch; Versuche der Darstellung von 
sogenannten Minderheiten oder sogar deren Vertretung sind dage-
gen zu kritisieren. Ähnlich zeigt Paul Mecheril die Problematik 
vermeintlich objektiver Wissenschaft auf und fordert, etwa nicht 
nur Ungleichheit zu beschreiben, sondern die gesellschaftlichen 
Verhältnisse, die diese bedingen, sichtbar zu machen. Aus Sicht der 
Wissenschaften wird ihm zufolge solidarisch gehandelt, wenn etwa 
Praktiken der Exklusion oder Notlagen erforscht werden.

Die Beiträge im zweiten Teil vertiefen den Begriff der Solidari-
tät, zum Beispiel mit Blick auf Solidarität in Bildungsinstitutionen 
gegenüber benachteiligten Jugendlichen, mit der Begriffsgeschichte 
und verschiedenen Grundlagen, mit Integration und Solidarität unter 
MigrantInnen, in der Auseinandersetzung mit dem Konzept des 
Verbündet-Seins sowie der Frage, ob es sich bei der Europäischen 
Union auch um eine Solidargemeinschaft für Roma handle.

Der Sammelband bietet einen Einstieg für die verschiedenen 
Themen, vor allem aufgrund der Thematisierung des Begriffs der 
Solidarität aus verschiedenen spannenden Perspektiven. Dennoch 
scheinen der erste und zweite Teil nicht in Relation zueinander zu 
stehen: Wieso Mecherils Beitrag, der hauptsächlich die Solidarität 
zum Gegenstand hat, sich im ersten Teil befi ndet, ist schwer nach-
vollziehbar. Ebenso gelingt die Verknüpfung der beiden Teile und 
Themen nur unzureichend. So wäre eine stringentere Kontextuali-
sierung der Themen Rassismuskritik und Solidarität in der (Migra-
tions-)Gesellschaft für ein solches Buchprojekt, die der vorliegende 
Band zwar in den einzelnen Kapiteln, in der Gesamtbetrachtung 
jedoch nur ansatzweise aufzeigt, ein Gewinn für aktuelle politische 
Debatten. 

Florian Zabransky
Frankfurt am Main

Etwaige Differenzen zum Rasse-Begriff des NS sowie die spä-
teren Angriffe, denen er teilweise ausgesetzt war, belegen letztlich 
nicht die Inkompatibilität Boehms mit dem NS, sondern zeigen 
vielmehr, wie sich die intellektuellen Grabenkämpfe in den natio-
nalsozialistischen Racket-Strukturen konkret ausnahmen und wie 
ideologische Überzeugungen und Karrierismus in der akademischen 
Sphäre miteinander versponnen waren. Da diese Auseinandersetzun-
gen nicht auf begriffl ich-analytischer Ebene geführt wurden, son-
dern sich auf rassisch-mythischen Scheindifferenzen begründeten, 
bezogen sich die Angriffe weniger auf sein Werk, das freilich auch 
eifrige Befürworter unter den Nazis fand, sondern auf ihn als Person, 
als Konkurrenten. Immerhin hatte dieser Konkurrent bereits 1932 
einen Ruf an die Universität Jena erhalten, wo er den eigens für ihn 
eingerichteten Lehrstuhl für »Volkstheorie« innehatte.

Da Boehm seine Vorstellungen stets als anwendungsorientiert 
verstand, hatte er diverse beratende Funktionen während des NS 
inne, vor allem in der Ostpolitik. Teilweise abweichende Positionen 
zum »Umvolkungsprozess« des Ostens zeigen Boehm, der entgegen 
seinen früheren Positionen verstärkt für eine Assimilationsförderung 
der Polen eintritt, als Pragmatiker. Ulrich Prehn macht dabei deutlich, 
dass sich derartige Interventionen lediglich für die Stabilität des 
»Dritten Reichs«, das die Führung in der künftigen europäischen 
Völkerordnung zu übernehmen habe, einsetzten. Sein »mäßigendes« 
Wirken klammerte die Juden aus und vertrat weiterhin die Idee der 
»biologisch unterbauten Völkerplanung« (S. 384).

Dennoch stilisierte er sich nach dem Krieg schlichtweg zum 
Opfer, das sich durch seine Anschauungen stets »am Rande des KZ« 
(S. 359) befunden habe. Obgleich heute weitgehend vergessen, darf 
der im Vergleich zu Carl Schmitt oder Ernst Jünger tatsächlich als 
»Mann der zweiten Reihe« erscheinende Boehm in seiner Wirkung 
nicht unterschätzt werden. Prehn verdeutlicht, wie durch das Liefern 
von Leitvokabeln, Grundannahmen und Theoremen intellektuelle Au-
ßenseiter zugleich einfl ussreiche Denker und Wissenschaftler waren. 
So zählte Boehm zu den »wichtigsten Produzenten und Akkumulato-
ren einer deutschen ›Volkstums‹-Ideologie, also zu den radikalen Ver-
fechtern einer im Kern gegen Rationalismus, Aufklärung, Demokratie 
sowie gegen jegliche (ethnische und soziale) Gleichheitsgrundsätze 
gerichteten, von einem Übermaß an nationalem ›Sendungsbewusst-
sein‹ getragenen ›Idee vom deutschen Volk‹« (S. 467).

Protegiert von Bundespräsident Theodor Heuss, konnte Boehm 
über 1945 hinaus zumindest an seine antibolschewistische Stoßrich-
tung anknüpfen. Es blieb von seinem Denken die Vorstellung eines 
»Europas der Völker«, das entgegen einem »Europa der Staaten« 
nach Charles de Gaulle (S. 443) eine weitestgehend pazifi zierte Va-
riation seiner früheren Arbeit darstellte. Hauptsächlich sollte Europa 
nicht zum »Satelliten Amerikas« werden. (S. 446)

Fabian Weber
München

Zur Vorgeschichte der 
Antisemitismusforschung

 

Hans-Joachim Hahn, 
Olaf Kistenmacher (Hrsg.)
Beschreibungsversuche der 
Judenfeindschaft. Zur Geschichte der 
Antisemitismusforschung vor 1944
Berlin: De Gruyter, 2014, 486 S., € 99,95

Obgleich sich die Antisemitismusforschung 
erst in den 1940er Jahren als akademische 

Disziplin konstituierte, gilt diese Datierung nicht generell für die 
Antisemitismustheorie. Die Verortung ihrer Entstehung im 20. Jahr-
hundert wird im jüngst erschienenen Sammelband vielmehr als »My-
thos« (S. 172) zurückgewiesen, und »die teils verschüttete Vorge-
schichte« (S. 2) der Disziplin soll ausgegraben werden.

Der »ideengeschichtliche Ort« (S. 49) der Entstehung der Antise-
mitismustheorien sei, so argumentieren Jan Weyand und Klaus Holz, 
bereits im ausgehenden 18. Jahrhundert in den im Lichte der Aufklärung 
stehenden Debatten um die Judenemanzipation zu fi nden. Christian 
Konrad Wilhelm von Dohm habe als erster Intellektueller die »Juden-
frage« als eine Antisemitenfrage interpretiert und damit den Paradig-
menwechsel eingeleitet, der für heutige Erklärungsversuche konstitutiv 
sei. Darin bestehe Dohms »Stärke und bleibende Bedeutung« (S. 65).

Auch die folgenden Beiträge betrachten die Entwicklung der 
Antisemitismustheorie im Kontext öffentlicher antisemitischer De-
batten. Die sich gegen den »wissenschaftlichen Antisemitismus« 
(S. 8) regenden Formen »intellektueller jüdischer Selbstbehaup-
tung« (S. 87) durch Saul Ascher, Sigmund Zimmern, Michael Hess, 
Immanuel Wolf, Leopold Zunz und David Kaufmann sind ebenso 
Gegenstand wie die Beschreibungsversuche des Antisemitismus 
aus den zwischen Zionismus und Orthodoxie changierenden Pers-
pektiven jüdischer Identität bei Nathan Birnbaum und Isaac Breuer.

Der Aufsatz von Marcel Stoetzler demonstriert, dass die ideen-
geschichtliche Rekonstruktion auch für die gegenwärtige Forschung 
relevant ist. Stoetzler diskutiert Moritz Lazarus’ liberale Kritik an 
Heinrich von Treitschke und führt aus, dass das Wissen um die Un-
fähigkeit der liberalen Gesellschaft, den Nationalsozialismus zu 
verhindern, mittlerweile aus dem Gedächtnis verschwunden sei. Da-
her können deren »Überbleibsel und die nächsten Verwandten ihrer 
progressiven Elemente als taufrische, aufregend nackte Unschuld 
vermarktet werden« (S. 116). Stoetzler resümiert, dass selbstrefl e-
xive Aufklärung den Liberalismus an seinen attraktivsten Vertretern 
kritisieren müsse, »um seine emanzipatorischen Impulse vor der 
Reaktion zu verteidigen, und vor sich selbst« (S. 120).
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Wirkungsmacht rassistischer Sprache

 

Gudrun Hentges, Kristina Nottbohm, 
Mechthild M. Jansen, Jamila Adamou 
(Hrsg.)
Sprache – Macht – Rassismus
Berlin: Metropol Verlag, 2014, 376 S., 
€ 22,–

Sprache als soziale Praxis dient im Allge-
meinen der Kommunikation, dem Informa-

tionsaustausch, der Beschreibung, der Beurteilung von Menschen, 
Dingen, Ereignissen und Situationen. Im Akt des Sprechens konst-
ruieren sich soziale Wirklichkeit und die Ordnung der Dinge. Durch 
Attribuierungen, Aufwertungen und Abwertungen, Vergleiche mit 
einer Normativität, deren Ursprung als Wertmaßstab a priori gesetzt 
wird, gestaltet sich Sprechen als soziale Handlung. Beurteilungen, 
Zuweisungen, konstruierte Ordnungen von oben und unten erfah-
ren durch kommunikative Handlungsprozesse eine performative 
Dimension. Im Akt des Sprechens manifestiert sich die verbalisierte 
Konstruktion des »Anderen«. 

In der Konstruktion des »Anderen« – Othering – vollzieht der 
Akteur eine polarisierende Selbstpositionierung, die stets in ein Ich 
und der Andere oder Wir und die Anderen unterteilt ist. Welche 
Bedeutung der Sprache im Prozess des Othering zukommt, zeigen 
aktuelle Beispiele: Im Dezember 2014 forderte der CSU-Vorstand 
in seinem Leitantrag für den Parteitag, Zuwanderer sollten nicht nur 
in der Öffentlichkeit, sondern auch in der Familie dazu angehal-
ten werden, deutsch zu sprechen. Erinnert sei auch daran, dass die 
neonazistischen Morde der NSU in deutschen Tageszeitungen als 
»Döner-Morde« bezeichnet und somit entindividualisiert, ethnisiert 
und verharmlost wurden.

Die Herausgeberinnen gehen davon aus, dass »Sprache ein we-
sentlicher Bestandteil verschiedener Rassismen« (S. 7) ist und daher 
die Analyse von Sprache einen bedeutsamen Beitrag zum Verständ-
nis von Rassismen leisten kann. »Zentrale Fragen des umfangreichen 
Sammelbandes sind etwa: Wie werden Rassismen sprachlich repro-
duziert, verfestigt und legitimiert? Welches Wissen wird transportiert 
(z. B. im Kolonialrassismus)? Wer spricht und wer wird gehört? Wer 
defi niert, was verletzend ist oder nicht?« (S. 9)

Sie stellen die Frage, »wie über Sprache bzw. bestimmte Sprech-
weisen Deutungshoheit erlangt und eine Machtposition aufrechter-
halten und legitimiert werden oder […] wie symbolische Macht bzw. 
Gewalt ausgeübt werden kann« (S. 8). 

Die Autor/-innen betonen die Bedeutung der Sprache als 
Transportmittel von Wissen, Macht und symbolischer Gewalt. 

Christlich-jüdischer Dialog
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Bezugnehmend auf Judith Butlers Arbeiten (Excitable Speech. 
A Politics of the Performative, 1997) plädieren sie dafür, zu un-
tersuchen, »wie Sprache verletzend sein kann, aber auch, welche 
Möglichkeiten sich hieraus für die Umdeutungsprozesse ergeben« 
(S. 7). 

Der Band gliedert sich in vier Themenbereiche. Das erste Kapi-
tel ist dem Thema Rassismus und Wissen(schaften) gewidmet. An-
sätze postkolonialer »(Sozial-)Wissenschaften« stehen im Zentrum 
der Betrachtungen. Den zweiten Themenschwerpunkt bilden die 
Auseinandersetzungen über die Verfl echtungen zwischen Koloni-
alismus und Rassismus. Im dritten Themenbereich, Rassismus der 
Eliten, fokussieren die Autor/-innen aktuelle rassistische Diskurse. 
Beobachtungen des Alltagsrassismus sind Gegenstand des vierten 
Kapitels. 

Die Autorinnen und Autoren liefern eine Analyse zur Dia-
lektik zwischen Legitimierung von Unterdrückung und Sprache. 
In der Logik des Sprechaktes als sozialer Handlung wird rassis-
tisches Sprechen als rassistischer Akt verstanden. Ebenso wer-
den die Macht- und Herrschaftsverhältnisse, die ihren speziellen 
Niederschlag in Sprache fi nden, herausgearbeitet. Ferner bieten 
die Autoren und Autorinnen rassismuskritische Diskursanalysen 
anhand ausgewählter Texte. Deutlich zum Vorschein kommen 
hierbei die Legitimation von Herrschaft und die Privilegierung 
der Herrschenden durch unterschiedliche Rassismen. Im Sinne 
der Critical Whiteness Studies wird ein Paradigmenwechsel voll-
zogen, indem der – bislang wenig beachteten – Frage nach den 
Auswirkungen rassistischer Ideen und Praxis auf Nicht-Schwarze 
nachgegangen wird.

Exemplarisch sollen im Folgenden zwei Beiträge diskutiert 
werden: Die Anglistin und Afrikawissenschaftlerin Susan Arndt 
behandelt zur intellektuellen Erfassung von Rassismus die Fragen: 
»Wer hat Rassismus wann, warum und wie erfunden? Aber auch: 
Wer profi tiert vom Rassismus und wird durch ihn privilegiert – und 
wer nicht?« (S. 19) Arndt beantwortet die Frage nach dem Wer mit 
»Weiße […] Europa« (ebd.) und die Frage nach dem Wann mit »16. 
und frühen 17. Jahrhundert« (ebd.). Sie verortet allerdings deren 
Ursprünge in der Antike. Um eine moralische Vereinbarkeit von 
Genozid, Verschleppung, Versklavung und Raub von Land und 
Eigentum mit den Idealen des Humanismus herstellen zu können, 
bedurfte es einer Theorie, die all das Böse rechtfertigte. In Analo-
gie zum Tier- und Pfl anzenreich wurde die Kategorie »Rasse« auf 
Menschen übertragen. »›Menschenrassen‹ wurden erfunden, um 
zu postulieren, dass es zum einen Menschen gab, und zwar seien 
dies die Weißen, und zum anderen die ›Anderen‹, die nicht-weiß 
waren und bestenfalls Fast-Menschen. […] Im Kern geht es dem 
Rassismus darum, die ›weiße Rasse‹ mitsamt dem Christentum, 
das dem Weißsein inhärent verstanden wird, als vermeintlich na-
turgegebene Norm(alität) hinzustellen, um eigene Ansprüche auf 
Herrschaft, Macht und Privilegien zu legitimieren und zu sichern.« 

Weitere Beiträge behandeln die ersten soziologischen Erklärungs-
versuche des Antisemitismus unter anderem bei Norbert Elias sowie 
bei Fritz Bernstein und werfen kein gutes Licht auf die Disziplin und 
ihre gruppensoziologische Ausrichtung. Antisemitismusforschung 
sei »innerhalb des soziologischen Wissenskanons eine randständige 
Erscheinung geblieben« (S. 388), so Bodo Kahmann, der zugleich 
die vom Postulat der Werturteilsfreiheit geprägte Tendenz kritisiert, 
»Antisemitismus als ein spezifi sches Problem der Juden zu begreifen« 
(S. 390). Isaac Breuer und Eduard Fuchs haben, wie die Beiträge von 
David Jünger und Ole Frahm dokumentieren, den Antisemitismus weit-
aus präziser als »Hass auf die ›Idee der Menschheit‹« (S. 248) gedeutet.

Der Beitrag von Holz und Weyand wirkt im Sammelband leider 
deplatziert. Vordergründig um eine historische Typologie der An-
tisemitismustheorien bemüht, wird auch der eigene wissenssozio-
logische Ansatz untergebracht, der sich im Rahmen dieses Bandes 
allerdings nicht diskutieren lässt. Dass der Antisemitismus unter 
»gruppenbezogenen Stereotypen« (S. 187) zu subsumieren und über 
die antisemitische Semantik mit ihrer »Figur des Dritten« (S. 174) 
zu analysieren sei, ist keinesfalls unumstritten.

Der herausragende Aufsatz von Christine Achinger schlussfolgert 
trotzdem, dass »die unhistorische Binarität von ›Selbst‹ und ›Ande-
rem‹ ein zu einfaches Modell darstellt« (S. 233). Vielmehr könne 
eine als Gesellschaftskritik betriebene Soziologie den Antisemitismus 
begreifen, ohne ihn als eine diskursive Konstruktion zu beschreiben. 
Ihr Beitrag diskutiert den Zusammenhang von Misogynie, Antise-
mitismus und Moderne am Beispiel Otto Weiningers, dessen Werk 
Geschlecht und Charakter als »antisemitischer Text und zugleich eine 
Theorie des Antisemitismus« (S. 210) eingeführt wird. In einer »eigen-
tümlichen Mischung aus Scharfsicht und Verblendung« (S. 210) sei es 
eine »verzweifelte Reaktion auf die Antinomien der kapitalistischen 
Moderne« (S. 231), in der »Hyperrationalismus und Irrationalismus 
als Kehrseiten derselben Medaille« (S. 232) zu begreifen sind.

Abgerundet wird der Sammelband durch die Diskussion von 
Antisemitismustheorien außerhalb des deutschsprachigen Raums. So 
erinnert Sebastian Voigt an Bernard Lazares Interventionen gegen 
den Antisemitismus in Frankreich, Elisabeth Gallas bespricht die sich 
ebenfalls als Abwehrkampf verstehende beginnende Antisemitismus-
forschung in den USA, und Olaf Kistenmacher stellt Leo Trotzkis, 
Emma Goldmans, Alexandra und Franz Pfemferts und Alexander 
Berkmans linke Kritik am Antisemitismus in den eigenen Reihen vor.

Auch wenn der Band erst am Anfang eines gegenwärtig begin-
nenden Interesses an »einer umfassenderen Geschichtsschreibung 
der Antisemitismustheorien« (S. 16) steht, leistet er weit mehr, als 
»nur auf ein Forschungsdesiderat aufmerksam zu machen« (S. 23). 
Tatsächlich ist dem Gründungsmythos der Antisemitismusforschung 
eine erste Aufklärung widerfahren.

Nico Bobka
Frankfurt am Main

(S. 20) Arndt arbeitet deutlich heraus, wie prägend der Rassismus 
für die weiße Wissensgesellschaft war. In der Zeit der Aufklärung 
fanden die wissenschaftlichen Bemühungen um eine Rechtfertigung 
der Überlegenheit der »Weißen« ihren Höhepunkt. Jene Vorstel-
lungen, die die Überlegenheit des weißen Mannes postulierten, 
prägten das Weltbild von Männern wie David Hume, Voltaire und 
Immanuel Kant. So zitiert Arndt aus dem Spätwerk Kants: »Alle 
racen werden ausgerottet werden (Amerikaner und N.1 können sich 
nicht selbst regieren. Dienen als nur zum Sclaven), nur nicht die 
Weißen.« (S. 28) Seine niederträchtige Wirkung hinterließ der Ras-
sismus und Antisemitismus in genozidaler Singulariät während des 
Nationalsozialismus durch die Ausrottung europäischer Jüdinnen 
und Juden sowie Hunderttausender Sinti und Roma. Arndt fordert 
daher, »Rassismus als ›komplexes Netzwerk‹ anzuerkennen, das 
Strukturen und Wissen produziert hat und somit Menschen sozia-
lisiert und prägt« (S. 11). Die Autorin betont, dass Rassismus auch 
über die Zeit des Kolonialismus als Machtsystem fortbestehe und 
diese wie keine andere gesellschaftliche Strukturen und gewaltvolles 

1  N. wird abgekürzt und steht für das rassistische Wort »Neger«.
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Mehr als eine Unternehmergeschichte

 

Wolfgang Hafer
Die anderen Mautners. Das Schicksal einer 
jüdischen Unternehmerfamilie
Berlin: Verlag Hentrich & Hentrich, 2014, 
216 S., € 22,–

Was haben Max Reinhardt, Paul Felix La-
zarsfeld und Arthur Schnitzler gemeinsam? 

Sie alle spielen eine Rolle in dem beeindruckenden Buch von Wolf-
gang Hafer, welches das Schicksal einer bedeutsamen jüdischen 
Unternehmerfamilie der Vergessenheit entreißt. Während die Fami-
lienmitglieder der österreichischen Unternehmerdynastie Markhof 
Mautner im 19. Jahrhundert zum Katholizismus konvertierten, zum 
integralen Bestandteil des gesellschaftlichen Lebens in Wien wur-
den und die NS-Zeit unbehelligt überstanden, hatten die »anderen 
Mautners« weniger Glück. Der Autor beschreibt aber nicht nur deren 
tragisches Schicksal, sondern öffnet die Tür zu einer faszinierenden 
Epoche deutsch-jüdischer Geschichte, in der seine familienbiografi -
sche Erzählung geradezu idealtypische Züge annimmt. In fünf Kapi-
teln (Aufstieg/Textilimperium/Ganz oben/Abstieg/Ende) zeichnet er 
ein facettenreiches Bild über mehrere Epochen und Generationen. 

Isaac Mautner, Begründer der Unternehmerdynastie, war streng-
gläubiger Vorsitzender der jüdischen Gemeinde im ostböhmischen 
Náchod. 1848 machte er sich selbstständig, indem er Hausweber 
mit Material belieferte und deren fertige Produkte vermarktete. Als 
er 1901 starb, war der Ort zu einem Zentrum der böhmischen Tex-
tilindustrie geworden.

Ab 1867 setzte ein Wirtschaftsboom in der k.u.k. Monarchie 
ein, die materielle Basis dafür war der Ausbau des Eisenbahnnetzes. 
Begünstigend auf den Aufstieg wirkte die im gleichen Jahr verfügte 
rechtliche Gleichstellung der Juden in Österreich. Die Aufstiegsge-
schichte der Mautners ist jedoch keine lineare Erfolgsgeschichte. 
Der amerikanische Bürgerkrieg und die damit verbundene Verknap-
pung von Rohmaterial trafen das junge Unternehmen ebenso wie 
der Kurssturz an der Wiener Börse 1873.

In jungen Jahren beförderte Isaac seinen Sohn Isidor (1852–
1930) zum Prokuristen der in Wien ansässigen Firma Isaac Mautner 
& Sohn. Unter Isidor Mautners Leitung expandierte das Unter-
nehmen weiter. 1906 erfolgte die Umwandlung der Firma in eine 
Aktiengesellschaft und der Gang an die Börse unter dem neuen 
Namen Österreichische Textil AG. 1916 verfügte das größte Textil-
unternehmen auf dem Kontinent über 42 Betriebe und rund 23.000 
Beschäftigte. 

Handeln tradiere. Demnach habe der Rassismus »ein Erbe hin-
terlassen, das wir zunächst erst anerkennen müssen, bevor wir es 
ausschlagen können«. (S. 31) 

Die Politikwissenschaftlerin Gudrun Hentges setzt sich im drit-
ten Kapitel mit dem Rassismus der Eliten im heutigen Deutschland 
auseinander. In ihrem Beitrag »Zwischen ›Rasse‹ und Klasse« re-
sümiert sie Thilo Sarrazins Hypothesen und unterwirft diese einer 
kritischen Betrachtung. In Anlehnung an Albert Memmis Rassis-
musbegriff geht sie der Frage nach, ob die von Sarrazin verbreitete 
Ideologie als rassistisch zu kategorisieren ist. Sie konstatiert, dass 
»Sarrazins Prämissen, Thesen und Argumente […] dem Arsenal 
rassistischer Ideologien« (S. 194) entstammen. Damit stelle er sich 
in die Tradition der Eugenik und der Soziobiologie. Sarrazins Bezüge 
zur Eugenik und Soziobiologie gipfeln unter anderem in Behaup-
tungen über die Existenz eines »Juden-Gens«. Diese Vorstellung 
wurzelt nach Kevin MacDonald in der uralten Vorstellung »eines 
rassisch homogenen ›jüdischen Typus‹, der sich durch besondere 
Schlauheit und Raffi nesse auszeichnet« (S. 211).

Nach dieser Prüfung diskutiert die Autorin die Verfl echtungen 
zwischen Rassismus und Sexismus, Rassismus und Nationalsozia-
lismus sowie die Implikationen von Rasse und Klasse im gegenwär-
tigen Rassismus der Eliten. Unter Verweis auf eine Emnid-Umfrage 
aus dem Jahr 2010, bei der jeder dritte Befragte die Aussage, »In 
Zeiten der Wirtschaftskrise können wir es uns nicht leisten, allen 
Menschen die gleichen Rechte zu garantieren«, und immerhin jeder 
fünfte Befragte der Formulierung, »In Zeiten der Wirtschaftskrise 
können wir uns nicht mehr erlauben, Minderheiten besonders zu 
achten und zu schützen«, zustimmte, rekapituliert die Politikwis-
senschaftlerin den Rassismus der Eliten und zeigt auf, welche Aus-
wirkungen er auf den Alltagsrassismus hat.

Der Sammelband enthält weitere wertvolle diskursanalytische 
Beiträge, die einen tieferen Einblick in aktuelle Entwicklungen durch 
das Durchleuchten der verwendeten Argumentationsmuster erlauben. 
Besonders lehrreich trägt der Band zur Aufklärung des Implikations-
zusammenhangs zwischen Herrschaft und Sprache bei und leistet 
damit einen bedeutsamen Beitrag zur Analyse der Entwicklung und 
Wirkungsgewalt rassistischer Diskurse.

Türkân Kanbıçak
Pädagogisches Zentrum Frankfurt

Ein Zentrum gesellschaftlichen Lebens in Wien wurde der Salon 
von Jenny Mautner, Isidors Ehefrau. Gut vierzig Jahre versammelten 
sich dort bedeutende Künstler. So erstaunt es, dass Jenny Maut-
ners Salon in kulturgeschichtlichen Untersuchungen bisher kaum 
Beachtung fand. Zu den Gästen gehörten Arthur Schnitzler, Hugo 
von Hofmannsthal, Richard Strauss, Gerhart Hauptmann und Max 
Reinhardt. Die Mautner’schen Sonntagssoiréen waren gutbürgerliche 
Veranstaltungen und belegen den entsprechenden Habitus.

Die Niederlage Österreichs im Ersten Weltkrieg erforderte eine 
Neustrukturierung des Konzerns, da zahlreiche Fabrikanlagen plötz-
lich im Ausland lagen. Es folgte die Konsolidierung durch Verlage-
rung der Konzernzentrale ins nunmehr tschechische Náchod. Die 
Bankenkrise Mitte der 1920er Jahre setzte auch dem Mautner’schen 
Unternehmen zu. Die Wiener Hausbank, der Mautner sein Geld 
anvertraut hatte, wurde 1926 liquidiert. Der Zusammenbruch der 
New Yorker Börse bedeutete den endgültigen Todesstoß für das 
Mautner’sche Fabrikunternehmen. Gegen Ende seines Lebens steht 
Isidor vor dem Scherbenhaufen seiner Lebensleistung. 

Zu dem Firmenkonglomerat gehörte auch das 1925 erworbene 
Trumau-Marienthaler Textilunternehmen. Durch die Stilllegung der 
Anlage war mit einem Schlag eine ganze Gemeinde, die sich über 
die Zugehörigkeit zu einer Fabrik defi nierte, arbeitslos. In diesem 
Zusammenhang entstand die epochemachende Studie des Wiener 
Soziologen Lazarsfeld über »die Arbeitslosen von Marienthal«.

Isidors ältester Sohn, Stephan, wurde zwar von seinem Vater 
systematisch an das Unternehmen herangeführt, aber im Gegensatz 
zu seinem Vater, der rastlos am Ausbau des Firmenimperiums arbei-
tete, hatte er auch schriftstellerische und künstlerische Interessen. 
Sein Schicksal steht für das tragische Ende der Familiengeschichte. 
Hafer schildert die systematische Enteignungs- und Vertreibungs-
politik in Österreich ab 1938 und die fi nanzielle Ausplünderung von 
Stephan Mautner und seiner Frau Else. Nach ihrer Auswanderung 
nach Ungarn glaubten sie sicher zu sein. Über das weitere Schicksal 
des Ehepaars nach dem Einmarsch der deutschen Truppen 1944 
in Ungarn existierten unterschiedliche Familienerzählungen. Re-
cherchen beim Fritz Bauer Institut und in Yad Vashem führten zu 
einem Ergebnis: Das »Auschwitz-Album« (Göttingen 2005), das 
jüdische Transporte aus Ungarn im Juni und Juli 1944 zeigt, gibt 
Aufschluss. Auf einem der Bilder ist ein kleiner Herr zu sehen: 
Stephan Mautner.

Der Autor lässt den Leser teilhaben an den Recherchen dieser 
außergewöhnlichen Familiengeschichte. Statt trockener faktenori-
entierter Historikernarration bedient er sich einer sprachlich em-
pathischen Annäherung und manch bildhafter illustrativer Ausma-
lung. Wen das nicht stört, wird mit einem vielschichtigen Panorama 
deutsch-jüdischer Geschichte belohnt.

Martin Liepach
Pädagogisches Zentrum Frankfurt

»Eine Störung unter vielen«

 

Rico Behrens 
Solange die sich im Klassenzimmer 
anständig benehmen. Politiklehrer/innen 
und ihr Umgang mit rechtsextremer 
Jugendkultur 
Schwalbach am Taunus: Wochenschau 
Verlag, 2014, 256 S., € 29,80

Der Politikwissenschaftler Rico Behrens 
geht der Frage nach, wie Politiklehrer/-

innen auf Erscheinungsformen »rechtsextremer Jugendkultur« 
reagieren. Ausgehend von seiner Wahrnehmung, dass sich die 
Auseinandersetzung mit Rechtsextremismus auf die Entwicklung 
von präventiven Konzepten der Demokratiepädagogik konzentriere, 
stellt Behrens die Auseinandersetzung mit rechtsextrem orientierten 
Jugendlichen in den Fokus seiner Arbeit. Als empirische Basis seiner 
nach dem Verfahren der Grounded Theory entwickelten Theorie zur 
Systematisierung und Beschreibung der Umgangsweisen dienen 
Behrens qualitative Einzelinterviews mit Politiklehrer/-innen, die 
an sächsischen Schulen tätig sind. Hohen Erkenntnisgewinn liefert 
dabei die von Behrens entwickelte Kategorie der »individuellen 
Bewährung«. Durch sie lässt sich ein Mechanismus eines sich 
selbst bestätigenden Handelns herausarbeiten. (S. 221) Mit dem 
gleichermaßen verblüffenden wie erhellenden Befund, dass trotz 
divergierender und einander widersprechender Handlungskonzepte 
die Bewertung der Befragten zu den von ihnen gewählten 
Handlungskonzepten überwiegend positiv ausfällt. Um dies 
nachvollziehen zu können, stellt der Autor die gewählten 
Handlungskonzepte in Bezug zu den ebenfalls von den Befragten 
selbst entworfenen Leitbildern von Schule. Je nach angenommener 
Zielsetzung und Aufgabenbeschreibung fällt die Bewertung der 
gewählten Handlungsstrategie als zu dem Aufgabenbereich passend 
und damit stimmig aus.

Behrens macht drei Handlungstypologien aus und ordnet sie 
wiederum drei Leitbildern von Schule zu: Die dem Buch den Titel 
gebende Strategie zeichnet sich im Wesentlichen dadurch aus, dass 
»Auseinandersetzungen vermieden« werden. Die Pädagog/-innen 
konzentrieren sich dabei auf das von ihnen formulierte Kernge-
schäft von Schule: Erlangen von Abschlussqualifi kationen. Sie füh-
len sich nur bei groben Regelverstößen zu Sanktionen verpfl ich-
tet. (S. 98, 165) Fallen Schüler/-innen nicht mehr durch besonders 
provozierende Aussagen auf und achten insbesondere auf einen 
moderateren Kleidungsstil, stellt sich Zufriedenheit ein. Der Rück-
gang von Lehrer/-innen wahrgenommenen rechtsextremistischen 
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Das Nazi-Filmerbe im Dokumentarfi lm

 

VERBOTENE FILME – 
DAS VERDRÄNGTE ERBE DES NAZI-KINOS

Ein Film von Felix Moeller, 
Deutschland 2014, 94 Minuten, Produktion: 
Blueprint Film Produktion, Vertrieb: Edition 
Salzgeber, € 19,90, FSK: ab 6 Jahre 

Die aufwendig für das Kino produzierte 
Filmdokumentation des Münchner Autors, 

Regisseurs und Produzenten Felix Moeller (*1965) über das angeb-
lich »verdrängte Erbe des Nazi-Kinos« rennt offene Türen ein, denn 
die Diskussion darüber, wie mit dem schwierigen Erbe des NS-Films 
umgegangen werden soll, gibt es schon lange. Bereits ab Mitte der 
1960er Jahre beschäftigte sich beispielsweise der Publizist und Re-
gisseur Erwin Leiser (1923–1996) unter dem Titel DEUTSCHLAND, 
ERWACHE! (1968) auf kritische Weise mit der »Propaganda im Film 
des Dritten Reiches« (Buch und Film). Er setzte damit eine nicht 
mehr abreißende Debatte über Politik und Ästhetik des deutschen 
Films der NS-Zeit in Gang.

Der Filmautor kennt sich aus mit diesem »negativen Filmschatz« 
(Moeller), wie seine verschiedenen Bücher (Der Filmminister – 
Goebbels und der Film im Dritten Reich, 1998) und Filme (HARLAN 
– IM SCHATTEN VON »JUD SÜSS« 2008), aber auch seine Beratertätig-
keit für verschiedene historische Spiel- und Dokumentarfi lme (DIE 
MACHT DER BILDER: LENI RIEFENSTAHL, 1992/93; NAPOLA, 2004; DIP-
LOMATIE, 2014) zeigen. Unverständlich daher, warum im Titel seiner 
Dokumentation reißerisch von »verbotenen Filmen« die Rede ist, 
obwohl jeder Fachkundige weiß, dass dieses Verbot nicht existiert, 
sondern heute lediglich noch 40 Filme nur unter bestimmten Auf-
lagen (Vorführung inkl. Vortrag und Diskussion) öffentlich gezeigt 
werden dürfen und als »Vorbehaltsfi lme« regen Zuspruch fi nden. 
Moeller verleiht damit diesem Kondensat manifester Propaganda-
fi lme eine zensorielle Giftschrank-Aura, die die Vertriebsfi rma von 
einer »visuellen Reise zur dunklen Seite des Kinos« raunen lässt. 
Dazu passt dann auch das naturmetaphorisch gestaltete Filmplakat 
mit einer zentralperspektivischen Kameratotalen von Ackerfurchen, 
über denen ein schwarzer Gewitterhimmel dräut mit verschiede-
nen Titellogos bekannter Propagandafi lme. Ist dies nun unbewusste 
Schollenmystik oder die grafi sch auf den Punkt gebrachte NS-Ideo-
logie der Verwandlung von Geschichte in Natur?

Moeller weist auch nicht darauf hin, dass die Zahl der »verbo-
tenen Filme« recht willkürlich ist, lag sie doch in den Jahrzehnten 
zuvor wesentlich höher mit einer sukzessiven Reduzierung im Ver-
laufe der Jahre; je nachdem, welche Filme man vonseiten der Murnau 

Verhaltensweisen wurde auch von den Vertreter/-innen der Linie 
»Auseinandersetzung suchen – klare Fronten schaffen« als Erfolg 
gewertet. Insgesamt schätzen diese ihre Einfl ussmöglichkeiten auf 
rechtsextreme Jugendliche etwas geringer ein. Dinge nicht einfach 
stehen lassen (S. 99) ist ein zentrales Moment dieser Strategie. 
Die Aufgabe von Schule wird in diesem Modell vor allem in der 
demokratischen Bildung (S. 166) gesehen. Im Fokus steht dabei 
immer die Wirkung der Intervention auf die Gesamtklasse. Als 
sich explizit den rechtsextremen Jugendlichen zuwendend nimmt 
Behrens die dritte von ihm kategorisierte Gruppe wahr. Die der 
Idee »Akzeptanz und Widerspruch« folgenden Lehrer/-innen sehen 
ihre Aufgabe vor allem darin, Jugendliche zu »erziehen und zu 
begleiten«. (S. 166) Die Herausforderung des Umgangs mit Rechts-
extremismus wird in keiner der beschriebenen Herangehensweisen 
als ein besonderes Thema, das einer besonderen konzeptionellen 
Überlegung bedürfe, verstanden. Rechtsextremismus wirkt in den 
Aussagen der Interviewten wie eine Störung unter vielen möglichen 
Störungen eines geregelten Schulablaufs. Dabei scheint es zu ihrem 
Rollenverständnis zu gehören, dass Lehrer/-innen von sich erwar-
ten, sie meistern zu können, ohne sich aus dem Konzept bringen 
zu lassen. Gelingt dies nicht, wird dies als persönliche Niederlage 
empfunden. In keiner der Schulen, die Interviews gewährten, wird 
ein von der Einrichtung als Ganzes formuliertes Handlungskonzept 
als richtunggebend erwähnt. 

Behrens’ Arbeit hat deskriptiven Charakter, und er bemüht sich 
um eine zurückhaltende Bewertung. Trotzdem wird deutlich, dass 
er den die Jugendlichen begleitenden Ansatz favorisiert. Behrens 
greift dabei die kritische Auseinandersetzung mit den Konzepten 
»akzeptierender Arbeit« auf und betont die Aufgabe der Irritation 
der rechtsextremen Argumentationsmuster. Er sollte dabei meines 
Erachtens die Erkenntnisse rassismuskritischer Bildungs- und Be-
ratungsarbeit stärker berücksichtigen. Dass Lehrer/-innen in ihrem 
Bemühen, die rechtsextremen Weltbilder zu irritieren, selbst binäre 
Logiken aufgreifen und damit Rassismen reproduzierende Denk-
muster anbieten, könnte so stärker wahrgenommen werden. Darüber 
hinaus empfi ehlt sich ein etwas differenzierterer Blick in die ver-
schiedenen in einem Klassenzimmer vorhandenen Positionen. Die 
von Behrens häufi g verwandte Kategorie »Normaljugendliche«, die 
er pauschal rechtsextremen Jugendlichen entgegenstellt, erscheint 
wenig geeignet, die Realitäten in den Klassenzimmern der pluralen 
Migrationsgesellschaft wahrzunehmen. In der Gruppe der »nicht 
rechtsextremistischen Jugendlichen« lassen sich beispielsweise zu-
stimmende, unentschiedene, kritische und potenziell Betroffenen-
Perspektiven wahrnehmen.

Christa Kaletsch
Frankfurt am Main

Deutsch-israelische Filmgeschichte(n)

 

Tobias Ebbrecht-Hartmann 
Übergänge. Passagen durch eine 
deutsch-israelische Filmgeschichte
Berlin: Neofelis Verlag, 2014, 300 S., 
zahlr. Abb., € 26,–

Ende letzten Jahres, und damit pünktlich zu 
dem in diesem Jahr anstehenden 50. Jahres-

tag der Aufnahme diplomatischer Beziehungen zwischen Deutsch-
land und Israel, ist dieser handliche Band im ambitionierten Berliner 
Neofelis Verlag erschienen. Die in ihm ausgebreiteten Filmgeschich-
ten zwischen Deutschland und Israel entwickeln sich auch auf der 
Folie dieser Beziehungen, reichen aber weiter zurück, bis in die Zeit 
des vor-israelischen Kinos im britischen Mandatsgebiet Palästina. 

Der Film- und Medienwissenschaftler Tobias Ebbrecht-Hart-
mann lehrt und forscht derzeit Film und German Studies an der Hebrä-
ischen Universität in Jerusalem. In dem vorliegenden Buch zeichnet 
er anhand von zahlreichen ausführlich erläuterten Filmbeispielen die 
deutsch-israelische Filmbeziehung nach und verortet die Filme in ih-
rem jeweiligen gesellschaftlichen und politischen Kontext. In einlei-
tenden Worten beschreibt er Filme als »ein Medium der Begegnung«, 
als Möglichkeit, »andere Lebenswelten kennenzulernen und die 
Perspektive eines anderen einzunehmen«, um »die eigene Position zu 
klären und den eigenen Standort aus anderer Perspektive zu betrach-
ten«. In neun Kapiteln spürt er den Bezügen der geschichtsbelasteten 
Filmgeschichten nach und beschreibt die Filme als Transiträume, als 
Orte des Übergangs, in denen gesellschaftliche Prozesse und persön-
liche Wandlungen vorweggenommen und refl ektiert werden. Dabei 
reicht sein Blick zurück bis zum »Anfang vor dem Anfang«, zu 
Oskar Messters BILDER AUS PALÄSTINA (D 1899), einer Bilderschau, 
die der deutsche Filmpionier während der Palästinareise von Kaiser 
Wilhelm II. aufgenommen hatte. Zwanzig Jahre später, so erfährt 
man, hatten solche Reisefi lme aus Palästina Hochkonjunktur. In den 
1920er Jahren begann eine Reihe zionistisch geprägter Filme damit, 
dem deutsch-jüdischen Publikum Leben und Aufbau in Palästina 
nahezubringen. Einer der ersten Filme dieses Genres war THE RETURN 
OF ZION (SHIVAT ZION, Palästina/D 1921) von Yaacov Ben Dov. In 
seiner Bildsprache bemerkenswert ist der von dem deutsch-jüdischen 
Filmemacher Helmar Lerski im Auftrag des Jüdischen Nationalfonds 
gedrehten zionistischen Werbefi lm AVODAH (Palästina 1935). 

Von den Reiseeindrücken eines »Kinos im werden« und den 
frühen zionistischen Propagandafi lmen bis zu dem erst kürzlich in 
den hiesigen Programmkinos gezeigten Spielfi lm HANNAS REISE (D/

IL 2013) der Berliner Regisseurin Julia von Heinz reicht die Palette 
der Filme, die in diesem Buch vorgestellt werden. Ein immer wieder-
kehrendes Motiv ist die Bearbeitung der traumatischen Erfahrung der 
Shoah und ihrer Folgen, ein Thema, dem sich verschiedene Generati-
onen von Filmemachern aus unterschiedlichen Perspektiven widmen. 
So Erwin Leisers EICHMANN UND DAS DRITTE REICH, (CH/BRD 1961), 
der sich als einer von mehreren Filmen mit der Ergreifung Adolf 
Eichmanns und dessen Prozess in Jerusalem auseinandersetzt. Und 
die Filme, die sich mit der Traumatisierung der nachfolgenden Gene-
rationen beschäftigen, wie Andres Veiels Dokumentarfi lm BALAGAN 
(D 1995), oder mit dem Fortwirken des Holocaust als trennendes und 
auch verbindendes Element der deutsch-israelischen Beziehungen, 
wie in Dominik Grafs Fernsehproduktion BEI THEA (BRD 1988).

Thematisiert werden auch die eher problematischen Filmbe-
ziehungen Israels zur DDR. Interessant ist die Biografi e des israeli-
schen Regisseurs Dror Zahavi, der 1982 in die DDR ging, um an der 
Filmhochschule Babelsberg zu studieren. Heute lebt Zahavi in Berlin 
und dreht TATORT und andere Filme für das Deutsche Fernsehen. Be-
kannt wurde er durch seine Verfi lmung der Biografi e MARCEL REICH-
RANICKI: MEIN LEBEN (D 2009) und den in Israel spielenden Kinofi lm 
ALLES FÜR MEINEN VATER (SOF SHAVUA BE-TEL AVIV, D/IL 2008).

Hervorzuheben aus der Vielzahl der vorgestellten Filme sind 
noch zwei Dokumentarfi lme von Vertretern der sogenannten »dritten 
Generation«. Beide waren in den letzten Jahren beim Publikum er-
folgreich und wurden mit zahlreichen Preisen ausgezeichnet: In DIE 
WOHNUNG (HA-DIRA, IL/D 2011) von Arnon Goldfi nger entschlüsselt 
der Regisseur die in der von seiner Großmutter hinterlassenen Woh-
nung eingekapselte Vergangenheit. Spuren der eigenen Familien-
geschichte folgt auch die in Berlin lebende israelische Regisseurin 
Yael Reuveny in ihrem beeindruckenden Dokumentarfi lm SCHNEE 
VON GESTERN (FAREWELL, HERR SCHWARZ, D/IL 2013).

Insgesamt fi nden in diesem kenntnisreichen Buch über 130 Fil-
me Erwähnung. Zudem funktioniert es dank seiner anschaulichen 
Erklärung der Zugänge und der nachvollziehbaren Analyse der Film-
sprache auch als eine Schule des Sehens und dient so als Anleitung 
zum selbstständigen Entschlüsseln nicht berücksichtigter Filme. Der 
Band enthält zahlreiche Abbildungen und ist mit einer Bibliografi e 
und einem Filmregister ausgestattet. Letzteres hätte gerne etwas aus-
führlicher ausfallen dürfen. Die israelischen Filme sind dort nur in 
Lautschrift des hebräischen Originaltitels aufgeführt. Eine Angabe von 
Filmtitel, Originaltitel, Regisseur, Land und Erscheinungsjahr wäre an 
dieser Stelle wünschenswert gewesen. Ungeachtet dessen sei das Buch 
allen empfohlen, die sich für Film im Kontext deutsch-jüdischer und 
deutsch-israelischer Geschichte interessieren. Durch seine Verständ-
lichkeit und Tiefe richtet es sich gleichermaßen an Einsteiger in die 
Thematik als auch an Film- und Fachhistoriker sowie Filmschaffende.

Werner Lott
Fritz Bauer Institut
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Uneinholbares Überleben

 

Christian Poetini
Weiterüberleben. 
Jean Améry und Imre Kertész
Bielefeld: Aisthesis Verlag, 2014, 367 S., 
€ 39,80

Christian Poetinis lesenswerte Studie kon-
zentriert sich auf die Beschreibung der »exis-

tentiellen, ethischen und ästhetischen Dimensionen der Darstellung 
des Überlebens der Shoah« (S. 18) am Beispiel der jüdischen Schrift-
steller Jean Améry (1912–1978, Suizid) und Imre Kertész (*1929). 
Aufgrund der Allgegenwart des Todes und Sterbens in den NS-Lagern 
sahen sich beide »mit einer Grenzerfahrung« konfrontiert, »die sich 
jeglicher humanistisch-existentiellen Begriffl ichkeit entzieht« (S. 21). 
Authentisches Schreiben über die erlebte Erfahrung als Überlebens-
strategie, »um die verlorene Würde und Freiheit sowie Selbst- und 
Weltvertrauen zurückzugewinnen und somit überhaupt weiterleben 
zu können«, ist fortwährend, so Poetini, nicht nur vom Trauma des 
Erlebten affi ziert, sondern auch von der »Schwierigkeit des Weiter-
lebens in einer Umwelt, in der die Opfer nicht als solche anerkannt 
werden«, stattdessen »ständig infrage gestellt sind« (S. 20).

Vor allem Amérys bahnbrechender, autobiographischer Essay-
band Jenseits von Schuld und Sühne. Bewältigungsversuche eines 
Überwältigten (1966) sowie Kertészʼ epochaler Roman eines Schick-
sallosen (1996) sind als Überlebensdiskurse im Spannungsfeld aus 
»Überleben, Weiterleben und Fortleben«(S. 19) für das kollektive 
Gedächtnis der Nachlebenden von nachhaltiger Bedeutung. Mit 
Schicksalslosigkeit meint Kertész, dass die Nationalsozialisten ihn 
seines eigenen persönlichen Schicksals enteigneten, ihn vollständig 
entpersonalisierten.

Das Werk beider Überlebenden der Shoah, gewissermaßen 
»Wanderungen« in den Grenzbezirken zwischen Überleben und 
Weiterleben, zeichnet sich durch eine »radikale Fiktionalisierung« 
(S. 329) der eigenen spezifi schen Opferperspektive aus. Bei Améry 
steht die im Sommer 1943 im Lager Breendonk/Belgien erlittene 
Folter (»Die Tortur«) als Zäsur zugleich »unter der Prämisse der 
Uneinholbarkeit der Erfahrung des Überlebens« (ebd.), wonach 
derjenige, der der Folter unterlag, ein Gefolterter bleibt. Der dar-
aus resultierende, anhaltende Verlust des »Weltvertrauens«, »nicht 
mehr per se einen Platz in der Welt zu haben« (S. 56), führte ihn 
zum Festhalten am Ressentiment, zum Aufruf andauernden, selbst-
refl ektierenden Selbstmisstrauens, das er deutlich gegen die mo-
derne Psychologie abgrenzte. Für ihn eine praktikable Haltung, 

Ein exemplarisch ambivalenter Lebensweg

 

Eberhard Schmidt
Kurt von Plettenberg. Im Kreis der 
Verschwörer um Stauffenberg. Ein 
Lebensweg
Unter Mitarbeit von Dorothea-Marion 
von Plettenberg und Karl-Wilhelm von 
Plettenberg
München: Herbig Verlag, 2014, 272 S., 
€ 23,–

Unter den zahlreichen Personen, die als Randfi guren des Wider-
stands vom 20. Juli 1944 zu bezeichnen der Respekt verbietet, ist 
Freiherr Kurt von Plettenberg eine der eindrücklichsten und zu-
gleich widersprüchlichsten. Plettenberg wurde am 31. März 1891 
in Bückeburg als Sohn eines streng konservativen wilhelminischen 
Generals geboren, der es im Ersten Weltkrieg zum Generaladjutanten 
Wilhelms II. brachte. Die Familie gehörte seit dem 16. Jahrhundert 
zum westfälisch-preußisch-protestantischen Adel und sorgte über 
Generationen hinweg für militärischen Nachwuchs. Kurt von Plet-
tenberg durchlief eine »adelsgemäße«, an traditionellen Vorstellun-
gen von Ehre, Schlichtheit, Sparsamkeit, Gehorsam und Disziplin 
orientierte Erziehung in Potsdam, Charlottenburg und Kassel. Etwas 
abweichend vom klassischen Bildungsweg studierte Plettenberg 
nicht in Berlin oder Göttingen, sondern in Kiel und Lausanne Jura 
und Forstwirtschaft.

Kurt und sein älterer Bruder Karl-Wilhelm zogen 1914 begeis-
tert in den Krieg. Kurt war stolz auf den »Heldentod« des Bruders im 
ersten Kriegsmonat. Noch nach dem Krieg verklärte er dessen Tod 
als »Sozialismus der Tat« (S. 35). Kurz nach dem Krieg beendete 
Kurt von Plettenberg sein Studium und begann seine Referendarzeit 
in einer Försterei in der Nähe von Gumbinnen (Ostpreußen). Er 
schloss sich nicht den marodierenden Freikorps an, in denen viele 
adlige Offi ziere nach dem Krieg und der verlorenen Perspektive 
als Berufsoffi ziere Zufl ucht suchten. Zunächst Dezernent für Holz-
handel beim Regierungspräsidium in Stralsund, wurde Plettenberg 
1923 als 32-Jähriger Oberförster, dann Forstverwalter der Familie 
Dönhoff auf deren Gut in Ostpreußen, auf dem er die spätere ZEIT-
Herausgeberin Marion Gräfi n Dönhoff als junge Frau kennenlernte, 
mit der er zeitlebens eine zarte Freundschaft pfl egte.

Ab 1930 wirkte Plettenberg wieder auf verschiedenen Pos-
ten in der staatlichen Forstverwaltung. Politisch in konservativen 
Adelskreisen sozialisiert, trat er 1932 ins Reichsministerium für 
Ernährung ein, wurde aber nie NSDAP-Mitglied, obwohl er 1933 
in »Hitlers Sieg […] Hoffnungen und Möglichkeiten« sah und in 

diesem den »großen Führer der Nation«. (S. 96 f.) Seine berechtigte 
Ablehnung des Friedens von Versailles radikalisierte er wie viele 
führende Nationalsozialisten zum Kalkül auf eine Revanche: »Die 
Nazis schaffen am neuen Krieg. Gott segne den Geist der Männer, 
die sich der Rettung annahmen.« (S. 97) In altpreußischer Manier 
vertraute der Sohn der Devise seines Vaters: »Die Hand am Schwert, 
den Fuß im Bügel, treu ihren himmlischen und irdischen Herren.« 
(S. 106)

1937 ließ sich Plettenberg vom Staatsdienst beurlauben und trat 
als Gutsverwalter in die Dienste des Fürsten Wolrad zu Schaum-
burg-Lippe in Bückeburg. 1938 berief ihn das Haus Hohenzollern 
als Schiedsrichter bei den Auseinandersetzungen über Verträge des 
Staates mit dem Königshaus. Als Hauptmann in einem Traditions-
regiment, in dem viele kaisertreue Adlige dienten, die später zum 
Kern des Widerstands gegen Hitler gehörten, erlebte Plettenberg 
den Kriegsanfang. Schon im Polenfeldzug erfuhr er vom späteren 
Widerstandskämpfer Axel von dem Bussche von den mörderischen 
Verbrechen der Einsatzgruppen im Rücken der Wehrmacht.

So kam Plettenberg früh in Kontakt mit dem Netzwerk des Wi-
derstands, der sich als Opposition gegen die Parteimacht der SS 
und gleichzeitig als loyale soldatische Kooperation mit der Wehr-
macht formierte. Es dauerte fast fünf Jahre, bis der tatbereite Kern 
dieser Gruppe, zu der fast ausschließlich Offi ziere adliger Herkunft 
gehörten, den Spagat zwischen der Opposition gegen und der Kol-
laboration mit Hitler beendete und am 20. Juli 1944 zur Tat schritt.

Nach mehreren im Ansatz gescheiterten Versuchen gelang zwar 
das Attentat vom 20. Juli im Führerhauptquartier in Ostpreußen, 
aber Hitler selbst blieb fast unverletzt. In seinem Auftrag konnte die 
Gestapo eine gnadenlose Verfolgung der Widerstandskämpfer und 
ihrer Familien in die Wege leiten. Mindestens 5.000 Personen wur-
den verhaftet, 180 hingerichtet. Viele entzogen sich der Henkerjustiz 
von Hitlers notorisch furchtbaren Juristen durch Suizid.

Plettenberg, 1942 zum Generalbevollmächtigten des Preußi-
schen Königshauses aufgestiegen, übernahm als Major an der West- 
und an der Ostfront mehrere Kommandostellen, pfl egte Kontakte zu 
den oppositionellen Offi zieren, war aber nicht in die Operationspläne 
eingeweiht. 1944 wurde er aus Altersgründen aus der Wehrmacht 
entlassen, was er noch im Juni 1944 bedauerte, als »sein« Ostpreu-
ßen fi el. (S. 197)

Trotz größter Vorsicht wurden seine Kontakte zum Widerstand 
im März 1945 – über ein halbes Jahr nach dem Attentat – durch 
eine undurchsichtige Denunziation bekannt. Am 3. März wurde 
Plettenberg verhaftet, am 10. März entzog er sich der Folter durch 
Selbstmord. Eberhard Schmidts quellengestützte Studie besticht 
durch ihre sorgfältige Argumentation und ihre spannende Erzählung 
eines exemplarisch ambivalenten Lebenswegs.

Rudolf Walther
Frankfurt am Main

Stiftung, der Rechteinhaberin, als Propagandafi lme einstufte. Der 
frühere Terminus »Verbotsfi lm« war Folge einer verständlicherweise 
vorsichtigen Politik der Alliierten Hohen Kommission direkt nach 
1945, als man von den circa 1.200 Spielfi lmen des »Dritten Reichs« 
etwa 350 Filme als manifeste Propagandafi lme (nationalsozialis-
tisch, militaristisch etc.) einschätzte und deshalb für eine öffentliche 
Vorführung mit einem Verbot belegte. Bereits 1955, dem Jahr der 
völkerrechtlichen Souveränität der BRD, gab es dann nur noch 275 
»Vorbehaltsfi lme«, wie die »Verbotsfi lme« jetzt hießen, eine Zahl, 
die Mitte der 1960er Jahre auf 130 und zu Beginn der 1990er Jahre 
auf 65 Filme schrumpfte und jetzt bei der Zahl 40 angelangt ist. Da 
müsste der Filmautor doch eigentlich danach fragen, warum der 
»Rest« der 1.160 als ungefährlich deklarierten Unterhaltungsfi lme 
jetzt plötzlich frei sein soll von NS-Propaganda.

Die Dokumentation beginnt mit militärisch-unheimlich wir-
kenden Aufnahmen vor und in den klimatisierten Betonbunkern des 
Bundesarchivs Film in Berlin-Hoppegarten, wo viele NS-Filme wie 
Sprengstoff in Gestalt von hochexplosiven Nitrozellulose-Kopien 
lagern. Explosiv, so will uns der Autor wohl sagen, ist auch der öf-
fentliche Umgang mit den Filmen und mahnt daher zu besonderer 
Vorsicht. Zu Recht natürlich, wie sich schließlich bei der Ausbrei-
tung des Materials herausstellt. Moeller gliedert die Filme nach 
thematischen Rubriken, um sich schließlich auf sieben Aspekte zu 
fokussieren: »Heimkehren«, »Jugend«, »Antisemitismus«, »Unter-
haltung«, »Entnazifi zierung«, »Stars«, »Euthanasie«. Mit längeren 
Ausschnitten aus beispielhaften Filmen kann er auf sehr anschauliche 
Weise deren propagandistischen Charakter verdeutlichen.

Da der Regisseur selbst als vermeintlich neutraler Beobachter 
auf jeglichen Off-Kommentar verzichtet, lässt er Fachleute und 
Zuschauer die Filmbilder kommentieren. Durch diese zum Teil 
sehr subjektiven, vorschnell nur auf die heutige Wirkungssituation 
bezogenen Perspektiven wird aber der zeitgenössisch-historische 
Kontext von Verfolgung, Krieg und Massenmord nicht deutlich, 
wirken die Filme wie abgelöst von der Historie. Die Dokumenta-
tion VERBOTENE FILME mag ein Einstieg dafür sein, wie manifeste 
nationalsozialistische Filmpropaganda funktioniert; die historischen 
wie aktuellen Dimensionen des Umgangs mit dem fi lmischen Erbe 
der NS-Zeit werden aber nur am Rande gestreift und beschränken 
sich letztlich auf die vermeintlich tabubrecherische Frage, ob an-
geblich verbotene Filme ungehindert via TV und DVD vermarktet 
werden dürfen.

Alfons Maria Arns
Frankfurt am Main
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Meißner zieht noch einmal um 

 

Werner Meißner 
Goethe zieht um. Wie die Goethe-
Universität ins Westend kam
Frankfurt am Main: weissbooks.w, 2014, 
93 S., € 14,– 

Pünktlich zum 100. Jubiläum legte der frü-
here Universitätspräsident Werner Meißner 

eine »Denkschrift ganz eigener Art« vor, wie es im Klappentext 
heißt. In 17 Kapiteln lässt der Autor seine Leserschaft noch einmal 

schlaglichtartig daran teilhaben, wie er in verantwortlicher Positi-
on den Umzug der Goethe-Universität bewältigte: von der ersten 
Idee 1994 bis zum fast vollständigen Abschluss der Umbauten des 
»Poelzig-Ensembles« im Juni 2000. Es sind Blicke hinter die lan-
des- und universitätspolitischen Kulissen, die sonst zwar kaum an 
die Öffentlichkeit gelangen, mitunter aber die Grenze zum Klatsch 
überschreiten.

Daher warnt Meißner die Leser sogleich vor »hemmungsloser 
Subjektivität« und: »Wenn ich jemanden nicht genau getroffen ha-
be, er oder sie sich nicht ›richtig‹ geschildert fühlt: my apologies!« 
(S. 10) Augenscheinlich meint er damit die weniger Visionären, für 
die er dann auch nur Spott übrig hat. Etwa wenn ein Kollege, nicht 
ahnend, dass der Präsident zum Antrittsbesuch bei der Hessischen 
Ministerin für Wissenschaft und Kunst den ganz großen Wurf vor-
stellen will, ihm unter anderem empfahl, ein drahtloses Telefon 
einzufordern (»das heute Handy heißt«, erklärt der Autor den Lai-
en). (S. 20) Einwände von Frauen, die angesichts langer Flure im 
IG-Hauptgebäude und des weitläufi gen Areals Ängste formulierten, 
tut Meißner rückblickend mit einem Federstrich ab: »Skurrile Dis-
kussionen das alles.« (S. 63) Und dann gab es noch Bedienstete, die 
den Umzug aus Bockenheim ablehnten, weil sie ihre Pause gerne 
in der Leipziger Straße verbrachten. (S. 67) Da kann Meißner sich 
nur selbst auf die Schulter klopfen, dass der Umzug ins Westend am 
Ende tatsächlich Wirklichkeit wurde – trotz all jener Kleingeister 
und Traditionalisten.

Eher beiläufi g reißt der Autor »die Geschichte des mit dem 
Nationalsozialismus verwobenen I.G. Farben-Konzerns« an, denn 
diese bedeute für die Goethe-Universität »Auftrag, Herausforderung, 
Verantwortung« (S. 17). Starke Worte; die Ausführungen dazu blei-
ben indes eigenartig substanzlos. Hier hätte Meißner auf die bis heute 
realisierten »Arbeit(en) am historischen Gedächtnis der Universität«1 
hinweisen können. Schließlich hat seit 2000 das Fritz Bauer Institut 
seinen Sitz im IG Farben-Haus und betreut auf dem Gelände das Nor-
bert Wollheim Memorial. In den Quergebäuden Q 3 und Q 4 ist seit 
der Eröffnung des Haupthauses die von Meißners Amtsnachfolger 
Rudolf Steinberg beauftragte Dauerausstellung »Von der Grüneburg 
zum Campus Westend« installiert, die die Beteiligung der IG Farben 
AG an Krieg und nationalsozialistischen Gewaltverbrechen aufgreift. 
Das Vakuum vermag auch das Kapitel »Überlebende« nicht zu fül-
len, in dem Meißner eine Rede in englischer Sprache nachdruckt, 
gehalten im Oktober 1998 vor »Überlebenden, die von der Stadt 
Frankfurt in ihre ehemalige Heimatstadt (sic!) eingeladen waren« 
(S. 75). Es handelte sich dabei um ein vom Fritz Bauer Institut in-
itiiertes Treffen ehemaliger Häftlinge des IG-Konzentrationslagers 
Buna/Monowitz und nicht um das jährliche Besucherprogramm 

1 Vgl. www.fritz-bauer-institut.de/ig-farben-haus.html

der Stadt für ehemalige Frankfurterinnen und Frankfurter. Aber da 
nimmt Meißner es nicht so genau. Auch andere Stellen im Buch, 
etwa »ich weiß heute nicht mehr, worum es sich dabei eigentlich 
handelte« (S. 21) oder »Details weiß ich nicht mehr« (S. 59), belegen 
eine gewisse Unbekümmertheit des Autors im Umgang mit Fakten 
und Quellen.

Die Diskussion über den historischen Standort Bockenheim 
und seine Schließung berührt Meißner nur marginal. Warum be-
zieht er den Begriff der Campus-Universität nicht auch auf dieses 
Areal? Schließlich legte der remigrierte Architekt Ferdinand Kra-
mer die Erweiterung der Universität in Bockenheim ab den 1950er 
Jahren nach US-amerikanischem Vorbild genauso an; auch aus ei-
nem politisch-demokratischen Impetus heraus. Die Translozierung 
der Universität in Gebäude eines vormals weltweit operierenden 
Trusts bedeutet eben mehr als den Wechsel an einen vermeintlich 
attraktiveren Standort im Grünen; denn auf der symbolischen Ebene 
wurden damit die Ausrichtung der Universität als ein »zeitgemäßes« 
Unternehmen (etwa mit einem »House of Finance« etc.) zementiert 
und knapp 90 Jahre Frankfurter Universitätsgeschichte »entsorgt«. 
»Die Altbauten in Bockenheim konnten […] kaum beeindrucken«, 
bemerkt Meißner lediglich dazu (S. 91). In der Tat: Der Campus 
Bockenheim war lange Zeit dem Verfall preisgegeben worden; aber 
es verwundert doch, dass ein Präsident a. D. den Ruf, die Qualität von 
Forschung und Lehre sowie geistig-politisches Flair der Frankfurter 
Universität so vordergründig an Äußerlichkeiten festmacht. Zudem 
sollten ja 1994 die baureifen Planungen für den neuen »Kulturcam-
pus« am Bockenheimer Depot Abhilfe schaffen.

Insgesamt weisen Inhalt und Abbildungsauswahl kaum über die 
1999 von Meißner mitherausgegebene Publikation Der Poelzig-Bau. 
Vom I.G. Farben-Haus zur Goethe-Universität hinaus;2 wiederholt 
zitiert er gar längere Passagen daraus. 

»Dankeschön […] fürs Streiten und Mitstreiten« (S. 10) schreibt 
Meißner höfl ich. Und doch legt sein Buch ganz unverblümt den 
Wunsch nach (mehr?) Dank und Anerkennung für ihn selbst und 
einst Geleistetes offen, nämlich: Wie mit Meißner die Goethe-Uni-
versität ins Westend kam! Nicht mehr.

Heike Drummer
Frankfurt am Main

2 Werner Meißner, Dieter Rebentisch, Wilfried Wang (Hrsg.), Der Poelzig-Bau. 
Vom I.G. Farben-Haus zur Goethe-Universität, Frankfurt am Main 1999.

Zugleich ist dessen Rezeption eine dauerhafte »Auseinandersetzung 
mit seinem eigenen Überleben« (S. 226). So spricht Kertész »als 
Überlebender über einen Überlebenden, den er überlebt hat« (ebd.). 
Angesichts der Freitode von Jean Améry, Primo Levi und anderen 
stellt auch Kertész sich die Frage, was ihn nach den schrecklichen 
Erfahrungen mit der Shoah zum Überleben bewegte und warum er 
dem Beispiel Amérys, Levis und Paul Celans nicht folgte. Seinem 
Galeerentagebuch (1992, dt. 1993) vertraute er mit Eintrag unter 
dem Jahr 1974 an: »Der mir am meisten gemäße Selbstmord ist, wie 
es scheint, das Leben.« (S. 34) Im »Hinblick auf die Überlebensthe-
matik« erweisen sich bei Améry und Kertész zahlreiche geradezu 
verblüffende »Ähnlichkeiten und Gemeinsamkeiten in ihrem Denken 
wie zum Beispiel die Ressentiments der Opfer, die Idee der Selbst-
bestimmung oder die Ablehnung einer positiv besetzbaren jüdischen 
Identität« (S. 198). Poetinis Resümee ist deshalb zuzustimmen: »We-
nige Autoren haben sich mit der Erfahrung des Überlebens und mit 
der Problematik des Weiterlebens auf eine vergleichbar radikale 
Weise angenähert und sich dabei bewusst den sprachlichen Möglich-
keiten und Grenzen der essayistischen wie fi ktionalen Darstellung 
ausgesetzt wie Jean Améry und Imre Kertész.« (S. 327)

Poetini gelingt es mit dieser Studie, präzise nachzuzeichnen, 
dass Améry und Kertész »auf ihre spezifi sche Weise ihr Schreiben 
und damit ihre Existenz nach der Shoah der Zeugenschaft des Über- 
und Weiterlebens gewidmet« haben, indem sie »dabei die Virtualität 
der Sprache bis an die äußerste Grenze« trieben, »sodass man von 
einer Literatur des Weiterüberlebens sprechen kann« (S. 20 f.).

Siegbert Wolf
Frankfurt am Main

um die Deutschen zukünftig vor einer Bagatellisierung oder gar 
Verleugnung der von Deutschen begangenen Shoah zu bewahren. 
Eine grundlegende »Bewältigung« der NS-Vergangenheit konnte 
sich Améry nur als Aktualisierung des bislang nicht ausgetragenen 
Konfl iktes zwischen den NS-Tätern und ihren Opfern vorstellen.

Für Améry galt es daher, immer wiederkehrendes Zeugnis ab-
zulegen vom Überleben und Überlebthaben als »Fortsetzung des 
Überlebens, es ist der Grund für das Schreiben, der sich zugleich als 
Abgrund erweist, da es die Opfer unaufhörlich mit der ursprünglichen 
Erfahrung konfrontiert. Anders gesagt, sie werden auf die Erfahrung 
der Extremsituation zurückgeworfen« (S. 24). Amérys anhaltende 
Fremdheit mit der ihn umgebenden Welt, der nicht länger getraut, die 
nur noch gefürchtet werden könne, resultiert aus dem »gesellschaft-
lichen Desinteresse«, der »den Überlebenden an den Rand der Ge-
sellschaft, in Vereinzelung, Einsamkeit und Isolation« rückt (S. 136).

Bei Améry verschmilzt der Überlebensdiskurs, eine ständige 
bohrende Selbstbefragung, mit seinem Suiziddiskurs (Hand an 
sich legen. Diskurs über den Freitod, 1976). Sein radikaler Frei-
heitsbegriff durchzieht noch sein Spätwerk über den Freitod, den 
er als »Weg ins Freie« beschrieben hat. Zugleich verwahrte er sich 
gegen die Kausalreduktion des Freitods als Spätfolge seiner erlit-
tenen KZ-Haft. Seine doppelte Opferperspektive meint Anklage 
der Gesellschaft und Einklage der Opferexistenz zugleich: »Mit 
den bahnbrechenden und dadurch kanonisch gewordenen Essays 
aus ›Jenseits von Schuld und Sühne‹ hat Jean Améry in den späten 
sechziger Jahren als Erster eine an der Phänomenologie orientierte 
Beschreibung der subjektiven Verfassung des Opfers unternommen 
und dadurch eine intellektuelle Grundlage für den Dialog zwischen 
Opfern und Nicht-Opfern geschaffen.« (S. 328)

Der 2002 als bisher einziger ungarischer Schriftsteller mit dem 
Literaturnobelpreis geehrte Imre Kertész, der als Jugendlicher nach 
Auschwitz und Buchenwald deportiert wurde, entwickelte nach 
seiner Befreiung im diktatorischen Ungarn in tiefer Isolation ein 
literarisches Verfahren, das Poetini mit »Fiktion als Überlebens-
strategie« (S. 191) charakterisiert. Dieses selbstrefl exive »Leben, 
Lesen und Schreiben […] bildet den Kern seiner eigenwilligen 
ethisch-ästhetischen Poetik, es ist als Programm Motiv und Moti-
vation zugleich«(ebd.). Bei ihm fi nden wir die »Einforderung« der 
Shoah »als Kultur« gerade in Deutschland, weil sich dort die Shoah 
ereignet hat (S. 40).

Mit dem Œuvre Amérys kam Kertész erst nach der Wende 1989 
in Kontakt, mit dem er sich seitdem intensiv beschäftigt und es 
radikal weiterführt. So fordert er die Auseinandersetzung mit der 
Shoah und ihren Auswirkungen als »kategorischen Imperativ« ein, 
»denn sie bedeutet das Fortbestehen der europäischen Zivilisation 
schlechthin« (S. 341). Mit anhaltender Sympathie und eindringlicher 
Parteinahme beruft sich Kertész auf Leben und Werk Amérys, den 
er in seinem zentralen Essay »Der Holocaust als Kultur« (1992) 
zum bedeutendsten Schriftsteller der Shoah-Literatur erhoben hat. 
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Geklebter Antisemitismus

 

Isabel Enzenbach, Marcus Funck
»Angezettelt. Antisemitismus im 
Kleinformat«
Ausstellung vom 6. Juni bis 21. September 
2014 im Museum für Kommunikation in 
Frankfurt am Main

Die Ausstellung zeigt antisemitische Klebezettel und wirft damit 
einen Blick auf einen Aspekt der Alltagsgeschichte der Judenfeind-
lichkeit in Deutschland seit der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts. 
Auf wenig Raum gelingt es, die Absurdität und Alltäglichkeit anti-
semitischer Klebepropaganda mithilfe zahlreicher, kaum bekannter 
Exponate darzustellen. Die Ausstellung reproduziert sie jedoch nicht 
bloß, sondern stellt dieser antisemitischen Agitation zeitgenössi-
sche Gegenwehr gegenüber und entlarvt ihren propagandistischen 
und wahnhaften Charakter. Auf der konzeptionellen Ebene wird der 
Perpetuierung dadurch vorgebeugt, dass die Ausstellungsstücke tief 
hängen und in ihrer meist geringen, originalen Größe belassen sind, 
um deren Rezeption zu erschweren und unbequem zu machen. Das 
gedämpfte Licht verstärkt diesen Effekt zusätzlich. Merkwürdig 
bleibt dabei, dass auch die Gegenwehr auf diese Weise dargestellt 
wird.

Aufkleber, von den MacherInnen der Ausstellung als »archiv-
scheu« bezeichnet, sind ein Massenmedium, meist allerdings ein sehr 
anonymes. Nicht zuletzt im Schutze dieser Anonymität gab es seit 
dem Ende des 19. Jahrhunderts Klebezettel auch mit antisemitischen 
Botschaften. Insgesamt widmet sich die Ausstellung einem kaum er-
forschten Gebiet. Dokumentiert werden solche Antisemitika jedoch 
beispielsweise in der Wiener Library in London und Tel Aviv oder 
durch den Sammler Wolfgang Haney. Aus dessen Sammlung stam-
men die meisten Exponate. Viele davon können getrost als skurril 
bezeichnet werden. Die Ausstellung macht jedoch nicht den Fehler, 
vermeintliche Einzelfälle zu skandalisieren und zu verallgemeinern. 
Es gelingt, mithilfe von knappen und nicht überfrachteten Texttafeln, 
die gesellschaftliche Relevanz und Verfügbarkeit der Klebezettel 
nachvollziehbar zu machen. Mit graphischen Mitteln schaffen es 
die MacherInnen der Ausstellung beispielsweise an einer Wandtafel, 
das Feindbild »Jude« in aller Knappheit als eine Konstruktion zu 
entlarven, die auf Bildern, Vorstellungen und Projektionen beruht.

Die Ausstellung lässt den Eindruck entstehen, dass gegenan-
tisemitische Publikationen größeren Witz und sprachliche Finesse 
aufweisen. Ob dies zutrifft, scheint unerheblich, bedenkt man, wie 
oft Argumentationsversuche an AntisemitInnen abprallen. Ohnehin 
klammert die Ausstellung die Frage nach potenziellen Rezipienten 

der Aufkleber weitgehend aus. Hierzu kann aufgrund der Quellenla-
ge wenig gesagt werden. Es ist allerdings davon auszugehen, dass die 
Maßnahmen des Central-Vereins deutscher Staatsbürger jüdischen 
Glaubens wenig geeignet waren, AntisemitInnen zu bekehren, son-
dern sich eher an unentschlossene Dritte richteten und den Betrof-
fenen Solidarität signalisierten. Die Arbeit des Central-Vereins und 
des Vereins zur Abwehr des Antisemitismus sowie andere Formen 
der Gegenwehr sichtbar zu machen und zu würdigen, ist ein großes 
Verdienst dieser Ausstellung. Es fehlt jedoch die Darstellung der Ge-
genwehr seitens sozialdemokratischer oder kommunistischer Grup-
pen und Verbände, die sich nicht gegen den Nationalsozialismus im 
Allgemeinen, sondern auch explizit gegen dessen Antisemitismus 
wenden. 

Die Ausstellung zeigt außerdem eine Auswahl antisemitischer 
Aufkleber nach der Shoah. Neben einer teilweise kryptisch affi rmati-
ven Bezugnahme auf den Nationalsozialismus sind der in ihnen zum 
Ausdruck gebrachte sekundäre Antisemitismus und die Ausweitung 
der Schmähungen auf den Staat Israel hier augenscheinlich. Gegen 
Ende der Ausstellung werden auch audiovisuelle Akzente gesetzt, 
indem, räumlich leider etwas gestaucht, Interviews mit dem Samm-
ler Wolfgang Haney und der Aktivistin Irmela Mensah-Schramm 
präsentiert werden. Ein anderer Bildschirm zeigt rassistische und 
antisemitische Aufkleber des Jahres 2013, die Mensah-Schramm 
zum Beispiel von Schildern entfernt hat.

Ein weiterer Gegenwartsbezug, unter anderem in Form der Dar-
stellung islamophober, rassistischer und antisexistischer Aufkleber, 
bricht mit dem bis dahin durchgehaltenen Konzept, ausschließlich 
antisemitische Printerzeugnisse und entsprechende Gegenwehr zu 
betrachten. Damit büßt die Ausstellung leider ein Stück ihrer Trenn-
schärfe ein. Man verwischt hier jene Spezifi ka des Antisemitismus, 
die es aber gerade nötig machen, ihn eben nicht als bloße Unterkate-
gorie des Rassismus oder als eine von vielen Diskriminierungspraxen 
zu begreifen. Es muss keine hierarchisierende Aussage über Brisanz 
und Gefährlichkeit der einzelnen Phänomene getroffen werden, um 
die Notwendigkeit zu erkennen, den Antisemitismus zunächst ana-
lytisch gesondert zu betrachten. 

Insgesamt jedoch schafft es die Ausstellung, die Kontinuität 
des modernen Antisemitismus anhand der Betrachtung eines wis-
senschaftlich wenig beachteten Mediums zu veranschaulichen. Sie 
zeigt dessen Alltäglichkeit und belegt, dass vulgäre Agitation keine 
Erfi ndung des Nationalsozialismus war. Im Gegenteil, denn die-
ser konnte seine eliminatorische Variante des Antisemitismus auf 
fruchtbarem Boden vorbereiten und durchsetzen. Bemerkenswert 
ist zudem, wie sich selbst anhand eines scheinbar randständigen 
Mediums zeigen lässt, in welcher Form sich der Antisemitismus 
auch nach 1945 geäußert und transformiert hat. 

Markus Streb
Dortmund

Bild vom Warschauer Ghetto

 

David Safi er
28 Tage lang. Roman
München: Kindler Verlag, 2014, 413 S., 
€ 16,95

Fiktive Texte über den Holocaust, besonders 
auch über das Warschauer Ghetto und den 

dortigen Aufstand im Frühjahr 1943, sind bereits unmittelbar wäh-
rend des Geschehens und seitdem in hoher Zahl geschrieben und 
veröffentlicht worden. Ghettobewohner selbst versuchten die Ereig-
nisse um sie herum literarisch zu verarbeiten. Auch nichtjüdische 
Beobachter im besetzten Polen wie Jerzy Andrzejewski und andere 
schrieben über die Verfolgung und Ermordung der Juden, die sich vor 
ihren Augen abspielte, sowie über den jüdischen Widerstand. Selbst 
weit entfernt griffen Autorinnen und Autoren wie beispielsweise 
Ernst Sommer in direkter zeitlicher Nähe zur Feder und schrieben 
auf die eine und andere Weise über den Holocaust.

Trotz der Fülle literarischer Werke stellen sich Literaturkritik 
und auch Verlage immer wieder die Frage: Kann man das? Darf 
man das denn? Als Art Spiegelman seinen fulminanten Holocaust-
Comic Maus vorlegte, beschäftigte diese Frage die Rezensenten 
landauf, landab. Der Rowohlt Verlag, der die deutsche Übersetzung 
herausbrachte, begleitete die Veröffentlichung mit einer breiten Wer-
bekampagne, in der mit mehrseitigen Broschüren genau diese Fragen 
vorauseilend aufgegriffen und freilich positiv beantwortet wurden. 
Eine solche Skepsis gibt es auch heute, über zwanzig Jahre nach 
Maus und über siebzig Jahre nach den ersten fi ktiven Holocaust-
texten, immer noch. Dies gilt gerade dann, wenn jemand wie David 
Safi er, der bislang mit Bestsellern der Unterhaltungsliteratur Furore 
gemacht hat, einen Roman über das Leben und den Widerstand im 
Warschauer Ghetto veröffentlicht.

Wenn Literatur sich die Freiheiten nimmt, die sie hat (und die 
sie braucht), werden nicht wenige Historiker zum Beispiel unruhig. 
Ginge es nach einigen von ihnen, würden sich historische Romane 
in sehr engen Bahnen bewegen, denn die Fakten müssen stimmen, 
so die in Gesprächen unter Kollegen mitunter vehement vertretene 
Meinung. Nicht zuletzt deswegen bemühen sich Verlag und Autor 
sehr darum, dem etwas entgegenzusetzen. Im Verlagsmagazin er-
scheint ein ausführliches Interview mit Safi er, in dem er nachdrück-
lich die Authentizität des Erzählten unterstreicht und die Entschei-
dung für eine fi ktive Protagonistin begründet: Es war ihm an einer 

Identifi kationsfi gur gelegen, an einem spannenden Roman, um weit 
über das übliche Publikum hinaus »auch Menschen [zu] erreichen, 
die normalerweise nicht so ohne weiteres zu einem Roman über 
den Holocaust greifen würden« und um ein Buch zu schreiben, das 
man auch »gerne lesen« soll, wie Safi er im Klappentext schreibt. 
Letzteres ist ihm, das sei vorweggenommen, vollauf gelungen, von 
Ersterem kann man hoffen, dass es geglückt ist.

Im Zentrum der Handlung steht Mira, ein sechzehnjähriges 
Mädchen, das im Warschauer Ghetto lebt. Durch Zufall bekommt 
sie Kontakt zu einem jungen Widerstandskämpfer – er rettet sie aus 
einer brenzligen Situation außerhalb des Ghettos – und fi ndet durch 
ihn nach und nach Zugang zum jüdischen Untergrund im Ghetto. Es 
sind vor allem junge Menschen, die aus verschiedenen politischen 
Richtungen zusammenkommen, um gemeinsam gegen die deutschen 
Besatzer zu kämpfen.

Bevor es jedoch zum Aufstand im Ghetto, dem zentralen Ereig-
nis in der jüdischen Widerstandsgeschichte, kommt, erzählt Safi er 
ausführlich über das Leben im Ghetto, über die eklatanten sozia-
len Gegensätze, über Hunger, Krankheiten, den täglichen Kampf 
ums Überleben und schließlich über die brutalen Deportationen 
aus dem Ghetto. Auch bei diesen Themen steht die junge Mira im 
Mittelpunkt, die sich und ihre kleine Schwester durchbringen muss. 
Viele, fast zu viele Facetten des Ghettolebens kommen im Leben 
Miras zusammen, doch eine Reihe weiterer fi ktiver wie historischer 
Personen, die im Roman auftreten, treiben die Spannung voran und 
ermöglichen es Safi er, weitere Aspekte des Ghetto-Alltags in die 
Erzählung einzubinden: die Rolle des jüdischen Ordnungsdienstes, 
in dem Miras Bruder arbeitet, oder das harte Los von Waisenkindern 
wie denen im Waisenhaus von Janusz Korczak, der auch im Roman 
auftritt, und anderes mehr.

Dies alles bündelt Safi er souverän in einer packenden, trotz 
des bekannten Ausgangs spannenden Erzählung, die dem Leser die 
Realitäten im größten Ghetto der Nationalsozialisten sehr plastisch 
nahebringt. Dabei kam ihm nicht allein sein erzählerisches Talent, 
sondern auch die überaus dichte Überlieferung zum Warschauer 
Ghetto zugute. Ganz offenbar hat er eine Vielzahl von Tagebüchern 
und Erinnerungen ebenso wie umfangreiche Materialien aus dem 
Untergrundarchiv herangezogen. Diese hat er gekonnt für seinen 
Roman verarbeitet, der auch und vielleicht gerade für jüngere Leser 
geeignet ist. So können am Ende womöglich alle zufrieden sein – 
mitunter skeptische Fachleute ebenso wie interessierte junge und 
alte Leser. Es wäre nicht das Schlechteste, wenn es Safi er mit dem 
Roman gelänge, manche von denjenigen zu erreichen, die sonst nicht 
ohne Weiteres zu einem Buch über den Holocaust greifen.

Markus Roth
Gießen
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Pädagogisches Zentrum
Angebote und Kontakt

 Das Pädagogische Zentrum 
Frankfurt am Main ist eine 

gemeinsame Einrichtung des Fritz Bauer In-
stituts und des Jüdischen Museums Frankfurt. 

Das Pädagogische Zentrum verbindet 
zwei Themenfelder: jüdische Geschichte 
und Gegenwart sowie Geschichte und Nach-
geschichte des Holocaust. Sein zentrales 
Anliegen ist es, Juden und jüdisches Leben 
nicht ausschließlich unter dem Gesichts-
punkt der Verfolgung und des Antisemitis-
mus zu betrachten. Ein gemeinsames päda-
gogisches Zentrum für jüdische Geschichte 
und Gegenwart auf der einen und Geschich-
te und Nachgeschichte des Holocaust auf der 
anderen Seite bietet die Chance, folgende 
Themen differenziert zu bearbeiten:
› Deutsch-jüdische Geschichte im europä-

ischen Kontext
› Jüdische Gegenwart – Religion und Kultur
› Holocaust – Geschichte und Nachge-

schichte
› Antisemitismus und Rassismus

Die deutsch-jüdische und europäisch-jüdi-
sche Geschichte wird meist vom Verbrechen 
des Holocaust aus betrachtet, das ist gerade 
in Deutschland nicht anders denkbar. Die 
Dominanz des Holocaust prägt die An-
näherung an alle genannten Themen, und 

dieser eingeschränkte Blick verzerrt auch 
die Wahrnehmung der Vergangenheit. Das 
Pädagogische Zentrum hat die Aufgabe, die-
se Themen voneinander abzugrenzen, und 
so zu helfen, sie genauer kennenzulernen.

Das Pädagogische Zentrum unterstützt 
Schulen bei der Beschäftigung mit jüdischer 
Geschichte und Gegenwart sowie bei der 
Annäherung an die Geschichte und Nach-
geschichte des Holocaust. Hierzu bietet es 
Lehrerfortbildungen und Lehrveranstaltun-
gen an der Goethe-Universität Frankfurt, 
Workshops und Studientage an Schulen 
und für Institutionen der Jugend- und Er-
wachsenenbildung sowie themenbezogene 
Führungen, Vorträge, Unterrichtsmaterialien 
und Beratung an. Begleitend zu den aktuel-
len Ausstellungen des Jüdischen Museums 
Frankfurt gibt es Fortbildungen mit Pers-
pektiven für den Unterricht.

Kontakt 
Pädagogisches Zentrum Frankfurt
Seckbächer Gasse 14
60311 Frankfurt am Main
Tel.: 069.212 742 37
pz-ffm@stadt-frankfurt.de
www.pz-ffm.de

»Was glaubst du denn?! 
Muslime in Deutschland«
Wanderausstellung der 
Bundeszentrale für 
politische Bildung in 
der Franz-Böhm-Schule, 
Frankfurt am Main

 Vom 22. November bis 19. 
Dezember 2014 machte 

die Wanderausstellung der Bundeszentra-
le für politische Bildung »Was glaubst du 
denn?! Muslime in Deutschland« in der 
Franz-Böhm-Schule in Frankfurt am Main 
Station. Diese Wanderausstellung ist Teil 
des Präventionsprogramms gegen politisch 
religiösen Extremismus und hat nicht zuletzt 
muslimischen Antisemitismus als Thema. Ihr 
Konzept ist es, die Sicht auf den Islam kennt-
nisreicher zu machen und durch Differenzie-
rung zur Dekonstruktion von Klischees und 
unrefl ektierten Identifi kationen beizutragen.

Die Präsentation wurde von Dr. Türkân 
Kanbıçak betreut, die sowohl am Pädagogi-
schen Zentrum als auch an der Franz-Böhm-
Schule arbeitet. So war diese Kooperation 
nicht nur inhaltlich naheliegend. Die Berufs-
schule mit den Schwerpunkten Wirtschaft 
und Verwaltung im Stadtteil Dornbusch 
bildet in der Zusammensetzung ihrer Schü-
lerschaft die Heterogenität der Stadtgesell-
schaft ab. Gerade »Bildungsverlierer« kön-
nen hier neben dem Berufsschulunterricht 
verschiedene allgemeine Schulabschlüsse 
erwerben.

Thema der Ausstellung ist der Islam mit 
all seinen diversen Richtungen und Rechts-
schulen und den vielfältigen Facetten musli-
mischen Alltags in Deutschland. Es handelt 
sich allerdings nicht nur um eine Ausstellung 
mit der Wissensvermittlung über den Islam 
oder Religion im Vordergrund, vielmehr regt 
sie dazu an, sich kritisch mit dominanten 
Bildern über Muslime in Deutschland und 
Fragen der Identität und Zugehörigkeit aus-
einanderzusetzen. Dabei ist ihre Religions-
zugehörigkeit und Religiosität nur einer von 

vielen Aspekten, die in ihrem Leben wichtig 
sind. Was bewegt muslimische Jugendliche? 
Wie denken sie über ihre Zukunft nach? Was 
bedeutet ihnen ihre Herkunft? Wie blicken 
sie auf Deutschland? Wie gehen sie mit Zu-
schreibungen um, wie entsteht Heimat, was 
prägt Identitäten?

So widmen sich die verschiedenen Sta-
tionen auch Vorurteilen, etwa am Beispiel 
von Bildserien von zwei Frauen mit unter-
schiedlichen Kopfbedeckungen. Mit kurzen 
Filmen und mit Porträts von sieben Jugend-
lichen zeigt die Ausstellung anschaulich die 
Heterogenität unterschiedlicher Lebens-
entwürfe von muslimischen Jugendlichen. 
Damit leistet die Wanderausstellung einen 
bedeutsamen Beitrag zur Dekonstruktion 
von Bildern über den Islam und über Mus-
lime. 

Die Ausstellung wurde überwiegend 
von Frankfurter Schülerinnen und Schülern 
besucht. Im Zentrum des pädagogischen 
Konzepts der Wanderausstellung stand der 
Peer-Education-Ansatz. Hierzu wurden aus 
unterschiedlichen Schulformen (Fachober-
schule, Berufsfachschule und Vorbereitung 
auf den Hauptschulabschluss) und Jahrgän-
gen insgesamt 17 Schülerinnen und Schüler 
durch Trainer der Bundeszentrale für poli-
tische Bildung zu Guides ausgebildet. Die 
ausgebildeten Guides aus der Schule beglei-
teten die Besucher durch die Ausstellung. 
Die Peer-Guides machten eine sehr positive 
Erfahrung: Die Schülerinnen und Schüler 
setzten sich inhaltlich mit der Ausstellung 
und verschiedenen didaktischen Methoden 
auseinander und lernten, selbstbewusst vor 
anderen Jugendlichen gleichen Alters aufzu-
treten, dabei Wissen zu vermitteln und die 
Auseinandersetzung mit Fragen wie Religi-
on, Identität und Zugehörigkeit anzuregen.

Ausstellungsausleihe
Bundeszentrale für politische Bildung
Serpil Yilmaz, Fachbereich Veranstaltungen
Adenauerallee 86, 53113 Bonn
Tel.: 0228.99515567
serpil.yilmaz@bpb.bund.de 

Website zur Ausstellung
www.wasglaubstdudenn.de

»Jüdische Geschichte in 
deutschen Schulbüchern« 
Forschungsprojekt am 
Pädagogischen Zentrum

 Im Rahmen des Forschungs-
projekts »Jüdische Ge-

schichte in deutschen Schulbüchern« des 
Pädagogischen Zentrums ist nun die zweite 
Publikation mit Ergebnissen erschienen. 
Das Projekt wurde in Kooperation mit dem 
Georg Eckert Institut, Leibniz-Institut für 
Internationale Schulbuchforschung, durch-
geführt. Vor kurzem veröffentlichten bereits 
Wolfgang Geiger und Martin Liepach das 
Buch Fragen an die jüdische Geschichte. 
Darstellungen und didaktische Herausfor-
derungen.

Das jetzt von Martin Liepach (Pädago-
gisches Zentrum) und Dirk Sadowski (Ge-
org Eckert Institut) herausgegebene Werk 
ist in der Schriftenreihe des Georg Eckert 
Instituts erschienen und versammelt sechs 
Beiträge von fünf Autoren zu aktuellen Ge-
schichtsschulbüchern der Sekundarstufe I 
in verschiedenen Bundesländern. Die Au-
toren untersuchen Repräsentation jüdischer 
Geschichte in den Lehreinheiten von der 
Antike bis hin zur Zeit des Nationalsozi-
alismus, und zwar sowohl im Hinblick auf 
historische-inhaltliche Einordnungen und 
Interpretationen als auch unter vermittlungs-
problematischem Aspekt. 

(mehr auf Seite 12 in diesem Heft)

Martin Liepach, 
Dirk Sadowski (Hrsg.)
Jüdische Geschichte im 
Schulbuch
Eine Bestandsaufnahme 
anhand aktueller 
Lehrwerke
Eckert. Expertise, Bd. 3
Göttingen: V&R unipress, 
2014, 145 S., € 34,99
ISBN 978-3-8471-0371-4

HARRASSOWITZ
Verlag

www.harrassowitz-verlag.de

Susanne Wanninger

„Herr Hitler, ich erkläre meine 
Bereitwilligkeit zur Mitarbeit“
Rudolf Buttmann (1885–1947) – Politiker 

und Bibliothekar zwischen bürgerlicher 

Tradition und Nationalsozialismus

Beiträge  

zum Buch- und Bibliothekswesen 59

2015. VIII, 591 Seiten, 11 Abb., gb 
ISBN 978-3-447-10318-3 
Ca. € 86,– (D)

den Politiker und Bibliothekar Rudolf 

Buttmann zeichnet die Historikerin 

Susanne Wanninger die außergewöhn-

liche Karriere eines frühen NSDAP-Mit-

glieds nach.

nicht nur detaillierte Einblicke in die 

bayerische Landespolitik bis 1933, in 

die Kirchenpolitik des NS-Regimes bis 

1935 sowie in das wissenschaftliche 

Bibliothekswesen im Nationalsozialis-

mus – die Autorin führt darüber hinaus 

auch einen neuen Typus des National-

sozialisten ein: den social broker. 

Harald Gilbert

Das besetzte Kreta
Peleus 63

2014. Ca. 500 Seiten, 40 Abb., 8 Karten,gb 
ISBN 978-3-447-10186-8 
Ca. € 49,– (D)
Der Widerstand kretischer Zivilisten 

im Zweiten Weltkrieg war von unter-

schiedlicher Intensität. Nach längeren 

Ruhezeiten mit Unterbrechungen nach 

britischen Kommando-Unternehmen, 

die deutsche Führung nach Italiens Sei-

tenwechsel im September 1943 wieder 

auf, bevor im September 1944 die meis- 

ten deutschen Soldaten Kreta verlie-

ßen. Die Ermittlungen in Deutschland 

seit den 1950er Jahren führten zwar zu 

keiner einzigen Verurteilung, ihre Akten 

aber erlauben detaillierte Einblicke in 

die Zustände auf Kreta während der 

Besatzungszeit.
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Neues Web-Portal: 
Unterrichtsmaterialien 
zur Auseinandersetzung 
mit dem Hol ocaust

www.holocaust-unterrichtsmaterialien.de

»Es ist geschehen, 
und folglich kann es wieder geschehen. 
Darin liegt der Kern dessen, 
was wir zu sagen haben.«
Primo Levi, Auschwitz-Überlebender

 Am Pädagogischen Zent-
rum hat Monica Kingreen 

ein neues Web-Portal zur pädagogischen 
Auseinandersetzung mit dem Holocaust 

entwickelt. Das Web-Portal enthält Texte 
und Fotos zur Verfolgung jüdischer Deut-
scher und zur Ermordung der europäischen 
Juden in den Jahren 1933–1945. Es richtet 
sich an alle Schulformen der Klassen 9 und 
10 sowie der Oberstufe.

Die Unterrichtsmaterialien des Web-
Portals gliedern sich in acht Themenfelder: 
I. Vor der Nazi-Zeit; II. Nazis an der Macht; 
III. Lebenssituation jüdischer Deutscher 
– 1933 bis Herbst 1938; IV. Die Novem-
berpogrome 1938 und die Jahre bis zu den 
Deportationen; V. Die Deportationen – Die 
gewaltsamen Verschleppungen jüdischer 
Deutscher; VI. Mord an den europäischen 
Juden; VII. Bewaffneter jüdischer Wider-
stand und Rettung verfolgter Juden; VIII. 
Befreiung und Danach

links: Familie Katz in 
Ostheim bei Hanau im Hof 
ihres Hauses um 1930. Das 
Ehepaar Katz wurde in 
Auschwitz ermordet, ihre 
Kinder konnten sich retten. 
© Sammlung Monica 
Kingreen

Aus dem Institut

Forschungs- und 
Editionsprojekt
Fritz Bauer: 
Gesammelte Aufsätze

 Fritz Bauer ist als der Staats-
anwalt in die Geschichte 

der Bundesrepublik eingegangen, der den 
Auschwitz-Prozess initiiert und in einer 
Vielzahl weiterer Fälle die Verfolgung von 
NS-Verbrechen in die Wege geleitet hat. 
Daneben hat Bauer zahlreiche Schriften 
hinterlassen, darunter mehrere Bücher, 
Aufsätze und Zeitungsartikel sowie Inter-
views. Er refl ektierte in ihnen die geistige 
und politische Lage der Bundesrepublik in 
der Nachkriegszeit sowie seine Wirkungs-
möglichkeiten als Staatsanwalt bei der Ver-
folgung nationalsozialistischer Verbrechen 
und formulierte ein kriminalpolitisches 
Programm, in welchem er Ziel und Zweck 
des Strafrechts grundlegend in Frage stellte. 
Bauer hat in diesen Schriften oft für seine 
Zeit ungewöhnliche Positionen bezogen, zu-
gleich zeigen sie, wie verwoben sein Den-
ken mit dem seiner Zeit war. Sie gewähren 
damit einen Einblick in Diskussionen der 
frühen Bundesrepublik und zeigen, wie sich 
Bauer als Jurist, Remigrant, jüdischer Intel-
lektueller und Sozialdemokrat einmischte 
und Gehör verschaffte. 

Gesamtausgabe der Aufsätze 
und Vorträge
Abgesehen von den Büchern, die Bauer ver-
fasste, handelt es sich bei seinen Veröffentli-
chungen um kleinere Schriften. Ein Großteil 
von ihnen ist in Tageszeitungen oder heute 
unbekannten Zeitschriften erschienen. Wäh-
rend man auf die Bücher auch heute noch 
über Bibliotheken unproblematisch zugrei-
fen kann, sind diese kleinen Schriften Bau-
ers für die Forschung und das interessierte 
Publikum nicht ohne Aufwand auffi ndbar. 

Eine Auswahl seiner Schriften wurde 
1998 von Irmtrud Wojak und Joachim Perels 
in dem Band Die Humanität der Rechtsord-
nung herausgegeben. In diesem mittlerweile 
vergriffenen Buch sind die wichtigsten Schrif-
ten Bauers zur Aufarbeitung des NS-Unrechts, 
zum Widerstandsrecht, zur Strafrechtsreform 
und zu seinen rechtsphilosophischen Grund-
annahmen versammelt. Es ist thematisch ge-
gliedert, der zeitliche Schwerpunkt liegt in den 
1960er Jahren. Viele interessante Aspekte von 
Bauers Werk konnten in die Auswahl nicht 
eingehen, insbesondere fehlen die Schriften, 
die Bauer im Exil und in der Zeit unmittelbar 
nach der Remigration verfasste. 

Gerade diese Schriften sind jedoch in-
teressant. Bereits in der Weimarer Republik 
hat Bauer in Aufsätzen zu philosophischen 
und tagesaktuellen Themen Stellung bezo-
gen. In der Emigration schrieb Bauer bis 
1938 für die Allgemeine Zeitung des Juden-
tums, das Organ des Zentralvereins der Juden 

in Deutschland. Zudem bewegte er sich in 
exilpolitischen Kreisen, brachte sich aktiv in 
die Diskussionen um eine Zusammenarbeit 
zwischen SPD und KPD ein, schrieb in der 
Exilantenzeitschrift Deutsche Nachrichten 
und war Chefredakteur der Exilzeitung So-
zialistische Tribüne. Zurück in Deutschland 
konzentrierte er sich in seinen ersten Veröf-
fentlichungen zunächst auf strafrechtspoli-
tische Fragen. Diese Schriften ermöglichen 
den Blick auf die Brüche in Bauers Biogra-
phie, auf Exil und Remigration als Schlüsse-
lerfahrungen. Die Tagung »Fritz Bauer in der 
deutsch-jüdischen Nachkriegsgeschichte«, 
die im Oktober 2012 vom Fritz Bauer Institut 
veranstaltet wurde, hat gezeigt, wie wenig 
davon hier bislang bekannt ist. 

Die Aufgabe einer erneuten Herausgabe 
der Schriften Bauers soll es sein, gerade diese 
bislang wenig bekannten Schriften zugäng-
lich zu machen und damit die Vielfalt von 
Bauers Denken und Wirken umfassend und 
ungefi ltert sichtbar zu machen. Ziel ist, eine 
möglichst vollständige Sammlung der Schrif-
ten Bauers der Öffentlichkeit zur Verfügung 
zu stellen. Die Bücher sollen im Rahmen 
dieses Publikationsprojekts unberücksichtigt 
bleiben, da ihre Verfügbarkeit über Bibliothe-
ken gewährleistet ist. Die Kommentierung 
soll aus rechts- und zeitgeschichtlicher Per-
spektive geschehen. Sie soll den Zugang zu 
den Texten Bauers aus unterschiedlichen Dis-
ziplinen und Zusammenhängen ermöglichen. 
Bauer kann als SPD-Mitglied, als Rechtsre-
former, als Sozialpolitiker, als Angehöriger 
der Justiz, als Rechtshistoriker, als Jude und 
Remigrant in verschiedene historische Kon-
texte gesetzt werden. Die Kommentierung 
soll keinen dieser Zugänge ausschließen und 
dennoch schlank gehalten werden. 

Das Projekt wird gefördert durch die 
Gerda Henkel Stiftung.

Projektteam
›  Dr. Lena Foljanty, Rechtshistorikerin 

am Max Planck Institut für Europäische 
Rechtsgeschicht

›  Dr. David Johst, Zeithistoriker an der Uni-
versität Halle

Das Pädagogische Zentrum bietet Schu-
len die Vorstellung des Web-Portals im Rah-
men einer Fachkonferenz an.

(Mehr Informationen zum neuen Web-
Portal auf Seite 14 in diesem Heft.)

Kontakt
Monica Kingreen
Pädagogisches Zentrum Frankfurt
Tel.: 069.212 742 38
Monica.Kingreen@stadt-frankfurt.de

 

Hinweis
Bitte beachten Sie auch den Beitrag unserer 
Kollegin Türkân Kanbıçak, »Die Rolle des 
Antisemitismus im Prozess islamistischer 
Radikalisierung. Interreligiöse Bildungsar-
beit in der Migrationsgesellschaft«, auf Sei-
te 58 ff. in diesem Heft.

unten: Gewaltsame Verschleppung vom Hanauer 
Hauptbahnhof am 30. Mai 1942. 
© Medienzentrum Hanau
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Aus dem Institut

Neues Forschungsprojekt
Deutsch-israelische Bezie-
hungen in den Geisteswis-
senschaften zwischen 1970 
und 2000. Studie zu Wissen-
schaft und Bilateralität

 Mitte der 1950er Jahre 
wurden erste Kontakte 

zwischen deutschen und israelischen Na-
turwissenschaftlern und dem Repräsentan-
ten des Weizmann Instituts geknüpft. Dies 
war der Anfang einer bis heute andauern-
den engen wissenschaftlichen Zusammen-
arbeit zwischen den beiden Ländern, die 
als Erfolgsgeschichte erzählt wird. Diese 
Kontakte bereiteten den Boden für die erst 
1965 offi ziell aufgenommenen politischen 
Beziehungen zwischen Deutschland und 
Israel.

Diese bilaterale wissenschaftliche Zu-
sammenarbeit fand und fi ndet vornehmlich 
auf dem Gebiet von Technologie und Natur-
wissenschaften statt und hatte von Beginn an 
keinen symmetrischen Charakter. 

Das geplante Forschungsprojekt wird 
entlang der Biographien der zentralen 
Personen in Wissenschaft, Politik und 
Wissenschaftsverwaltung die Anfänge 
der deutsch-israelischen Kooperation auf 
geisteswissenschaftlichem Gebiet heraus-
arbeiten. Hierbei sollen beispielhaft die 
Geschichtswissenschaft und die Germanis-
tik in den Blick genommen werden, zwei 
Disziplinen, die nicht nur stark national 
konnotiert sind, sondern auch intensiv an 
der wissenschaftlichen Zusammenarbeit 
seit den 1970er Jahren beteiligt waren. 
Dabei stehen folgende Fragen im Vorder-
grund:
›  Welche politischen und wissenschaftlichen 

Interessen verfolgten deutsche und israeli-
sche Wissenschaftspolitiker und Wissen-
schaftler in den Geisteswissenschaften zu 
Beginn ihrer Zusammenarbeit? 

›  Stimmten diese Interessen überein oder 
lagen Differenzen vor? 

›  Welche Rolle spielte auf beiden Seiten 
die Vorstellung, auf diese Weise eine 
Wiedergutmachung für die im National-
sozialismus vertriebenen und ermordeten 
Wissenschaftler sowie die Vernichtung 
ihrer Forschungsfelder zu leisten? 

›  Wie haben sich die ursprünglichen Inter-
essen im Laufe der Kooperation gewan-
delt?

Das Projekt ist eine Kooperation des Fritz 
Bauer Instituts, des Franz Rosenzweig Mi-
nerva Forschungszentrums an der Hebrä-
ischen Universität Jerusalem und des van 
Leer Jerusalem Institute. Es ist auf drei Jahre 
angelegt. In einer Monographie werden die 
Ursprünge und Entwicklung der wissen-
schaftlichen Zusammenarbeit in Israel un-
tersucht. Eine zweite widmet sich der Fra-
ge nach der Rückwirkung der fi nanziellen 
Förderung israelischer Forschungsprojekte 
und Institute mit deutschen Mitteln auf die 
beiden Disziplinen in Deutschland.

Projektteam
›  Prof. Dr. Raphael Gross, Fritz Bauer Ins-

titut / Simon-Dubnow-Institut für jüdische 
Geschichte und Kultur e.V. an der Univer-
sität Leipzig

›  Prof. Dr. Gabriel Motzkin, Van Leer Ins-
titut, Jerusalem

›  Prof. Dr. Yfaat Weiss, Franz Rosenzweig 
Minerva Research Center, Hebrew Uni-
versity Jerusalem

›  Dr. Irene Aue-Ben-David, Van Leer Insti-
tut/Franz Rosenzweig Minerva Research 
Center, Jerusalem

›  Jenny Hestermann, Fritz Bauer Institut

Nachrichten und Berichte

Aus dem Institut

Forschungs- und 
Editionsprojekt 
»Anne Franks Tagebücher« 
Neue historisch-kritische 
Ausgabe

 Nach beinahe dreißig Jahren 
wird im Rahmen eines in-

ternationalen Forschungsprojektes des Fritz 
Bauer Instituts für die Erforschung und die 
Geschichte des Holocaust in Frankfurt am 
Main und des Lichtenberg-Kollegs, des In-
stitute of Advanced Study der Universität 
Göttingen, eine neue kritische Edition der 
Tagebücher der Anne Frank entstehen. Diese 
unterscheidet sich wesentlich von der ersten 
kritischen Ausgabe. In einer zweibändigen 
Version sollen zum einen eine neue kriti-
sche und annotierte Übersetzung der ori-
ginalen Texte, zum anderen die aktuellen 
Forschungsergebnisse des Projektes ent-
halten sein. Die Historiker Raphael Gross, 
Direktor des Fritz Bauer Instituts, und Mar-
tin van Gelderen, Direktor des Lichtenberg-
Kollegs, treten als Herausgeber auf. Die 
englische Fassung wird voraussichtlich bei 
Cambridge University Press, die deutsche 
Ausgabe beim Fischer Verlag und die nie-
derländische bei Uitgeverij Prometheus/Bert 
Bakker erscheinen. Als Übersetzer arbeitet 
Rolf Erdorf für die deutsche Version mit 
dem Forschungsteam zusammen.

Die Edition und der Essayband
Das Tagebuch der Anne Frank, das vor allem 
ihre Eintragungen im Amsterdamer Versteck 
zwischen dem 12. Juni 1942 und dem 1. Au-
gust 1944 enthält, hat weltweit die Ausein-
andersetzung mit dem Zweiten Weltkrieg 
und dem Holocaust maßgeblich bestimmt. 
Ihre Aufzeichnungen existieren in drei ver-
schiedenen Fassungen: Ihre ursprünglichen 
Eintragungen (Fassung A) überarbeitete An-
ne ab etwa April 1944 für eine eventuelle 
spätere Veröffentlichung (Fassung B). Als 
ihr Vater Otto Frank 1945 in den Besitz der 

Bücher kam, schuf er für die Veröffentli-
chung eine dritte Version (Fassung C).

Anders als die erste kritische Ausgabe 
von 1986, die den Beweis der Echtheit der 
Tagebücher führte, konzentriert sich die 
geplante neue Ausgabe auf den Text selbst. 
Die Annotationen sollen sowohl den Bruch 
im Leben des 14-jährigen Mädchens, der 
sich auch sprachlich fassen lässt, deutlich 
machen als auch die direkte Umgebung und 
den zeitlichen Horizont Anne Franks be-
leuchten. Anne Frank wird sichtbar als eine 
Jugendliche, die sich zwischen zwei Spra-
chen bewegte und spürbar von ihrer Lektüre 
der niederländischen Jugendliteratur beein-
fl usst war. Für die neue Übersetzung wird 
darauf geachtet, die ursprüngliche Sprache 
Annes historisch angemessen darzustellen. 
Rolf Erdorf, bekannter und mehrfach aus-
gezeichneter Übersetzer für niederländische 
Kinder- und Jugendliteratur, konnte für die 
deutsche Übersetzung gewonnen werden. 
Hauptanliegen des Übersetzers ist es, das 
14-jährige Mädchen Anne in den Texten 
wieder erkennbar zu machen und ihre Spra-
che in der ihr eigenen literarischen Qualität 
nachzuzeichnen. Martin van Gelderen, in 
den Niederlanden geboren und aufgewach-
sen, erläutert dazu: »In den Gesprächen mit 
den Übersetzern ist deutlich geworden, dass 
eine neue Übersetzung unbedingt nötig ist.«

Da der ursprüngliche Text zu weiten Tei-
len die historische Verankerung verlor und 
für recht breit gefasste menschenrechtliche 
oder moralische Ziele verwendet wurde, 
soll die Geschichte des Tagebuchs vor dem 
Hintergrund einer eher vergleichenden euro-
päischen, bisweilen sogar globalen Kultur-, 
Geistes-, Literatur- und Politikgeschichte in-
terpretiert werden. Band 2 setzt sich demnach 
mit den Tagebüchern und deren bedeutsamer 
internationaler Wirkungsgeschichte ausein-
ander. Im Mittelpunkt dieses Forschungsvor-
habens steht somit die genaue Kontextuali-
sierung sowie die Rezeptionsgeschichte der 
vergangenen Jahrzehnte, sei es im öffentli-
chen Raum, in der Literaturkritik oder von 
Seiten der Verlage. Ebenso von Interesse 
sind aber auch die Interpretationen, die der 

Text durch die Dramatisierung auf der Büh-
ne, durch Bearbeitungen für das Kino oder 
für musikalische Inszenierungen erfahren 
hat. Raphael Gross betont: »Die Tagebücher 
sind eine Art Urtext aller Auseinandersetzung 
mit dem Holocaust geworden. Eine kritische 
Ausgabe und eine historische Kontextuali-
sierung sind wissenschaftshistorisch eine 
zentrale Aufgabe der Holocaustforschung.«

Staatsministerin Monika Grütters, die 
Beauftragte der Bundesregierung für Kul-
tur und Medien, begründet die Unterstüt-
zung der Bundesregierung für dieses groß 
angelegte Vorhaben: »Anne Frank ist zum 
Gesicht der Opfer des Holocaust geworden. 
Sie hat durch ihre Aufzeichnungen Generati-
onen junger Menschen zur Auseinanderset-
zung mit dem nationalsozialistischen Terror 
bewogen. Die umfassende wissenschaftliche 
Bearbeitung dieses wichtigen literarischen 
Erbes wird uns wertvolle Einblicke in die 
Persönlichkeit von Anne Frank und ihre gro-
ße Wirkung auf die Rezeption des Holocaust 
geben.«

Forschungsteam
Am Lichtenberg-Kolleg konnten dank der 
fi nanziellen Unterstützung des Forschungs-
projektes durch Mittel des Anne Frank Fonds 
in Basel und der Beauftragten der Bundesre-
gierung für Kultur und Medien drei Junior 
Research Fellowships für dieses Projekt ein-
gerichtet werden. Hier arbeiten Kata Bohus 
und Iwona Gusc zur Rezeptionsgeschichte 
aus verschiedenen Perspektiven. Gerben 
Zaagsma forscht zum historischen Kontext 
der Tagebücher und erstellt die Annotatio-
nen. Zum Forscherteam gehören außerdem 
Senior Fellows mit internationaler Reputa-
tion. Neben den Herausgebern sind das u.a. 
Dan Diner (Leipzig/Tel Aviv), Bob Moore 
(Sheffi eld), Mark Roseman (Bloomington), 
Bo Strath (Helsinki), Frank van Vree (Ams-
terdam), Kees Ribbens (Amsterdam) und 
Hanna Yablonka (Beer Sheva). Das Projekt 
arbeitet zudem eng mit dem Familie Frank 
Zentrum in Frankfurt am Main zusammen, 
wo die Archive der Familien und des Anne 
Frank Fonds lagern.
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Aus dem Institut

Neues Forschungsprojekt
Opferzeugen in 
NS-Prozessen – eine 
Analyse ihrer wechselhaf-
ten Rolle in sechzig 
Jahren Bundesrepublik

 Mit dem von der Deutschen 
Forschungsgemeinschaft 

geförderten Projekt soll in einer zweibändi-
gen Monographie die Rolle der ehemaligen 
NS-Verfolgten bei der juristischen Aufar-
beitung der NS-Verbrechen in der Bundes-
republik systematisch untersucht werden. 
Am Beispiel der Prozesse zu den Verbrechen 
im Konzentrations- und Vernichtungslager 
Auschwitz und im Vernichtungslager Sobi-
bór soll über einen Zeitraum von sechzig 
Jahren nachvollzogen werden, welche Be-
deutung die NS-Verfolgten als Opferzeugen 
für die Strafverfolgung hatten und wie sie 
selbst ihre Rolle wahrnahmen. Für die Aus-
wahl der Tatkomplexe ist von Bedeutung, 
dass die Opferzeugen aus Auschwitz hete-
rogene Verfolgtengruppen umfassten, die 
wenigen Opferzeugen aus Sobibór jedoch 
alle Juden waren. Das Projekt soll zeigen, 
welche Rolle diese Tatsache in den Prozes-
sen spielte.

Die beiden Projektbearbeiterinnen 
untersuchen die Figur des Opferzeugen in 
ihrem juristischen Rahmen zwischen 1950 
und 2011. Dabei wird der Verfahrensverlauf 
von der ersten Zeugensuche, den Verneh-
mungen der meist ausländischen Zeugen 
in ihren Heimatländern, den Auftritten von 
Zeugen vor Gericht und der Würdigung 
ihrer Aussagen in den Urteilsbegründun-
gen nachvollzogen und in den jeweiligen 
zeithistorischen Kontext gestellt. Im Fokus 
stehen gleichermaßen der Umgang mit den 
Opferzeugen in den Verfahren wie deren 
eigene Intentionen, Handlungsweisen und 
Erfahrungen. Die Zeitspanne umfasst unter-
schiedlich intensive Phasen der juristischen 

Aufarbeitung der NS-Verbrechen, diver-
gierende strafrechtliche Auffassungen zur 
Beurteilung der einzelnen Taten sowie 
ein wachsendes historisches Wissen über 
die Verbrechen in den einzelnen Lagern. 
Schließlich ist ein gesellschaftlicher Bedeu-
tungswandel der Zeugenschaft der Überle-
benden vom juristischen Beweismittel hin 
zur Zeitzeugenschaft zu berücksichtigen. 
Die Prozesse waren begleitet von einem 
unterschiedlich großen öffentlichen Inter-
esse, das, so eine These, wiederum auf die 
Rechtsfi ndung zurückwirkte.

In einer Detailanalyse soll exemplarisch 
aufgezeigt werden, wie die Kommunikation 
zwischen Opferzeugen und Justizangehöri-
gen ablief, welche Folgen das für die Straf-
verfolgung hatte und wie sie sich veränderte. 
Wesentlichen Einfl uss auf die Benennung 
der Zeugen nahmen die Opferverbände und 
die jüdischen Organisationen. Auch ihrer 
Rolle soll im Rahmen des Projektes nach-
gegangen werden. Ziel der vergleichenden 
Studie ist es, auch die Verfolgten selbst als 
eine Gruppe heterogener Personen mit un-
terschiedlichen Interessen ins Zentrum der 
Betrachtung zu rücken. 

Das umfangreiche Quellenmaterial fi n-
det sich vor allem in den Ermittlungs- und 
Prozessakten zu den insgesamt 18 Einzel-
verfahren, in Protokollen, Tonbandauf-
zeichnungen, Korrespondenzen zwischen 
den Justizangehörigen und den Zeugen so-
wie zwischen den Interessengruppen und 
den Zeugen. Darüber hinaus werden die 
Akten beteiligter Bundesbehörden wie des 
Auswärtigen Amtes und des Bundespresse-
amtes, aber auch der Justizministerien der 
betroffenen Bundesländer einbezogen. 

Projektteam
›  Dagi Knellessen, Berlin
›  Dr. Katharina Stengel, Frankfurt am Main

Aus dem Institut

Fortsetzung des 
Forschungsprojekts 
Jüdische Diskussionen im 
Exil in den zwanziger 
Jahren: Die Pogrome 
1918–1921 und der 
»jüdische Bolschewismus« 

 Seit Februar 2015 setzt 
Dr. Christoph Dieckmann 

seine bereits im September 2011 am Fritz 
Bauer Institut begonnene und Ende August 
2013 für eineinhalb Jahre ausgesetzte Arbeit 
im Rahmen des Forschungsprojekts »Jüdi-
sche Diskussionen im Exil in den zwanzi-
ger Jahren: Die Pogrome 1918–1921 und 
der ›jüdische Bolschewismus‹« fort. Das 
Projekt ist auf ein weiteres Jahr ausgelegt 
und wird gefördert von der Deutschen For-
schungsgemeinschaft (DFG).

Dr. Christoph Dieckmann studierte Ge-
schichte, Soziologie und Volkswirtschafts-
lehre in Göttingen, Jerusalem, Hamburg, 
und Freiburg. Von 2005 bis 2014 war er  
Lecturer für moderne europäische Ge-
schichte an der Keele University in Groß-
britannien. Er ist Mitglied der Redaktion 
der Beiträge zur Geschichte des National-
sozialismus und gehört der Forscher- und 
Expertengruppe der »Internationalen Kom-
mission für die Bewertung der Verbrechen 
der nationalsozialistischen und sowjeti-
schen Besatzungsregime in Litauen« an. 
Seine umfassende zweibändige Disserta-
tion Deutsche Besatzungspolitik in Litau-
ern 1941–1944 erschien 2011 im Wallstein 
Verlag und wurde 2012 mit dem Yad Vas-
hem International Book Prize for Holocaust 
Research ausgezeichnet.

Kontakt
Dr. Christoph Dieckmann
Fritz Bauer Institut
Tel.: 069.798 322-31
c.dieckmann@fritz-bauer-institut.de

Aus dem Institut

Relaunch der
Online-Datenbank 
»Cinematographie des 
Holocaust« – Dokumentation 
und Nachweis von 
fi lmischen Zeugnissen

www.cine-holocaust.de

 Die fi lmografi sche Daten-
bank »Cinematographie des 

Holocaust« war bedingt durch eine unange-
kündigte Geschäftsaufgabe unseres Provi-
ders für einige Monate offl ine. Den vielen 
Nachfragen der Datenbanknutzer, wann die 
Website wieder verfügbar sei, konnten wir 
entnehmen, welche Bedeutung die unter der 
Leitung unseres zu früh verstorbenen Kolle-
gen Ronny Loewy entwickelte Cinematogra-
phie des Holocaust auch weiterhin für ein in-
teressiertes und kundiges Fachpublikum hat.

Die bereits 1999 online gestellte Website 
ließ sich nicht ohne Anpassung an aktuelle 
Webtechnik auf einen neuen Server überfüh-
ren. Unser Programmierer Detlev Balzer hat 
eine überarbeitete Version mit erweiterten 
Suchmöglichkeiten und neuer Benutzer-
oberfl äche in Arbeit. Eine Vorabversion der 
Datenbank mit den gewohnten Inhalten, aber 
noch eingeschränkter Funktionalität wird An-
fang April freigeschaltet. Der Relaunch der 
komplett überarbeiteten Online-Datenbank 
soll so bald wie möglich folgen.

Zur fi lmografi schen Datenbank
Die in der elektronischen Filmbibliothek 
gesammelten Nachweise erschließen einen 
äußerst heterogenen und disparaten Ma-
terialkorpus unter thematischen Gesichts-
punkten. Alle für fi lmgeschichtliche und 
zeitgeschichtliche Forschungen relevanten 
fi lmografi schen Informationen und Aspekte 
werden in diesem Informationssystem er-
fasst: Dies schließt auch die Verzeichnung 
bzw. Sicherung rezeptionsgeschichtlich be-
deutsamer Quellen ein.

Die Daten- und Texterfassung erfolgt 
in einem relationalen Datenbanksystem, das 
Filmtitel, Personennamen, Körperschafts- 
und Firmennamen sowie Literaturhinweise 
verknüpft. Alle diese Daten sind zweispra-
chig – Englisch und Deutsch – abzurufen 
und können in differenzierten Informati-
onszusammenstellungen dargestellt werden.

Im Bewusstsein, dass die Provenienz 
des fi lmischen Materials und die möglichst 
präzise Kenntnis seines Entstehungspro-
zesses ein entscheidendes Kriterium für die 
Bewertung seiner Authentizität als Bildquel-
le sind, sieht das Verknüpfungssystem der 
Datenbank vor, den genetischen Prozess der 
kompilierenden Verwendung und Wieder-
verwendung von Filmaufnahmen zurück-
zuverfolgen. Basisdaten für diese Recher-
cheziele können die in der Grundstruktur 
der Datenbank angelegten Beziehungen 
von Filmen zu Filmen liefern. Die detail-
lierte Aufnahme insbesondere der fi lmischen 
Primärquellen, die in das oft sekundär und 
tertiär kompilierte Filmmaterial eingehen, 
liefert auch das Instrumentarium für Er-
hebungen zu Bildkonjunkturen und deren 
Ikonographien.

Zum Projekt 
1992 begannen unter Federführung des 
Fritz Bauer Instituts Filmarchivare, Film-
historiker und Holocaust-Forscher in Zu-
sammenarbeit mit CineGraph e.V., Ham-
burgisches Centrum für Filmforschung, 
dem Deutschen Filminstitut – DIF und 
dem Deutschen Filmmuseum in Frank-
furt am Main mit der Erschließung und 
Dokumentation des Zentralbestands von 
Filmen zur Geschichte und Wirkung des 
Holocaust. Das Projekt wurde unterstützt 
vom Bundesarchiv – Filmarchiv, Berlin und 
dem Steven Spielberg Jewish Film Archive, 
Jerusalem; gefördert von der Hoechst AG/
Aventis Pharma, Frankfurt am Main und der 
DEFA Stiftung, Berlin.

Weitere Informationen zum Projekt 
»Cinematographie des Holocaust« unter: 
www.fritz-bauer-institut.de/cine-holocaust.
html

Aus dem Institut

Neue wissenschaftliche 
Mitarbeiterin
Jenny Hestermann

 Seit Januar 2015 arbeitet 
Jenny Hestermann als wis-

senschaftliche Mitarbeiterin im Rahmen des 
Forschungsprojekts »Deutsch-israelische 
Beziehungen in den Geisteswissenschaften 
zwischen 1970 und 2000. Studie zu Wis-
senschaft und Bilateralität« am Fritz Bauer 
Institut. (siehe Seite 97)

Jenny Hestermann, geboren 1982 in Bre-
men, hat Soziologie, Geschichte und Religi-
onswissenschaft an der Universität Bremen 
studiert. Seit 2010 ist sie Doktorandin am 
Zentrum für Antisemitismusforschung an 
der TU Berlin und arbeitet an ihrem Disser-
tationsprojekt »Hinter den Kulissen. Reisen 
deutscher Politiker nach Israel 1957–1984«. 
2010–2013 Forschungsaufenthalt an der He-
bräischen Universität Jerusalem, gefördert 
vom Leo Back Fellowship, dem Deutschen 
Akademischen Austauschdienst DAAD und 
der Studienstiftung des deutschen Volkes. 
Ihre Forschungsinteressen sind die deutsche 
Geschichte des 20. Jahrhunderts, deutsch-
jüdische Geschichte und Kulturgeschichte 
der Diplomatie.

Kontakt
Jenny Hestermann
Fritz Bauer Institut
Tel.: 069.798 322-32
j.hestermann@fritz-bauer-institut.de
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und die Max-Horkheimer-Straße (vormals 
Lübecker Straße) erinnern an die beiden 
wohl wichtigsten Vertreter der Frankfurter 
Schule, die als jüdische Intellektuelle in der 
NS-Zeit in die USA emigrierten und nach ih-
rem Exil nach Frankfurt an die Goethe-Uni-
versität zurückkehrten, wo sie entscheidend 
zum geistigen und materiellen Wiederauf-
bau der Universität beitrugen; Horkheimer 
auch als ihr Rektor von 1951 bis 1953.

»Mit den nun vollzogenen Umbenen-
nungen auf dem Campus Westend wird der 
bewegten Geschichte der Universität und 
des Campus gedacht. Damit wird nicht nur 
an herausragende wissenschaftliche Lei-
stungen, sondern auch an jüdische Schick-
sale, die für Vertreibung und Verfolgung 
stehen, dauerhaft erinnert«, betonte Birgitta 

Wolff bei der Enthüllung der Namensschil-
der.

Alisa Siegrist erinnerte in ihrer Rede an 
die Resolution der Überlebenden von Buna/
Monowitz, die der Auschwitz-Überleben-
de David Salz schon 2004 im Frankfurter 
Römer vorgetragen hat, in der die Umbe-
nennung des Grüneburgplatzes in Norbert-
Wollheim-Platz gefordert wurde – und an 
die jahrelangen Widerstände der Universi-
tätsleitung, dieser Aufforderung zu folgen.

Website zum Norbert Wollheim Memorial:
www.wollheim-memorial.de

Unsere neue Adresse am gleichen Ort:
Fritz Bauer Institut
Norbert-Wollheim-Platz 1
60323 Frankfurt am Main

Aus dem Institut

Neue Adresse
Aus »Grüneburgplatz« wird 
»Norbert-Wollheim-Platz«

 Mit einer Feierstunde am 
4. Februar 2015 wurde ei-

nem Anliegen entsprochen, das im Namen 
zahlreicher Überlebender des Konzentrati-
onslagers Buna/Monowitz vom Fritz Bauer 
Institut über viele Jahre mit Nachdruck ver-
treten wurde: Umbenennung des vor dem 
IG Farben-Haus gelegenen Grüneburgplat-
zes in Norbert-Wollheim-Platz.

Straßen und Plätze auf dem 
Campus Westend tragen neue Namen
Mit dem Norbert-Wollheim-Platz, dem 
Theodor-W.-Adorno-Platz und der Max-
Horkheimer-Straße hat der Campus Westend 
der Goethe-Universität Frankfurt am Main 
drei neue Ortsbezeichnungen erhalten. Uni-
versitätspräsidentin Prof. Dr. Birgitta Wolff 
enthüllte im Rahmen einer Feierstunde 
gemeinsam mit Frankfurts Bürgermeister 
Olaf Cunitz und dem Ortsvorsteher des 
Ortsbeirates 2, Axel Kaufmann, die neuen 
Straßenschilder. Kurze Ansprachen hielten 
auch die AStA-Vorsitzende Myrella Dorn 
und Alisa Siegrist, Vertreterin der Initiative 
zur Umbenennung des Grüneburgplatzes 
in Norbert-Wollheim-Platz und Präsidentin 
des Studierendenparlaments, sowie Trude 
Simonsohn, Überlebende des Konzentrati-
onslagers Theresienstadt und des Vernich-
tungslagers Auschwitz-Birkenau.

Der Norbert-Wollheim-Platz, vormals 
Grüneburgplatz, trägt nun den Namen des 
ehemaligen jüdischen Zwangsarbeiters des 
von der IG Farbenindustrie betriebenen 
Konzentrationslagers Auschwitz III Mono-
witz, Norbert Wollheim, der nach dem Krieg 
in einem Musterprozess erfolgreich den IG 
Farben-Konzern auf Entschädigung ver-
klagte. Der Theodor-W.-Adorno-Platz (der 
bisher namenlose zentrale Universitätsplatz 
zwischen Casinoanbau und Hörsaalzentrum) 

oben: Neu angebrachtes Straßenschild, 
darunter die Texttafel: 
»Norbert Wollheim 1913–1998 
Wirtschaftsprüfer, Steuerberater 
Ehemaliger Zwangsarbeiter für 
die I.G. Farben 
Verfolgter des NS-Regimes«

links: Ansprache der Präsidentin der 
Goethe-Universität Frankfurt am Main,
Prof. Dr. Birgitta Wolff

Der Text der Resolution der Überlebenden von Buna/Monowitz im Wortlaut: 

Wir, Überlebende des Konzentrationslagers Buna/Monowitz, wir, Sklavenarbeiter der 
IG Farbenindustrie AG in Auschwitz, versammeln uns in diesen Tagen zum zweiten Male 
auf Einladung des Fritz Bauer Instituts in Frankfurt am Main. An historischem Ort, im 
IG Farben-Haus, gedenken wir der Opfer von Auschwitz, der Tausenden unserer 
Kameraden, die der »Vernichtung durch Arbeit« im Werk »IG Auschwitz« zum Opfer 
gefallen sind. Wir wenigen, die wir überlebt haben, begegnen heute der deutschen 
Jugend, sprechen über die Zeit der Verfolgung und Vernichtung – in Verantwortung für 
unser aller Zukunft, im Glauben an eine bessere Welt.

Anlässlich der Enthüllung der Gedenktafel vor dem IG Farben-Haus im Jahre 2001 ist 
der Stadt Frankfurt am Main der Vorschlag unterbreitet worden, den »Grüneburgplatz« in 
»Norbert-Wollheim-Platz« umzubenennen. Unser Kamerad Norbert Wollheim (1913–1998) 
– der Anfang der fünfziger Jahre die IG Farben i. L. in einem Musterprozess vor dem LG 
und OLG Frankfurt am Main verklagte und dann zusammen mit der Conference on Jewish 
Material Claims against Germany und der URO Entschädigungsansprüche erfolgreich 
geltend machte – Norbert Wollheim steht stellvertretend für die Opfer von Buna/Monowitz.

Den Platz vor dem IG Farben-Haus nach Norbert Wollheim zu benennen wäre für uns 
Überlebende ein sichtbares Zeichen der Stadt Frankfurt am Main, der unvergänglichen 
Vergangenheit zu gedenken, der historischen Verantwortung gerecht zu werden.

Wir versammeln uns heute zum letzten Male in Frankfurt am Main. Unsere Generati-
on, Zeugen und Opfer der nationalsozialistischen Verfolgung und Vernichtung, stirbt aus. 
Bevor unser Schicksal nur noch Historie ist, wollen wir dafür streiten, dass Geschichtsver-
gessenheit nicht Platz greift. Wir appellieren an die Verantwortlichen der Stadt Frankfurt 
am Main, die Umbenennung des »Grüneburgplatzes« in »Norbert-Wollheim-Platz« zu 
veranlassen: In Ehrfurcht vor den Opfern, in Verantwortung für die Zukunft.

Komitee der Überlebenden von Buna/Monowitz
Frankfurt am Main, 27. März 2004

links: Trude Simonsohn, Sprecherin des 
Rats der Überlebenden am Fritz Bauer 
Institut, dankte insbesondere den 
Studierenden für ihr Engagement.

unten: Alisa Siegrist, Vertreterin der 
Initiative zur Umbenennung des 
Grüneburgplatzes in Norbert-Wollheim-
Platz und Präsidentin des Studierenden-
parlaments (links), und die AStA-
Vorsitzende Myrella Dorn (rechts)

Fotos: Werner Lott

Nachrichten und Berichte
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Der Vorstand des Fördervereins bei der Mitgliederversammlung am 7. Februar 2015. Von links: Beate Bermanseder, Klaus Schilling, Eike Hennig, Gundi Mohr, Jutta Ebeling, 
Brigitte Tilmann, Herbert Mai, Rachel Heuberger und David Schnell. Foto: Werner Lott

Aus dem Förderverein

Mitgliederversammlung
Bericht des Vorstands

 Im Rahmen der am 7. Febru-
ar 2015 im IG Farben-Haus 

auf dem Campus Westend der Frankfurter 
Goe the-Universität abgehaltenen ordentli-
chen Mitgliederversammlung standen die 
Wahl des Vorstandes und die Wahl der Ver-
treter des Fördervereins im Stiftungsrat des 
Fritz Bauer Instituts an. Dabei wurde sowohl 
der Vorstand mit großer Mehrheit im Amt 
bestätigt wie auch die beiden Vertreter im 
Stiftungsrat. Der Vorstand setzt sich zusam-
men aus Jutta Ebeling (Vorsitzende), Brigitte 
Tilmann (stellv. Vorsitzende), Gundi Mohr 
(Schatzmeisterin), Prof. Dr. Eike Hennig 
(Schriftführer) sowie Beate Bermanseder, 
Dr. Rachel Heuberger, Herbert Mai, Klaus 
Schilling und David Schnell (Beisitzer). Im 
Stiftungsrat wird der Förderverein weiterhin 
vertreten durch Jutta Ebeling (1. Vertreterin) 
und Herbert Mai (2. Vertreter).

Als amtierende Vorsitzende des Stif-
tungsrates setzt sich Jutta Ebeling für 
die Einrichtung einer Professur an der 

Goethe-Universität Frankfurt zur Erfor-
schung des Holocaust und seiner Wirkungs-
geschichte ein und für deren institutionelle 
Verknüpfung mit dem Fritz Bauer Institut. 
Angesichts dessen, dass es in Deutschland 
bislang keine Professur für Holocaustfor-
schung gibt, kommt der Arbeit des Instituts 
eine besondere Bedeutung zu.

Im Rechenschaftsbericht wurde die 
sehr gute Zusammenarbeit des Förderver-
eins mit dem Institut gewürdigt. Der Bericht 
der Kassenprüfer würdigte eine vorbildliche 
und transparente Haushaltsführung durch 
die Geschäftsstelle des Vereins.

Mit insgesamt elf Veranstaltungen des 
Fördervereins in den letzten beiden Jahren 
konnte die exzellente Arbeit des Instituts ei-
nem breiten, auch außeruniversitären Publi-
kum zugänglich gemacht worden. So zuletzt 
mit einem Vortrag von Prof. Dr. Monique 
Eckmann, Genf, zur sehr aktuellen Frage 
von Antisemitismus und Rassismus als pä-
dagogische Herausforderung. 

Politische Aktionen haben gesell-
schaftliche Debatten aufgenommen, die 
im Zusammenhang mit der Wirkungsge-
schichte des Holocaust stehen. So die er-
folgreich abgeschlossene Iniitiative zur 
Umbenennung des Grüneburgplatzes in 

Norbert-Wollheim-Platz (der Adresse des 
Fritz Bauer Instituts auf dem Campus der 
Goethe-Universität), die Mitunterzeich-
nung des Aufrufs »Gegen Rechts« und die 
Unterstützung der Kundgebung »Freiheit, 
Gleichheit, Geschwisterlichkeit«. In seinem 
Engagement geht es dem Vorstand um eine 
gesellschaftspolitische Haltung ohne partei-
politsche Positionierung. 

Der wiedergewählte Vorstand wird sich 
weiter nach Kräften bemühen, neue Mitglie-
der zu werben und Sponsoren zu animieren, 
die Arbeit des Instituts fi nanziell zu unter-
stützen. Darüber hinaus sollen auch weiter-
hin gesellschaftliche Debatten aufgenom-
men und Diskurse gefördert werden. 

Im Anschluss an die Mitgliederver-
sammlung hielt Prof. Dr. Renate Bitzan den 
Vortrag »Frauen und Rechtsextremismus«. 
Bitzan ist Professorin für Gesellschaftswis-
senschaften an der Technischen Hochschule 
Nürnberg. Auf Grundlage eigener Forschun-
gen und ihres Mitwirkens im »Forschungs-
netzwerk Frauen und Rechtsextremismus« 
stellte sie eine Differenzierung rechter Frau-
enbilder und -aktivitäten vor.

Jutta Ebeling, Vorsitzende
Für den Vorstand

Aus dem Institut

Wir trauern um 
Jiří Kosta sel. A.

 Am 15. Februar 2015 ist Jiří 
Kosta im Alter von 94 Jah-

ren an seinem letzten Wohnsitz in Bad Hom-
burg gestorben. Kosta war Mitglied im Rat 
der Überlebenden, der die Arbeit des Fritz 
Bauer Instituts unterstützt und begleitet.

Geboren wurde Jiří Kosta als Heinrich 
Georg Kohn am 2. Oktober 1921 in Prag. 
Er kam aus einem säkularen jüdischen El-
ternhaus. Sein Vater war Gymnasiallehrer, 
Schriftsteller und Übersetzer, seine Mutter 
Angestellte. In der Familie wurde deutsch 
und tschechisch gesprochen. Die Eltern ver-
standen sich als »tschechoslowakische Bür-
ger deutscher Nationalität«. In den späten 
1930er Jahren benutzte man als Umgangs-
sprache vorwiegend tschechisch, weil man 
sich von der sich immer stärker nazifi zieren-
den und zunehmend antisemitischen sude-
tendeutschen Gesellschaft abgrenzen wollte. 
Sein Abitur machte Kosta 1939 in Prag auf 
einem tschechischen Gymnasium. Sein Va-
ter wurde nach dem »Anschluss des Suden-
tenlandes« zwangspensioniert, er konnte auf 
Umwegen nach England emigrieren. 

Der zwanzigjährige Jiří Kosta, sein 
Bruder und seine Mutter dagegen wurden in 
das Konzentrationslager Theresienstadt ver-
schleppt. Kosta musste ab 1941 im Kohlen-
revier Kladno Zwangsarbeit leisten. Im Okto-
ber 1944 wurde er nach Auschwitz deportiert, 
wo er bis Januar 1945 im Außenkommando 

Gleiwitz arbeiten musste. Er überstand den 
Todesmarsch, fl oh und erlebte die Befreiung 
im Mai 1945. Seine Familie hatte den Holo-
caust und die Emigration ebenfalls überlebt.

In die Tschechoslowakei zurückge-
kehrt, war Kosta zunächst ein Befürworter 
des Sozialismus. Er wurde Sachbearbeiter 
im Außenhandelsministerium, bis 1949 sein 
Vater und ein Jahr später er selbst entlassen 
wurde. Fortan verdiente er sein Geld als 
Bauarbeiter, später als Fabrikarbeiter und 
Dreher in einem Flugzeugwerk. Seine Mut-
ter kam 1950 wegen Sabotage und staats-
feindlichem Vergehen für sieben Jahre ins 
Gefängnis. Sie wurde jedoch 1954 im Zuge 
einer Amnestie wieder entlassen.

1956 wurde Jiří Kosta teilrehabilitiert, er 
konnte danach als Lehrer in einer Fachober-
schule arbeiten. 1962 wurde er Institutsse-
kretär am Ökonomischen Institut der Tsche-
chischen Akademie der Wissenschaften bei 
dem Wirtschaftsreformer Ota Šik. In dieser 
Position konnte er mit eigenen Forschungen 
beginnen. 1966 wurde Jiří Kosta promoviert.

Nach dem Einmarsch der Truppen des 
Warschauer Paktes in der Tschechoslowakei 
begann er sich neu zu orientieren. Kosta ging 
1968 in den Westen und erhielt zunächst am 
Österreichischen Institut für Wirtschaftsfor-
schung in Wien eine Stelle, 1970 am Institut 
für Sozialforschung in München. Von 1970 
bis 1987 war er Professor im Fachbereich 
Wirtschaftswissenschaften an der Goethe-
Universität Frankfurt am Main. 1977 wurde 
er aus der Tschechoslowakei ausgebürgert.

In Deutschland bezog er früh kritisch 
Stellung gegenüber der tschechoslowa-
kischen Regierung. Er setzte sich für die 
geschichtliche Aufarbeitung des National-
sozialismus und des Holocaust ein und ge-
hörte seit Ende der 1990er Jahre dem Rat 
der Überlebenden des Fritz Bauer Instituts 
an. Dort wurde er mit Trude Simonsohn be-
kannt, die ebenfalls in Theresienstadt inhaf-
tiert gewesen war. 

Jiří Kosta hat über 400 wissenschaftli-
che Titel publiziert. Darunter den zusammen 
mit Jaroslava Milotová und Zlatica Zudová-
Lešková herausgegebenen Sammelband 

Tschechische und slowakische Juden im 
Widerstand 1938–1945, der als Band 22 der 
Schriftenreihe des Fritz Bauer Instituts 2008 
im Metropol Verlag erschienen ist. Schon 
2001 wurden seine Erinnerungen unter dem 
Titel Nie aufgegeben. Ein Leben zwischen 
Bangen und Hoffen im Philo-Verlag ver-
öffentlicht – ein authentisches Zeitzeugnis 
ersten Ranges sowie eine unschätzbare his-
torische Quelle.

Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter 
des Fritz Bauer Instituts trauern um Jiří Kos-
ta. Wir werden ihn in ehrender Erinnerung 
behalten.

 

Aus dem Institut

Das Fritz Bauer Institut 
auf Facebook
Danke für 1.000 Likes!
www.facebook.com/fritz.bauer.institut

 Die Facebook-Seite des Fritz 
Bauer Instituts hat sich zu ei-

nem wichtigen Medium entwickelt, um aktu-
elle Veranstaltungsinformationen, Nachrich-
ten aus dem Institut und Hinweise auf neue 
Publikationen zu kommunizieren. Wir freuen 
uns über mehr als 1.000 Follower! Sind Sie 
schon dabei?

Nachrichten und Berichte
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gelegen, war vor dem Ersten Weltkrieg eine 
der feinsten Wohngegenden Berlins. Hier 
stand die Villa des jüdischen Industriellen 
Georg Liebermann, Bruder des berühmten 
Malers Max Liebermann. Die Nazis »arisier-
ten« das Gebäude und siedelten dort im Ap-
ril 1940 die Zentrale des Tötungsprogramms 
»Aktion T4« an. Auf der Grundlage des am 
14. Juli 1933 erlassenen und am 1. Januar 
1934 in Kraft gesetzten »Gesetzes zur Ver-
hütung erbkranken Nachwuchses« arbeiteten 
hier 60 Mitarbeiter an der Organisation und 
Durchführung der Patientenmorde. 

Seit 1988 erinnerte hier eine unschein-
bare Bodenplatte an die »Euthanasie«-Mor-
de. Sigrid Falkeinstein setzte sich für den 
2007 gegründeten Runden Tisch ein, der die 
Neugestaltung des verwaisten Platzes for-
derte. 2011 entschied schließlich der Deut-
sche Bundestag über eine angemessene, aber 
bescheidene Würdigung – auf einen Raum 
zum Innehalten war aus Kostengründen ver-
zichtet worden.

Auf die Dokumentation des Informati-
onsortes weist eine parallel zum schwarzen 

Steinpodest laufende hellblaue, 30 Meter 
lange Glaswand hin. »Sie steht für das Ge-
denken und die Geschichte, für das Mitei-
nander und das Gegenüber«, sagt Archi-
tektin Ursula Wilms von der dreiköpfi gen 
Arbeitsgemeinschaft. »Die Glaswand trennt 
und verbindet zugleich.« Landschaftsarchi-
tekt Heinz Hallmann wollte die Opfer der 
Krankenmorde, die Jahrzehnte lang hinter 
einer Mauer des Schweigens verschwanden, 
sichtbar machen. »Wenn wir gedenken und 
uns erinnern, wollen wir uns auch verbin-
den«, so Hallmann. »Daher ist diese Wand 
durchsichtig. Weil aber ein durchsichtiges 
Glas so ist, als wenn dort gar nichts wäre, 
ist unser Glas gefärbt.« Für den Künstler in 
der Arbeitsgemeinschaft, Nikolaus Koliu-
sis, steht die Farbe Blau in erster Linie für 
das Gemeinsame in dieser Welt. »Egal ob 
ich auf der Antarktis bin oder im Äquator, 
uns umgibt das Blau; wir leben auf einem 
blauen Planeten und er steht für Sauerstoff, 
für Wasser, das heißt für Lebensraum. Und 
dieses Blau ist dieser große Moment der 
Verbindung aller Menschen.«

Nachrichten und Berichte

Aus Kultur und Wissenschaft

Erinnern am 
authentischen Ort
Denkmal für die 
vergessenen Opfer der 
»Euthanasie«-Morde

Am 2. September 2014 wurde der Gedenk- und 
Informationsort für die Opfer der nationalsozialis-
tischen »Euthanasie«-Morde am historischen Ort, 
in der Tiergartenstraße 4, in Berlin eröffnet.

 Erst 2003 erfuhr Sigrid Fal-
kenstein, dass ihre Tante An-

na Lehnkering von den Nationalsozialisten 
vergast wurde, weil sie eine geistige Behin-
derung hatte. Rund 200.000 psychisch Kran-
ke oder Menschen mit Behinderungen sind 
im Rahmen des »Euthanasie«-Programms 
der Nazis in sechs Mordanstalten ermordet 
worden. Jahrelang musste Falkenstein für ein 
angemessenes Gedenken ringen, bis schließ-
lich im Herbst 2014 im Zentrum Berlins der 
neue Gedenk- und Informationsort für die 
Opfer der Krankenmorde eingeweiht wurde.

Anna Lehnkering wurde wegen großer 
Probleme mit dem Lesen und Schreiben 
auf eine Sonderschule verwiesen, die sie 
mit 15 Jahren verließ. Einen Beruf konnte 
sie nicht erlernen, aber sie half ihrer Mutter 
im Haushalt und zeitweilig den Schwestern 
im evangelischen Krankenhaus in Mül-
heim. Ihre vier Brüder beschrieben sie als 
lieb und sanftmütig. Die Nazis stuften sie 
jedoch als »schwachsinnig« ein und ließen 
sie 1934 zwangssterilisieren und sperrten 
sie 1936 in eine Pfl egeanstalt. 1940 wurde 
die erst 25-Jährige in einer Gasmordanstalt 
in Deutschland ermordet.

Diesen Lebenslauf und den von neun 
weiteren Opfern der »Euthanasie« (das grie-
chisches Wort bedeutet »ehrenvolles Ster-
ben«) fi ndet man auf einem grauen Steinpult 
am neuen Denkmal neben Informationstex-
ten, Bildern, Audio- und Videostationen. Der 
Standort der Gedenkstätte in der Tiergarten-
straße 4, nördlich des Philharmonie-Gebäudes 

Der Historiker Götz Aly beschäftigt 
sich seit mehr als 30 Jahren mit dem Thema 
»Medizinverbrechen der NS-Zeit«. Er ist 
Autor der 1987 präsentierten Ausstellung 
»Aktion T4 1939–1945. Die ›Euthanasie‹-
Zentrale in der Tiergartenstraße 4« sowie 
des Buches Die Belasteten. »Euthanasie« 
1939–945. Eine Gesellschaftsgeschich-
te (Frankfurt am Main: S. Fischer Verlag, 
2013). Gemeinsam mit Klaus Hartung hat 
er auch den Text der Bodenplatte vor der 
Berliner Philharmonie verfasst. Die ver-
spätete Anerkennung der Krankenmorde 
erklärt Aly mit den Schuldgefühlen vieler 
Angehörigen, die den Mord an ihren behin-
derten Kindern, Geschwistern, Vätern und 
Müttern als Befreiung von einer Last hin-
nahmen. »Die Erbkrankheit hat unter den 
nationalsozialistischen Voraussetzungen der 
Erb- und Rassenhygiene die Zukunftschan-
cen einer ganzen Familie beeinträchtigt«, er-
läutert Aly. »Das ›Sippenbild‹ bestimmte, ob 
man Beamter werden oder einen staatlichen 
Kredit beantragen konnte. Eine Familie mit 
einem behinderten Kind stuften die Nazis als 

›erblich belastet‹ ein und entzogen ihr die 
Sozialleistungen für die gesunden Kinder!« 

Aus Rücksicht auf die heute lebenden 
Angehörigen wurden bis 2003 die Namen 
der Opfer der »Euthanasie«-Morde geheim 
gehalten. Das deutsche Gesetz verbiete aber 
eine Veröffentlichung der Namen nicht, be-
tont Aly, der selbst eine Tochter mit einer Be-
hinderung hat. Als Ergänzung des Informati-
onsortes des Denkmals wünschte er sich ein 
Computerterminal, an dem Besucher nach-
forschen können, ob und wo ihre behinderten 
Verwandten von den Nazis ermordet wurden. 
Der Vorschlag wurde jedoch nicht umgesetzt.

»Die psychisch Kranken und Behinder-
ten wurden aus erbhygienischen Gründen 
sterilisiert, aber nicht aus diesem Grund er-
mordet«, sagt Aly. In dem Fragebogen zur 
Ermordung der psychiatrischen Patienten 
gab es drei Kriterien: wie lange der Patient 
bereits in der Anstalt ist; in welchem Maße er 
arbeitsfähig und in der Küche, Gärtnerei oder 
einem der Anstalt angeschlossenen Betrieb 
einzusetzen ist; und schließlich, wie oft er 
Besuch bekommt. Die jüdischen Patienten 

Besucher vor den Erinnerungstafeln des Denkmals, im Hintergrund die blaue Wand. Fotos: Igal AvidanSigrid Falkenstein zeigt auf das Foto, auf dem ihre Tante Anna Lehnkering und deren Freundin Hedwig zu sehen sind.

der Anstalten hingegen wurden ausnahmslos 
ermordet. So können die »Euthanasie«-Mor-
de als Vorbereitungsphase der Judenvernich-
tung gelten. 120 Mitarbeiter der Tötungsan-
stalten der »Aktion T4« setzten ihre Arbeit in 
den Vernichtungslagern fort. Sie bauten die 
Todeslager in Bełżec, Sobibór und Treblinka.

Igal Avidan
Berlin

Igal Avidan, geboren 1962 in Tel Aviv, hat Englische 
Literatur und Informatik studiert. Seit 1990 lebt er in 
Berlin und arbeitet als freier Korrespondent für ver-
schiedene israelische und deutschsprachige Zeitungen, 
Hörfunksender und Nachrichtenagenturen. Er hält 
Vorträge zu Gesellschaft, Politik und Kultur in Israel. 
2008 erschien im Diederichs Verlag, München sein 
lesenswertes Buch Israel. Ein Staat sucht sich selbst.

 

Aus Kultur und Wissenschaft

Fritz Bauer Studienpreis
für Menschenrechte und 
juristische Zeitgeschichte

»Wir können aus der Erde keinen Himmel 
machen, aber jeder von uns kann etwas 
tun, dass sie nicht zur Hölle wird.«
Fritz Bauer 

 Das Bundesministerium der 
Justiz und für Verbraucher-

schutz hat den »Fritz Bauer Studienpreis 
für Menschenrechte und juristische Zeit-
geschichte« ins Leben gerufen. Der Preis 
erinnert an Fritz Bauer, den Initiator des 
Frankfurter Auschwitz-Prozesses. Mit dem 
Preis werden herausragende Arbeiten des 
rechtswissenschaftlichen Nachwuchses aus-
gezeichnet, die sich mit Leben, Werk oder 
Lebensthemen Fritz Bauers befassen. Der 
Preis ist mit 5.000 Euro dotiert.

Heiko Maas, Bundesminister der Justiz 
und für Verbraucherschutz: »Fritz Bauer hat 
sich für die Demokratie eingesetzt, als das 
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viel zu wenige Juristen in Deutschland taten. 
Er hat gegen große Widerstände in der Justiz 
das Unrecht der Nazis vor Gericht gebracht. 
Und er hat sich stets für ein modernes und 
humanes Strafrecht engagiert. Fritz Bauer 
hat seinen Beruf als Richter und Staatsanwalt 
als Verpfl ichtung verstanden, sich für die De-
mokratie und die Menschenrechte stark zu 
machen. Zu seinen Lebzeiten war er verfolgt, 
verhasst und umstritten; heute ist Fritz Bauer 
ein Vorbild für allen Juristinnen und Juristen. 
Deshalb habe ich diesen Preis gestiftet.«

Über Fritz Bauer
Fritz Bauer (1903–1968) brachte Auschwitz 
vor Gericht. Als Generalstaatsanwalt in Hes-
sen sorgte er dafür, dass wenigstens einigen 
Tätern des Völkermordes an den Juden Eu-
ropas ab 1963 vor dem Landgericht in Frank-
furt am Main der Prozess gemacht wurde.

Fritz Bauer stammte aus einer jüdischen 
Kaufmannsfamilie aus Stuttgart. 1930 wur-
de er als jüngst er Amtsrichter Deutschlands 
an das Stuttgarter Amtsgericht berufen. Er 
engagierte sich im Republikanischen Rich-
terbund und im Reichsbanner »Schwarz-
Rot-Gold« für die Weimarer Demokratie. 
Von den Nazis aus dem Amt getrieben und 
zeitweilig ins Konzentrationslager gewor-
fen, überlebte Bauer bis 1945 im skandina-
vischen Exil. Ab 1949 arbeitete er zunächst 
in Braunschweig, später in Frankfurt in der 
Justiz. Während die westdeutsche Nach-
kriegsjustiz bei der Strafverfolgung der 
NS-Verbrechen zum großen Teil versagte, 
arbeitete Bauer unermüdlich dafür, die Ta-
ten gegen die Menschlichkeit vor Gericht zu 
bringen und Gerechtigkeit zu üben.

Die Würde des Menschen gegenüber 
der Staatsgewalt zu schützen war Bauers 
wichtigstes Anliegen. Deshalb engagierte 
er sich auch in der Rechtspolitik für einen 
humanen Strafvollzug, der auch den straffäl-
lig gewordenen Menschen als Staatsbürger 
respektierte. Von der Öffentlichkeit und aus 
den eigenen Reihen der Justiz vielfach an-
gefeindet, stritt Bauer bis zu seinem frühen 
Tod 1968 mutig und unerschrocken für die 
Gerechtigkeit und Würde aller Menschen.

Was wird mit dem Preis ausgezeichnet?
Mit dem Fritz Bauer Studienpreis werden 
herausragende juristische Doktorarbeiten 
ausgezeichnet, die sich mit Leben und 
Werk Fritz Bauers oder seinen Lebensthe-
men beschäftigen, also insbesondere der 
juristischen Ahndung des NS-Unrechts 
und anderer Massenverbrechen gegen die 
Menschlichkeit, der Strafrechtsreform und 
des humanen Strafvollzugs, der Achtung 
und des Schutzes der Menschenwürde.

Wer kann sich bewerben?
Bewerben können sich Doktorandinnen und 
Doktoranden, die im Jahr der Preisverlei-
hung (2015) oder den beiden vorangegan-
genen Kalenderjahren (2013 und 2014) ihr 
Promotionsverfahren abgeschlossen haben 
und denen die Promotionsurkunde ausge-
händigt wurde. Es können auch Vorschläge 
von Dritten gemacht werden.

Wie kann man sich bewerben?
Zur Bewerbung müssen das ausgefüllte Be-
werbungsformular sowie ein tabellarischer 
Lebenslauf, ein Exemplar der Arbeit, die 
Promotionsurkunde (Kopie) und – soweit 
verfügbar – die Gutachten zur Arbeit (Ko-
pien) eingereicht werden.

Bis wann kann man sich bewerben?
Die Frist für die Einreichung von Bewer-
bungen/Vorschlägen endet erstmals zum 
31. März 2015 und daran anschließend zum 
Ende jedes zweiten Jahres.

Wer entscheidet über die Preisvergabe?
Über die Vergabe des Studienpreises ent-
scheidet der Bundesminister der Justiz und 
für Verbraucherschutz in Zusammenwirken 
mit einer hochrangig besetzten Jury:
›  Christoph Flügge, Internationaler Gerichts-

hof für das ehem. Jugoslawien, Den Haag
›  Prof. Dr. Raphael Gross, Fritz Bauer In-

stitut, Frankfurt am Main
›  Wolfgang Koep-Kerstin, Humanistische 

Union, Berlin
›  Prof. Dr. Beate Rudolf, Deutsches Institut 

für Menschenrechte, Berlin

›  Prof. Dr. Gerhard Werle, Humboldt-Uni-
versität, Berlin

Wann erfolgt die Preisverleihung?
Der Studienpreis wird alle zwei Jahre zum 
Todestag Fritz Bauers am 1. Juli vergeben. 
Die erste Vergabe erfolgt zum 1. Juli 2015.

Kontakt
Bundesministerium der Justiz 
und für Verbraucherschutz
Mohrenstraße 37, 10117 Berlin
www.bmjv.de/fritz-bauer 

 

Aus Kultur und Wissenschaft

Relaunch
Internetportal zu 60 Jahren 
deutsch-israelischer 
Jugendkontakte
www.exchange-visions.de 

 60 Jahre deutsch-israelischer 
Jugendaustausch – das ist 

der Anlass, Erfahrungen, Erinnerungen 
und Einsichten aus sechs Jahrzehnten Aus-
tauscharbeit zusammenzutragen. Die erneu-
erte Website Exchange-Visions.de lädt ein 
zur Mitwirkung und Dokumentation eigener 
Austauschprojekte.

Das Internetportal ist als Gemein-
schaftsprojekt von ConAct – Koordinie-
rungszentrum Deutsch-Israelischer Jugend-
austausch und der Israel Youth Exchange 
Authority unter Mitwirkung zahlreicher 
Austauschorganisationen und langjährig 
engagierter Menschen in Deutschland und 
Israel entstanden. Auf der überarbeiteten 
zweisprachigen Website (Deutsch/Hebrä-
isch) wird der Besucher dazu eingeladen, die 
Vielfalt der 60-jährigen Geschichte deutsch-
israelischer Jugendkontakte online zu entde-
cken. Gleichzeitig ist dies der Aufruf, ver-
bandliche Erfahrungen, eigene Erlebnisse, 
Anekdoten, Bilder und Berichte mit ande-
ren zu teilen oder auch nach Projektideen, 

Themen und Praxiserfahrungen zu stöbern.
Ab Mitte der 1950er Jahre bereisten 

die ersten deutschen Jugendlichen Israel, 
um sich zehn Jahre nach Ende der Shoah 

vorsichtig für ei-
ne Annäherung 
zwischen jungen 
Deutschen und Is-
raelis einzusetzen. 
Mit der Aufnah-
me diplomatischer 
Beziehungen zwi-
schen beiden Län-
dern im Jahr 1965 
stieg auch die Zahl 
junger israelischer 
Besuchergruppen 
in Deutschland ste-
tig an. Die Website 
lädt dazu ein, die-
se Geschichte zu 
entdecken und mit 

persönlichen und verbandlichen Dokumen-
ten und Bildern zu ergänzen. Auf diesem 
Weg soll das Portal nicht nur der histori-
schen Dokumentation deutsch-israelischer 

Jugendbeziehungen dienen, sondern auch 
den generationsübergreifenden Dialog und 
Perspektivwechsel verschiedener im Aus-
tausch engagierter Persönlichkeiten und 
Gruppen ermöglichen und fördern.

Haben auch Sie schon einmal an einem 
deutsch-israelischen Austausch teilgenom-
men oder waren gar verantwortlich für ein 
solches Programm? Egal ob ein Fachkräfte-
programm 1996, ein Freiwilligendienst im 
Jahr 1968 oder eine Jugendbegegnung im 
vergangenen Sommer. Teilen Sie Ihre Be-
richte, Erfahrungen, Erlebnisse, Anekdoten 
und Bilder mit anderen. Bauen Sie mit an der 
digitalen Schaustelle Exchange-Visions.de!

Kontakt
ConAct – Koordinierungszentrum 
Deutsch-Israelischer Jugendaustausch
Altes Rathaus, Markt 26 
06886 Lutherstadt Wittenberg
Tel.: 03491.4202-60, Fax: -70 
info@conact-org.de, www.conact-org.de

Nachrichten und Berichte

Jugendaustauschprojekt 2007 der Zionistischen Jugend in Deutschland, Frankfurt am 
Main und der Jugendabteilung des Regionalverbands Ramat HaNegev, Israel.

www.dietz-verlag.de

Neu 
Ende April

 

70 Jahre nach dem Holocaust: Welche Be-
deutung hat Auschwitz für die politische 
Kultur der Bundesrepublik Deutschland? 
Kann die deutsche Gedenkkultur helfen, 
die Gesellschaft vor neuem Antisemi-
tismus zu bewahren oder führt sie eher 
ins Vergessen? Kann Deutschland das Ver-
sprechen »Nie wieder!« einhalten?

Diesen Fragen geht der wissenschaftliche Leiter der »Gedenkstätte 
Deutscher Widerstand« Peter Steinbach in einer kurzen und ful-
minanten Analyse nach. Er stellt die Verantwortung des Kultur-
betriebs und der Politik in den Mittelpunkt seiner Überlegungen 
und gibt einen his torischen Abriss früherer Jahrzehnte deutschen 
Nachkriegsgedenkens.

Peter Steinbach: Nach Auschwitz 
Die Konfrontation der Deutschen mit der Judenvernichtung 
ca. 112 Seiten | Broschur | ca. 14,90 Euro 
ISBN 978-3-8012-0462-4



Einsicht 13  Frühjahr 2015 109108

Ausstellungsangebote
Wanderausstellungen 
des Fritz Bauer Instituts

Legalisierter Raub 
Der Fiskus und die Ausplünderung 
der Juden in Hessen 1933–1945

Eine Ausstellung des Fritz Bauer Instituts und des Hessischen Rundfunks, 
mit Unterstützung der Sparkassen-Kulturstiftung Hessen-Thüringen 
und des Hessischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst

 Die Ausstellung gibt einen 
Einblick in die Geschichte 

des legalisierten Raubes, in die Biografi en 
von Tätern und Opfern. 

Die Tafeln im Hauptteil der Ausstel-
lung entwickeln die Geschichte der Täter-
gesellschaft, die mit einem Rückblick auf 
die Zeit vor 1933 beginnt: Die Forderung 
nach einer Enteignung der Juden gab es 
nicht erst seit der Machtübernahme der 
Nationalsozialisten. Sie konnten vielmehr 
auf weitverbreitete antisemitische Klischees 
zurückgreifen, insbesondere auf das Bild 
vom »mächtigen und reichen Juden«, der 
sein Vermögen mit List und zum Schaden 
des deutschen Volkes erworben habe. Vor 
diesem Hintergrund zeichnet das zweite 
Kapitel die Stufen der Ausplünderung und 
die Rolle der Finanzbehörden in den Jahren 
von 1933 bis 1941 nach. Im nachgebauten 
Zimmer eines Finanzbeamten können die 
Ausstellungsbesucher in Aktenordnern 
blättern: Sie enthalten unter anderem Fak-
similes jener Vermögenslisten, die Juden 

vor der Deportation ausfüllen mussten, um 
den Finanzbehörden die »Verwaltung und 
Verwertung« ihrer zurückgelassenen Hab-
seligkeiten zu erleichtern. Weitere Tafeln 
beschäftigen sich mit den kooperierenden 
Interessengruppen in Politik und Wirtschaft, 
aber auch mit dem »deutschen Volksgenos-
sen« als Profi teur. Schließlich wird nach der 
sogenannten Wiedergutmachung gefragt: 
Wie ging die Rückerstattung vor sich, wie 
erfolgreich konnte sie angesichts der gesetz-
lichen Ausgangslage und der weitgehend 
ablehnenden Haltung der Bevölkerungs-
mehrheit sein?

Die Ausstellung wandert seit dem Jahr 
2002 sehr erfolgreich durch Hessen. Da für 
jeden Präsentationsort neue regionale Vitri-
nen entstehen, die sich mit der Geschichte 
des legalisierten Raubes am Ausstellungsort 
beschäftigen, »wächst« die Ausstellung. Wa-
ren es bei der Erstpräsentation 15 Vitrinen, 
die die Geschichten der Opfer erzählten, 
sind es heute weit über sechzig. Sie entste-
hen auf der Basis weiterer Recherchen und 

an manchen Orten in Zusammenarbeit mit 
Schülerinnen und Schülern. 

Publikationen zur Ausstellung
›  Legalisierter Raub – Katalog zur Ausstellung.

Reihe selecta der Sparkassen-Kulturstiftung 
Hessen-Thüringen, Heft 8, 2002, 72 S., € 5,–

›  Legalisierter Raub – Materialmappe zur Vor- 
und Nachbereitung des Ausstellungsbesuchs. 
Hrsg. von der Ernst-Ludwig Chambré-Stiftung 
zu Lich und dem Fritz Bauer Institut. Gießen: 
Book-xpress-Verlag der Druckwerkstatt Fernwald, 
2002, € 8,50

›  Susanne Meinl, Jutta Zwilling: Legalisierter Raub. 
Die Ausplünderung der Juden im Nationalsozialis-
mus durch die Reichsfi nanzverwaltung in Hessen. 
Wissenschaftliche Reihe des Fritz Bauer Instituts, 
Band 10, Frankfurt am Main, New York: Campus 
Verlag, 2004, 748 S., € 44,90

›  Katharina Stengel (Hrsg.): Vor der Vernichtung. 
Die staatliche Enteignung der Juden im National-
sozialismus. Wissenschaftliche Reihe des Fritz 
Bauer Instituts, Band 15, Frankfurt am Main, 
New York: Campus Verlag, 2007, 336 S., € 24,90

›  DER GROSSE RAUB. WIE IN HESSEN DIE JUDEN 
AUSGEPLÜNDERT WURDEN. Ein Film von Henning 
Burk und Dietrich Wagner, Hessischer Rundfunk, 
2002. DVD, Laufzeit: 45 Min., € 10,– 

Ausstellungsexponate
Die Ausstellung besteht aus circa 60 Rahmen im 
Format 100 x 70 cm, 15 Vitrinen, 6 Einspielstationen, 
2 Installationen und Lesemappen zu ausgesuchten 
Einzelfällen. Für jede Ausstellungsstation besteht die 
Möglichkeit, interessante Fälle aus der Region in das 
Konzept zu übernehmen.

www.fritz-bauer-institut.de/legalisierter-raub.html

 

Ausstellungsstationen / Termine
Aktuelle Ausstellungsorte und -zeiten für 
unsere Wanderausstellungen fi nden Sie auf 
den Seiten 9 bis 11.

Ausstellungsausleihe
Unsere Ausstellungen können gegen Gebühr 
ausgeliehen werden. Wir beraten Sie gerne 
bei der Organisation des Begleitprogramms. 
Weitere Informationen und ein Ausstellungs-
angebot senden wir Ihnen auf Anfrage zu.

Kontakt 
Fritz Bauer Institut, Manuela Ritzheim
Tel.: 069.798 322-33, Fax: -41
m.ritzheim@fritz-bauer-institut.de

Ausstellungsangebote

Fritz Bauer. 
Der Staatsanwalt
NS-Verbrechen vor Gericht

 Fritz Bauer gehört zu den ju-
ristisch einfl ussreichsten jü-

dischen Remigranten im Nachkriegsdeutsch-
land. Als hessischer Generalstaatsanwalt, der 
den Frankfurter Auschwitz-Prozess auf den 
Weg brachte, hat er bundesrepublikanische 
Geschichte geschrieben. Die Ausstellung 
nimmt den Prozess, der sich 2013 zum fünf-
zigsten Mal jährte, zum Anlass, Fritz Bauer 
einem größeren Publikum vorzustellen.

Bauers Leben blieb nicht unberührt von 
den Verwerfungen des 20. Jahrhunderts. Die 
Ausstellung dokumentiert seine Lebensge-
schichte im Spiegel der historischen Ereig-
nisse, die ihn auch persönlich betrafen. Als 
Jude blieb Fritz Bauer vom Antisemitismus 
nicht verschont. Als Sozialdemokrat glaubte 
er dennoch an den Fortschritt, dann trieben 
ihn die Nationalsozialisten für 13 Jahre ins 
Exil. Als Generalstaatsanwalt hat er das 
überkommene Bild dieses Amtes revoluti-
oniert. Nicht der Gehorsam der Bürger ge-
genüber dem Staat stand im Vordergrund. 
Bauer verstand sich stets als Vertreter der 
Menschenwürde vor allem auch gegen staat-
liche Gewalt – ein großer Schritt auf dem 
Weg der Demokratisierung in der frühen 
Bundesrepublik.

Zur Ausstellung sind erschienen:
Fritz Backhaus, Monika Boll, Raphael Gross (Hrsg.) 
Fritz Bauer. Der Staatsanwalt
NS-Verbrechen vor Gericht
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2014,
300 S., zahlr. Abb., € 29,90
ISBN: 978-3-5935-0105-5
Schriftenreihe des Fritz Bauer Instituts, Band 32

Fritz Bauer Institut (Hrsg.)
Redaktion: Bettina Schulte Strathaus
Fritz Bauer. Gespräche, Interviews und Reden 
aus den Fernseharchiven 1961‒1968
Absolut MEDIEN, Berlin 2014, Dokumente 4017
2 DVDs, 298 Min., s/w, € 19,90
ISBN: 978-3-8488-4017-5
www.absolutmedien.de 

www.fritz-bauer-institut.de/fritz-bauer-ausstellung.html

Ein Leben aufs neu
Das Robinson-Album.
DP-Lager: Juden auf deut-
schem Boden 1945–1948

 Nach Ende des Zweiten 
Weltkriegs fanden jüdische 

Überlebende der NS-Terrorherrschaft im 
Nachkriegsdeutschland Zufl ucht in soge-
nannten Displaced Persons (DP) Camps. Die 
Fotoausstellung porträtiert das tägliche Le-
ben und die Arbeit der Selbstverwaltung in 
dem in der amerikanischen Besatzungszone 
gelegenen DP-Lager Frankfurt-Zeilsheim. 

Der aus Polen stammende Ephraim 
Robinson hatte seine ganze Familie im Ho-
locaust verloren. Als DP kam er 1945 nach 
Frankfurt-Zeilsheim. Seinen Lebensunter-
halt im Lager verdiente er sich als freibe-
rufl icher Fotograf. In eindrücklichen Bildern 
hielt er fest, wie die geschundenen Men-
schen ihre Belange in die eigenen Hände 
nahmen, ihren Alltag gestalteten, »ein Leben 
aufs neu« wagten. Als Ephraim Robinson 
1958 in den USA verstarb – in die er zehn  
Jahre zuvor eingewandert war –, hinterließ 
er nicht nur viele hunderte Aufnahmen, son-
dern auch ein Album, das die Geschichte 
der jüdischen DPs in exemplarischer Weise 
erzählt. 

Über das vertraut erscheinende Medi-
um des Albums führt die Ausstellung in ein 
den meisten Menschen unbekanntes und von 
vielen verdrängtes Kapitel der deutschen 
und jüdischen Nachkriegsgeschichte ein: 
Fotografi en von Familienfeiern und Schul-
unterricht, Arbeit in den Werkstätten, Sport 
und Feste, Zeitungen und Theater, zionisti-
sche Vorbereitungen auf ein Leben in Paläs-
tina – Manifestationen eines »lebn afs nay«, 
das den Schrecken nicht vergessen macht.

Ausstellungsexponate
›  Albumseiten mit Texten (64 Rahmen, 40 x 49 cm) 
›  Porträtfotos (34 Rahmen, 40 x 49 cm)
›  Ergänzende Bilder (15 Rahmen, 40 x 49 cm)
›  Erklärungstafeln (13 Rahmen, 24 x 33 cm)
› Titel und Quellenangaben (7 Rahmen, 24 x 33 cm)

www.fritz-bauer-institut.de/ein-leben-aufs-neu.html

Die IG Farben und das 
KZ Buna/Monowitz
 Wirtschaft und Politik 
im Nationalsozialismus

 Das Konzentrationslager 
der IG Farbenindustrie AG 

in Auschwitz ist bis heute ein Symbol für die 
Kooperation zwischen Wirtschaft und Politik 
im Nationalsozialismus. Die komplexe Ge-
schichte dieser Kooperation, ihre Widersprü-
che, ihre Entwicklung und ihre Wirkung auf 
die Nachkriegszeit (die Prozesse und der bis 
in die Gegenwart währende Streit um die IG 
Farben in Liquidation), wird aus unterschied-
lichen Perspektiven dokumentiert. Struktu-
riert wird die Ausstellung durch Zitate aus der 
Literatur der Überlebenden, die zu den einzel-
nen Themen die Funktion der einführenden 
Texte übernehmen. Gezeigt werden Repro-
duktionen der Fotografi en, die von der SS an-
lässlich des Besuchs von Heinrich Himmler in 
Auschwitz am 17. und 18. Juli 1942 ange-
fertigt wurden. Die Bildebene erzählt also 
durchgängig die Tätergeschichte, der Blick 
auf die Fabrik und damit die Technik stehen 
im Vordergrund. Die Text ebene hingegen 
wird durch die Erzählung der Überlebenden 
bestimmt.

Die Ausstellung ist als Montage im 
fi lmischen Sinn angelegt. Der Betrachter 
sucht sich die Erzählung selbst aus den Ein-
zelstücken zusammen. Um diese Suche zu 
unterstützen, werden in Heftern Quellentex-
te angeboten, die eine vertiefende Lektüre 
ermöglichen. Dazu bietet das Fritz Bauer 
Institut einen Reader zur Vorbereitung auf 
die Ausstellung an.

Ausstellungsrealisation
Konzept: Gottfried Kößler; Recherche: Werner Renz; 
Gestaltung: Werner Lott
Unterstützt von der Conference on Jewish Material 
Claims Against Germany, New York.

Ausstellungsexponate
›  57 Rahmen (Format: 42 x 42 cm)
›  ein Lage plan des Lagers Buna/Monowitz
›  ein Lage plan der Stadt  Oświęcim

www.fritz-bauer-institut.de/ig-farben.html
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Fritz Bauer Institut, Werner Konitzer (Hrsg.)
Moralisierung des Rechts
Kontinuitäten und Diskontinuitäten nationalsozialisti-
scher Normativität 
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2014, 
248 S., € 29,90, EAN 99783593501680
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2014, Band 18 

Das Jahrbuch zur Geschichte und Wirkung des 
Holocaust erscheint mit freundlicher Unterstützung 
des Fördervereins Fritz Bauer Institut e.V. Mitglieder 
des Fördervereins können das aktuelle Jahrbuch zum 
reduzierten Preis von € 23,90 (inkl. Versandkosten) 
im Abonnement beziehen.

 

Wissenschaftliche Reihe

Ronny Loewy, Katharina Rauschenberger (Hrsg.)
»Der Letzte der Ungerechten«
Der Judenälteste Benjamin Murmelstein in Filmen 
1942–1975
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2011 
208 S., 30 Abb., € 24,90, EAN 978-3-593-39491-6
Wissenschaftliche Reihe, Band 19

Werner Renz (Hrsg.)
Interessen um Eichmann
Israelische Justiz, deutsche Strafverfolgung und alte 
Kameradschaften
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2012, 
332 S., € 34,90, EAN 9783593397504
Wissenschaftliche Reihe, Band 20

Katharina Stengel: Hermann Langbein
Ein Auschwitz-Überlebender in den erinnerungs-
politischen Konfl ikten der Nachkriegszeit
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2012, 
635 S., € 34,90, EAN 9783593397887
Wissenschaftliche Reihe, Band 21

Raphael Gross, Werner Renz (Hrsg.)
Der Frankfurter Auschwitz-Prozess (1963–1965)
Kommentierte Quellenedition
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2013, 
1.398 S., Hardcover, gebunden, Edition in zwei 
Teilbänden, € 78,–, EAN 9783593399607
Wissenschaftliche Reihe, Band 22

Jörg Osterloh, Harald Wixforth (Hrsg.)
Unternehmer und NS-Verbrechen
Wirtschaftseliten im »Dritten Reich« und in der 
Bundesrepublik Deutschland
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag 2014, 
416 S., € 34,90, EAN 9783593399799 
Wissenschaftliche Reihe, Band 23

 Das Fritz Bauer Institut ver-
öffentlicht mehrere Publika-

tionsreihen, darunter das Jahrbuch und die 
Wissenschaftliche Reihe, jeweils im Cam-
pus Verlag, und die Schriftenreihe, die in 
verschiedenen Verlagen erscheint. Daneben 
gibt es Publikationsreihen, die im Eigenver-
lag verlegt sind, darunter die Pädagogischen 
Materialien und die Reihe Konfrontationen. 
Video-Interviews, Ausstellungskataloge und 
andere Einzelveröffentlichungen ergänzen 
das Publikations-Portfolio des Instituts. 

Eine komplette Aufl istung aller bisher 
erschienenen Publikationen des Fritz Bau-
er Instituts fi nden Sie auf unserer Website:
www.fritz-bauer-institut.de

Bestellungen bitte an die
Karl Marx Buchhandlung GmbH 
Publikationsversand Fritz Bauer Institut
Jordanstraße 11, 60486 Frankfurt am Main 
Tel.: 069.778 807, Fax: 069.707 739 9
info@karl-marx-buchhandlung.de
www.karl-marx-buchhandlung.de

Liefer- und Zahlungsbedingungen
Lieferung auf Rechnung. Die Zahlung ist sofort fällig. 
Bei Sendungen innerhalb Deutschlands werden ab 
einem Bestellwert von € 50,– keine Versandkosten be-
rechnet. Unter einem Bestellwert von € 50,– betragen 
die Versandkosten pauschal € 3,– pro Sendung. Für 
Lieferungen ins Ausland (Land-/Seeweg) werden Ver-
sandkosten von € 5,– pro Kilogramm Versandgewicht 
in Rechnung gestellt. Besteller aus dem Ausland erhal-
ten eine Vorausrechnung (bei Zahlungseingang wird 
das Paket versendet).

Publikationen
des Fritz Bauer Instituts

Jahrbuch zur Geschichte 
und Wirkung des Holocaust

Werner Konitzer und Raphael Gross (Hrsg.)
Moralität des Bösen
Ethik und nationalsozialistische Verbrechen
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2009, 
272 S., € 29,90, EAN 978-3-59339021-5; 
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2009, Band 13

Ulrich Wyrwa (Hrsg.)
Einspruch und Abwehr
Die Reaktion des europäischen Judentums auf die 
Entstehung des Antisemitismus (1879–1914)
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2010, 
372 S., € 29,90, EAN 978-3-593-39278-3; 
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2010, Band 14

Liliane Weissberg (Hrsg.)
Affi nität wider Willen? 
Hannah Arendt, Theodor W. Adorno und die 
Frankfurter Schule
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2011
236 S., 18 Abb., € 24,90, EAN 978-3-593-39490-9;
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2011, Band 15

Fritz Bauer Institut, Sybille Steinbacher (Hrsg.)
Holocaust und Völkermorde
Die Reichweite des Vergleichs
Campus Verlag, Frankfurt am Main/New York, 2012, 
248 S., € 24,90, EAN 9783593397481
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2012, Band 16

Fritz Bauer Institut, Katharina Rauschenberger (Hrsg.)
Rückkehr in Feindesland? 
Fritz Bauer in der deutsch-jüdischen 
Nachkriegsgeschichte
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2013, 
240 S., € 29,90, EAN 9783593399805
Jahrbuch des Fritz Bauer Instituts 2013, Band 17

Katharina Rauschenberger, Werner Renz (Hrsg.)
Henry Ormond – Anwalt der Opfer
Plädoyers in NS-Prozessen
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2015,
ca. 360 S., ca. 20 Abb., € 34,90
EAN 978-3-593-50282-3
Wissenschaftliche Reihe, Band 24

 

Schriftenreihe

Irmtrud Wojak
Fritz Bauer 1903–1968 Eine Biographie
Verlag C. H. Beck, München, 2009, 24 Abb., 638 S., 
€ 34,–, ISBN 978-3-406-58154-0; 
Schriftenreihe, Band 23 

Raphael Gross 
Anständig geblieben  
Nationalsozialistische Moral
Frankfurt am Main: S. Fischer Verlag, 2010, 288 S., 
€ 19,95, ISBN 978-3-10-028713-7; 
Schriftenreihe, Band 26

Monika Boll und Raphael Gross (Hrsg.)
»Ich staune, dass Sie in dieser Luft atmen können«
Jüdische Intellektuelle in Deutschland nach 1945 
Fischer Taschenbuch, Frankfurt am Main, 2013, 
384 S., € 14,99, ISBN: 978-3-596-18909-0
Schriftenreihe, Band 28 

Fritz Backhaus, Dmitrij Belkin 
und Raphael Gross (Hrsg.): 
Bild dir dein Volk!
Axel Springer und die Juden
Göttingen: Wallstein Verlag, 2012, 224 S., 64 überw. 
farb. Abb., € 19,90, ISBN: 978-3-8353-1081-0 
Schriftenreihe, Band 29

Raphael Gross 
November 1938
Die Katastrophe vor der Katastrophe
München: Verlag C. H. Beck, 2013, 128 S., € 8,95
Beck`sche Reihe: bsr – C.H. Beck Wissen; 2782
ISBN 978-3-406-65470-1; Schriftenreihe, Band 31
Eine Publikation des Leo Baeck Institute London

Fritz Backhaus, Monika Boll, Raphael Gross (Hrsg.)
Fritz Bauer. Der Staatsanwalt
NS-Verbrechen vor Gericht
Begleitband zur Ausstellung des Fritz Bauer Instituts 
und des Jüdischen Museums Frankfurt am Main, in 
Kooperation mit dem Thüringer Justizministerium 
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2014,
300 S., zahlr. Abb., € 29,90
ISBN: 978-3-5935-0105-5; Schriftenreihe, Band 32

Martin Liepach, Wolfgang Geiger: 
Fragen an die jüdische Geschichte
Darstellungen und didaktische Herausforderungen
Schwalbach/Ts.: Wochenschau-Verlag, 2014,
Reihe Geschichte unterrichten, 192 S., € 19,80
ISBN: 978-3-7344-0020-9, Schriftenreihe, Band 33

 

Pädagogische Materialien
des Pädagogisches Zentrums des Fritz Bauer 
Instituts und des Jüdischen Museums Frankfurt

Mirjam Thulin 
Von Frankfurt nach Tel Aviv
Die Geschichte der Erna Goldmann
Materialheft zum Filmporträt
Redaktion: Gottfried Kößler und Manfred Levy
Frankfurt am Main, 2012, 48 S., € 5,–
ISBN 978-3-932883-34-7
Pädagogische Materialien Nr. 01

Wolfgang Geiger, Martin Liepach, Thomas Lange (Hrsg.)
 Verfolgung, Flucht, Widerstand und Hilfe 
außerhalb Europas im Zweiten Weltkrieg
Unterrichtsmaterialien zum Ausstellungsprojekt 
»Die Dritte Welt im Zweiten Weltkrieg« 
Frankfurt am Main, 2013, 76 S., € 7,–
ISBN 978-3-932883-35-4 
Pädagogische Materialien Nr. 02

 

Reihe »Konfrontationen«
Bausteine für die pädagogische Annäherung 
an Geschichte und Wirkung des Holocaust

Gottfried Kößler, Petra Mumme 
Identität / Konfrontationen Heft 1
Frankfurt am Main, 2000, 56 S., ISBN 3-932883-25-X

Jacqueline Giere, Gottfried Kößler 
Gruppe / Konfrontationen Heft 2
Frankfurt am Main, 2001, 56 S., ISBN 3-932883-26-8

Heike Deckert-Peaceman, Uta George, Petra Mumme
Ausschluss / Konfrontationen Heft 3
Frankfurt am Main, 2003, 80 S., ISBN 3-932883-27-6 

Uta Knolle-Tiesler, Gottfried Kößler, Oliver Tauke 
Ghetto / Konfrontationen Heft 4
Frankfurt am Main, 2002, 88 S., ISBN 3-932883-28-4 

Verena Haug, Uta Knolle-Tiesler, Gottfried Kößler
Deportationen / Konfrontationen Heft 5
Frankfurt am Main, 2003, 64 S., ISBN 3-932883-24-1 

Jacqueline Giere, Tanja Schmidhofer
Todesmärsche und Befreiung / Konfrontationen Heft 6
Frankfurt am Main, 2003, 56 S., ISBN 3-932883-29-2

Alle Hefte der »Konfrontationen«-Reihe sind zum 
Preis von € 7,60 (ab 10 Hefte € 5,10) erhältlich. 

 

Sonstige Veröffentlichungen

Kersten Brandt, Hanno Loewy, Krystyna Oleksy (Hrsg.)
Vor der Auslöschung… 
Fotografi en gefunden in Auschwitz
Hrsg. im Auftrag des Staatlichen Museums Au schwitz- 
Birkenau. Gina Kehayoff Verlag, München, 2001, 
2. überarb. Aufl ., Bildband, 492 S., ca. 2.400 Farbabb. 
und Textband, 158 S., € 124,95; ISBN 3-934296-13-0 

Hrsg. von Irmtrud Wojak 
im Auftrag des Fritz Bauer Instituts
Auschwitz-Prozess 4 Ks 2/63 Frankfurt am Main
Katalog zur gleichnamigen historisch-dokumentari-
schen Ausstellung des Fritz Bauer Instituts
Snoeck Verlag, Köln, 2004, 872 S., 100 farb. und 
800 s/w Abb., € 49,80, ISBN 3-936859-08

Fritz Bauer Institut und Staatliches Museum 
Auschwitz- Birkenau (Hrsg.): 
Der Auschwitz-Prozess
Tonbandmitschnitte, Protokolle und Dokumente
DVD-ROM, ca. 80.000 S., Directmedia Verlag, 
Berlin, 2004, Digitale Bibliothek, Band 101, € 45,–
ISBN 978-3-89853-801-5. 
Eine Neuaufl age der DVD ist für € 10,– (zzgl. Versand) 
zu beziehen bei Versand-AS, Berlin: www.versand-as.de

Dmitrij Belkin, Raphael Gross (Hrsg.)
Ausgerechnet Deutschland! 
Jüdisch-russische Einwanderung in die Bundesrepublik
Essayband zur Ausstellung des Jüdischen Museums 
Frankfurt. Nicolaische Verlagsbuchhandlung, Berlin, 
2010, 192 S., 100 farb. Abb., € 24,95, 
ISBN 978-3-89479-583-2

Fritz Backhaus, Liliane Weissberg, 
Raphael Gross (Hrsg.)
Juden. Geld. Eine Vorstellung
Katalog zur gleichnamigen Ausstellung des Jüdischen 
Museums Frankfurt und des Fritz Bauer Instituts. 
Frankfurt am Main, New York: Campus Verlag, 2013, 
436 S., zahlr. Abb., € 19,90
ISBN 978-3-59339-923-2

Publikationen
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Fördern Sie 
mit uns 

das Nachdenken 
über den 

Holocaust

Fünfzig Jahre nach der Befreiung vom Nationalsozialismus ist am 13. 
Januar 1995 in Frankfurt am Main die Stiftung »Fritz Bauer Institut, 
Studien- und Dokumentationszentrum zur Geschichte und Wirkung 
des Holocaust« gegründet worden – ein Ort der Ausein-andersetzung 
unserer Gesellschaft mit der Geschichte des Holocaust und seinen 
Auswirkungen bis in die Gegenwart. Das Institut trägt den Namen 
Fritz Bauers, des ehemaligen hessischen Generalstaatsanwalts und 
Initiators des Auschwitz-Prozesses 1963 bis 1965 in Frankfurt am 
Main.

Aufgaben des Fördervereins
Der Förderverein ist im Januar 1993 in Frankfurt am Main gegrün-
det worden. Er unterstützt die wissenschaftliche, pädagogische und 
dokumentarische Arbeit des Fritz Bauer Instituts und hat durch das 
ideelle und fi nanzielle Engagement seiner Mitglieder und zahlreicher 
Spender wesentlich zur Gründung der Stiftung beigetragen. Der 
Verein sammelt Spenden für die laufende Arbeit des Instituts und 
die Erweiterung des Stiftungsvermögens. Er vermittelt einer breiten 
Öffentlichkeit die Erkenntnisse, die das Institut im universitären Raum 
mit hohen wissenschaftlichen Standards erarbeitet hat. Er schafft 
neue Kontakte und stößt gesellschaftliche Debatten an. 
Für die Zukunft gilt es – gerade auch bei zunehmend knapper wer-
denden öffentlichen Mitteln –, die Projekte und den Ausbau des 
Fritz Bauer Instituts weiter zu fördern, seinen Bestand langfristig 
zu sichern und seine Unabhängigkeit zu wahren. 

Jahrbuch zur Geschichte und Wirkung des Holocaust
Seit 1996 erscheint das vom Fritz Bauer Institut herausgegebene 
Jahrbuch zur Geschichte und Wirkung des Holocaust im Campus 
Verlag. In ihm werden herausragende Forschungsergebnisse, Reden 
und Kongressbeiträge zur Geschichte und Wirkungsgeschichte des 
Holocaust versammelt, welche die internationale Diskussion über 
Ursachen und Folgen der nationalsozialistischen Massenverbrechen 
refl ektieren und bereichern sollen. 
Mitglieder des Fördervereins können das Jahrbuch des Fritz Bauer 
Instituts zum Vorzugspreis im Abonnement beziehen.

Vorstand des Fördervereins
Jutta Ebeling (Vorsitzende), Brigitte Tilmann (stellvertretende Vor-
sitzende), Gundi Mohr (Schatzmeisterin), Prof. Dr. Eike Hennig 
(Schriftführer), Beate Bermanseder, Dr. Rachel Heuberger, Herbert 
Mai, Klaus Schilling, David Schnell (Beisitzer/innen)
 
Fördern Sie mit uns das Nachdenken über den Holocaust
Der Förderverein ist eine tragende Säule des Fritz Bauer Instituts. 
Ein mitgliederstarker Förderverein setzt ein deutliches Signal bürger-
schaftlichen Engagements, gewinnt an politischem Gewicht im Stif-
tungsrat und kann die Interessen des Instituts wirkungsvoll vertreten. 
Zu den zahlreichen Mitgliedern aus dem In- und Ausland gehören 
engagierte Bürgerinnen und Bürger, bekannte Persönlichkeiten des 
öffentlichen Lebens, aber auch Verbände, Vereine, Institutionen und 
Unternehmen sowie zahlreiche Landkreise, Städte und Gemeinden.

Werden Sie Mitglied!
Jährlicher Mindestbeitrag: € 60,– / ermäßigt: € 30,–
Unterstützen Sie unsere Arbeit durch eine Spende!
Frankfurter Sparkasse, SWIFT/BIC: HELADEF1822
IBAN: DE43 5005 0201 0000 3194 67
Werben Sie neue Mitglieder!
Informieren Sie Ihre Bekannten, Freunde und Kollegen über die 
Möglichkeit, sich im Förderverein zu engagieren. Gerne senden wir 
Ihnen weitere Unterlagen mit Informationsmaterial zur Fördermit-
gliedschaft und zur Arbeit des Fritz Bauer Instituts zu.

Förderverein
Fritz Bauer Institut e.V.
Norbert-Wollheim-Platz 1
60323 Frankfurt am Main
Telefon: +49 (0)69.798 322-39
Telefax: +49 (0)69.798 322-41
verein@fritz-bauer-institut.de
www.fritz-bauer-institut.de

Generalstaatsanwalt Fritz Bauer
Foto: Schindler-Foto-Report



ROSA FAVA
Die Neuausrichtung der 
Erziehung nach Auschwitz in der 
Einwanderungsgesellschaft
Eine rassismuskritische Diskursanalyse

ISBN: 978-3-86331-202-2
397 Seiten · 24,– €

Der erziehungswissenschaftliche Diskurs geht 
meist davon aus, dass Lernen über den Natio-
nalsozialismus neu konzipiert werden müsse,
um „die Migrantenkinder“ zu erreichen und 
ihnen die Rolle des Holocaust zu vermitteln. 
Dahinter stehen quasi selbstverständliche An-
nahmen, u. a., dass es eine deutsche Art und 
Weise des Lernens über den NS gebe. Doch
dabei werden Migranten primär als Gegen-
bild zu Deutschen konzipiert.

ANGELIKA BENZ 
Handlanger der SS
Die Rolle der Trawniki-Männer im Holocaust

ISBN: 978-3-86331-203-9
ca. 310 Seiten · 24,– €

„Trawnikis“ gehörten zu den „fremdvölki-
schen“ Hilfstruppen im Dienst des NS-Re-
gimes. Die überwiegend unter sowjetischen 
Kriegsgefangenen rekrutierten und im SS-
Ausbildungslager Trawniki instruierten 
Männer hatten maßgeblich Anteil an der 
Umsetzung der „Aktion Reinhardt“. Meist 
pauschal als „Hilfswillige“ bezeichnet, han-
delte es sich tatsächlich um eine sehr hetero-
gene Gruppe. Die Studie diskutiert erstmals 
ihre Rolle als Werkzeug der SS, ihre Motive
und Handlungsräume.

MICHAEL KRAUS
Tagebuch 1942–1945
Aufzeichnungen eines Fünfzehnjährigen

aus dem Holocaust

ISBN: 978-3-86331-236-7
ca. 144 Seiten · 19,– €

Im Alter von 12 Jahren wird Michael Kraus
mit seinen Eltern Ende 1942 aus dem „Pro-
tektorat Böhmen und Mähren“ in das Ghetto 
Theresienstadt verschleppt. Ein Jahr später 
wird die Familie nach Auschwitz-Birkenau
deportiert. Der Vater wird in der Gaskammer 
ermordet, die Mutter stirbt im KZ Stutthof. 
Michael war „Läufer“ in Birkenau. Das rettet 
sein Leben. Sein Rückblick auf zweieinhalb 
Jahre NS-Terror, in den Jahren 1945 bis 1947
verfasst, besticht durch Authentizität.

INTERNATIONAL
HOLOCAUST REMEMBRANCE 
Alliance (Ed.)

Killing Sites
Research and Remembrance

ISBN: 978-3-86331-233-6
234 Seiten · 16,– €

More than 2,000,000 Jews were killed by 
shooting during the Holocaust at several 
thousand mass killing sites across Europe.
The International Holocaust Remembrance 
Alliance (IHRA) aims to raise awareness of 
this important aspect of the Holocaust. This 
publication is the first relatively comprehen-
sive and up-to-date anthology on the topic 
that reflects both the research and the field-
work on the killing sites.

HANS COPPI · 
KAMIL MAJCHRZAK (Hrsg.)

Das Konzentrationslager 
und Zuchthaus Sonnenburg
ISBN: 978-3-86331-227-5
239 Seiten · 19,– €

Als eine der größten frühen Folter- und Haft-
stätten im Deutschen Reich wurde das KZ 
Sonnenburg im April 1933 eingerichtet. Nach 
der Auflösung des KZ im Frühjahr 1934
fungierte die Anstalt als Zuchthaus. Von 1942 
bis 1944 waren hier über 1500 Nacht-und-
Nebel-Gefangene inhaftiert. Vom 30. auf den 
31. Januar 1945 erschoss die SS 819 Häftlinge. 
Erstmals widmet sich eine Publikation der
weithin unbekannten Geschichte dieses Haft-
ortes von 1933 bis 1945. 

DETLEF GARBE 
Neuengamme im
System der Konzentrationslager
Studien zur Ereignis- und Rezeptionsgeschichte

ISBN: 978-3-86331-220-6
517 Seiten · 24,– €

Das 1938 errichtete KZ Neuengamme wurde 
im Zweiten Weltkrieg mit 86 Außenlagern 
und über 100 000 Häftlingen zum größten 
KZ in Nordwestdeutschland. Bei der Befrei-
ung war es das einzige KZ-Hauptlager, das 
vollständig von Häftlingen geräumt war. Die
Spuren der dort verübten Verbrechen waren
weitgehend verwischt. Dies und die 55-jäh-
rige Nachnutzung als Gefängnis ließen das 
KZ Neuengamme bis in die 1980er-Jahre
nahezu in Vergessenheit geraten.

JOHANNES HEIL · 
ANNETTE WEBER (Hrsg.)

Ersessene Kunst –
Der Fall Gurlitt
ISBN: 978-3-86331-229-9
240 Seiten · 19,– €

Der Fall Gurlitt war über den Skandal hinaus
auch Symptom für den Umgang mit den 
Folgen des NS-Kunstraubs. Die Beiträge des 
Bandes erhellen die Geschichte der Samm-
lung Gurlitt und befassen sich mit Kunsthan-
del und Museumspraxis vor und nach 1945.
Sie verhandeln rechtliche und ethische Di-
mensionen des „Schwabinger Kunstfundes“,
seine Bedeutung für die Provenienzforschung
und die Restituierungspraxis im Kontext des 
deutschen und internationalen Rechts.

WINFRIED MEYER
Klatt
Hitlers jüdischer Meisteragent gegen Stalin: Über-

lebenskunst in Holocaust und Geheimdienstkrieg

ISBN: 978-3-86331-201-5
1287 Seiten · 49,90 €

Im „Russland-Feldzug“ bezog der Generalstab 
des deutschen Heeres die meisten Informa-
tionen von einem Agenten, den die Abwehr
„den Juden Klatt“ nannte. Richard Kauder 
arbeitete als V-Mann für den militärischen 
NS-Geheimdienst, um sich und seine Mut-
ter zu schützen. Die Studie schildert seinen
Lebensweg bis in die Zeit des Kalten Krieges
auf der Basis unterschiedlicher Geheimdienst-
akten. Geklärt wird u.  a. die Herkunft von 
Klatts legendären „Max“-Meldungen.
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